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Vorwort. 



Die systematische Darstellung und der Umfang der 
vorliegenden Arbeit bedürfen einer Rechtfertigung,. Die 
Kritik im einzelnen und im allgemeinen würde ihrer Grund- 
lage entbehren, wenn sie nicht auf einem möglichst erschö- 
pfenden Material fussen könnte. Letzteres musste zum 
ersten Male gesammelt und sondiert werden; hiezu wurde 
dasjenige einbezogen, was aus dem eidgenössischen und kan- 
tonalen Staats- und Gerichtsverfassungsrechte und dem ma- 
teriellen und formellen Strafrechte des Bundes und der 
Kantone für die bürgerliche und militärische Eechtspflege 
mit der Jurv in direktem und indirektem Zusammenhange 
steht. Deshalb weist däs/Quellenr^llegister ca.. 50.0 Gesetze, 
Dekrete etc. auf ; von den Entwürfen wurden die neuesten 
(Waadt 1900, Zürich 1901) beachtet. Dagegen ist es un- 
nötig (wenn es überhaupt möglich ist), auch die Ldtteratur 
des Auslandes bei den nach Tausenden zählenden Abhand- 
lungen eingehender zu beriicksichtigen, soweit sie sich nicht 
auf die Schweiz oder grundlegend auf die Jury überhaupt 
bezieht. — Eine ausführlichere geschichtliche Darstellung 
der Beratung bei der Einführung des Schwurgerichts ist nur 
geboten für den Bund und die ersten und den letzten der 
Jury-Kantone; von 1848 an 'wnirden hiebe! pro et contra die 
stereotjTpen Argumente vorgebracht 

In Bezug auf die systematisclie Darstellung selbst kön- 
nen die Ansichten divergieren. Die analytisch-vergleichende 
Methode eignete sich auf diesem Gebiete des formellen 
Eechts weniger als beim materiellen; sie gewährt zwar ver- 
mittelst einer Konzentration differenzierter Eesultate eine 
materielle Gruppierung und dadurch eine unmittelbarers 
Einsicht in die Struktur des Verfahrens. Allein die Ver- 
sehiedenartigkeit in der Revision der kantonalen Kodifika- 
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tionen würde unter Wahrung den geschichtlichen Gesichts- 
punktes 3 — i parallele Gänge erfordern. Wir wählten des- 
halb die (synthetisch) monographische Darstellung für den 
Bund tind die einzelnen Kantone, die trotz des Nachteiles 
schematischer Wiederholungen^) eine Einsicht in die Verfah- 
ren bietet. Diese Methode genügt zwei wissenschafthchen 
Ki-iterien und bietet einen bedeutenden praktischen Vorteil. 
Einmal gewährt sie bei dem Bunde imd den Kantonen den 
Einblick in die rechtsgeschichtlich bedeutsame Entwicklung 
der Korrektianalisierung'^) der schwurgerichtlichen Jurisdik- 
tion, einschliesslich der successive nachgeahmten Einfüh- 
rung des Autoyerdikts: Ferner ermöglicht die monographi- 
sche Methode mit der synthetischen Darstellung einerseits 
die Nachahmung des französischen und englisch-schottisch- 
nordamerikanischen Eechtes nachzuweisen und andererseits 



') Die Behandlung des geltenden Hechts mit retroBpektiven 
Verweisungen könnte dem angegebenen Zweck nicht Genüge leisten/ 
wie folgende l»eispicle zeigen. Den ersten Jury-Kantonen Genf und 
Waadt wurden unverändert gebliebene Organisationsg^setze nachge- 
bildet, während jene selbst durch spätere Revisionen diese Spuren 
wieder verwischten. Auch das l. eidg. Organisationsgesetz von 184t) 
zeigte seinen Einfluss in manchen Kantonen, welcher durch Darstel- 
lung des 3. eidg. Organisationsgesetzes aUein nicht ersichtlich würde. 
Freiburg übersetzte. 1850 das Hauptverfahren sozusagen wörtlich au« 
dem Bemer Strafprozesse von 1850, letzterer blieb jedoch mit den 
1853 vorgenommenen unwesentlichen Veränderungen bestehen, das 
erstere indessen wurde 1873 revidiert. Das Geschwörnengerichtsge- 
setz Thurgaus von 1852 und 1S63 und die Strafprozessordnung Aar- 
gaus von 1858/63 sind Kopien des Bundes-Strafprozesses und des 
Zürcher Strafprozesses von 1852; Zürich selbst aber revidierte 186C 
und 1874/80, sodass durch eine vergleichende Analyse des geltenden 
Rechts die Aufdeckung jener Nachbildung verloren ginge. 

Die ansschliessliche Dai*stellung des geltenden Hechts, nach 
Materien gruppiert, hätte nur dann seine Rechtfei-tigung, wenn es 
sich darum handelte, darauf (wiei beim materieUen Zivil^ und Straf • 
rechte) die Bechtsvercinheitlichung für ein schweizerisches Schwur- 
gterichts:Proze3sreoht aiifztibauen. Dieeei* Grund fälH jedoch nach 
unserer offen zu gestehenden Ansicht dahin; wir hoffen, dass diese 
Einsicht durch unsere Geschichte und Kritik des Schwurgerichts- 
Yerfahiens auch 4la bewirkt werde, wo sie 'sidi bisher gar nicht 
oder nur zagend äussei*te. 

^) Strfeng genomimen sollte nach der positiven Seite von Krimi* 
tialisicfung gesprochen werden; wir behalten jedoch wegen der Über- 
einstimmung mit der ausländischen Litteratur .die negativ statuie- 
rende (bclgiscli-französische) Terminologie bei. 
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zu zeigen, wie einzelne Kantone die Organisation der Jury 
und das schwurgerichtliche Verfahren in weitgehendem 
Masse kompilatorisch kopiert haben. Dies im einzelnen auf- 
zudecken, hat folgende praktische Bedeutung. Zur Zeit der 
EinftUirung der Jury waren die Kantone eifersüchtig auf 
ihre Souveränetät; statt ein einheitliches Prozessrecht anzu- 
streben, schufen sie deshalb eine ganze Musterkarte. Ob- 
schon speziell bei den Jury-Kantonen gegenseitig weitge- 
hende Anleihen gemacht wurden, entstand nur zu bald der 
Wahn ihrer Originalität, des angestammten Rechtes. Und 
heute bekennen sich ihrer viele zum Dogma altüberlieferter, 
richterlicher Institute; ganze Volksschichten halten die 
Schwurgerichte für autochthone Institutionen, die mit cler 
topologischen, ethnographischen und kulturellen Indivi- 
dualität der einzelnen Kantonalstaaten verwachsen * seien. 
Diese idola tribus zu dämmen und zu bannen, ist auch eine 
Pionierarbeit auf dem Wege zur Vereinheitlichung des ma- 
teriellen und formellen Zivil- und St^af rechts^). 

') An dieser Stelle sei den kantonalen Staatskanzleien (beson- 
ders Solotbum) für ihre Dienste der Bank ausgesprochen^ ebenso 
den kantonalen Justizdirektionen und Archivaren etc, 
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Einleitung. 

Die Rechtseutwicklung in den schweizerischen Kanto- 
nen weist manche der Schweiz eigentümliche Eechtsinsti- 
tute nnd politische Institutionen auf. Hat die Jury in ihrem 
Prjnizip durchaus einen echt demokratischen Charakter — 
Feuerbach dagegen spricht von ihr als einer Justizaristokra- 
tie (1)^) — so könnte sie als ein Seitenstiick zu den admini- 
strativen und legislativen demokratischen Institutionen auf- 
gefasst werden. Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, 
müsste das Geschwomeninstitut am ehesten in denjenigen 
Kantonen bestanden haben, bei welchen die Demokratie seit 
Jahrhunderten als Staatsprinzip galt. Allein diese politische 
Kongruenz ist nicht vorhanden: es ist eine auffallende That- 
sache, dass gerade diejenigen Stände, welche seit ihrer 
Gründung reine Demokratien geblieben sind — die Lands- 
gemeinde-Kantone — , die Juiy nicht eingeführt haben. 
Dieselbe ist denn auch kein nationalschweizerisches Produkt 
der Rechtsentwicklung; der schweizerischen Eechtsge- 
schichte fällt das Problem nicht zu, an der Oenesis der Jury 
mitzuarbeiten. 

Ausser Grossbritannien, ihrem Stanmdande, ist die 
Jury mehr ein politisches als ein richterliches Institut ge- 
worden. Fremdländischen Ursprunges, fand sie am Ende 
des 18. und in der Mitte des 19. Jahrhunderts Eingang in 
die Schweiz. Diese beiden Epochen liefern die Lösung eines 
»spekulativen Erklänmgsversuches«, welches »die kulturge- 

^) A. Feuerbacli^ Betrachtungen über das Geschwomengericht 
1813 S. 101 — ... .Werden »nur die Wohlhabenden und Kelchen zu 
Ckschwomen bestellt^ so ist in den Gerichten bloss die Aristokratie 
der Würde mit der Aristokratie des Vermögens vertauscht, die er- 
träglichere, mildere mit der weit gehässigeren, drückenden«... (S. 
103) — der Justizplutokratie nach Feuerbachscher Terminologie. 
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schichtliche Atmosphäre war, als deren rechtlicher Nieder- 
schlag das Geschwomengericht sich darstellt«^). In den 
Neunziger Jahren des 18. und in den Vierziger Jahren des 
19. Jahrhunderts gingen die Wogen der politischen TJm- 
wälziingen so hoch, dass ein Überschlag ihrer Wellen die 
Jury auch in die Schweiz verschlug. In Deutschland war 
um 184:8 der Xampf um die Einführung des Geschwomen- 
gerichts eine Hauptforderung der politischen Bewegung; 
derselbe fand auch seinen Ausdruck in der Gruppierung der 
Erscheinungsdaten der Mehrzahl der wichtigsten Arbeiten 
über die Jury um den Zeitpunkt des Bevolutionffjahres 
1848*). In der Schweiz war die Kontroverse der Einfüh- 
rung weniger leidenschaftlich. Viele Kantone besassen in 
der periodischen Volkswahl der ständigen, gemischten Ge- 
richte eine Organisation, welche die Jury an demokratischer 
Tendenz noch übertrifft. 

In der ersten Epoche hatte Oenf unter französischer 
Inspiration und infolge vorausgegangener Parteikämpfe den 
Versuch der Einführung der Jury unternommen. Nach we- 
niger als zwanzigjähriger Funktion — wovon 13 Jahre unter 
Zugehörigkeit Frankreichs — folgte ein Zeitraum von zirka 
30 Jahren, in welchem die Jury abgeschafft war. Ihre 
Wiederaufnahme in Oenf und ihre Einfuhrung im Kanton 
Waadi erfolgte nach langem Bemühen ihrer Anhänger um 
die Mitte der Vierziger Jahre. 

Einen Markstein in der Geschichte des Schwurgerichts- 
Verfahrens in der Schweiz bildete dessen Aufnahme 1) in 
die bürgerliche Sirafrechtspflege des Bundes nach vorausge- 
gangener konstitutioneller Garantie in der Bundesverfas- 
sung von 1848*) und 2) als richterliches Institut für die mi- 
litärische Strafrechtspflege im Bunde und sämtlichen Kan- 
tonen^). Unter diesem Impulse und zum Teil unter dok- 
trineller Einwirkung*) der englischen Jury ging eine TTm- 



') n. Brunner, die Entstehung der Schwurgerichte, S. 10. 

*) id., S. 8. 

*) Art. 94 und 104. — Bundesgesetz über die Bundes-Straf- 
rechtspflege v. 27 Aug. 1851. 

*) Bundesgesetz über die Strafrechtspflege bei den eidg. Trup- 
pen v. 27. Aug. 1851. 

*) Vergl. die Arbeiten v. Mittennaier, Rüttima/nnt Orelli u. a. 
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bildimg der kantonalen Gerichtsorganisation vor sich, indem 
ausser Oenf und Waadt mehrere Kantone im Verlaufe von 
10 Jahren die Jwry einführten: Bern, Freiburg, Thurgau, 
Züridi, T essin (1856 — 1883), Aargau, Neuenbürg, Solo- 
thnrn^), 

*) Eine Geschichte und Kritik des Schwurgerichts- Verfahrens 
in der Schweiz ist bisher nicht verfasat worden. Mittermaiers Er- 
fahrungen über die Wirksamkeit der Schwurgerichte in Europa und 
Amerika 1805, geben (S. 491 — 556) nur eine summarische Darstel- 
lung der Schweiz. Jury-Gesetzgebung (von 1848 — 63), die unvolU 
ständig und antiquiert ist. Vergl. ferner H. Escher, Versuch über 
die Zweckmässigkeit und Möglichkeit der Wiederherstellung der 
Volksgerichte in der Schweiz nach den Verhältnissen und Anforde- 
rungen unserer Zeit 1838; Mittermader, Die Mündlichkeit, das An- 
klageprinzip, die Öffentlichkeit und das Geschworuengericht 1845; 
A.Wesseh Sur le jury criminel 184ß (Dissert.) ;. Höchster^ Lehrbuch 
des französischen Strafprozesses (incl. Spezialgesetzgebung von Bern) 
1850; Massö, Guide annot6 pour les d^bats criminels et correction- 
Hels avec le concours du Jury 1850; J. Rüttimann, Die Zürcher 
Gesetze betr. die Organisation der Kechtspflege und das Strafver- 
fahren (Schwurgericht) 1853; J, H. Hot«, Leitfaden für Geschwome 
1853; Massig Observations sur la position des questions du jury 
en mati^re criminelle Genöve 1856; Verhandlungen des Schweiz, 
Juristentages 1863 (3. Frage: Was sind die gesetzlichen Bestimmun- 
gen in denjenigen Kantonen, welche Geschwornengerichte haben, 
in Betreff der an die Geschwornen zu richtenden Fragen t Wiefern 
bedürfen dieselben einer Revision ? Wiefern wäre eine Stellung sol- 
cher Fragen auch auf stfindige Gerichte anwendbar ? — Zeitschr. 
f. Schweiz. Recht, 12. Bd. 1864) und 1881 (Wert der Institution des 
Schwurgerichts in Strafsachen nach den Erfahrungen in den schwei- 
zerischen Kantonen — Verhandlungen S. 3^—55, 96 — 110; Zeitschr. 
f, Schweiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. Bd. S. 259-— 275, 401 
bis 415). Oh. Kar eher, I.e jury consid^r6 dans Tadministration de 
la justice pönale 1878 (thöse) ; G. Leloir, Etüde sur le jury correc- 
' tlonnel dans les cantons de la Suisse romande ; Bulletin de la Soci6t$ 
de Ißgislation compar^e, 17. Bd. (1888) p. 547— -690; R. Kocher, Die 
Strafgerichts • Organisation und Strafprozess - Gesetzgebung der 
Schweiz, Sammlung Schweiz. Gesetze No. 25 — 30 (1894) mit ver- 
gleichenden Artikel-Oitaten (S. 222, 223) der geltenden, kantonalen 
Strafprozessordnungen (Tessin fehlt jedoch »weil dessen G^esetze 
nicht erhältlich zu machen waren« ; Freiburg ist weggelassen) ; F. 
öineste, Essai sur l'histoire et Torganisation du jury criminel en 
France et dans les ^tats modernes 1896, p. 295 — 300 (Solothum gilt 
dabei als Kanton ohne Jury; dagegen Tessin noch als solcher mit 
•Jury, ebenso bei Leloir ! ) . In Bezug auf die reichhaltige in- und 
ausländische Zeitschriften-Litteratur verweisen wir auf die einzel* 
nen Abschnitt«. 
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Das Schwurgerichts-Verfahren 
in der Schweiz vor 1848 (bezw. 1851). 
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1. Genf. 

a) Die Anklage-, Urteils- und Rekurs-Jury 1t94— 1796. 

Die Republik 'Genf; im 18. Jahrhundert durch heftige 
Ellassen- und Parteikämpfe zerrissen, war gegen daß Ende 
des 18. Jahrhunderts^) ein fast getreues- Spiegelbild ihrer 
Schwester?tadt^) an der Seine. Sie hatte nach- dem Vorbilde 
von Paris ihr Revolutionszeitalter: Bevolution und Gegeij- 
revolution, l^ationalversammlung, Ausschüsse, Terrorismuö 
der Clubs, Masseneinkerkening, Schreckensherrschaft^ Rer 
volutionsfljericht, kurz die Anarchie der französischen 
Hauptstadt. Kein Wunder also, wenn beim Überfliessen 
des Urquells (der konstituierenden N'ationalversammlung in 
Paris) die »Emanationfc so weit fortschreiten konnte, dass 
ihr » Ausstrahlen « sich bis nach Genf erstreckte; Ihre 
Ideen fanden da einen fruchtbaren. Boden; ja, die tempera;- 
raentvollen, gelehrigen Genfer brachten es. ohne moderne 
Verkehrsmittel fertig, die berühmte Erklänmg der Rechte 
und Pflichten der Menschen noch vor der französischen Na- 
tionalversammlung feierlich — )>söus les aüspice« de TEtre- 
Supreme« — als Staatsmaxirae zu erlassen: . . .»non comme 

^) Vergl. K. Monnard, Schwewerbilder aus der Grescliiclite des 
m. Jahrhunderts, S. 145 — 162. 

-) Dies zeigte sich sogar in der Verurteilung und Ehrung ihres 
eigenen Bdrgcra Kousseau. (Verbrennung seines »Cpiitrat« jsocial 
und x>Emilec( durch Henkershand; Ehrung (öffentliches Denkmal) 
durch 6 Edikte v. 12. Dez. -1792 bis 15. Mar« 1705);- 
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une Loi, raais comme contenant le d6veloppement des vrais 
principes de TEgalit^ et de la Libert6, qui doivent €tre les 
fondemens de la Constitution Genevoise et que TAssemblee 
nationale ne doit jamais perdre de nie dans son travail de 
la Legislation«. Das Aktenstück, eine Mischung von rechts- 
iind naturphilosophischen Ideen in XLIV Artikeln, trägt 
den Titel: Declaration des droits et des Devoirs de Vhomme 
social, consacr6e par la Nation Genevoise le 9 Jnin 1793. 
Deren Kenntnis ist, wie es im Pr6ambide heisst, »essentielle 
ä la fonnation dn Pacte Social«. 

In der französischen Nationalversammlung, begeistert 
für Probleme der Philosophie und Humanität und geleitet 
von den Theorien Montesquieu's, wurde die Frage der Jury 
vom August 1789 an in die Debatt/O geworfen'). Ein Ab- 
geordneter von Lyon, angeregt durch das Beispiel Englands 
imd der Vereinigten Staaten, fordert» die Nationalversamm- 
lung auf, die Eiiminal-Jury einzuführen und Eobespierre 
und Genossen legten sogar ein Projekt einer Universal- Jury 
vor. Indessen wurde die Aufnahme der Zivil-Jury abge- 
lehnt, dagegen mittelst Dekret vom 30. April 1790 im Prin- 
zip die Kriminal-Jury angenonunen und durch Gesetz vom 
September 1791 die Anklage- und Urteils- Jury eingeführt. 
(Die Institution der französischen Anklage-Juiy, verurteilt 
durch Napoleon, wurde 1808 wieder abgeschafft.) 

Genf nahm nun in seiner Constitution Genevoise, sanc- 
tionnee par le Souverain le 5 F6vrier 1794, Tan 3 de PEgalit6 
(modifiöe et complet6e le 6 d^Octobre 1796, Fan 5, ensuite 
du voeu exprim6, le 31 Aoüt 1795 Fan 4, par un ti^s grand 
nombre de Citoyens) ebenfalls das Geschwomeninstitut 
jiuE*). Zu demselben gehören die Orands Juris d. i. die An- 
lclanc-Jvry% die Jury de Jugement i i. die Urteils- Jury^), 

*) F. Gineste, p. 66 f; A. Büchner ^ Die Einführung des Ge- 
schwomengerichts in Frankreich. Krit. Zeitschr. f. Rechtsw. u. Gre- 
setzgebung des Auslandes, 25. Bd. S. 371 — 390. 

*) Bis dahin hatte keine Trennung der Gewalten bestanden. — 
Für die heutige Zeit ist nicht uninteressant, dass Gerichts- und Jury- 
Organisation, sowie die Normen des Strafprozesses und zum Teil des 
Strafreehts einheitlich in der »Constitution« niedergelegt sind. 

») Art. 282 ff.; 878 ff. 

') Acte constitutil XT4; Constitution Art« 932 ff. 
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die Jures Assesseurs d. i. die Oeschwomen-Beisitzer^), die 
Jury d'Equite d. i. die Rekurs- Jury^) und die Jury Müi" 
taire^). 

Das neue Kriminalgericht besteht aus 7 (5) Eichtem^®). 
Ihnen sind 12 durch daß Los bezeichnete Geschwomen-Bei- 
ßitzer beigeordnet, als Strafurteils-Pinder für die vor das 
Hauptveriahren gebrachten Delikte^^). Die Geschwomen- 
Beisitzer haben der öffentliichen Gerichtsverhandlung von 
Anfang bis Ende (Straf sentenz und Erledigung des Adhä- 
sionsprozesses) beizuwohnen (Art. 972). 

Die örtliche Kompetenz des Kriminalgerichts (Cour de 
Justice Criminelle) erstreckt sich auf die ganze Republik, 
die sachliche auf alle Verbrechen, femer auf die nicht dem 
Polizeigericht zustehenden Delikte^^) und auf Injurien- 
MageUj bei welchen nach Aburteilung durch das Polizeige- 
licht Appellation eingelegt und vom Kriminalgericht in 
letzter Instanz beurteilt werden^^). — Bei der eigentlichen 
Jurisdiktion des Kriminalgerichts hätte mangels bestimm- 
terer Normen des formellen und beim Fehlen der Kodifi- 
kation des materiellen Strafrechts notwendig eine tastende 
und zerfahrene Eechtssprechung resultieren müssen. 

Die Anklage-Jury besteht für die ganze Bepublik aus 
12 »Grossgeschwomen« (Grands Jur6s), welche vom Volke 
auf 3 Jahre gewählt und jährHch drittelsweise erneuert wer- 
den^*). Zur Beschlussfähigkeit sind wenigstens 9 Geschwo- 

») Constitution Ärf, 276. 

«) Acte constitutjf XIIj XLII, Constitution Art. 1016 ff. 

*) Art. 631 ff. — Die DarsteUung dieses vielgestaltigen^ ersten 
(aus der Naturrechtsperiode stammenden) Greschwomeninstituts der 
Schweiz erfolgt seines rechtshistorischen und gerichtsorganisatori- 
schen Charakters wesren etwas ausführlicher. 

^') Zur Beschlussfähigkeit gehören 5 Richter. 
") Art. 263, 269, 276, 953, 966, 972. 

") d. h. solche, die mehr als 8 Tage Gefängnis (bei Wasser und 
Brot) bezw. mehr als 50 Gulden Strafe nach sich ziehen. 

") Ihm ist auch bis zum Erlass eines Strafkodex die Straf- 
kompetenz für Delikte eingeräumt, für welche nicht das Hauptver- 
fahren (grande procMure) anbegehrt wird. Art. 271 — ^275, 299. 

") Sie sind Staatsbeamte (im 10. Range) und als solche den 
Gesetzesbestimmungen über die fonctionaires publics Unterworfen; 
sie wählen ihren Präsidenten und Sekretär selbst auf 3 Jahre. Art. 
^ 406 (388—610), 
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rene erforderlich. Ihre Kompetenz erstreckt sich auf Grund 
^er durch die Sjmdics vermittelte Voruntersuchung auf die 
Zulässigkeit der Anklage ( Verhaf tsbef ehl ; Kautionsstellung) 
und die Überweisung^'), sowie der schweren Injurienklage 
(partie formelle)*®). — Erscheint den Grossgeschwpmen die 
Voruntersuchung ungenügend, so sind sie befugt, den An- 
geklagten und die Zeugen zu vernehmen und neue Zeugen 
verhören zu lassen (Art. 28'^ ff). 

Um die TAste der Oeschwomen-Beisitzer und der Urteils- 
Jury zu bilden*^), schreiten die Syndics drei Tage vor dem 
durch das Kriminalgericht für die öffentliche Hauptver- 
handlung festgesetzten Tage zur Ziehung durchs Los von je 
36 in der Republik domicilierten (öffentlichen) Beamten**), 
die sich weder in den durch das Gesetz bestimmten Fällen 
der Wahlunfähigkeit befinden noch irgend einer Eekusation 
unterliegen, welche durch das Gesetz für die Richter, Ge- 
schwomen und Zeugen vorgesehen sind*®). Diese Listen- 
bildung sieht somit schon zu dieser Zeit von einem Census 
ab und hält sich an ein liberales Kapacitätensystem. Von 
dieser dem Angeklagten und dessen Beistand mitgeteilten 
Liste kann derselbe (ohne Motivierung) 12 rekusieren^^). 
Die 24 übrigbleibenden einer Liste werden durchs Los auf 
12 reduziert, welche die TJrteils-Jurv bezw. die Zahl der Ge- 
schwornen-Beisitzer bilden^*). Dem Ankläger :(Staats.an- 
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') Ob in diesem 'Falle das Hauptverfahren (la grande proc«- 
diire) zu befolgen oder dem Angeklagten vorzuschlagen sei,, sum- 
marisch beurteilt zu werden. 

") Sie bilden hiefür auch Kassationsinstanz gegen die Verfü- 
gungen der Syndics, vergl. Art. 286, 1003 — 1007 ff. — Die Ent- 
scheidung der Grossgeschwomen erfolgt hiebei nach summarischer 
Anhörung der Parteien und der Anträge des Staatsanwaltes. 

") über die Bildung der Jury d'Equitß s. S. 16. 

") Die passive Wahlfähigkeit steht dadurch teilweise im Gre- 
^'ensatz zu der heutigen, ind^m gerade für diese Kategorien das 
Prinzip der Inkomptabilität Anwendung findet. 

") Vergl. Constitution, Art. 1039 — 1063, wo die Rekusationen 
erschöpfend (ca. 70 Fälle) aufgezählt sind. 

**) Wenn der Angeklagte nicht 12 rekusiert oder dieöe Reduk- 
iion nicht selbst machen will, oder wenn die Mitangeklagten sich 
für die Rekusation nicht einigen, werden die Geschwornen durchs 
Los auf 12 reduziert. 

") \'erhinderte Geschwome werden für die Sitzung durchs Los 
ergänzt von denjenigen, die vorher durchs Los eliminiert worden 
waren, um so die VoUzahl 12 zu erhalten. 



(. - 
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walt) steht demnach kein Eekusationsreeht zu. Die 12 Ge- 
schwomen werden von den Syridics zur GericKtssitzung ein- 
berufen^*). 

Nach den Verfaseungsgesetzen besteht Jceinerlei Spezidl- 
Jt^ry ausser der Militär- Jury^ welche für Offiziere^ Unter- 
offiziere .und Soldaten der Natipnalgarde bei Dienstvergehen 
und Verstössen gegen die militärische Disziplin zuständig 
ist. Ihre Strafkompetenz reicht bis zum Ausspruch von ei- 
nem Monat Gefängnis, der ßuspension der militärischen 
Funktionen auf 2 Jahre, einer Busse von 50 Gulden. Für 
MilitärdeliWe dagfesren, auf welche eine höhere Strafe steht, 
ist das Eiiminalgericht zuständig. Zusammengesetzt ist die 
Militär-Jury aus dem Regimentsstab des, Platzes, den Majo- 
ren der 4 Regimenter, einem Hauptmann und einem tTnter- 
offizier, von den Offizieren imd Unteroffizieren jedes Re- 
giments gewählt. 

Zur Wahrung des Anklageprinzips besteht eiu vom 
Volke gewählter Staatsanwalt (Procureur-G6n6ral)^*). Zur 
Einleitung des Strafverfahrens ordnen die Syndics^*) eine 
Vorbereitungs-Untersuchung durch die gerichtliche Polizei 
(Polizeimagistrate) an. — Jede bezüglich einer Denunzia- 
tion*') begonnene Untersuchung erfordert die Ueberweisunq 
an die Grossgeschwornen, ebenso die Untersuchung infolge 
direkter Klage**). 

Die geheime, schriftliche Voruntersuchung wird nicht 
einheitlich geführt**). — Das von den Grossgeschwomen 
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') Hiervon dispensiert nur pliysische Verhinderung. — Nicht- 
erscheinen wird mit 2 Tagen Grefängnis bestraft ! 

**) Vom höchsten Range nKchst den 4 Syndics. Constitution, 
Art. 340 ff. Dem Procurour-<^6n6ral, der wie die Syndics, Kriminai- 
richter etc., mit seiner Schtlrpe in den Genfer Farben in Funktion 
stand (496), lag neben den heutigen Pflichten eines Staatsanwaltes 
u. 0. auch ob, durch Experten alle gefahrlichen und baufälligen Kon- 
struktionen besuchen zu lassen (Baupolizei !). 

**> Bei den Offizial- un4 Antrags-Delikten. 

") Die amtliche Anzeige der Delikte geschieht durch Rapport, 
Denunziation, Beschwerde od(?r Anklage. Art. 804 ff. 

") Sofern dieselbe weder durch den Ankläger noch durch die 
Syndics. zurückgezogen wurden 

") Constitution, de rinfözlxidtioii et de Tarrestation pr6alable, 
Art. 843 iL — Die Syndica t^i^^.Vsrfögungen und ziehen Polizei- 
magistrate oder GerichtfibdBil^ej(i^Beaä6ur du district) zu« 
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ausgesprochene Verdikt^®) wird den Syndics zugestellt, 
welche bei einem Erkenntnis auf Straflosigkeit den Ange- 
schuldigten auf freien Fuss setzen. Enthält das Verdikt 
den Vorschlag zui* summarischen Beurteilung, so erfolgt 
nach der gegebenen Zustimmung^®) des Angeklagten die 
Überweisung des Falles an die Kriminalkammer. Vor der 
Ilauptverhandlung ordnet das Kriminalgericht eines oder 
mehrere Mitglieder zur EinvemaJime jedes Angeklagten 
bezw. Mitschuldigen ab'^). Nach diesem Verhöre (nach 
welchem der Angeklagte auch allfällige [motivieri:el Eeku- 
saiionen*^) gegen die Richter vorzubringen hat), befindet 
das Kriminalgericht über den Verlauf des Verifahrens. — 
Das Zeugenverhor ist geheim*^) ; der Angeklagte wird indes^ 
sen für seine Verteidigung — am Ende des 18. Jahrhunderts 
— äusserst günstig gestellt*'). 

") Constitution, de la T)6elaration des Grands Jur6s, Art. 878 ff. 
») Die Frist beträgt 24 Std. — Der Angeklagte hat das Recht, 
sieh mit 2 Verwandten oder Fremden über die Wahl des grossen 
oder kleinen Strafverfahrens (la grande ou la petite procßdure) zu 
beraten. — Die Voraussetzungen nicht, wohl aber deren Verlauf ent- 
sprechen der modernen Beurteilung nach dem Geständnis des An- 
goschuldisrten. 

**) Dieses binnen einer Frist von 24 Std. vorzunehmende Ver- 
hör wird protokolliert. — Unter den fonctionnaires publics, welche 
in Art. S90 erschöpfend aufgezählt sind, figurieren die Unterau- 
chunguri-chter nicht; von ihnen ist zuerst in Art. 886 die Rede, wo- 
raus zu schliessen ist, dass sie nicht ständige Untersuchungsrichter 
sind, sondern die Mitglieder, welche das Richterkollegium aus ihrer 
Mitte abordnet. Vergl. Art. 901, 912, 920. 

*0 In letzter Linie können dieselben durch ihn oder seinen Bei- 
stand noch vor den Plaid oyers geltend gemacht werden ( l ) — Der 
Staatsanwalt kann allen Verhören beiwohnen und seine Anträge 
btellen. 

") Die Richter können rekusable Zeugen und Personen unter 
18 Jahren nach französischem Vorbilde als Informationszeugen ver- 
nehmen. — Das Gesetz erwähnt für aUe Fälle ausdrückliche Besei- 
tigung der Tortur. 

") Die während des Verfahrens mündlich oder schriftlich ge- 
stellten Begehren werden samt den Antworten des Gerichts den Pro- 
zessakten einverleibt. Wählt sich der Angeklagte nach dem Schluss 
des schriftlichen Verfahrens nicht seinen Beistand — Maximum 4 
Personen inkl. Verteidiger — so ernennt ihm der Staatsanwalt den- 
selben von Amtswegen. Der Angeklagte darf (im Gefängnis) mit 
seinem Beistande verkehren; der letztere erhält die Prozessakten 8 
Tage vor der Hauptverhandlung. — Jedes einmal begonnene Kri- 
minalverfahren erfordert ein richterliches Urteil. 
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An der Hauptverhandliuig (Art. 932 ff.) werden alle 
Akten der Voruntersuchtmg und des schriftlichen (Teiles 
des) Hanpt^rfahrens öffentlich verlesen^*). Hierauf folgt 
die Gegenüberstellung der Mitangeklagten oder Mitschuldi- 
gen, sowie die Konfrontation dee Angeklagten mit dem De- 
nunzianten oder Ankläger und mit den Belastungszeugen. 
Anerkennt das Gericht allfällige Einw^ndungen^*^), so wird 
die betr. Zeugenaussage Terworfen, wenn nicht, oder wenn 
der Angekla^ keine Einwendungen erhebt, wird zur Kon- 
frontation geschritten imd die erste und wiederholte Zeugen- 
aussage (deposition et recolement du temoia)^*) vorgelesen, 
worauf der Gerichtspräsident den Zeugen auffordert, in Ge- 
genwart des Angeklagten eidlich zu erklären, ob diese bei- 
den Akten die Wahrheit enthalten; der Präsident fragt als- 
dann den Angeklagten, ob er dagegen etwas vorzubringen 
habe und verhört den Zeugen über die Thatsachen und Auf- 
klärungen, welche der > Angeklagte oder sein Beistand von 
ihm verlangen. Im nachfolgenden Kreuzverhöre kann der 
Angeklagte oder sein offizieller Verteidiger, im Besitze der 
Zeugenaussage, dem Zeugen direkt zur Sache gehörige Fra- 
gen vorlegen und der Zeuge den Angeklagten befragen. 
Jede Zeugenaussage, obgleich durch Wiederaufnahme (re- 
colement) bestätigt, belaßtet einen nicht Kontumazial- Ange- 
klagten keineswegs, wenn dieselbe nicht bei der Konfronta- 
tion aufrecht erhalten und bestätigt wird. Die Aussage 
eines vor der Wiederaufnalime oder Konfrontation gestor- 
benen Zeugen wird nur zugelassen, wenn sie den Angeklag- 
ten entlastet. Das Kriminalgericht kann von sich aus oder 
auf Begehren des Angeklagten bezw. Beistandes, oder des 
Staateanwaltes (mündliche) Aussagen solcher Zeugen entge- 
gennehmen, welche nicht einvernommen worden sind und 
letztere dem Kreuzverhör mit dem Angeklagten unterstel- 
len. Während der Verhandlung können die Richter und die 
IJrteilsgcschwomen an den Angeklagten, Denunzianten oder 
Ankläger und an die Zeugen Fragen stellen; der Staatsan- 

") Dem Staatsanwalt steht auf Grund der ihm übermittelten 
Akten das Antragsrecht bezüglich der Legalität des Verfahrens zu. 

•^) Nach den Erklärungen der Rekognition des Zeugen und An- 
^{^klagten stehen letzterem gegen den ersteren Einwendungen zu. 

*♦) d. 1. die Zeugenaussage der Voruntersuchung und diejenige 
des schriftlichen Teils des Hauptvei-fahrens. 
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walt hat das Antragerecht zui- Vervollständigung des Ver- 
fahrens. — Nach dem den Parteiverhandlungen folgenden 
Verteidigungsvox-tre.ge^^) berät das KrimmsLlgeMcht geheim 
die schriftliehe Fragenstellung (Art. 948 ff) für die Urteils- 
geschwornen. Diese Fragen^**) müssen gestellt werden 
einerseits entsprechend den Thatsachen, welche sich aus der 
Verhandhmg sowohl zu Lasten als zur Entlastung des An- 
geklagten ergeben, andererseits nach den rechtfertigenden 
Umständen, welche er für seine Verteidigung vorgebracht 
hat. Auf die (einfache oder nötigenfalls auf die komplexe) 
Hauptfrage des (objektiven und subjektiven) Thatbestan- 
des^^) hat diejenige der Verschuldung (Kulpabilität) zu fol- 
gen und bei Angeklagten vor erfülltem 16. Jahr die Per- 
aonalfrage nach der i^^^recÄnt/n(7s/äA^^Ä;e^^(t^nterscheidungs- 
vermögen, discernement). Es werden keine Entschuldi- 
gungsfragen aufgenommen. — Die Parteien und die Ge-. 
schwomen können gegen die Fragen Einspruch erheben und 
nach mehrheitlicher Zustimmung durch die Geschwomen 
ist daß Gericht gelialten, der Einwendung zu entsprechen. 
Die Urteils- und Beisitzer-Geschwomen werden hernach be- 
eidigt. Das Gesetz kennt heine (englisch-schottische) 
Charge, ebenso hein Besume. Hier, wie auch bei der Ver-- 
teidigung (ind. Einspruchsrecht gegen die Fragenstellung) 
weicht das Genfer Gesetz von 1794 vorteilhaft ab von dem 
französischen Verfahren mit dessen ppuvoir.diseretionnairc. 
Zur Bejahxmg*^) der Hauptfragen .(Thatbestand imd Ver- 
schuldung) bedarf es der Dreiviertelsmajorität. Das Genfer 
Gesetz kennt ein Analogen zu dem anrüchigen schottisahen 
not proven, indem bei der Bejahung dier Schuldfrage mit 
weniger als %, aber mit mehi» als der Hälfte der Stimmen 
zwar Freilassung erfolgt, aber ohne Entschädigung und mit 

.*') Von dieäein Augenblick an ist eine Vertagung der Ver- 
handlungen nicht mehr statthaft. Art. 971. 

**) Dieselben müssen eigentliche Geschwornenf ragen sein d. h. 
olme Zweideutigkeit mit Ja oder 2^ein benntwoitet werden können. 
«•) Vergl. Art. 952 und 957 ff. 

«») Die Geschwomen füllen ihr Verdikt (Art. 955 ff.) durch 
Sknitinium. Bei Mitangeklagten stimmen sie über jeden einzelnen 
ab, indem sie mit dem nm meisten schuldig gehaltenen beginnen. 
Die bcJAheude oder verneinende Entscheidung erfolgt mittelst 
schwarzer bezw. weisser Kugelnng (in Übereinstimmung mit der 
.^ahl der Fragen). 



— 16 — 

Auferlegung der Kosten. Bei gleichstehender Stünmenzahl' 
wird der Angeklagte ohne Kostenauferlegung und ohne 
Entschädigung freigelassen. Wird die Schiddf rage nicht 
einstimmig, sondern mit Mehrheit verneint, so wird der An- 
geklagte von der Anklage entlastet, ohne Kosten freigelas- 
sen, und &c kann eine Entschädigung beanspruchen; bei 
einstimmigem Verdikte wird er unschuldig erklärt und ohne 
Kosten freigelassen; er hat Anspruch auf Entschädigung*^) 
und öffentliche Genügthuüng. Macht der Beschädigte 
(partie lesee), nachdem der Angeklagte durch den Wahr- 
spruch zwar schuldig, aber straflos befunden wurde, die Zi- 
vilklage geltend, so fällen in diesem Adhäsionsprozesse eben- 
falls die Gesehwomen zunächst ihr Verdikt. Bei mehrheit- 
licher Zustimmung liquidiert das Kriminalgericht diese 
Schadenersatzklage, auf Verlangen na<3h einem Gutachten 
von zwei Experten. — Ijautet das Verdikt auf schuldig 
bezw. strafbar, so erfolgt die Strafzumessung. Bei Schaden- 
ersatzklage des freigesprochenen Angeklagten gegen Denun- 
ziant bezw. Ankläger urteilt das Kriminalgericht ohne Zu- 
zug der Geechwornen. 

Ohne Intervention der Urteils-Jury geht auch das sum- 
mansche Verfahren vor sich (von welchem kein Rekurs an 
die Jury d'Equite zulässig ist; Art 99/J), sowie das Kontu- 
maziulverfahren^^). Dagegen fäUt in die Kompetenz der 
Ürteils-Jury die Beiu^eilung — nach beendigtem Verfahren 
und Plaidoyer — der »formellen Klagen, mit Stit^menmehr- 
heit. . Hiebei kann die verurteilte Partei an die Jury d^Equite 
rekurrieren, indessen darf letztere keinesfalls die Geldstrafen 
in der Eigenschaft des Schadenersatzes gegen die beschä- 
digte Partei modifizieren. 

Das Bechtsmittel gegen Verdikt der Urteils-Jury imd 
Straf urteile des Kriminalgerichts besteht in einem Eekuree 
(reoours) — einer Art (beschränkter) Appellation — an die 
Jury d'Equite^^), sofern die gesetzlichen Voraussetzungen 

*^) Im ersten Falle 7 Gulden für jeden Tag Gefängnis oder Un- 
tersuchungshaft; im zweiten FaUe 15 Giilden. 

**) Ist der Kontumazial-Angeklagte zur Todesstrafe, öffentli- 
chen Peitschenstrafe oder öffentlichen Abbitte verurteilt, so wird 
das Urteil sofort in effigie vollzogen 2 

*•) Ihr Name stammt wohl von den — äusserer Form nach — 
analogen englischen couris of equity. 
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hiefür vorhanden sind^^). In bestimmten Fällen") hat der 
Verurteilte binnen 21 Stunden bei den Syndics. den Rekurs 
anhängig zii machen; hat er in den andern Fällen innert 
dieser Frist von dem Rechtsmittel des Rekurses keinen Ge- 
bnHuch gemacht, so kann er immerhin noch bei der Jury 
d'Equit6 eine Mildenmg der Strafe nachsuchen. 

Nach erfolgtem Rekurse wird von den Syndics zur Bil- 
dung einer Liste der Jiiry d'Equite geschritten; indem öf- 
fentlich durchs Los 42 staatliche Beamte gezogen werden*^). 
Der Verurteilte, unterstützt durch seinen Bedstand, kann 
von dieser Liste ohne Motivierung binnen 24 Stunden 21 
rekusieren; die übrigbleibenden 21 bilden die Jury dfEquitc. 
Werden nicht 21 rekusiert, so erfolgt die Reduktion durch 
das Los. Im Verhinderungsfalle des Erscheinens wird die 
Liste nicht auf 21, sondern auf 17, der nötigen Zahl zur 
Beschlusslähigkeit, durchs Los ergänzt*^). — Im Verfahren 
vor der Jury d^Equite lässt der Präsident des Kriminalge- 
richts in Gegenwart der Richter und Geschwomen alle Ak- 
ten der Voruntersuchung, des Verdiktes der Grosegeschwor- 
nen, des schriftlichen Teils des Hauptverfahrens verlesen, 
sowie eiien Registerauszug des Kriminalgerichts, welcher 
das summarische Resultat der Konfrontationen. und das Ur- 
teil enthält, worauf der Verurteilte zugelassen wird,. münd- 
lich oder schriftlich die mildernden Um&tände seines De- 
liktes vorzubringen. Die Jury fasst geheim durch Stimmen- 
mehrheit Beschluss. Die Korapetenjz ihres Verdiktes ist be- 
schränkt*®); sie kann da« Urteil bestätigen oder mildem 

**) Bei Todes-, Leibes-,, entehrender Strafe (Peitenhieben! öf- 
fentlicher Abbitte, entehrender Verbannung, Zuchthaus und Pran- 
ger!), Gefängnis von 6 Monaten, Exil- und Verbannungsstrafe, Ent- 
zug der bürgerlichen oder politischen Rechte, Beamtenabsetzung 
(ausgenommen bei Kompetenz der Massregelung durch die Verwal- 
tung) Busse von melT als 1000 Gulden etc. (Art. 1016 ff.) 

*") Bei Todes-, Leibes- oder entehrender Strafe (ausgenommen 
Zuchthausstrafe) und Busse von mehr als 1000 Gulden. 

^) Ausgeschlossen sind die Mitglie^ler des Verwaltungsrates, 
die Kriminalrichter, Polizeimagistrate und Grpssgeschwomen, sowie 
Urteils- und Beisitzer-Geschwome des betr. Strafverfahrens. 

*') Vergl. die Bildung der gewöhnlichen Geschwomenliste. 

*■) Sie darf keinesfalls einen durch die Urteils-Jury Verurteil- 
ten freisprechen, noch ihn gänzlich Von der Strafe befreien (be- 
gnadigen), noch über den Schadenersatz der Zivilklage befinden. 
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oder die Strafe umändem**), keinesfalls aber dieselbe erhö- 
hen. Nach Überreichung ihres Verdikts*®) wird das rechtö^ 
kräftig gewordene Urteil vollstreckt"). 

Mit der Annexion Genfs an Franki^eich (15. April 1798) 
wurde Genfs Kriminaljnstiz nach der Jury-Gesetzgebnng 
ausgeübt. Die Belairs-Jur}' fiel damit sofort und die An- 
klage-fTury 1808 vrcg. — Die letzte Sitzung des französischen 
Assisenliofes wurde in Genf am 24. Dezember 1813 ge- 
schlossen. 



b) Die Wiedereinführung 
der Kriminal- und korrektienellen (Urteils-) Jury 1844 und 1848. 

Die Republik Genf war 1798 vergewaltigt worden. 
Nachdem sie durch die Demütigung Frankreichs 1813 ihre 
Freiheit wieder erlangte, suchte sie sich von vielen franzö- 
sischen Institutionen zu emanzipieren und Hess so auch die 
Jury fallen : ihre Beibehaltung wurde 1815 mit % Majorität 
abgelehnt. Durch die Verfassung von 1814 und die Grund- 
gesetze vom 6. Januar 1815 mid Februar 1816 wurden für 
den Kanton Genf eine Cour supreme^) und ein Tribunal de 
recours eingeführt. Erstere aus 7 Kichtem ohne Geschwome 
bestehend, war zuständig für Verbrechen; letzteres war aus 
30 Eichtem zusammengesetzt. Eine eigene Kodifikation 

*•) Bei Todes-, Leibes- oder entehrender Strafe. 

'*") Dasselbe (schriftlich abgefasst, von dem aus der Jury ge- 
wählten Präsidenten und Sekretär unterzeichnet) wird dem Grerichis- 
präsidenten fSbergehen, der es in Gregenwart des Delinquenten ver- 
lesen und den Syndics zustellen lässt. 

'^) Einem alten Brauche gemäss wurden die Verurteilungeil 
(Hauptinhalt des Prozesses, Urteü des Kruninalgerichts und event. 
Verdikt der Jury d'lCquite) zur Todes-, Leibes- oder entehrenden 
Strafe in Gegenwart des VenirteUten noch öffentlich verlesen, indem 
die Syndics hicfür mit ihren Insignien (bätons Syndicaux) auf ihren 
Kicht^rstuhl an der Mauer des Rathauses stiegen, wohin auch das 
Publikum mit Trompetensignal berufen wnirde. Dieser Brauch 
wurde 1826 abgeschafft; Art. 1033, 496, 496, 499. Vergl. Mass^, 
Guide annot6, p. VI. 

*) Nach der Constitution von 1835 Cour de Justice civile et 
criminelle genannt (Art. 130). 
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defe materiellen \md formellen Straf rechts bot Genf zu viele 
.Schwierigkeiten, so dass es zur Vermeidung der Strenge des 
Code penal von 1810 einfach dessen Strafminima aufhob 
und fiir das Verfahren ebenfalls den Code d'instruction 
criminelle von 1808 adoptierte^). 

Nach \\aederholten Vorschlägen in den Jahren 1827, 
1828, 1830*), 1839 und 1842 erliess der Grosse Eat — in 
xiusf ührung eines nach der Genfer Eevolution (1841) auf- 
gestellten Vetfassungsartikels — -, am 12. Januar 1844 ein 
Gesetz mit der Einführung der Jury für Kriminalfälle*). 
An Stelle des vielgestaltigen Geechwomeninstituts von 1794 
trat jetzt die einfache Urteils-Jury — (ein Antrag, von Fazy, 
auf Einführung der Anklage-Jury wurde sofort verworfen^) 

— deren 12 Geechwome dem Kriminalgericht zugewiesen 
>vnrden. Dasselbe bestand zunächst aus 5, nach dem Gesetz 
vom 9. Juni 1847 (wie in Frankreich — Loi du 4 Mars 1831 

— aus 3 Richtern und endlich nach demjenigen vom 4. März 
1848 nur noch aus dem Gerichtspräsidenten und den 12 
Geschwomen (englische Jury-Zusammensetzung). In der 
Verfassung vom 24. Mai 1847, welche die Institution der 
Kriminal-Jury garantierte, wurde die Erweiterung der Kom- 
petenz der Jury*!) vorgesehen imd davon dtirch Gesetz vom 
4. März 1848 Gebrtiüch gemacht, indem ausser der Jury en 
matiere criminelle von ISJhk noch eine Jury en matiere cor- 
rectionnclU eingeführt wurde, letztere von einem Richter 

*) Vergl. Loi sur Torganisation provisoire de Tordre judiciaire 
du 6 Janv. 1815, Art. XVIII, XX. 

^) In diesem Jahre unterstützt von dem bekannten Pellegrino 
Rossi und der juristischen Fakultät (der Akademie), Leloir, Etüde 
sur le Jury correctionne], BuUetin de la 8oci6t6 de l^gisl. comparöe, 
17. Bd. p. 552. — Gleichzeitig war unter Louis-Philippe in der fran- 
zösischeti Staatsverfassung v. 14. Aug. 1830, Art. 66, die Jury wie- 
der garantiert worden. 

*) Loi sur linstitution du Juiy en raatidre criminelle. Es 
wurde mit */b. Majorität angenommen, während noch 5 Jahre vorher 
die Aufnahme der Jury, im Grossen Kate mit •/* Majorität verwor- 
fen worden war. Vergl. Mittermaier, Die Mündlichkeit, S. 79; Mit- 
termaier, Wirksamkeit der Schwurgerichte, S. 503; Kritische Zeit- 
schrift für Kcchts^^ issenschaft und Gesetzgebung des Auslandes, 16. 
Bd», S. 200 ff.„ 

,: ') Mßm^rial des s§ancos du Grand Conseil 1843, No. 17. — 
Krit. Zeitschr. f. Rechtsw. ühd Gesetzgebung, 16. Bd., S. 367. 

®) Cpnstitu^ioi^ 1847, Arte 96: . . . . Les attributions du Jury 
pourront 6tre ßtendues par la loi. 
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und 6 Geschwomen gebildet. — Da diese Gesetze von 1844 
und 184:8 Tceine speziellen Nonnen über die Jurisdiktion auf- 
stellten, galten sowohl für die Kriminal- als für die korrek- 
tionelle Jurv noch die Kompeie7izhee,üjam.\mgen des Code 
penal von 1810 (Art. 12 ff, Art. 40 ff). Die passive Wahl- 
iähigkeit^) wird den (kantonalen) Wählern zwischen dem 
25. und 70. Altersjahre eingeräumt; die Ausschliessungs- 
gründe beziehen sich auf die Eigenschaft als Eegierungs- 
räte, Richter und Geistliche, sowie andererseits auf nicht 
rehabilitierte Falliten. Diese General- oder Urliste für die 
Geschwornen wird nach alphabetischer Eeihe in jedem 
Wahlbureau in 3 gleiche Abteilungen gebracht, jede dersel- 
ben dient successive als Oeneralliste der Jury für ein Jahr. 
Die Mitglieder des Grossen Rates aus jedem der 10 Wahl- 
bureaux des Kantons wählen, gesondert zusammengetreten, 
aus ihrer Mitte die Wahlkommission*) für die Jury. Diese 
WahJkommission wählt mit Stimmenmehrheit innert Mo- 
natsfrist aus der Generalliste 300 Geschwome®) (1848, nach 
Einfühnmg der korrektion eilen Jury 500 Geschwome) ^^) 
für das folgende Jahr und wird dann wieder aufgelöst. 
Nicht weniger als 8 Systeme wurden 1843 in der Beratung 
des Jurygesetzes besprochen, um die Geschwomi&n zu be- 
stimmen^^); das komplizierte System der Wahlkommission 

') Vergl. loi sur Tinstitution du Jury en mati^re crimineUe, 
du 12 Janv. 1844, Art. 1 ff. — Ini Gegensatze zu der unrichtigen 
Bozeiclinung der Arten der Gescliworoenlisten in den Gesetzen und 
zum Teü in der Litteratur rechnen wir zur Oeneralliste (Urliste) 
diejeuigen, welche hieftir die passive WahlfäJiigkeit besitzen; zur 
itipezialliste die aus der Generalliste gewählten (oder ausgelosten) 
Geschworneu — friiher konnte man sie in einigen Kantonen als 
Jahresliste bezeichnen — ; zur Dienstliste (Sessionsliste) die aus der 
Spezialliste ausgelosten (gewählten) Geschwomen und zur Spruch- 
liste die aus der vorigen nicht rekusierten (wenn von der Kekusa- 
tion kein Gebrauch geuiacht wird — ausgelosten — ) JJrteilsge- 
schwornen, 

*) Ein Mitglied auf 2500 Einwohner. 1844 bestand diese Kom- 
mission f'.lr 10 V/ahlbureaux aus 25, 1848 für die auf 3 reduzierten 
Wahlbureaux des Kantons aus 21 Mitgliedern, indem nun auf 3000 
Einwohner ein Mitglied gewählt "wurde. 

'*') Denselben wird von ihrer Wahl Anzeige gemacht. 

'^) Loi sur la formation de la liste annuelle du Jury en ma- 
tiöre criminelle et coiTcctionnelle (additionnelle ö. celle du 12 Janv. 
1844) du 16 Juin 1848, Art. 5. 

*') Memorial No. 17. Krit. Zeitschr. f. Rechtsw. u. Gesetzg. 
16. M., S. 361 ff. 
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war ein Kompromiss. Einfacher und natürlicher wäre ge- 
wesen, die Geschwomen im Verhältnis zur BevölkerungszaM 
(z. B. 1 auf 150 bezw. nach Einführung der korrektianellen 
Jury 1 auf 100 Seelen) direkt durchs Volk wählen zu lafisen. 
Aus der SpeziaU oder Jahresliste der 300 (500) Geschwor- 
nen werden 5 bezw. 10 Tage vor jeder der 6 jährlichen Ge- 
richtssitzungen") vom Präsidenten unter Kontrolle 40 (für 
die Jur}'- correct. 18) Geschwome ausgelost und diese ein- 
berufen^^); nötigenfalls wird mittelst einer nachfolgenden 
Ziehung durchs Los ihre Zahl ergänzt. Der Angeklagte er- 
iiält 3 Tage vor der Verhandlung Kenntnis dieser Dienst- 
oder Sessionslisie. Die Bildung der Urteils-Jury (Spruch- 
liste) erfolgt beim Beginn der Hauptverhandlung. 

Gegenüber dem Gesetz von 1794 ist — wie schon 1803 
in Prankreich — vor allem das Vorverfahren vereinfacht 
worden. Genf begnügte sich nicht damit, durch ein Gesetz 
eine vom monarchischen Frankreich abweichende, dem re- 
publikanischen Genf mehr angepasste Organisation aufzu^ 
stellen. Durch dessen Gesetz vom 12. Januar 1844 wurden 
ausserdem eine Anzahl Artikel des alten französischen 
Strafprozesses von 1808 ganz aufgehoben (s. unten Note 
38), einige abgeändert (gemildert) — die erste Änderung 
desselben war durch das Gesetz vom 6. Januar 1815 erfolgt 
— und andere in das Gesetz von 1844 herübergenonmien 
und daneben noch immer der Code d'instruction criminelle 
von 1808 provisorisch (bis 1884 !) beibehalten. So wair in 
Übereinstimmung mit dem französischen Schwurgerichts- 
prozesse geregelt die Einleitung des Strafverfahrens mit der 
.Institution der gerichtlichen Polizei und die Voruntersuchung 
(Funktionen des Untersuchungsrichters, der Staatsanwalt- 
schaft, der AnJclagehammer-tJheTweimmg^ Anklageakte)^*), 



12^ 



') Bei der korrekt. Jury 12 (monatliche) Sitzungen. Loi or- 
ganique des Tribunaux du Canton de Genöve du 4 Mars 1848, 
Art. 23. 

") Nichterscheinen zieht eine Busse von 50 Fr. nach sich, gegen 
welche ein Rekurs zulässig ist; gesetzliche Entschuldigungsgründ(i 
liegen nur vor, wenn Geschwome in eidgenössischen Angelegen- 
heiten oder durch die Teilnahme an einer Grossratssitzung verhin- 
dert sind. Loi du 12 Janv. 1844, Art. 33, 42—47. 

") Code d'instruction criminelle, Art. 8 f f , 22 ff, 55 ff, 61 ff, 
217 ff. 
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während das Hauptverfahren mit der Pragenstellung, Ver- 
dikts- und TJrteilsfällung teilweise abgeändert wurde. 

Nach Kenntnis der Anklageakte unterwirft der Präsi- 
dent den Tnkulpaten dem (französischen) Vorverhör (das den 
Prozessakten einverleibt wird) und macht ihn darauf auf- 
raerksam, dass er innert 5 Tagen einen Kassationsrekurs — 
gegen die Überweisung mit der Anklageakte — einreichen 
könne. I^ach diesem Verhör darf der Angeklagte mit sei- 
nem Beistand (conseil) verkehren^^). 

Im Gegensatz zum Gesetze von 1794 ist nach Verfas- 
sungsgrundsatz^"^) das Hauptvei'fahren öffentlich und münd- 
lieh. — Der Präsident nimmt die Bestellung der Urteils- 
Jurv vor. Wenn bei Eröffnung der Sitzung weniger als 30 
bezw. 31 oder 32 befähigte Geschwome zugegen sind (für 
die korrekt. Jury 14), so hängt es vom Ermessen des Staats- 
anwaltes oder des Angeklagten ab, ob eine Ergänzung auf 
jene Zahlen vorzunehmen sei oder nicht. Der Präsident 
lost nun successive 12 (für die korrekt. Jury 6) Geschwome 
(Spruchliste) aus^''), indem er nach jeder Ziehung alternativ 
den (bezw. die) Angeklagten und den Staatsanwalt fragt, ob 
sie rekusieren wollen^^). Das Maximum der Rekusation be- 
trägt für jede der beiden Parteien 9 (4). Die Mitglieder der 
Jury werden beeidigt und sie ernennen ihren Obmann^*). 

") id. Art. 266, 292 ff. Der Beistand ist ein Advokat (der 
vom Angeklagten oder bei dessen Weigerung vom Präsidenten be- 
zeichnet wird) oder mit Erlaubnis des Assisenpräsidenten ein Freund 
oder Verwandter des Angeklagten. 

") Constitution du 24 Mai 1847, Art. 101: »Les audiences des 
tribunaux sont publiques . . . . « 

") Diese Reihenfolge ist massgebend für ihre Vota und Ab- 
stimmungen im Beratungszimmer; der Obmann folgt jedoch zuletzt. 
Loi du 12 Janv. 1844, Art, 61. 

") Das Rekusationsrecht wird erschöpft, sobald die Zahl der 
nicht rekusierten Gesehwomen und die Anzahl der in der Urne 
liefindlichen noch nicht gezogenen Greschwomennamen zusammen 12 
bezw. 13 oder 14 (Ergänzungsgeschworne) ausmacht. Art. 37. 

*•) Der Eid verpflichtet sie u. a. zur Geheimhaltung ihrer Ab- 
stimmung. — Busrie bei Eidesverweigerung 100 F. und Ersetzung 
durch einen Ergänzungsgeschwomen. (Diese Bestrafung war bei 
der Gesetzesberatung ohne Erfolg gerügt worden). Art. 48 — 50, 
abweichend Code Art. 312. — Die nicht funktionierenden Greschwor- 
nen werden entlassen. — Um. Verwechslungen mit dem Grerichts- 
präsidenten zu vermeiden, wird hier vom Ohmanne der Jury ge- 
sprochen, trotzdem manche Gesetze abweichende Bezeichnungen ent- 
halten: President, chet, Vorsteher, Obmann etc. 
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Dem Präsidenten wird das (französische) pouvoir dis- 
cretionnaire^^) in vollem Umfange eingeräumt. Nach dem 
Verlesen des Überweisnngebeschhisses und der Anklageakte 
setzt der Staatsanwalt den Gegenstand seiner Anklage aus- 
einander — Expos^ — , worauf die Liste der einzuvemeh- 
menden Zeugen vorgelegt wird^*). Der Code sieht kein ei- 
gentliches Angeklagten- Verhör in der Hauptveihandlung 
vor, ausser (durch den Präsidenten) hei RücJcfälligkeit^^) des 
Angeklagten und hei Vorhandensein von überführenden Be- 
weismitteln^^), Jedoch können der Präsident und — indem 
sie ihn ums Wort bitten — (die Eichter bis 1848) die Ge- 
schwornen, wie auch der Staatsanwalt, den Angeklagten und 
die Zeugen direkt — die Zivilpartei indirekt (durch den Prä- 
sidenten) — befragen. In der Zeugeneinvernahme — wel- 
cher die Aussage eines allfälligen (Privat-) Klägers voraus- 
zugehen hat — werden zuerst die Belastungszeugen (des 
Staatsanwaltes und dann der Zivilpartei) verhört, hierauf die 
Entlastungszeugen. Der Präsident beeidigt die Zeugen vor 
ihrer Einvernahme; jede derselben hat nach den orientie- 
renden Einleitungsfragen den Charakter einer nicht unter- 
brochenen Aussage, auf welche dem Angeklagten das Yer- 

") Diskretionäre Befugnisse (Code d'instr. erim. Art. 268 — 
270): Verlern von Prozessakten; nachträgliche Herbeischaffung 
i^olcher; Anordnung von Expertisen, einer Augenscheinnahme; Ein- 
vernahme neuer Personen — selbst rekusabler Zeugen! — als (un- 
beeidigte) Information szeugen; vergl. die franz. Judikatur (Daloz, 
Syrey etc.). bei Masö6, Guide p. 22, 24, 26, 28, 30. 

") Dieselbe hat die (jeder der Parteien 24 Std. vorher bekannt 
gegebenen) Zeugen des Staatsanwaltes, der Zivilpartei und des An- 
geklagten zu enthalten. Gerichtliche Vorladung derselben ist nicht 
durchaus vorgeschrieben, über Einwendungen des Staatsanwaltes 
oder des Angeklagten befindet der Assisenhof (Präsident bezw. Ein- 
zelrichter seit 1848). Code d'instr. crim. Art. 315 (269). 

") Vergl. Code d'instr. crim. Art. 321, 314, 268, 269. Code 
p^nal Art. 56 — 58. 

") Nach dem von Mass6 (Guide p. 51 u. V) zitierten, für 
Genf (abgeänderten) Art. 329 des Code d'instr. crim. durfte der 
Präsident den Angeklagten auf ihn tiberführende Beweismittel selbst 
vor der Zeugeneinvernahme verhören, während — entgegen Hoch- 
8ter*8 Ansicht (Jjehrbuch des französischen Strafprozesses, S. 380) 
— nach dem Originaltexte (Art. 329) dies trotz der diskretionären 
Befugnis erst während oder nach dem Zeugenverhör statthaft ist; 

denn es heisst hier nicht dans le cours des d^hats , sondern dans 

le cours ou ä la suite des ^Dd^positions. . . .«. 
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teidigungsrecht zusteht-*); er oder seih Beistand tarin den 
Zeugen durch den Präsidenten befragen^*'). Letzterer ver- 
fügt an eh von Amtswegen oder auf Verlangen einer der 
beiden Parteien darüber, ob einer der Zeugen sieh zurück- 
ziehen müsse oder neuerdings zu verhören und ob Kort' 
froniation vorzunehmen sei. Bei verdächtiger bezw. falscher 
Aussage wird der betr. Zeuge auf Weisung des Präsidenten 
oder auf Antrag einer der 3 Parteien verhaftet und die Ver- 
tagung^^) kann verfügt werden^'^). — Ah die Beweisauf- 
nahme schliessen sich die Vorträge imd Repliken der Zivil- 
partei, des Staatsanwaltes und des Angeklagten (Verteidi- 
gers). 

Nicht nur in der Reihenfolge des Verfahrens nach den 
Plaidoyers zeigt sich eine Abweichung vom französischen 
Straf prozess — das Resum6 folgt in Genf erst nach der Pra- 
genstellung — sondern es liegen auch materiell Änderungen 
vor, weshalb Genf in dem Gesetz vom 12. Januar 1844 aus- 
ser für die Organisation der Jurj' auch hiefür vom Code 
d'instruction criminelle teils mehr, teils weniger differie- 
rende Normen aufstellte^®). 

Die Fragenstellung liegt dem Präsidenten ob, wobei die 
Hauptfrage sich auf den (objektiven imd subjektiven) TÄa^ 
bestand und die Verschibidung bezieht^®). In dieser sind pe- 
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') Code, Art. 317, 319. — Die nur bedingt zur Aussage befä- 
higten Persc»nen — ohne Zuspruch eifter der 3 Parteien — werden 
erschöpfend aufgezählt, Art. 322 (79): Verwaüdtsöhaftsgrade ; öf- 
fentlich belohnte Denunzianten; (Kinder unter 15 Jahren).' 

") Bei Verweigerung des Präsidenten hatte bis 1848 (dem 
Zeitpunkte der Einführung des Einzelrichters) der Assisenhof nach 
Anhörung des Staatsanwaltes zu entscheiden. — Änderungen in der 
frühem und neuen Aussage lässt der Präsident von sich aiis oder 
auf Antrag einer der beiden Parteien protokollieren, Art. 318^ 

*«) Ai-t. 330, 331, ebenso nach Art. 306 (268), 364. 

'*') Für eine ausführlichere Darstellung (Folgerungen, Inter- 
pretationen etc.) des französischen (und nur teüweise abweichenden 
genferischen) Hauptverfahrens vergl. HöcJtster, Lehrbuch des fran- 
Ziisischcn Strafprozesses. 

») -Art. 76 dieses (Genfer) Gesetzes hob Art. 333 — ^352 und 
381 — 406 des Code auf. 

*) N. N., est-il coupable d'avoir commis teile soustractiön 
frauduleuse, tel meurtre öu tel autre crime? Loi du 12 Janv. 1844, 
Art. 51 (vergl. Code d'instr. crim. Art. 337). — Bei mehrereü Ange- 
klagten u. bei Bealkonkurrenz sind die Fragen gesondert zu stellen* 
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remtori^ehe — die Schuldfrage verneinende — ■ EntsehtUdir 
gungsgründe (Wahnsinn, Unzurechnungsfähigkeit, Notwehr 
etc.) enthalten ; daher wird für solche keine besondere Frage 
gestellt (ans Furcht, die Geschwomen könnten die Beant- 
\ wortung der I'rage der Kulpabilität mit dem Entscheide 
über eine weitere Frage der peremtorischen Entschnldi- 
gungsgründe in Widerspruch setzen I'^). Im Unterschied 
von der Fassxmg: »si Taccus^ a commis«.... drückt die 
Form : »si Taccnse est coupaUe d^avoir commis ce f ait« nicht 
nnr die sittliche Wertung, sondern auch das Materielle der 
Handlung aus'^). Der Präsident kann auf Verlangen des 
Staatsanwaltes oder des Angeklagten oder von sich aus sub- 
sidiarisch die Frage der Teilnahme*^) oder des Versuches 
oder» diejenige eines Strafmilderungsgrundes stellen, sowie 
ersterer allein*'*) auch auf erschwerende Umstände**). Auf 
Verlangen' des Angeklagten muss und auf Antrag des Staats- 
anwaltes oder von Amtswegen kann eine Frage über einen 
gesetzlichen Entschuldigungsgrund (excuse legale) gestellt 
werden (z. B. Provokation etc.). Eine besondere Frage*^) 
über die Zurechnungsfähigheit wird, ähnlich wie 1794, bei 

••) Ma«s6, CfUide p. 72, 74, 80. 

*') »Ainsi, la d^claration de culpabUit^ He au fait mat^riel la 
criminalitß de rintention; le mot covpdbh comprend alors tout ä la 
foia la dßdaration que le fait qualifi^ crime est constant, que Tac- 
cus6 en est Tauteur, et qu'ü l'a commis avec intention malveülante; 
ce mot coupable embrasse ainsi tout ä la fois la mat^rialit^ du faii 
et sa moralit6, r6nnion indispensable pour appr^cier si Paccus^ doit 
^tre puni, Tintention crimineUe ^tant Tun des ^l^ments constitutifs 

de tous les crimes cc. Mass6, Observation sur la position des 

questions au Jury en matidre criminelle, p. 4. 

") Verpl. den Fall Pagnoud v. 18. Juli 1844. Krit. Zeitschr. 
17. Bd., S. 360 ff. 

») Lei du 12 Janv. 1844, Art. 52, 53, 56: der Oode d'instr. 
crim. enthält keinen dieser Vorteile für den Angeklagten. 

■*) Auch wenn dieselben in der Anklageakte nicht enthalten 
sind, dagegen muss der Angeklagte daraufhin untersucht und vor 
dem Plaidoyer speziell darauf aufmerksam gemacht worden sein. — 
(Code, Art. 338 reserviert der Verteidigung keine solche Begünsti 
yung). 

") Bei der ersten dieser beiden Fragen (Art. 54, 55) enthält 
der Code (Art. 339, 340) ausdrücklich nur das Antragsrecht des 
Angeklagten, allein ein Kassationsurteil v. 6. Juli 1826 räumte der 
Staatsanwaltschaft dieselbe Befugnis ein! Höchster, franz. Straf- 
prozes, S. 420, . 
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Angeklagten unter 16 Jahren*®) aufgestellt. — Nach öffent- 
lichem Verlesen der Fragen können der Staatsanwalt und 
der Angeklagte (Beistand) ihr Einspruchsrecht gegen die 
Fragenstellung geltend machen, worüber das Gericht (Prä- 
sident seit 1848) befindet. Hierauf schreitet der Präsident 
zum ResumP'^) und übergibt dem Obmann der Jury die Frar 
gen, Anklageakte, Protokolle und Prozessakten*®); die Ge- 
schwomen begeben sich in ihr Beratungszimmer*®), wo sie 
naxjh ihrer innem Überzeugung und ihrem Gewissen (»sui- 
vant notre intime conviction et notre conscience«) — wie es 
in der Schwurformel heisst — mündlich beraten und offen 
abstimmen (im Gegensatz zimi französischen sowohl als auch 
zum genferischen Verfahren von 1794) ohne dass ein Pro- 
tokoll darüber geführt wird. Die Beschlüsse werden mit 
Stimmenmehrheit gefasst; die Gleichheit der Stimmen ent- 
scheidet zu gimsten des Angeklagten. Die absolute Mehr- 
heit (7 Stimmen) gegenüber einem bei der Gesetzesberatung 
gestellten Antrag auf 8 Stimmen wurde damit begründet, 
es sei schwerer, dass sich die den Ausschlag gebende sie- 
bente Stimme finde, als die 2 Stimmen über 6, da in diesem 
F^Ue die Verantwortlichkeit sich z\\ischen 2 Stimmen 



"*) Da die BeiirtcUung dieser Zurechnungsfähigkeit in die 
Kompetenz der Jury fällt, so muss die Anklagekammer — auch 
wenn sie diese Voraussetzung verneint — den Angeklagten den- 
;ioch dem Schwurgerichte überweisen, vergl. Rogron, Code d*instr. 
erim. expliqu^^? par ses motifs, p. 282. 

") Art. 58 (Code Art. 336). — Ein Antrag auf dessen Nicht- 
aufnahme drang nicht durch; es wurde als gutes Mittel gepriesen, 
um der Aufmerksamkeit und leichteren Auffassung der Geschwor- 
nen nachzuhelfen; Mämorial No. 17. Krit. Zeitschr. 16. Bd., S. 
368 ff. — Wie genau der Bundesrat 1851 dieses Gesetz kannte, 
erhellt daraus, dass das R^sum^ unentdeckt blieb, indem er »nach 

dem ersetze des Kantons Genf ebenfalls eine Rekapitulation 

der durchgeführten Verhandlungen für überflüssigcc hielt. Botschaft 
des Bundesrates (zu dem Entwürfe eines Strafgesetzbuches für die 
eidg. Truppen) v. 2. Juni 1851, Bundesblatt 1851, 1. Bd., S. 660. 

**) Mit Ausnahme der schriftlichen Aussagen der Zeugen und 
der Angeklagten. Art. 59 (Code Art. 341). 

^) Art. 60 (Code Art. 342). — Nur die korrektionelle Jury 
kann in weniger wichtigen Angelegenheiten, wenn kein Geschwor- 
ner Einspruch erhebt, beraten, ohne sich zurückzuziehen. Loi 
r/^lementaire sui* l'applination du Jury aux jugements correction- 
iieis, du 12 Avril 1848, Art. 4. 
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teile*®). Nach Beantwortung aller Fragen und Bejahung 
dea- Schuldfra.ge fällt noch — ohne Pragenstellung — das 
System der mildemden Umstände in die Kompetenz der 
Geschwomen und zwar in teilweiser Abweichung vom fran- 
zösischen Sj'stem*^). Sie können nämlich — wenn sie die- 
selben nicht verneinen*^) — nicht nur müdernde^^), sondern 
auch sehr mildernde^ BmMnde^^) zuerkennen; in den beiden 
^etzteirTTällen muss angegeben werden, ob sie sich auf alle 
oder nur einzelne Ankla^punkte beziehen. Diese graduelle 
Beurteilung der moralischen Schuld bewirkt eine entspre- 
chende Reduktion der Strafzumessung**^). — Das genferische 
Jury-Gesetz enthält keine Bestimmung über die französische 
Gepflogenheit, welche dem Präsidenten erlaubt, auf Wunsch 
der Geschwomen in ihr Beratungszimmer zu gehen, um 
ihnen Aufschlüsse zu erteilen*®); sein Einfluse ist ohnehin 
im E6sum6 schon allzu bedeutend. 

Ist das Verdikt unvollständig, so können die Geschwor- 
nen durch motivierte Entscheidung zur Vervollständigung 
zurückgeschickt werden (Monitur- oder Berichtigung8t;er- 
fahren), ohne die übrigen Antworten modifizieren zu dürfen. 
Wenn die Geschwomen ein imgesetzliches oder widerspre- 
chendes Verdikt gefällt haben, werden sie ebenfalls zur Be- 

*") Der Kommissionsbericht (von Rigaud-Constant) begrün- 
det die absolute Stimmenmehrheit auch damit, dass diese Mehrheit 
in Genf bei allen politischen und gerichtlichen Institutionen gelte; 
/weidrittels-Mehrheit führe zur Willkür und bei (englischer) Ein- 
stimmigkeit milssten sich leicht 11 Greschwome dem Eigensinn eines 
Einzisren fügen. Mgmorial No. 17. Krit. Zeitschr. 16. Bd., S. 362, 
369 iff. Vergl. Loi du 12 Janv. IH44, Art. 65 mit den für Genf 
aufgehobenen Art. des Code 347, 351 (jedoch für Frankreich abge- 
ändert durch Gesetz v. 4. März 1831 und 28. April 1832). 

*^) Die EntscTieidung der Geschwomen über die Milderungs- 
gründe T\Tirde daher auch bei der Gesetzesberatung stark bean- 
standet; die Trennung der That- und Rechtsfrage ist dadurch ver- 
eitelt. Memorial No. 17. Krit. Zeitschr. 16. Bd., S. 369. 

**) »Le JurA' n*a rien ä ajouter Ä sa dCclaration«. 

**) »L'nccusß a agi en dos circonstances att^nuantesct. 

**) »L'accu8§ a agi en des circonstances trös att^nuantes«. 
Art. 63 (vergl. dagegen Code Art. 341. 345, 346). 

«) Vergl. Art. 72 (Code Art. 367). 

") .... »L'autorisation d'entrer dans la chambre oü d^libdre 
le Jury, ne peut $tre donnße que par le President, et par ßcrit . . . . « 
(Art. 66), kann sich nur auf Dritte beziehen (z. B. auf einen Arzt 
zu einer Hülfeleistung), nicht aber auf sich selbst (vergl. Code Art. 
343 und franz. Judikatur bei Massß, Guide p. 88). 
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ratung eines neuen Wahrspruchee zurückgeschickt;' es sei 
denn, dass sie sich, trotz formeller Richtigkeit, in der Haupt- 
sache geirrt haben, in welchem FaJle — sofern der Ange- 
klagte für schuldig befunden worden — das Urteil ausge- 
setzt und die Angelegenheit für die folgende Sitzung einer 
neuen Jury unterbreitet wird*''). 

Der nicht schuldig befundene Angeklagte wird freige- 
lassen, worauf die Erledigung der Zivilklage {Adhäslons- 
prozess) Tor sich geht***). Ist der Angeklagte dagegen schul- 
dig befunden worden, so stellt der Staatsanwalt seinen An- 
trag (Ge.'etzcsanwendung) und nach ihm die ZiTilpartei ihre 
Anträge auf Wiedererstattung und Schadenersatz. Nach- 
dem der Angeklagte bezw. sein Beistand sich unter Aner- 
kennung des Yerdikts über die Anträge des Staatsanwaltes 
und der Zivilpartei geäussert haben, befindet das Kriminal- 
gericht (Assisenhof) über das Strafmass sowohl als über den 
gefordei'ten Schadenei'satz, "Wiedererstattung und Prozess- 
kosten*®). 

Der Verurteilte kann binnen 3 Tagen**^) ein Kassations- 
gestich^^) einreichen oder während seiner Strafabbüssung 
beim Grossen Rat um Begnadigung einkommen^^). 

Das Jcorreläionelle (Zuchtpolizei-) Schwurgericht ist für 
korrektionelle (Zuchtpolizei-) Delikte^^) — die Vergehen 
nach der französischen Trichotomie -^ zuständig. Bei die- 

") Veigl. Art. 08, 69, 71 (abweichend Code Art. 352). 

*") Dieselbe muss von der Zivilpartei vor dem Verdikt anhän- 
gig gemacht worden sein; dies gilt auch für den Angeklagten ge- 
genüber seinem Denunzianten, wenn er ihn gekannt hat. Code 
d'instr. crim. Art. 358 ff. 

**) Die Beurteilung der Verjährung und der Eückfälligkeit ge- 
hört nicht in die Kompetenz der GescWornen. 

**) Die Appellation eines Urteil es des Kriminal- Assisengerichts 
(an das Tribunal de Recours) wird ausdrücklich als unzulässig er- 
klärt. Art. 77. 

**) Das Tribunal de Recours wird provisorisch als Kassations- 
pericht aufgestellt, welches ein von ihm kassiertes Urteil des Kri-. 
minalgerichts an letzteres zurückweist (mit neuer Besetzung für 
Richter und Geschwome) zur nochmaligen Beurteilung. Art. 77, 
Ziff. 4. 

«») Constitution du 24 Mai 1847, Art. 58. 

•*) Im allgemeinen auch für alle Gesetzes- und Reglements- 
Übertretungen, welche nicht in die Kompetenz des Kriminal- oder 
Polizeigerichts fallen und die nicht durch Spezialgesetze andern Ge- 
richten zugewiesen werden. Loi du 4 Mars 1848, Art. 29. 
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sem SchMnirgericlitc (Zußammensetziing oben) werden die in 
seine Jnri?diktion fallenden Delikte anhängig gemacht") 
entweder durch einen Überweisungsbeschlnss der Untersu- 
chnngskammer (entsprechend der französischen Eatskam- 
mcr) oder mittelst einer dnrch den Kläger oder die Zivil- 
partei oder den Staatsanwalt direkt an den Angeschuldigten 
(und an die zivilrechtlich für das Delikt verantwortlichen 
Personen) ergangene Vorladung'^"). 

Für die Funktion der horreJctionellen Jury wird das Ge- 
setz vom 12. Januar 1844 (der Kriminal-Jury) anwendbar 
erklärt imd für das Verfahren vor dem tribunal correction- 
nel (Zuchtpolizei-Gericht) die vorher für dieses Gericht gel- 
tenden Straf prozess-Normen, d. h. also diejenigen des Code 
d^instruction criminelle für die (ohne die Jury) bestehenden 
Zuchtpolizei-Gerichte Frankreichs"*). 

Im Kontumazialverfahren fällt das Gericht"^) ohne Zu- 
ziehung der Jury das ürteiP®). 

Das genferische Geschwomeninstitut vom Ende des 18. 
Jahrhimderts war für die Strafrechtspflege unverkennbar 
ein grosser Fortschritt gegenüber den früheren gerichtsor- 
ganisatorischen Missständen ohne Trennung der Gewalten. 
Allein der Übergang war zu schroff : die neuen Institutionen 
hatten sieh nicht historisch ent\^ickelt, sie wurden einfach 
im Sinn und Geist der Naturrechtsperiode postuliert und 
so eilten sie ihrer Zeit um mehr als ein halbes Jahrhunderf; 



**) Code d'instr. crim. Art. 182. 

**) Wül eich iemand gegen korrektionelle Vergehen Recht ver- 
schaffen und wählt dazu die Klage an die kompetente Behörde, so 
kann er, wenn die Anklagekammer keine Verfolgung erachtet, nicht 
mehr — um den Grundsatz non bis in idem nicht zu verletzen — 
zur direkten Vorladung greifen, um seine Sache beim korrektionei- 
len Gericht anhängig zu machen. Mass6, Guide, p. 110. 

'•) Loi du 4 Mars 1848, Art. 27, 28. Vergl. Code d'instr. 
crim. Art. 182 ff., femer Art. 79, 153, 155 ff, 362, 363, 365 (Art. 
157 betr. Strafe modifiziert durch die Loi constitutionnelle sur la 
libertß individuelle et sur l'invialabilitß du domicile du 23 Avril 1849. 

") Loi rßglementaire sur l'application du Jury aux jugements 
con*ectionnels du 12 Avril 1848, Art. 2. 

") Bei Delikten, welche keine Gefängnisstrafe nach sich zie- 
hen, kann der Angeklagte sich durch einen Advokaten vertreten 
lassen. Immerhin kann der Richter das persönliche Erscheinen an- 
beraumen. Code d'instr. crim., Art. 185. 
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voraus. Jenes nachrevolutionäre Zeitalter liess zwar an ge- 
setzgeberischer Produktivität nichts zu wünschen übrig: 
indessen erstand daraus die Strafrechtspflege nicht aus 
einem Gusse; vielmehr verrät ihr Charakter oft eine verein- 
zelte, mehr äusj^rlich zusammenhängende Ausarbeitung re- 
volutionärer Prograinmartikel. Vor allem fehlte eine innere 
Kongruenz innerhalb der Gerichtsorganisation und aaderer- 
seits innerhalb der Kodifikation des materiellen und for- 
mellen Strafrechts. Die Aufstellung des Jury-Instituts für 
eine Berufungs- bezw. Eevisionsinstanz war logisch ein Wi- 
derspruch in der Anwendung des Jury-Prinzips, nach wel- 
chem ein Verdikt als unumstössliche Wahrheit zu gelten 
hat. Eine dreimalige Verwendung des Geschwomenelemen- 
tes (Anklage-Jury, Geschwomen-Beisitzer und TJrteils-Jury) 
sollte die grösstmöglichste Gewähr für eine sichere Eechts- 
sprechung bieten, — als Zeugnis der Rechtsgenossenschaft 
■— welches Vertrauen aber durch die Aufstellung einer Re- 
kursinstanz aus dem nämlichen Elemente einem Misstrauen 
Platz machte. Zudem zeigte sich eine Verquickung der An- 
klage-, Verfolgungs- und llntersuchungsbefugnisse zwischen 
Syndics, Staatsanwalt, Grossgeschwomen und Untersu- 
chungsrichter. 

Forscht man in der Geschichte Genfs vom Ende der 
ersten Hälfte des 19«. Jahrhunderts nach, wer der Jury bei 
ihrer Wiedergeburt Pate gestanden, so sieht man, dass sie 
wesentlich ein Revolutionskind war. Die Genfer Revolutio- 
nen vom 22. ^N'ovomber 1S41 und 8. Oktober 1846 verliehen 
der Jury einen politischen Charakter; ihre Einführung war 
von Anbeginn an eine Parteifräge. Die Novemberrevolu- 
tion gebar die Kriminal-Jury, dieser selbst in der neuent- 
worfenen Verfassung^®) den Rechtstitel einer anwartschaft- 
lichen Existenz aufstellend Die Oktoberrevolution schenkte 
sodann ihrem Geschwisterkind, der Zuchtpolizei- Jury, das 
Leben. Die gesetzgel^erischen Erlasse für die Punktionen 
der Jury der neuen Epoche waren ebensowenig wie 1794 
aus einem Gusse, ja zum Teil Plickwerk: der (französiscbe) 
Code pönal 1810 und Code d^instruction criminelle von 

^) Constitution du 7 Juin 1842, Art. 120, al. 1, 3. Le Conseil 

d'Etat soumettra ä l'examen du Grand Conseil, dans le dölal 

d'un an, un projet de loi sur Vinstitution du Jury en matidre 
oiminelle. 
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1808 wurden — durch Aufhebung einzelner Partien und 
Abänderung gewisser Artikel auf die Verhältnisse Genf & zu- 
geschnitten — provisorisch beibehalten; daneben bestanden 
in Kraft Verfassungsartikel von 1847, Ausführungs- bezw. 
Grimdgesetze vom Januar 1848, März 1848 und April 1848, 
Abänderungsgeeetze vom Juni 1847, Mai 1848 und Juni 
1848, sowie einzelne Bestimmungen aus den Gesetzen der 
Kriminaljustiz vom Januar 1815, Februar 1816, Dezember 
]832 und Mäi-z 1840. Das wichtigste Grundgesetz vom 13. 
Januar 1844 selbst weist Lücken auf, dessen »dispoaitionß 
generales« (Art. 77, 4^) erwähnen wohl das Eechtsmittel der 
Kassation und das Verfahren nach erfolgter Kassation, 
nicht aber die Formen, deren Verletzung Kassation bewirkte. 
Ferner wurde das genannte Gesetz 1844 für einen Assis^n- 
hof von 5 Eichtem adoptiert, während von 1847*®) an drei 
and von 1848 an nur noch ein Assisenrichter funktionierte. 
War die Beurteilung der mildernden Umstände durch die 
Jury wegen der Härten des Code p^nal berechtigt, so mochte 
es doch den meisten Geschwomen zu schwierig vorkommen, 
für die Aufstellung des Verdikts unterscheiden zu können 
iswischen den absoluten oder objektiven mildernden Umstän- 
den als konstitutives Element der komplexen Frage und den 
relativen bezw. subjektiven mildernden Umständen, welche 
als Gegenstand einer andern, besondem Frage den konkre- 
ten Strafansprach gegenüber dem abstrakten Strafanspruch 
des Code penal mildem sollten®*). Ohne Voraussetzung des 
genannten äussern Grundes für die Kompetenz mildernder 
Umstände ist letztere den Geschwomen durchaus abzuspre- 
chen, da sie, wie die Erfahrung gelehrt hat, — nicht genö- 
tigt, zu motivieren — nur zu oft und zu leicht in Versu- 
chung kommen, davon in unrichtiger Weise Gebrauch zu 
machen. 

Eine vergleichende Analyse der Genfer Jury der zwei- 
ten Epoche mit der französischen und englischen Jury zeigt 
die nachfolgenden Übereinstimmungen. Dem englischen 
Geschwomeninstitut entspricht die Besetzung des Assisen- 
hofes seit 1848, femer die Öffentlichkeit (offene, münd- 
liche Abstimmung), dem französischen das inquisitorische 

**) Cherbiiliez, Über die Jury in Genf, Krit. Zeitschr. f. Kechts- 
Wissenschaft u. Gesetzg. des Ausl., 19. Bd., S. 212, 231. 
") Cherbiüiez, Krit. Zeitschr., 19. Bd., S. 228. 
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Zeugenverhör des Präsidenten, dessen diskretionäre Gewalt^ 
die Verteidigungsmittel des Angeklagten, die Art der Fra- 
genstellung (Spezial- statt General- Verdikt), das Eesumö, 
die conviction intime der Geschwomen bei ihrer Beratung, 
das Mehrheitsprinzip (statt der Einhelligkeit) des Abstim- 
mungsmodus, und die Zuerkennung mildernder Um- 
stände®^). Dagegen weist die Bildung der General- oder 
Urliste und der Spezial- oder Jahresliste — eine Art (indi- 
rekten) Wahlmännersystems — , abweichend von den beiden 
andern, fremden Systemen, einen repräsentatif -demokrati- 
schen (schweizerischen) Charakter auf. 



2. Waadt. 

a) Die Einführung der Kriminal- und der l(orrel(tionellen 

(Urteils-) Jury 1846. 

Der Einfluss Frankreichs auf die Jury zeigte sich auch 
im Kanton Waadt. Wie in Genf eine Minderheit von 1814 
an bestrebt war, die Jury wieder einzuführen, so zeigten 
sich die gleichen Bestrebungen im Nachbarkanton. Densel- 
ben verhalfen zum Siege die definitive Einführung der Jury 
in Genf im Jahre 1844 und die waadtländische Februarre- 
volution 1845. — Auf den Einfluss der Jury-Freunde hatte 
der Staatsrat der Waadt 1819 eine Preisfrage erlassen, ob 
(u. a.) das Jury-Institut im Kanton eingeführt werden 
soUe^). Von den 4 eingereichten Abhandlungen sprachen 
eich 2 für und 2 gegen die Jury aus; eine der Abhandlün- 



®) Professor Cherbuliez aus Genf erklärte auf dem Juristen- 
tag in Basel 1863: »....Unser Geschwornengericht ist eine unlo- 
gische Nachahmung des englischen. . .«. Verhandlungen der Schweiz. 
Jurist. Gesellschaft (17. Sept. 1863). Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. 
Bd., S. 11; Cherbuliez, Krit. Zeitschr. f. Rechtsw., -19. Bd., S. 208. 

^) Mittermaier, Die Mündlichkeit, das Anklageprinzip, die öf- 
fentlichkeit und das Geschwornengericht, S. 167 ff; Leloir, .Etüde 
sur le Jui*y cor)\; Bullet, de la Soc. de 16giol. compar^, 17.Bd., p.563. 
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gen-) erhielt den 1. Preis, welche sich für daß Geschwomen- 
institut aussprach*). Allein der Grosse Eat verwarf 18:^6 
el3ensowohl einen Entwurf des Staatsrates ohne Jury als 
1827 einen solchen mit der Jury. — Ein Decenniiun später 
inissglückte ein neuer Versuch der Jury- Anhänger, welche 
Jedoch nicht ruhten, bis 1836 infolge einer im Grossen Kate 
gestellten Motion auf Einführung der Jury ein Kommis- 
sionsbericht erschien, welcher am 14. Dezember 1836 zur 
Diskussion im Grossen Kate und zur Ablehnung der Jury 
juit mehr als Zweidrittelsmajorität führte*). Dasselbe 
Schicksal widerfuhr dieser Fra^e bei der Grossratsdebatte 
des Gesetzes über die Organisation der Kriminalgerichte^) 
am 17. Mai 1837. Jener Konmiissionsbericht enthielt 2 
Gutachten (einer Mehrheit auf Ablehnung und einer Min- 
derheit auf Annahme der Jury), ohne wesentlich neue Ge- 
sichtspunkte zu eröffnen; in dem politischen und juristi- 
schen Institut der Jury liege ein demokratisches Element*); 
die Jury sei dagegen den Gefahren des Lokalgeistes unter- 
worfen; die Urteile angestellter Kichter böten gegenüber 
den widersprechenden Verdikten der Geschwomen den Vor- 
teil grösserer Gleichförmigkeit; ständige Kichter seien bei 
politischen Streitigkeiten viel unparteiischer, neutraler, 
etc.^). — Die Verteidiger der Jury ruhten nicht und gaben 
wiederholt Petitionen ein, so dass für die Einführung der 
Jury imd die Öffentlichkeit der Beratungen der Grosse Kat 
1842 eine Kommission ernannte zur Prüfung der Beschwer- 
den. Ihr Mehrheits-Gutachten wendet gegen die Jury 
hauptsächlich die immögliche (täuschende) Trennung der 
That- und Kechtsfrage®) ein, sowie die politischen Institu- 
tionen der Republik gegenüber der Monarchie. Das Mino- 

*) M^^moires envoy^s au concours annonc6 1819 sur cettc 
qnesiion: convient-il d'introduire dans le Canton de Vaud Tinsti- 
tution du Jury? Lausanne 1820. 2 vol. Krit. Zeitschr. f. Rechtsw, 
u. Gesetzg. des Aus!., 10. Bd., S. 346. 

') Mittormaier, Wirksamkeit der Schwurgerichte, S. 510, er- 
Y.'ahnt irrtümlich das Gegenteil. 

*) Bulletin des s^ances du Grand Conseil 1836, p. 445. 

") id. 1837, p. 105. Krit. Zeitschr., 10. Bd., S. 350. 

") Rapport de la Commission, p. 18 ff. 

^) Krit. Zeitschr., 10. Bd., S. 347 ff. 

•) Kapport de la Commission, p. 171 ff. 



«m PVfi, 
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ritätsgutachten Btützte seine Befürwortung der Jury auf die 
Kritik der bisherigen Gerichts- und strafprozessualen Orga- 
nisation und legte einen Gesetzesentvnirf vor für die Ur- 
teilsfällung durch Geschworne®). Aus der Urliste, für deren 
Bildung die Geschwomenqualität mit der politischen Kechts- 
fähigkeit zusammenfiel, sollte die aus sämtlichen Friedens- 
richtern des Bezirks gebildete Kommission 250 Geschwome 
wählen. — Dieses System wurde jedoch in der Diskussion 
des Grossen Rates am meisten beanstandet und die Einfüh- 
rung der Jury neuerdings abgelehnt^^). Neue Petitionen 
im Jahre 1844 beriefen sich nun auf Genf. War die Jury 
zu wiederliolten Malen abgelehnt worden, so erweiterten 
ihre Freunde ihr Postulat unter dem Einflüsse des Nach- 
barkantons und der Februarrevolution, indem der Kommis- 
sions-Entwurf für eine neue Kantonßverfassung 1845 nicht 
nur die Kriminal-Jury, sondern sogar die Zivil-Jxnj auf- 
nahm^^). Die letztere wurde jedoch abgelehnt, dagegen in 
die Staiatöverfaßöung vom 10. August 1845. ausser der ga- 
rantierten Krimiaal-fTury noch fakultativ die korrektioneile 
Jury aufgenommen^^). Die Ausführung dieses Verfassungs- 
artikels erfolgte nicht, wie in Genf, durch ein Grundgesetz, 
sondern ionerhalb eines Gesetzes über die Gerichtsorgani- 
sation, in welchem das schwurgerichtliche Verfahren in die 
Übergangsbestimmungen aufgenommen wurde. Hiefür sah 
der Entwurf des Staatsrates schon sofort neben der Krimi- 
nal- auch die korrektionelle Jury^*) vor und für beide nicht 
nur eine Urteils-Jury, sondern zugleich auch je eine An- 



*) Mittermaier, Die Mündlichkeit, das Anklageprinzip, die Öf- 
fentlichkeit und das Geschwomengericht, S. 171 ff. 

^®) Bulletin des s^ances du Grand Gonseil 1842, p. 230 ff. 

") Entwurf, Art. 63: »L'institution du Jury est garantie pour 
radministnition de la justice pönale et civile. Des jur6s prononcent 
sur le cait et le juge applique la loi. Au p6nal les jur^s sont 
nominCs par les asscmbl^es de cercle. Au civil les jur6s sont pr6- 
sehtC'd par le juge et choisis par les parties, selon ce que d^ter- 
ininera la loi«. 

") Constitution, Art. 63: »L'institution du Jury est garantie 
pour radininistration de la justice en matidre criminelle. La loi 
peut instituer le Jury en matidre correctionnelle. 

") Entwurf, Art. 2. 
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klage-Jmy^*). Die Prüfungskommissioii des Grossen Bates 
war über letztere geteilter Ansicht^ ^) und der Grosse Bat 
selbst verwarf sie, indem u. a. geltend gemacht wurde^ daßs 
das Verdikt der Anklage-Jury einem Präjudiz für die Ur- 
teils-Jury gleichkomme^^). An Stelle der im staatsrätlichen 
Entwürfe vorgeschlagenen kantonalen Kriminal-Jury — 
durch 12 aus dem ganzen Kanton genommenen Geschwor-, 
nen zusammengesetzt^^) — nahm der Grosse Eat (zur Ver- 
meidung der grossen Kosten) auch hiefür die Bezirks- Jury 
auf. — Einer der bestrittensten Punkte war die Bildung 
der Spezialliste. . Der Staatsrat^^) und die Minorität^®) der 

") Entwurf, Art. 2, 101, 102. Die Kriminal-Anklage-Juiy 
sollte aus 7, die korrektioneUe Anklage-Juiy aus 5 Geschwornen 
gebildet werden. (Reduktion der GeneraUiste des Kantons durch 
Auslosung auf 35 bezw. 25 (Spezialliste), Rekusationen des Staats- 
anwaltes und des Angeklagten gleichmässig je auf 7 bezw. 5). Das 
Verfahren vor der Anklage-Jury sollte voni Friedensrichter geleitet 
werden. Entwurf, Art. 84. 

") Rapport de la Comnüssion, p. 10 ff. Die nach summari- - 
schem Verfahren entscheidende Anklage-Jury biete für Angeklagte 
und Gesellschaft mehr Garantie als ein auf schriftliches Verfahren 
hin urteilendes, stündiges Gericht. — Dagegen: die erste Verhand- 
lung schade der zweiten, indem die Aussagen der Kläger, Ange- 
klagten imd Zeugen, durch die erste Verhandlung unterrichtet, 
nicht mehr die nötige, unvorbereitete Wahrhaftigkeit und daher 
nicht mehr den Charakter der Unmittelbarkeit zeigen. Vergl. R$- 
naud. Die Einfülurung der Geschwornengerichte im Kanton Waa^t, 
Krit. Zeitschr., 19. Bd., S. 173 ff. ' : 

- *') Bulletin des sßances du Grand Conseil, p. 667 ff; Krit. 
Zeitschr., 19. Bd., S. 202. , . . . 

"> i^intwurf. Art. 52. 

^*) Entwurf, Art. 91, 92, 103. Der Kreisfriedensrichter imd 
AJctuar sollten in einer 8 Tage zum voraus angekündigten, öffent- 
lichen f^itzung jeweilen im Dezember je 1 Geschwornen auf 100 See- 
len aus der Urlisten-Ume ziehen. — Das Los-System sei einfacher; 
die WaWver^jammlungen werden nicht ermüdet; die Los-Geschwor- 
nen bieten nicht die Gefahr, weder Ausdruck noch Werkzeug einer 
pplitischeu oder religiösen Partei zu werden. Entwurf, Motive, p. 11 ff. 

/•) . ., .»le jugement par jur6s, c'est le jugement du pays, du 
pays tel qu'il est, composß d'^lemens divers, avec ses passions bonnes 

et ma,uvaises, et avec Pintelligence qui s'y trouve r^pandue« 

»tout tlecUon fera arriver aux fonctions de jur4s, des citoyens ap- 
parteuant ä une certaine classe oü ä une certaine opinion, tandis 
que le tirage au $ort lera sortir d6s jur6s de toutes les classes et de 
tou^tee les .opinions. H n'importe pas que le jury soit plus ou moins 
^•clair6, les question^ qui lui sont soumises sont sin^ples (!) et le sens 
d'un homme d§pourvu d'instruction peut 0tre aussi utile pour les 
r^soudre que les conuaissances d'un savantcc... . Rapport de la 
Commission^ p. 7. 
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(irossratskoinmisßion schlugen die Ziehung durchs Los vor, 
die Majorität^®) der Kommission und des Grossen Eates 
nahmen die jährliche Volkswahl durch die Gemeinden an. 

Das Gesetz über die Gerichtsorganisation vom 31. Ja- 
nuar 18Jt6 bestimmt für jeden der 19 Bezirke ein Kriminal- 
luid ein korrektionelles oder Zuchtpolizei-Schwurgericht, Je- 
des Kriminal-Schwurgericht besteht aus einem Assisenhof 
(KriminaJ-Gerichtshof) von 3 Richtern*^) und einer Urteils- 
Jxiry von 1.2 Geschwornen. Die letztem wurden aus einem 
Kriminal-Assisenbezirk (arrondissement)^^) genommen, der 
gebildet wird durch den Bezirk des forum delicti und zwei 
alljährlich aus den 4 Nachbarsbezirken bezeichneten Bezir- 
ken^^). Jedes Zuchtpolizei-Schwurgericht besteht 1) aus dem 
Präsidenten des Bezirksgerichts (und zwei andern Eichtern 
dieses Gerichts, wovon der eine durch peremtorische ßeku- 
sation des Staatsanwaltes und der andere durch diejenige 
des Angeklagten eliminiert "wird), 2) aus einer Urteils-Jur}^ 
von 9 Geschwornen, welche aus dem betreffenden Be^k 
genommen werden. — Die Jurisdiktion des Kriminal- 
Schwurgerichts erstreckt sich auf alle Deliktei, welche die 
Kompetenz des Zuchtpolizei-Sch^nirgerichts überschrei- 
ten**). Der Jurisdiktion des Zuchtpolizei-Schwurgerichts 
unterstehen die Delikte (deüts) und Übertretungen (contra- 
ventions), welche die Kompetenz des Polizeigerichts^*) über- 



zog 



Das Los sei blmd und könne daher die Jury in ganz an- 
derer Weise zusammensetzen, als das der Gesellschaft entspreche, 
liapport, p. 8 f. 

^) Art. ö3. Die Assisenriehter sind der Bezirksgerichts-Prä- 
sident des forum delicti und die 4 Gerichtspräsidenten der benach- 
barten Bezirke, von denen jedoch mittelst perem torischer Rekusa- 
tiön ein Präsident durch den Angeklagten und ein anderer durch 
den Staatsanwalt eliminiert wird. Vergl. hiezu die hinsichtlich der 
Redakti(m nicht" kongruierenden ttbergangsbestimmungen (Art. 
164 f) und Reglement des Staatsrates v. 28. Febr. 1846, Art. 6. 

^) Arr5t6 du 10 Sept. 1845, Art. 1: Le canton est divisö en 
qüatrö arrbndisscments criminels. 

^) Die nähere Bezeichnung wurde durch Art. 53, Ziff. 2, äl. 2 
in die Kompetenz des Staatsrates gestellt, t\'elcher durch Beschluss 
V. 28. lE'ebruar 1S46 in Art. 4, 6, 9— LI die Nachbarsbezirke bezeich- 
nete (10 vierfache Kombinationen!). 
■'. **)' Attsserdem die PiClle der Spezialgesetzgebung. 
^' *^) Ve^rgl. einerseits die Zuständigkeit der Gemeinderats-Be- 
h@rd(^ iffid andererseits die ^Bestrafung im Maximum von 100 Tag^n^ 
Geföngnis oder 400 I'r. Busse. .• : ; \ 
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schreiten und deren BeBtrafung im Maximum 4 Jahre 
Zuchthaus oder Gefängnis oder Fr. 3000 Busse nicht über- 
steigt^^). 

Die Voraussetzungen zur Aufnahme der Bürger in die 
Geschwomen-Urliste^^) decken sich annähernd mit den Re- 
quisiten des Akiivbürgerrechts^^). Das Gesetz stellt die 
Dispensations-^'**) und Ausschliessungsgründe®**) von der 
passiven Wahlfähiglceit erschöpfend auf. Die Geschwomen 
werden — 1 auf 100 Seelen — alljährlich durch die Ge- 
meindeversammlungen^^) mittelst Listenskrutinium ge- 
wählt*^) — im ersten Wahlgang mit absolutem, im zweiten 
mit relativem Mehr. Auf einen Bezirk müssen wenigstens 
GO^^) Geschwome fallen (Spezialliste)^*). Die Dienstliste**^) 
der Kriminal-Jury wird aus der Spezialliste des Kriminal- 
Assisenbezirks gebildet, indem der Präsident aus der (Urne 
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') Vergl. Art. 53 — ö9. tJberdies Fälle der Spezialgesetzgebung. 

^') Aktivbürgerreclit der mehi- als 25 Jahre alten Waadtländer, 
mit wenigstens einjährigem Kantons- und Bezirks-Domizil. Art. 94. 

^) Requisite nach der Constitution du 10 Aoüt 1845, Art. 17 f : 
Erfülltes 21. Lebensjahr, Gemeindebürgerrecht, Kantons-Domizil seit 
3 Monaten; nicht doppelte Ausübung der politischen Rechtsfähig- 
keit ; Ausschluss Bevormundeter, Zahlungsunfähiger, strafrechtlich 
Verurteilter. 

^) Zur Streichung von der Liste berechtigt (nicht verpflichtet) 
Alter über 65 Jahre, Wiederwahl, Krankheit, Gebrechlichkeit. 

^) Staatsräte, Kanzler, Präfekten, Geistliche, Gerichtsstands-, 
Staatsanwaltschafts-, Gefängnis-Beamte und Polizisten. 

") Bei Gegenseitigkeit anderer ELantone für die politische 
Kechtsfähigkeit sind deren Angehörige stimmberechtigt (Zürcher, 
Berner, Aargauer und Bürger von Baselland). Zirkular des Staats- 
rates V. 10. März 1846. 

**) Die Kontrolle hierüber und die Erledigung von Dispensa- 
tionsgcsuchen steht dem Präfekten zu, mit Zulassung des JElekurses 
an den Staatsrat. 

^) . Sinkt diese Zahl unter 40, so wird sie in den (nachträglich 
von den Präfekten einberufenen) Gemeinde-Wahlversammlungen 
ergänzt. 

'*) Die nähern Bestimmungen (Geschwomenzahl jeder Ge- 
meinde, Zeitpunkt der Wahlen, Dispensationsgründe infolge Ge- 
brechen etc.) sind (Art. 98) durch ein staatsrätliches Reglement zu 
treffen. (Vergl. Reglement v. 28. Febr. 1846, Art. 12 ff für die 400 
Gemeinden bezw. Sektionen). 

**) Den Tag zur Bildung der Dienstliste bestimmt der Assisen- 
präsident unter Anzeige an den Staatsanwalt, die Zivilpart^i und 
den Aiigeklagten. Der Staatsanwalt und der Angeklagte erhalten 
die Dionstliste (Art. 162, 164). 
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der) letzteren durchs Los 38 Qeschwome zieht, welche init- 
telst je 12 peremtorischer Reknsationen'*) seitens des Staats- 
anwaltes und des Angeklagten auf 12 (Spruchliste) reduziert 
werden. In ähnlicher Weise werden für die korrektionelie 
Jury aus der Spezialliste des Bezirks 29 Geschwome (Dienst- 
liste) ausgelost und durch je 9 peremtorische Eekusationen 
beider Parteien auf 9 reduziert, unter Bezeichnung von je 
1 Suppleanten'^) — wie bei der Kriminal-Jury — aus der 
Dienstliste. Die vereinigten Geschwomen*®) werden beei- 
digt**) und sie ernennen hierauf ihren Obmann*®). 

Die Ü])ergangsbe8timmungen des Gerichtsorganisations- 
Gesetzes setzen fest, dass die auf die Richter bezüglichen 
Vorschriften des Strafprozess-Gesetzbuches Anwendung fin- 
den auf die Geschwomen — bezüglich allem, was die That- 
fragen (questions de fait) betrifft — und auf die (Assisen-) 



"•) Der Btaatsaiiwalt rekusieri innert 3 Tagen nach der Bil- 
dung der Dienstliste 12 Gescliwome und einen der 4 Pi^sidenten der 
Nachbarsbezirke und bezeichnet einen Suppleanten; dasselbe steht 
— nach Kenntnis des Vorigen — binnen weiteren 3 Tagen dem An- 
geklagten zu oder wenn er davon keinen Gebrauch macht, dem Prä- 
sidenten mittelst Los-Elimination. VerstÄndigea sich mef^rere An- 
«ireklagte nicht hierüber, so entscheidet der Präsident. Die Reihen- 
folge der Suppleanten f(1r die Sitzung bestimmt nötigenfalls das Los. 
(Art. 164—160). 

") Kmennung und Zusammenberufung der Urteilsgeschwomen 
und Suppleanten werden jedem brieflich mitgeteilt unter Androhung 
einer (durch den Kassationshof auszusprechenden) Busse von 20 bid 
100 Fr. bei Nichterscheinen. 

'*) Ist ihre Zahl trotz Suppleantenliste unvollständig, so legt 
der Präsident den Parteien ein Verzeichnis von Bürgern mit Ge- 
schwomenqualität in dreifacher Zahl der fehlenden Geschwomen 
vor, aus welchem der Staatsanwalt und der Angeklagte je einen 
Drittel eliminieren. Die nicht eliminierten Bürger nehmen Sitz in 
der Jury. Art. 168. 

••) Die Eidesformel entspricht mehr einem Beamten- als einem 
Geschwornen-Fid» Diese assermentation des corps et des fonction- 
naires besteht in einem Eid auf die Kantonsverfassung, auf die 
Wahrung der Bechte, Freiheit und Unabhängigkeit des Landes und 
auf die gewissenhafte Erfüllung der Amtspflichten. Art. 106. 
Vergl. Renaud, Krit. Zeitschr., 19. Bd., S. 199. 

^) Sie beziehen ein Siljsungsgeld von 15 (am Domizil) bezw. 
30 Batzen und eine Reiseentschädigung von 5 Batzen pro Weg- 
stunde. Art. 150. Durch Dekret v. 1. Juni 1849 wurde das Sitzungs- 
geld auf 20 batz = 3 Fr. f6d. festgesetzt. 
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Eichter, was sich auf dae Recht bezieht*^). Dieser Code de 
procedure pendle datiert vom 28. Januar 1836"). Nach dem- 
selben leiten die Unter suchunxjsrichter von sich ans eine Vor- 
nntersnchnng ein oder auf Anweisung der Staatsanwalt- 
schaft; ihr steht für die Untersuchung das Antragspecht 
zu*'). Zehn Jahre später werden die Befugnisse der Unter- 
suchungsrichter gesetzlich auf die Friedensrichter übertra- 
gen**). — Über die Voruntersuchung^^) befindet eine An- 
hlaneicammer*^) ; das Verfahren entspricht demjenigen des 
Genfer Jurv-Oesetzes von 1844 hezw, dem Code d^instruc- 
tion criminelle, mit dem Unterschiede, dass vor der Haupt- 
verhandlung kein inquisitorisches Verhör weder durch den 
»Directeur des debats« noch seitens des Gerichtspräsidenten 
stattfindet*''). Bei ZucMpolizei-DeUhten leitet der Gerichts- 
Präsident die Voruntersuchung (!), ebenso die Hauptverhand- 
Inng (nicht ein Directeur des debats. Code Art. 400 — 417). 

An Stelle der. einheitlichen Urteilsfällung des Code de 
proc6dure pönale von 1836 treten nun 1846 die Wahrsprüche 
der Geechwomen**) mit darauf basiertem Urteil durch die 
Kichter: Le Jury prononce sur le fait et les juges sur le 
droit (Loi 1846 Art. 3). Ist die Fragenstellung bereinigt**), 
so konstituiert sich die vollzählige Jury allein im Gerichtß- 
saale gelbst*^**) zu geheimer, ununterbrochener Beratung. 
Der Obmann verfährt für jede Frage der Eeihe nach in 

*^) Ebenso finden auf sie die disziplinarischen Bestimmungen 
Anwendung, Art. 161. 

*«) Döcret du 23 D6c. 1836. 

**) Code de procedure pönale du 28 Janv. 1836. Art. 22, 23; 
Art. 37; vergl. Code d'instr. crim., Ai*t. 49. 

**) Loi du 31 Janv. 1846. Art. 85, Ziff. 3 und 157. 

*■) Code de proc6d. p6n. Art. 57—192, 376—399; D6cret du 1er 
D^c. 1837, Art. 2; Loi du 31 Mai 1839, Art. 4. 

*«) Code, Ai-t. 28, 18, 193—220; ArrCtö du 10 Sept. 1845, Art. 
5; D6cret du 1er Juin 1849, Art. 1. 

«) Code, Art. 299—344: Beeret du 1er D6c. 1837, Art. 1; Loi 
du 31 Mai 1839, Art. 2 u. 3; Arr6t€ du 10 Sept. 1845, Art. 5 u. 7. 

*») Loi du 31 Janv. 1846, Art. 170—178. 

*•) Nach den Plaidoyers stellt der Präsident des Gerichts 
schriftlich die Fragen für die Geschwomen auf, gegen welche (wie 
Genf 1844) der Staatsanwalt, der Angeklagte und die Zivilpartei 
Modifikationen vorsclilagen können, worüber der Gerichtshof ent- 
scheidet. 

*") Richter, Staatsanwalt, Parteien und Zuhörerschaft ziehen 
sich zurück. 
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einem JconsuUativen und einem deltberativen Oange; bei letz- 
terem stimmt jeder Geschwofne Ja oder Nein. Die Fragen 
besiigKeh des TJiatbestandes (fait principal) und der Urheber- 
schaft (d^auteur) können mir mit Zweidrittelsmehrheit bega^ 
hehd entschieden werden. Über alle übrigen Fragen ent- 
scheidet die absolute Mehrheit. Der Obmann verzeichnet für 
jede Frage die StimmenzahP^) der bejahenden oder vernei- 
nenden Mehrheit. Im Unterschiede von der französischen 
und geiiferischen I<Yagenstellung werden also hier die Fra- 
gen bezüglich des objektiven imd subjektiven Thatbestandes 
getrennt; bei Verneinung der ersteren fallen alle weitem 
Fragen dahin, ebenso nach Verneinung der zweiten Frage 
(subjektiver Thatbestand) die nachfolgenden. — Der Ge- 
richtshof fällt nun auf Grund des Wahrspruches und der 
Anträge des Staatsanwaltes sein Urteil über die Strafe und 
den Adhäsionsprozess. 

Das Straf prozess-Gesetz von 1836 war nicht mit Bück- 
sicht auf das schwurgerichtliche Verfahren, sondern nur fiir 
ständige Gerichte redigiert worden; daher wurde nach Ein- 
führung d6r ,Tury 1846 die baldige Revision des Strafver- 
fahrens beschlossen^*) . 



b) Hiß erste Revision der Jury-Organisation 
und des scliwurgericlitliciien Verfahrens 1850/52. 

Im Jahre 1850 siegte der 5 Jahre früher unterlegene 
Vorschlag des Staatsrates: die Bildung^) der Spezialliste 
durchs Los^), Eine geringe Wahlbeteiligung und eine grös- 

") Dies wfirde in Gent nach dem Jury-Gesetze von 1844 als 
ungesetzlich die Nichtierkeit des Wahrspruches na^h sich ziehen» 
(Art. 67, 69). ^ 

") Vergl. die Redaktion der Art. 103, aL 2 der Loi sur Torga- 

nisation judiciaire von 1846: »Hs (les Jur6s) fonctionnent 

comme il est prescrit au Code de proc6dure. 

*) D6cret du 1er Fßvr. 1860, modifiant la loi sur l'organisa- 
tion judiciaire, en ce qui conceme la foimation des listes des Jur6s. 

*) Arrßtö du 24 Oct. 1850, fixant le mode de procöder pour le 
tirage au sort des jur6s. — Der Friedensrichter zieht alljährlich im 
Novemlier in öffentlicher Sitzung aus allen wählbaren Bürgern eines 
cerde die jeder (Temeinde zukommende Creschwomenzahl. 
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sere Berücksichtigung kleinerer Gemeinwesen hatten dieeem 
System zum Durchbruch verhelfen. Es gab nämlich im 
ganzen Kanton von 388 Gemeinden deren nicht weniger als 
335, welche mii*) 100 — 1000 Einwohner zählten*). An die 
Stelle der Proportion«) 1 : 100 trat 1850 das Verhältnis«) 
3 : 100. Im Jahre 1846 traf es auf die 4 Bezirke Avenches, 
La Vall6e, Pays d'Enhaut und Bolle nur 51 — 46 — 37 — 
5'^ = 186 Geschwome; allein gesetzlich war für die we- 
niger als 6000 Einwohner zählenden Bezirke die fixe Zahl 
von je 60 Geschwomen festgesetzt. Im Jahre 1850 kamen 
auf die genannten 4 Bezirke statt 240 ohne künstliche Er- 
höhung der Verhältniszahl 145 — 142 — 113 — 161 = 561 
Geschwome. Die Gesamtzahl der Geschwörnen stieg auf 
diese Weise von 1054^ auf 5701t im Jahre 1850 (in 61 cercles), 
während im gleichen Jahre für den ganzen Kanton 201 eid- 
genössische Geschwome beeteilt wurden. 

Die Geschwomenrequisite^) — man kann bei der Bil- 
dung der Liste durchs Los schlechterdings nicht von der 
passiven Wahlfähigkeit sprechen — sowie die Dispensa- 
tions-«) und Ausschliessungsgründe entsprechen ohne we- 
sentliche Änderungen den Bestimmungen von 1846. 

Infolge der durch die Auslosung ermöglichten Erhö- 
hung der Spezialliste wurde auch die Dienstliste (und damit 
d^e Zahl der Eekusationen) erhöht: für die Kriminal-Jury 
vqn 38 auf ,9^ und für die korrektioneile Jury von 29 auf 
71 Geschworne^*^). Von der Dienstliste rekusiert der Staats- 
anwalt und nach ihm^^) der Angeklagte peremtoiisch für 
die Kriminal-Jury je 40, für die Zuchtpolizei-Jury je 30 
Geschwome; beide Parteien rekusieren mit der betreffenden 

•) Wir legen unsei-er Berechnung die eidg. Volkszählung v. 
18. ISitörz 1850 zu Grunde. 

*) 20 Gemeinden zählten weniger als 100 Einwohner, die 
kleinste deren 36. 

•) Jede Gemeinde hatte wenigstens 1 Geschwomer zu wählen. 

-*) D6cret du 1er F6vr., Art. 1. 

^) Das Requisit des waadtländischcn Kantonsbürgerrechts 
musste nach Art. 42 u. 48 der Bundesverfassung von 1848 wegfallen. 

•) Die Altersgrenze wird auf 60 Jahre heruntergesetzt. 

•) Erstere wird wie bisher aus der Spezialliste des Bezirks, 
letztere aus der Spezialliste des »arrondissement criminell gebildet. 

") Code de procßdure du 1er F6vr. 1850, Art. 292; Dßcret du 
ler F^vr. 1850, Art. 9. 

") Innerhalb der vorhin in Note 36 bezeichnete» Fristen« 
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Zahl Geschwomen auch je einen Richter^^), während der 
Angeklagte nun allein unter den nicht rekusierten Ge- 
schwornen überdies zwei Suppleanten bezeichnet. 

Das Strafprozess-Gesetz von 1850 präzisiert und erwei- 
tert die Jurisdiktion des Kriminal-^^) und Zuchtpolizei- 
Schwurgerichts^*). Die geheime Voruntersuchung und die 
Hauptverhandlung bieten für das schwurgerichtliche Ver- 
fahren nach dem neuen Code keine wesentlichen Abwei- 
chungen. Immerhin wird die diskretionärie Gewalt des Prä- 
sidenten erweitert^^). An die Stelle des Beamteneides von 
1846 tritt ein Oeschworneneid. 

Die Fragenstellung erfuhr schon nach 2 Jahren durch 
eine Novelle^®) eine wesentliche Verbesserung. Der Assisen- 
präsident legt nämlich die Fragen schon nach beeaidigtem 
Verhöre vor^'), also — im Gegensatze zum Strafprozese-Ge- 
eetze von 1850 — vor den Plaidovers der Parteien. Die 
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') Der Angeklagte erhielt Kenntnis vom überweisungsbe- 
schluR!^, der Anklageakte und der (Dienst-) Liste der Geschwomen» 
■Richter und Riehter-Siippleanten. Motivierte Kekusationsbegehren 
stehen ihm binnen 4 Tagen zu. Code, Art. 293, 95. 

") Ausser der vorgesehenen Spezial^esetzgebung, auf Delikten 
mit folgendem Straf maximum : Todesstrafe; Zuchthausstrafe oder 
Gefängnis oder Verbannung von mehr als 4 Jahren, Busse von mehr 
als Fr. 3000, femer Wahl-Betrug und Press-Delikte nach den Ge- 
setzen V. 18. und 26. Dez. 1832, Code, Art. 20 i. 

' ") Delikte mit Straf -Maximum : Zuchthaus oder Gefängnis 
von 100 Tagen bis 4 Jahre, Verbannung bis aiif 4 Jahre, Busse von 
Fr. 400- 30000 etc. Code, Art. 22 f, 29 f. — Unter gewissen Be- 
dingungen (Zulässigkeit der Inkompetenzerklärung, Innehaltung 
der Straf kompetenz etc.) kann ein dem Kriminal- bezw. Zuchtpoli- 
zei-Schwurgericht zu unterstellendes Delikt dem Zuchtpolizei- bezw. 
Polizeigericht zur Beurteilung tiberwieseii werden- Code, Art. 578, 
57»; Dßcret du 16 D6c. 1852, Art. 578, 579. 

") Vergl. Art. 320, 323 des Code von 1850 mit Art. 264, 269 
des Code von 1836. 

") Dßcret sur quelques modifications au Code de proc6dure 
pönale v. 16. Dez. 1852. — Das Strafprozess-Gesetz von 1850 und die 
Novelle von 1852 könnten mit Rücksicht auf ihre Daten eigentlich 
nicht mehr in diesen I. Abschnitt einbezogen werden. Allein die 
materielle Behandlung des Gegenstandes erheischt diese vorgreifende 
Darstellung infolge des Zusammenhanges des Organisationsgesetzes 
für die Jurj' vom Jahre 1846 mit der ersten einheitlichen Regelung 
des schwurgerichtlichen Verfahi*ehs im Sträfprozess-Gesetze von 1850, 
dessen wichtigat-er Teil wieder der Novellengesetzgebung von 1852 
unterstellt wurde. 

") Dßcret du 16 Pö?. 1852, Art. 377, 
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erste Prage^®) nach dem objektiven Thathestand kann iiack 
den Umständen mit der Hauptfrage der Schuld^^) kumuliert 
werden^®). Geht aus der Anklageakte oder aus der Haupt- 
verhandlung hervor, dass die That mit einem oder mehre- 
ren — gesetzlich speziell bezeichneten — erschwerenden, 
ansschliessenden, auslöschenden oder mildernden Umstan- 
den^'^) begangen wurde, so wird für jeden^^) derselben die 
Frage gestellt, sowie bei**) Todesstrafe-Delikten unbedingt 
die Frage auf mildernde Umstände, 

Der Wahrspruch über den objektiven, sowie über den 
subjektiven Thaibestand und über die event. gestellte Zu- 
rechnunpsTühigkeüt^*) fallt nur mit je Zweidrittelsmehrheit 
bejahend aus. Alle andern Fragen dagegen werden mit 
Stimmenmehrheit entschieden und bei Stimmengleichheit 
gilt die günstigste Meinung*'). — Dem Assisenhof steht von 
Amtswegen oder auf Antrag die Überprüfung des Ver- 



^') Nach (iem Bestehen der Thatsache als Gegenstand der An- 
klage, wie &ie aus der Hauptverhandlung hervorgeht, wobei soweit 
als möglich die gefietzlichen Ausdrücke zu verwenden sind. 

^') Nach dem Code ausser der Frage der Urheberschaft auch 
mit derjenigen der schuldhaften Absicht. 

^) Hauptfrage nach dem Dekret, Art. 379: »L'accus^ est-il 
eoupable d'avoir commis le fait suivant?« Hauptfrage nach dem 
Code, Art. 381: a) L'accus6 N. a-t-il commis le fait suivant? b) A-t- 
il commis ce fait avec une intention eoupable? 

*^) Une ou plusieui'S circonstances aggravantes (D^cret 380; 

Code 382) des circonstances comme exduant, effagant ou att6- 

nuant la culpabUitß (Döcret 381; Code 383). 

**) li'accusß a-t-il commis le fait avec cette circonstance? 

") Es gibt ebenso viele Fragen-Serien als Anklagepunkte oder 
nus der Hauptverhandlung hervorgehende getrennte Delikte bestehen. 

**) Das Gesetz führt nicht ausdrücklich die Frage der Zurech- 
nungs^higkeit an, selbst nicht (wie Genf nach dem Code d'instr. 
crim.) für die strafrechtlich Minderjährigen; indessen ist der Prä- 
sident befugt nach Massgabe der circonstances comme exduant, 

effagant ou att^nnant la culpabilit6 die Fi*age der Zurechnungs- 
fähigkeit einzuschliessen. 

") Nicht- Vollzähligkeit der Jury oder Mitteilungen von Aus- 
sen bilden Kassationsgründe (Art. 389, 394^ 384 Litt, e), ebenso die 
Nichtangabe der Zahl der bejahenden oder verneinenden Stimmen 
für jede Trage — sofern sie einen Einfluss auf das Urteil ausübt — 
(Art. 484, Litt, g, k), so\iie unter derselben Voraussetzung die Wei- 
gerung der Jury, eine der gestellten Fi'agen zu beantworten, ausser 
bei negativer Entscheidung einer Hauptfrage gegenüber den acces- 
sorischen Fragen desselben Anklagepunktes (Art. 392, 484, Litt.h,k). 
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dikts^*) zu, sowie die Befugnis, der Jurv das Moniturver- 
fahr^n vorzuschreiben. 

Nach dem vollständigen Wahlspruche folgen die Vor- 
träge der Zivilpartei, des Staatsanwaltes und der Verteidi- 
gung. Der Assisenhof fällt hierauf in geheüner Sitzung sein 
Urteil, gestützt darauf, ob nach dem Verdikt der objektive 
lind subjektive Thatbestand zutreffe, ob erschwerende oder 
mildernde Umstände, liberatorische Einreden oder Straf- 
losigkeit^') (nach dem Code penal) vorliegen. Im Kontu- 
mazialverfahren urteilt der Assisenhof ohne Zuziehung der 
Geschwornen. Die erpchöpfend aufgezählten (10) Kassa- 
tionsgründe^^) beziehen sich auf die Inkompetenz^*) und die 
Besetzung des Gerichts^^), die Verletzung der Verteidigungs- 
rechte®^), die Beratung und Verdiktsfällung der Jury^^) und 
die Urteilsfällung**) des Assisenhof es**). Bei Eückweisung 
au eine Jury ist eine neue Spruchliste mit andern Geschwor- 
nen zu bilden*'). 

") Erst der Code bestimmt (nielit das Gesetz v. 31. Jan. 1846) , 
dass unklare oder komplexe Fragen nötigenfalls durch den Präsi- 
denten (in wiedereröffneter Sitzung) erklärt oder von ihm neue 
Fragen gestellt -verden können. 

") In diesem Falle kann der Angeklagte trotz Freisprechung 
zum Schadenersatz verurteilt werden, ebenso bei Freisprechung in- 
folge eines Nichtschuldig- Verdiktes und zw&v ist zur grundsätzlichen 
Vorentscheidung Einstimmigkeit erforderlich, während über den Be- 
trag Stimmenmehrheit befindet. Eine Verurteilung zu den Kosten 
ist bei Freisprechung ausgeschlossen. Vergl. Code, Art. 401, 403, 
407, 408, 411 ; Dßcret du 16 D6c. 1852, Art. 404. 

^) Die Kaasationsfrist beträgt 3 Tage, Art. 497. 

») Code, Art. 488. 

«') 4rt. 484, Litt, c, d, f ; 294 f. 

»^) Art. 484, Litt, a, b, k. 

") Art. 484, Litt, e, g, h; 392. 

") Art. 484, Litt, i; 372, 374 f, 483, 487, 488. — Bei Kassation 
die sich auf den Assisenhof bezieht, ei'folgt die Rückweisung an 
denselben oder an einen andern Assisenhof. 

•*) Die Kassation steht zu (Art. 486) dem Verurteilten in allen 
Fällen, dem Staatsanwalt in den Fällen des Art. 484, Litt, f, h, i, k 
und der Zivilpartei für ihre Interessen nach Art. 484, Litt, d, e, f, 
h, k; (s. Noten 30—33), vergl. ferner Art. 487 — 489. 

") Art. 520, al. 2. — Bei Kassation infolge unvollständiger 
Besetzung des Assisenhofes oder wegen falscher Anwendung des 
Straf- bezw. Zivilgesetzes fällt der Kassationshof das Urteil auf 
Giiind des ergangenen Wahrspruchs. Art. 484, Litt, f, 487, 521, 524. 
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Die Gründe, nach denen im Interesse eines Verurteilten 
die Revision zidäßsig ist, beziehen sich 1) auf Falschheit 
eines Zeugnisses, 2) auf Indizien, welche seine Unschuld 
präsumieren (Art. 530-— 542). 

Die Rehabilitation und Begiiadigung werden ebenfalls 
durch den Code de proc6dure pönale geregelt. (Art. 570 
bis 577 bezw. 557—569)««). 

Wie die Genfer Jury von 1844/48, so ist auch diejenige 
des Waadtlandes wesentlich eine if achbildung des französi- 
schen Geschwomehinstitutcs. Unzufrieden, dass die eng- 
lische Jury nicht bekannt war und daher nicht als Vorbild 
dienen konnte, wurde die neue kantonale Institution im. 
Grossen Kate als Pseudo-Jun^ qualifiziert«^). Der Staats- 
rat (Druoy) druckte sich dagegen — nach der Aufnahme des 
Jury-Postulates für die neue Verfassung — in seiner Pro- 
klamation vom 29. Juli 1845 diplomatischer aus««) und der 
staatsrätliche Entwurf bezeichnet sie bereits als eine »in- 
gtitutiou 6minemment democratique««®). Als Vorzüge ge- 
genüber der Genfer Jury fallen bei der waadtländischen in 
Betracht einerseits der Wegfall des Resume und andererseits 
das Erfordernis einer Zweidrittelsmehrheit für die Bejahung 
des objektiven und subjektiven Thatbeständes und der Zu- 
rechnungsfähigkeit. War auch die Wahl der, Geschwbmeii 
mit ihrer demokratischeren Tendenz nach dem Gesetz von 
1846 besser als der repräsentativ-demokratische Charakter 
der Wahl in Genf, so verschlechterte sich gegenüber beiden 
Systemen die Listenbildung im Kanton Waadt vom Jahre 
1850 an infolge Einführung des Loses. Diese der Blindheit, 
dem reinen Zufall überlassene Bildung der Liste verträgt 

^) Die Angabe der niclit in direktem ZuBammenhang mit dem 
schwurgerichtlichen Verfahren stehenden KehabUitation und Begna- 
digimg erfolgt nur wegen der abschliessenden Vollständigkeit. 

") »le Jury n'est pas extrömement connu parmi nous; c'est 

le juiy frangais que nous connaissons le micux, or ce jury n'est q'un 
Jury batard; le vöritable est le jury anglais, auquel le nötre ne res- 
seinble en rien; le nötre est un pseudo-jurj'«. (Pidou, Prof. der 
Kechte und Appellationorichter). Bulletin des s^ances du Grand 
ConseU 1845, p. 624. Renaud, Krit. Zeitschr., 19. Bd., S. 187 ff. 

") IjC canton poss6dera aussi une Institution ä laquelle 

les pays libres attachent une haute iniportance. . . . RecueU des lois, 
döcrets etc. du canton de Vaud, t. XLII, p. 374. 

^*) Exposö des motifs du projet de loi sur Torganisation judi- 
ciaire, p. 10. 
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sich schlecht mit den demokratischen Maximen der kanto- 
nalen Staaten imd schliesst in sich ein Misstrauen in die 
Befähigung zur Ausübung der individuellen Freiheiten 
durch die Aktivbürger. Gemildert wird dieser Nachteil ei- 
nigennassen, wenn — wie im Kanton Waadt — als Korre- 
lativ eine ungleich grössere Zahl von RekUsationen bewirkt 
wird. — Die konsequente Anwendung des Jury-Prinzips 
löhrie — wie 2 Jahre nachher in Genf — zur Aufstellung 
einer Kriminal- und korrektionellen Jury. Wenn letztere 
aber nicht, statt der Einheitlichkeit, mit einem grossem 
Umfang örtlicher Zuständigkeit — wie die Kriminal-Jury 
— eingerichtet wird, so ist sie dem nachteiligen Einflüsse 
des Lokalgeistes unterworfen. Der Prozentsatz der Ge- 
schwornen von 1846 (1: 100) hätte dann genügt, um noch 
eine erhebliche Zahl von Rekusationen zu ermöglichen und 
die Volkswahl statt der Auslosung beizubehalten. — Eine 
sonderbare Kombination stellte die Zusanmiensetzung des 
korrektioneilen Assisenhofes dar. Es hat doch keinen Wert, 
ausser dem Gerichtspräsidenten noch zwei Richter aufzuneh- 
men, wenn diese beiden nachher doch wieder rekusiert wer- 
den können. Einfacher wäre gewesen, den Assisenhof über- 
haupt nur aus dem Präsidenten zu bilden, besser jedoch, 
denselben aus dem Präsidenten und 2 Richtern zusammen- 
zusetzen^ sei es ohne Rekusation, sei es mit einer solchen 
durch Reduktion eines Fünferkollegiums auf die Dreizahl. 



c) Die Jury in den ,,galli8ierten'' Teilen der Schweiz. 
(Genf, [Waadt] ^), FOrstbistum Basel, Neuenburg, Wallis). 

Nachdem das Fürsthistum Basel infolge innerer Wirren 
und äusserer Umtriebe beim Beginn der französischen Re- 
volutionszeit in eine raurackische Republik verwandelt wor- 

*) Betr. Genf von 1798 — 1813 s. oben. — Das waadtländische 
Dappenthnl (Martignier et Aynion de Crousaz, Dict. historique du 
Ganton de Vaud, p. «301) wurde 1802 an Franloreick überlassen und 
trotz Wiener Kongress nur der ößtliche Teil des Thaies erst nach 
dem Vertrage v. 8. Dez. 1862 zurückgegeben. Dieses kleine, wäh- 
rend öO Jahren gallisieri gebliebene Territorium — Weiler Cresson- 
nidres, Jaquette, Jacobez — hatte somit seit dem Beginne des 19. 
Jahrhunderts stets das (franz. und waadtl.) Geschwomeninstitut. 
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den, wurde im März 1793 zunächst der alte deutsche Reichs- 
teil als Departement du Mont Terrible und an der Wende 
1797/98 auch der schweizerische Teil Frankreich einver- 
leibt. Durch den Wiener Kongress kam 1814 der grösste 
Teil des frühem Fürstbistums Basel an den Kanton Bern : 
Zwingen, T.aufen, Delsberg, Pruntrut, Eisgau (Pays d'Ajoie), 
St. TJrsanne, Freiberg, St. Imnierthal (Erguel), Tessenberg 
(Diesse), Neuveville, Münsterthal und BieP); ein anderer 
Teil (Pfef fingen, Ariesheim) fiel an Basel. 

Mit der Demütigung Preussens verwandelte Napoleon 
1806 Neuenhurg in ein französisches Fürstentum und be- 
lehnte damit seinen VasallenMarschall Berthier, allein 1814 
wurde es durch den Wiener Kongress Tideder »preußsischeG 
Fürstentum« und zugleich ein »souveräner Kanton«') der 
schweizerischen Eidgenossenschaft. 

Im November 1810 annektierte Napoleon — als De- 
partement du Simplen — den Kanton Wallis (der unter 
dem Einflüsse Frankreichs seit 1802 eine Scheinexistenz als 
Bepuhliquß Rhodanique geführt), welcher jedoch 1814 eben- 
falls \^neder der Schweiz zugesprochen wurde*). 

Diese (lebiete — der grösste Teil des {Berner) — Jura 
als politische?: Erbgut des Fürstbistums Basel, Neuenburg 
und Wallis, das (waadtländische) Dappenthal, wie Oenf vor- 
iibergehend gallisiert, hatten während ihrer Staatszugehörig- 
keit zu Frankreich die französische Jury, sie unterstanden 
der Gesetzgebung Frankreichs über das Schwurgerichts- Ver- 
fahren*^). 

^) Vergl. Monnard, Schweizerbilder aus der Geschichte des 18. 
Jahrhunderts, S. 72. 

*) Bundesvertrag zwischen den 22 Kantonen der Schweiz v. 
7. Aug. 1816, § 1. 

*) DKndliker, Geschichte der Schweiz, 3. Bd., S. 252, 280, 308, 
402, 418, 475, 499. Hilty, Helvetik, S. 216, 725. 

') In Betracht kommen: Conatitutions, 3/14 Sept. 1791, de Tan 
Tll, (consuiaire) de Tan VItl; Lois, 16/29 Sept. 1791, « Fructidor 
VI, 27 VentOse VIII; Code de Brumaire IV; Code d*instruction 
criminelle, 17/27 Nov. 1808; Code p6nal, 12/22. F6vr. 1810. Vergl. 
Massß, Guide (p. VI); Gineste, p. 56 ff; Faustin H^lie, Trait§ de 
l'instruction criminelle; Esmein, Proc6dure 'Criminelle. ' 
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d) Das Postulat des Jury-Instituts 
fflr die schweizerische Eidgenossenschaft 1798—1801 

(1833, 1837). 

Wie für die kantonale Strafrechtspflege (Genf), war die 
erste geplante Einfiihrung des Schwurgerichts für die 
staatlich-schweizerische Strafgerichtsbarkeit ein von Frank- 
reich importiertes Institut. 

General Brune erliess von seinem Hauptquartier in 
Bern 3 Tage vor der Proklamation der helvetischen Eepu- 
blik (der 12 Kantone) am 26. Ventose, an VI (16. Mäxz 
1798) die Proklamation der ^yRepvbUqueRhodaniquea- mit 
dem Hauptorte Lausanne. Dieselbe sollte 5 Kantone uin- 
fassen^): 1) Le Leman (Hauptort: Lausanne); 2) Sarine el 
Broye (Freiburg) ; 3) L'Oierland (Thun) ; 4) Le Valais 
(Sitien); 5) Le T essin (Locamo). — Im XL Programm- 
artikel dieser Proklamation war die Jury auf genommeai : 
»Le Corps legislatif placera dans la procedure criminelle 

Finstitution des Jures« — Ein Ausführungsgesetz 

konnte sich diese (Einwöchnerin-) Eepublik ersparen, denn 
Brune nahm schon am 2. Germinal (22. März) die Prokla- 
mation der Republique Rhodanique. . . . une et in(di)visible 
zurück ! 

Sonderbarer Weise enthält weder Brunes Proklamation 
der Repvblique Helvetienne vom 29. Ventose, an VI (19. 
März 1798) die Jury-Institution, noch der vom Kanton 
Basel den 25. Ventose (15.. März) angenommene Konstitu- 
tipns- Vorschlag, welcher den Kantonen Solothurn, Bern, 
Zürich, Schaffhausen, dem Thurgau, dem Land St. Gallen, 
Toggenburg etc. als allgemeine Richtschnur dienen sollte^). 

Die erste helvetische Verfassutig (Entwurf von Ochs)®) 
vom 12. April 1798 nahm zwar das Postidat der Jury nicht 



*) Proklamation von Brune, Art. II; Hilty, Helvetik, S. 196, 
716 f; Strickler, Akten der helvetischen Republik, 1. Bd., S. 511. 

*) Proklama.tion von Brune; Hüty, Helvetik, S. 717. Akten, 
1. Bd., S. 518 f. 

*) Interimistisch suspendiert am 5. Nov* 1798, 15. Febr. und 
18. Mai 1T09, aufgehoben durch den Staatsstreich v. 7. Jan. 1800. 
Hüty,. Helvetik, S. 731 ff. J : : : 
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auf*) ; indessen, wurde schon . iin folgenden Jahre allen 
Ernstes über dieselbe »prinzipiell legiferierta tmd beraten. 

Am 1. April und 4. Mai 1799 nahmen der Grosse Eat 
lind der Senat zunächst das erste schweizerische yyPeinliche 
Oesetzbuch^), den Code penal®) an. Schon vorher, am 37. 
April 1798, war eine Kommission') für die Materien der 
Straf gerichtsbarkeit bestellt worden, welcher am 29. Mai u. 
a. die Aufgabe b<»ziiglich der »Bedingnisse einer Revision 
der unter den alten .Regierungen geführten Kriminalpro- 
zessea zufiel. — Das Gutachten der Grossrats-Kommission 
über eine neue Einrichtung des Kriminalgerichtswesens 
(veri'asst von Kuhn) "wurde am 24. Januar (und 5. Februar 
etc.) 1799 vorgelegt und in Bern vom 23. Juli bis 13. Au- 
gust im Grossen Kate und am (1. — ) 12. August 1799 im 
Senate beraten®). Es sind y>Orundideenii, von denen § 80 
ausdrücklich bestimmt, dass sie »fcem Oesetzesvorschlag, 
sondern bloss die Basis der Vorschriften über die neue Ein- 
richtimg des Kri'minalgerichtswesens« bilden. Nach dem- 
selben sollte eine Anklage-Jury, eine Urteils- Jury und eine 
Revisions-Jury eingeführt werden, ähnlich wie 1794 in Genf 
die Institute der Grands Jures, der Jures de Jugement und 
der Jury d^Equite aufgenommen wurden. Für die neuen 
GiTindsätze bemft sich die Kommission auf die Erfahrung 
Nordamerikas, Frankreichs®) und Englands^®). Bei Ver- 



*) Yergl. Zusammensetzung und Kompetenz der Kantons-Tri- 
bunale und des obersten Gerichtshofes. Gesetz über die Organi- 
sation des Obergerichtshofes und dessen Prozessordnung, Art. 16. 
Akten der helvet. Republik, 3. Bd., S. 1100 ff. 

") »das menschlichste unter allen und auf die reinsten Grund- 
sätze der Philosophie gegründet« (!), Carrard, im Grossen Rat v. 
25. Mlirz 1799, Akten, 4. Bd., S. 430. Es war vielmehr das strengste 
Kriminalgesetzbuch der Eidgenossenschaft in neuerer Zeit. Vergl. 
Zusammenstellung seiner Strafansprüche bei Hilty, tJber die Wieder- 
einführung der Todesstrafe, S. 32. 

•) Akten, 4. Bd., S. 393—414. 

^) Diese Konimission des Grossen Rates bestand aus Kuhn. 
Koch, Carrard, öecretan, Zimmermann; Akten, 4. Bd., S. 414. 

») Akten, 4. Bd., S. 410—430, 1126—1135. 

») Akten, S. 415— 423. — Die 200,000 Gräber, geschaufelt 
durch das Mordbeil der RevoUitionsgerichte^ werden als warnendes- 
Beispiel hingestellt, S, 416. 

^®) . »Anstatt aus Büchern abzuschreiben, thäte man besser, auf 
den Volksgeistf auf die Sitten und Gebräuche von HelveUen Rück- 



"■w^ 
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dachtsgründen dürfe eiiie gerichtliche Anklage (an das Kan- 
tonsgeri[cht) erät auf Untersuchung und Urteil eines »aus 
■8 Geschwomen zusammengesetzten Änklagegerichts« (§ 28) 
hin") stattfinden und im Strafverfahren müsse die Beur- 
teilung der primären Frage des Faktums von der sekundä- 
ren der Rechtsfrage getrennt werden wegen der konsequen- 
ten Durchführimg des Prinzips der Gewaltentrennting und 
der zu ziehenden Lehre aus den »Ännalen der bisherigen 
Kriminaljustiz«^'). Die Thatfrage sollte von einem yyürteils- 
yericM von 12' Oeschwornen« ^(^ 46), die Bechtsfrage vom 
Kantonsgerichie^^) beurteilt werden (§ 72)^*). Der Urteils- 
juryiö) werden alle Anklage-Akten vorgelesen, »jedoch mit 
Ausnahme des mit dem Angeklagten und mit den Zeugen 
aufgenommenen Verhörs«. Der Assisonhof besteht au* 3 
Richtern, dem Präsidenten (oder Stellvertreter) des Kan- 
tonsgeriehts und zwei Mitgliedern desselben Gerichts. Die 
Hauptverhandlung, mit einem öffentlichen Kreuzverhör, soll 
mündlich sein, in Anwesenheit des Kantonsgerichts. Die 
Fragenstellung des Präsidenten bezieht sich getrennt auf den 
objektiven und subjeiktiven Thatbestand und auf die mil- 
dernden oder erschwerenden Umstände d. h. die sträfliche 



ßicht zu nehmen aiifs Volk und nicht auf England, noch Arne' 

rikä; noch Frankreich zu sehen. Kubli in der Diskussion des Se^ 
nates, Akten, 4. Bd., S. 1133. / ' : 

**) Für die betr. inquisitorische Voruntersuchung steht dem 
Pi äßidenten des Distriktsgerichtes eine diskretionäre Oewalt zu! 
Die Verhöre sollten «)ffentlich sein, §§ 29—36, Akten, 4. Bd., ß. 
417, 426 f. 

" ") Das Gutachten macht eine Nebeneinander- statt eine Nach* 
cinanderstellung. da die Justizmorde der Annalen die Nichtanwen- 
dung der Gewaltentrennung zur wesentlichen Voraussetzung haben. 

") Für die Bcurterilung der »peinlichen Vergehen oder Krimi- 
nalverbrechen -^ mit köri)erlichen und entehrenden Strafen belegt« 
— sollte das Kantonsgericht zuständig sein, ausser den durch die 
Konstitution dem obem. Gerich t«hof unmittelbar Überwiesenen Fäl- 
len; Diö »billrgerlichen odei? korrektionellen Vergehen oder Frevel« 
tiilterstehcüi den Distrikt^ericht^n. :§ 2 — 7, Akten, 4. Bd., S. 424. 

. ' ^^). Die Kompetenz eines Gerichtshofes, ttber die That- und. 
tlechtsfrage. — »die Vereinigung dieser beiden Funktionen« -r- ab- 
zusprechen,. . . . wirft aÄc Garantie der Menschenrechte um«,, 

Gutachten, Akten, 4. Bd., S. 41Ö. . -, " . 

^^») Vergl/§§ 46.-:61,,Akt0n, 4;;Bd.,B..42J.f..: \. 

4 
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Absieht in einfacher oder komplexer Form^®). Ifaych den 
leitenden Grundideen (§ 59) soll sonderbarer Weise jeder 
der nach beendigter Beratung aus dem Beratungszimmer 
zurückkehrenden Geechwomen dem Ässisenhofe »besonders 
sein Urteil« eröffnen^'^). Die Geschwomen haben ihre Ent- 
scheidung nach ihrer conviction intime zu geben^®). — Eine 
Bevisions-Junf^) von 16 Geschwomen wird eingesetzt^®) 
und vom Kantonsgerichte^^) für den Fall einberufend^), 



^^) Keihenfolge der vorzulegenden Fragen: 1) »Ob die einge- 
klagte That begangen worden sei; 2) Ob der Beschuldigte diese 
That begangen habe; 3) Die intentioneile Frage oder die Frage 
über die Absicht. — Diese (letztere) löst sich je nach Beschaffen- 
heit der That, ihrer Umstände und der Defension des Angeklagten 
in mehrere Fragen auf, die sich entweder koordiniert oder unter- 
geordnet sein können«. § 67. 

") In der Diskussion des Grossen Kates v. 25. Juli wurde die 
Frage der öffentlichen oder geheimen Entscheidung der Geschwor- 
nen dem Organisationsgesetze zugewiesen. Akten, 4. Bd., S. 1129. 
Die Art und Weise der Eröffnung des besondem Urteils der Ge- 
schwomen wird in der Diskussion beanstandet und Rtickweisung 
beschlossen, jedoch am folgenden Tag unverändert gelassen. Ak- 
ten, 4. Bd., S. 1131. 

") Es ist für das Ende des 18. Jahrhimderts ein erfreulicher 
Beweis der fortschrittlichen Einsicht, wenn das Gutachten die 
Tlheorie vorn Betceise in peinlichen Fällen als ein Beispiel von Ge- 
brechlichkeit und menschlicher Verirfüng bezeichnet und tlber Bord 
wirft und dem Helbstgestäfidnis nicht einen zu hohen Wert bei- 
misst. Akten, 4. Bd., S. 420. 

") Vcrgl. §§ Ö2— 65, Akten, 4. Bd., S. 428. 

**) »Aus der übereinstimmenden Überzeugung einer entschie- 
denen Mehrheit« der Geschwomen muss — bei dem »Besitze aller 
vernünftigen Mittel« — ein Resultat hervorgehen, das so sicher ist, 
als es bei der Begrenztheit der menschlichen Kräfte nur immer er- 
halten werden kann«. Akten, 4. Bd., S. 41.8. 

") Die Vorenthaltung der Beurteilung des Faktums wird da- 
mit motiviert, dass die Überzeugung der Geschwomen der entgegen- 
stehenden des Kantonsgerichts die Wagschale halte und hauptsäch- 
lich, »weil die Gunst des Kantonsgerichts einen Schuldigen allemal 
der verdienten Bestrafung entziehen könnte, die das Wohl der Ge- 
sellschaft erheischt«. (!) Akten, 4. Bd., S. 418. 

^) Die Zusammenberufung des Bevisionsgerichtes findet nur 
statt: »a) Zufolge der eigenen innem Überzeugung der Kantons- 
richter und aus derselben eigenem Antriebe, b) Sie darf weder 
von dem Beklagten noch von seinem Verteidiger noch von sonsj; 
jemand, der nicht Beisitzer des Kantonsgerichts ist, nachgesucht 
oder gefordert werden, c) Sie muss sogleich nach Eröffnung des 
Ui-teils der Geschwomen von dem Kantonsgericht in Beratung ge- 
nommen luid auf der Stelle erkannt werden«* § 63. 
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dass nach seiner Überzeugung »die Geechwomen sich geirrt 
haben"), und dass der Verurteilte unBchuldig sei«^*) (!), 
oder wenn sieh nach dem Strafvollzüge durch einen andern 
Kriminalprozess ein Justizirrtum herausstellt. — Die An- 
klage- und tTrteils-Jury werden aus y>Oemeingeschwornemi 
ziLsammengesetzt^'), die Eevisions-Jury dagegen aus »&ßson- 
dern Oeschwornemi^^) (Gel'ehrte, Kunst-, Sachverständige^^). 
Aus solchen besondern Geschwomen besteht auch die Spe- 
zial'Jury, welche »über den Gegenstand einer Wissenschaft, 
einer Kunst und eines Berufs, vermöge ihrer davon haben- 
den besondem Kenntnis«, abspricht. — Die Grundideen 
bestimmen ausdrücklich, dass die Geschwomen keine öf- 
fentlichen Beamten seien : »sie bezahlen durch die Erfüllung 
ihrer Plliehten eine Schuld an die Gesellschaft«; ihre Ver- 
richtungen machen ein politisches Eecht aus, für welche sie 
»keine Entschädigungen vom Staat fordem«^^). — Die zur 
Prüfung der Gmndlagen für die Strafrechtspflege einge- 
setzte Senats-Kommission^®) empfahl dem Senate durch eine 

^) Ein Hülfsmittel »für den kaum denkbaren Fall« eines Irr- 
tums der Geschwomen zum Nachteü des Angeklagten. Akten, 4. 
Bd., S. 418. 

^) Eine eigentümliche Logik, dass das Kantonsgericht infolge 
seiner Überzeugung den unschuldigen Angeklagten nicht selbst oder 
mit Weiterziehung durch die höhere Instanz des oberen Gerichts- 
hofes freisprechen kann. 

") Sie werden aus allen Bürgern ohne Unterschied gezogen, 
welche zu dieser Funktion die durch das Gesetz zu bestimmenden 
nötigen Eigenschaften haben. § 67. Das Gutachten (S. 422) spricht 
von einer kombinierten Erwählungsart des Loses und der negativen 
Walil aus einer grossen Anzahl von Bürgern unmittelbar vor dem 
Antritte ihrer Verrichtungen. 

'«) Vergl. §§ 68—70. Akten, 4. Bd., S. 429. — »Alles das« 

— gemeine und gelehrte Geschwome etc. — »würde ein endlos ver- 
wirrtes Wesen imd einen unerschöpflichen Nahrungszweig für Ad- 
vokaten, ihre Helfer und Helfershelfer geben« .... Kubli, in der Dis- 
kussion des Senates, Akten, S. 1134. 

") Die Ilückweisung eines Prozesses an die nämliche Jury 
i/ird als der »unstreitig kürzeste Weg« bezeichnet; demselben sei 
aber ein vom ersten Wahrspruch unabhängiges Verdikt einer Revi- 
sions-Jury von besonderen Geschwomen vorzuziehen, da »der Irr- 
tum eines Geschwomeugerichts nur die Folge einer grossen Ver- 
wicklung des Faktums sein kann«. Akten, 4. Bd., S. 418, 419. 

») Akten, 4. Bd., § 71, S. 429, 422. 

^) Sie bestand aus Lüthi, Usteri, Zäslin, Bertholet, Krauer. 
Akten, S. 1131. 
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Rosohition, den Onmdideen zuzustiimneii; sie rügte indessen 
neben einem andern Punkte den Umstand, dass — wegen 
konstitutionellen Bedenken — »die Wohlthat der Geschwor- 
nen« dem wegen Staatsverbrechen (politischer Delikte) an- 
geklagten Bürger nicht zu statten komme^®). 

Die nach den Vorschlägen der Senats-Kommission für 
die Verfassungs-Revision entworfene »Helvetische Staatsver- 
fassungn^^) wollte ein Obergericht als letzte Instanz über 
HauptLriminalsachen (ohne Jury) und eine Anklage- und 
Urteils- Jury konstituieren^^). Wie sehr im Jury-Institut 
als TJniversalmittel betrachtet wurde, ergibt sich daraus, 
dass diese helvetische Staatsverfassung eine Art Verfas- 
sungs-(Staats-)Gericht*hof aufstellte in der Gestalt eines 24- 
gliedrigen, »über die Verfassung wachenden Oeschworneu- 
geiichts^^). Die durch dessen »Aussprüche« für verfassungs- 
widrig erklärten Handlungen (angezeigte Verletzungen uiid 
Eingriffe in die Konstitution durch die gesetzgebenden 
Bäte, den VoUziehungcrat und das Obergericht) sind un- 
gültig, als nicht geschehen zu betrachten. — Die Haupt- 
grundsätze des Entwurfes Aq^ helvetischen Staatsverfassung 

(vorgelegt von der Konstitutions-Kommission des Senates 

» 

") Akten, 4. Bd., S. 1132. 

•^) Deren Bericht (v. Muret) wurde am 2. März 1799 erstattet. 
Akten, 4. Bd., S. 1325. 

■*) 10. Abschnitt: Landschafts-Departements-Obrigkeiten. § 
138: In Kriminalfällen kann über keinen Bürger ein Urteil gefällt 
werden, biß durch ein Geschwornengericht die Ankläffe ist angenom- 
men worden. Nachdem die Anklage angenommen ist, spricht ein 
zweites Geschtnornengericht über die Tlialsache oder die Wahrheit 
des. augeklagten Verbrechens. Der Richter macht hierauf die An- 
wendung des Gesetzes. — Für einen durch ein Geschwomengericht 
ledig Gesprochenen hatte der Grundsatz Ne bis in idem Gteltung; 
Akten, 4. Bd., S. 1335; 5, Bd., S. 1312 (9. Abschnitt Art. 102), 
1325; 7. Bd., S. 3. — In t^bereinstimmung ndt der helvetischen 
Staatsverfassung beantragte Muret beim Abschluss eines Gesetzent- 

tciirfes für eine neue Gerichtsorganisation (17. Aug. 1801): La 

justice crimineTIr est exerc^: a) par des jurys d'accusation; b) par 
des juf^s de jngement; c) par des tribunaux criminels qui fönt 
Tapplication de la loi au d§lict. Akten, 7. Bd., S. 398. 

"*) Helvet. Staatsverfassung (Vorschläge), 12. Abschnitt, Art. 
1—16; Akten, 4. Bd., S. 1336; 5. Bd., 12. Abschnitt, Art 114— 121, 
S. 1313 f, 3389. Die Wahl stand den Wahlversammlungen der in 
den Frivatstand zurückgekehrten Gliedern der gesetzgebenden Häte, 
de« VoUziehungstates und des Obergerichts zu» Akten, S. 1336 f. 



i 
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!i7n 15. Januar 1-800) sehen andererseits ein Landgeschwor- 
nengericJit TOT als Anhlage-Jury der für ihtfe AmtöVerjicTi- 
tungen vemntwortlichen Minister (Amts- und Pritatdelikte), 
für die Glieder des Volksausschusses, des Ijandrats, des 
Staatsrats, des Kassationsgerichts; ihm steht auch die Kom- 
petenz zu »eine anfrührerische Gegend« in Belagerungszn- 
stand zu eridären bezw. eine bewaffnete eidg. Intervention 
zu veranlassen (!) *'**). 

Der Entwurf voji Mahnaison^^). (29. Mai 1801) enthält 
im 2. Titel bezüglich der »Centralorganisierung« u. a. den 
Programmartifeel f ür die »einförmige Verwaltung der bür- 
gerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit« und hinsichtlich 
der »K^antonalorganisierung« die (na^eh »örtlichen Konve- 
nienzen« gebildete)^®) Zuchtpolizei, beide Arten richterlicher 
Institute ohne Jury, 

Die erste von schweizerischen Abgeordneten selbst ent^ 
worfene, jedoch bloss 4 Tage in Kraft bestehende^J) hehe- 
tische Verfassung vom 24. Oktober 1801^^®) postulierte die 
Aufnahme des Jury-Instituts in § 85 : »Das Gesetz kann für 
die peinliche Rechtspflege die Oeschwornen-Qerichte einfüh- 
ren*®). Indessen bleibt die jetzige Beurteilungsweise«. An 
anderer Stelle (§ 78) wird bestimmt, dass »bis. nach Ein- 
führung einer andern Prozessform durch die Geschwornen- 
Qcrichtea die Beurteilung höherer peinlicher Gegenstände 
dem für Zi^vilstreitigkeiten als Appellationsgericht einge- 
setzten obersten Gerichtshof zustehe, welches auch für ge^ 
ringere Kriminalfälle Kassationsgericht sei. 

Weder der Reding'sche Entwurf (v. 27. Febr. 1802), 
noch die zum ersten Mal einer schweizerischen Volksabstim- 
mung unterworfene zweite helvetische Verfassung (v. 2. Juli 
1802), noch der Entwurf der diplomatischen Kommission 

•*) Akten, 5. Bd., S. 1321, 1323, 1353 ff. 

»») Hüty, Helvetik, S. 748 ff; Akten, 6. Bd., S. 874 ff, 899 ff. 

■*) Entwurf v. Malmaison, 4. Titel, Kantonalorganisierung. 

") Dändliker, Geschichte der Schweiz, 3. Bd., S. 403. 

*•) Entwurf der helvetischen Tagsatzung; Hüty, Helvetik, S. 
753 ff. Vergl. Akten, 7. Bd., S. 598. 

*•) Im Oktober 1801 war fttr die »richterliche Gewalt« der 
Verfassung (von Wieland?) beantragt worden: Die peinliche Rechts- 
pflege soll durch Oeschwomengeridhte ausgeübt werden, deren all- 
gemeine Organisation und Kompetenz das Gesetz bestimmen wird. 
Akten, 7. Bd., S. 587. 



V' 
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von Schwyz (25. Okt. 1802)^ noch die Mediationsakte v. 19. 
Febr. 1803, noch endlich der Bunäesvertrag v. 7. Äug. 1815 
enthalten das Postulat der .Tun'. 

Der Entwurf der Tagsatzungs-Revisionskonrniission. für 
eine Bundesurkunde der schweizerischen Eidgenoßsenschaft 
V. 17. Heumonat 1832 samt den bezüglichen Motiven*®) und 
der Entwurf einer revidierten BundesurTcunde von 1833 stim- 
men in Art. 103 bezw. Art 98 für den Kriminal-Kompe- 
tenzlcreis des Bundesgerichts überein mit Art. 104 der Bun- 
desverfassung von 1848 bezw. Art. 112 der Bundesverfasr- 
sung von 1874, ausser dass 1832/33 noch keine Zuziehung 
von Qeschwomen aufgenommen war, um über die Thatfrage 
abzusprechen. Indessen enthielt die Standesinskuktion des 
waadtländischen Grossen Eates nach der Beratung der Bun- 
desurkimde den Vorschlag, für die WaJil des Bundesgerichis 
nach Jury-Prinzipien zu verfahren, um eine grosse Zahl von 
ReTcusationen zu ermöglichen*^). Sonderbar ist dabei, dass 
derselbe Kanton sich wenige Jahre später am heftigsten 
gegen die Aufnahme der Prinzipien des (englischen) Jury- 
Verfahrens bei der Beratung des Militär-Strafgesetzes 
(1835/37) wehrte (s. unten). — In der in den. Dreissiger 
Jahren schüchtern erwachten Begeisterung für die Jury 
wollte man in den gewöhnlichen Kriegsgerichten des Mili- 
tär-Strafgesetzes 1837/38 wenigstens die Natur von Ge- 
schwornengerichten entdeckt haben ! 

^) Bapport de la Gommission de la Di^te aux 22 cantons 
euisßcs sur le projet d'acte f6d6ral, p. 101^107; Bericht über den 
Entwurf einer Bundesurkunde, amtliche Übersetzung, S. 118 — 126. 

**) »plus de nominations par la Diöte: partant beaucoup 

moins de danger de voir les choix dirig^s par des vues politiques 
et les juges asservis k l'opinion qui les nomme. Chaque canton 
^lisant directement deux candidats ou /«r^, qu'il prendrait oü ü 
voudrait, il en r^sulterait aussi t«ne r€partition plus conforme ä la 
repr^sentation f6d6rale, et par consöquent une pr6somption d'impar- 
tialit^, que la latitude des r^cusations rendrait encore plus com- 

pl§te Sans präsenter aucun des inconv^nients du Jury, cet 

excellent Systeme en a tous les avantagesc( Kapport de la 

commission du Grand Conseil charg6e de l'examen du prßavls et 
rapport du Conseil d'Etat du Canton de Vaud sur le projet d'acte 
fßdC'ral — revisö et modifiö d'aprös les instructions des cantons — 
par la commission de la Diöte, pr^sent^ au Grand Conseil dans la 
seance du 27 Juin 1833, p. 32 f. 
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IL 

Das Schwurgerichts-Verfahren 
in der bürgerlichen Strafrechtspflege des Bundes 

(seit 1848). 

1. Die G-arantie des Jury-Instituts 
durch die Schweizerische Bundesverfassung. 



a) Die Bundesverfassung vom 12. September 1848. 

In der TsL^eaizxmgS'Kommissionj welche zur BeTision 
des Bundesvertrages von 1815 eingesetzt worden war, wurde 
der Antrag eines Mitgliedes^), die Ausübung der Kriminal- 
justiz durch den Bund einem Schwurgerichte zu übertra- 
gen^), mit einer Mehrheit von 18 (auf 22) Stimmen zum 
Beschlu?s8 erhoben. Zur Begründung wurden die stereoty- 
pen Jury-Argumente aufgeführt^) (die Notwendigkeit der 
Aufstellung eines subjelctiven Massstabes): »dasjenige für 
wahr zu halten, was eine gewisse Anzahl unbescholtener 
und rechtlicher Männer als das K^.sultat ihrer innersten 
Überzeugung aussprechen«. Gegen die Aufnahme der Jury 
wurden von einer Seite die Bedenken geäussert, dass ihr 

*) Dies war wahrsclieinlich Waadts (Druey) oder Genfs Ver- 
treter (Rilliet-Constant) . — Küttimann war nicht Kommissionsmit- 
glied. — Der Antrag, die Namen der MotionssteUer nicht aufzu- 
führen, wui'de mit 15 Stimmen zum Beschlüsse erhoben. ProtokoU 
über die Verhandlungen der Tagsatzungs-Kommission (Bundes-Ke- 
Visionskommission), S. 5. 

») Protokoll, 25. Sitzung v. 27. Mörz 1848, S. 137 f. 

') Die Jury sei nicht bloss in I^Icnarchien eine Garantie der 
iintern Klassen der bürgerlichen Gesellschaft gegen übergriffe der 
Gewalt — eine Schiitzwehr gegen die administrative Gewalt — 
sondern sie habe auch in der Demokratie ihre Bedeutung trotz 
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Verfahren (Klagflnstellung, Zeugenverhör) am Bimdesge- 
richts-Sitze dem Bunde nicht unbedeutende Kosten verur- 
sache und dass es sich für die wenigen Fälle ihrer Punktion 
nicht lohne, die Gesamt-Bürgermasse zur Bildung einer Ge- 
schwornenliste heranzuziehen. Dieses letztere Bedenken 
wurde durch die Abtretuug der »bedeutenden (kantonalen) 
Hoheitsrechte an den Bund zu entkräften gesucht, indem 
die Zentralisation des Münzwesens und der Zölle zablreiche 
Fnlschmünzerei- und Schleichhandels-Delikte hervorrufe, 
welche mit den Press-Delikten und Fälschungen die Jury 
häufiger in Anspruch nehmen werden*). 

Die Tagsatzungs-Bevisionskommission für die Bundefr- 
Verfassung der schweizerischen Eidgenossenschaft nahm nmi 
infolge ihrer prinzipiellen Zustimmung zum Antrage auf 
Finfühning der Jury in ihren Entwurf (Art, 90, al. 2) die 
Garantie-Bestimmung auf, wonach »für Beurteilung von 
Straffällen Scliwurgericbte (Jury) gebildet werden« und das 
Bundesgericht sich ausser als Anklagekammer und Elassar 
tionsgericht auch als Sektion eines Assisengerichts^) konsti- 
tuiert (Entwurf, Art. 99)^). Die grundlegende Ausführung 
für den Kompetenzkreis der Bundes-Jury*^) wurde in Art. 

periodisclier Wahl der Richter und trotz der Pressfreiheit (sie 
schütze gegen richterliche Zudringlichkeiten) ; das System der Jury 
hätten ja auch die Republiken der altten Welt und das freie Ger- 
manien gehabt und bestehe in dem nicht absolutistischen England. 
Berufsrichter hängen zu sehr an äussern Formen und kleinlichen 
Dingen; die Tury müsse nur auf eine wahrhaft demokratische 
Weise durch Bildung von allgemeinen Wahlkreisen iind Beteiligung 
sämtlicher Bürger organisiert werden. Das künstliche Beweisver- 
fahren biete keine genügende Garantie, weder für den Angeklagten 
noch für die Staatsgewalt. — Ein politischer Vorteil der Jury 
bestehe in der Beteiligung einer grossen Zahl von Bürgern bei der 
öffentlichen Verwaltung des Staatshaushaltes im Interesse der Si- 
cherung der Staatseinrichtungen. Protokoll, S. 138. 

^) Dieses Argument musste in det Folge wegfallen, da die 
betr. Delikte nicht der Kompetenz der Bundes-Jury unterstellt wur- 
den. Piotokoll, S. 139 ff. 

') über den Ursprung des Terminus Assisen, Assisa s. Brun- 
ner, die Entstehung der Schwurgerichte, S. 39 f. 

*) über die Divergenz der Verfassungs-Redaktion nach dem 
deutschen und' französischen Text, s. unten. 

') Entwurf, Art. 100: Das Assisengericht, mit Zuziehung von 
iksschivometi, welche über die Thatfrage absprechen, urteilt: a) in 
Fällen, wo von einer Bundesbehörde die von üir ernannten Beamten 
zur strafrechtlichen Beurteilung überwiesen werden; b) über Fälle 
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100 des Entwurfes festgesetzt**) (s/Jurisdiktiori des Bundes- 
gerichts nach der BiindeBurkunde**) 1832/33). 

Die Motive, welche die Berichterstatter (Kern u. Druey, 
Kedaktoren des Bundesverfftssungs-Entwurfes) der Kommis- 
sion veröffentlichten, um die Einführung der Jury als eine 
»Garantie der PVeiheit und der Ordnung«, als eines der 
wirksamsten Mittel der Volksbildung zu rechtfertigen, sind 
sehr populär gehalten, indem sie in elementarster Form eine 
doktrinelle Darstelhmg des Jury-Tnstituts bieten (Wahl- und 
Los-S)^stem; Bezirk?- und Friedensrichtereigenschaft der 
Geschwomen etc.). Die Motive erblicken den wesentlichen 
Charakter und Vorteil der Jury im Niederschlag des Be- 
wusstseins der bürgerlichen Gesellst^haft über eine gegebene 
Thatsache und in der Sicherung der Selbständigkeit und 
vollständigen Unabhängigkeit des Urteils in seiner Anwen- 
dung auf den einzelnen Fall. Beim Geschwomen werde im 
Gegensatz zum Richter mehr das Gefühl als der Verstand 
vorherrschen; denn ihm komme die Urteilsfunktion nicht 
als Gelehrter, Fachmann oder Beamter, sondern als Bürger, 
als Mensch zu. Der Kompetenzkreis der Jury weise einen 
politischen Gharahter auf, wobei die Entscheidung nicht 
denen ztistehen solle, die einen Teil der durch den Angehlagten 
angegriffenen Gewalt ausüben. ITatürlich verweist die Köm- 
mission empfehlend auf die Kantone (Genf und Waadt), 
welche das Institut schon eingeführt haben und »sich gut 
dabei befinden«^®). 



von Hochverrat gegen die Eidgenossenschaft, von Aufi*uhr und Ge- 
waltthat gegen die Bundesbehörden; c) über Verbrechen gegen das 
Völkerrecht; d) über poUtische Verbrechen, die Ursache oder Folge 
derjenigen Unruhen sind, durch welche eine bewaffnete eidgenös- 
sische Intervention veranlagst worden ist.. (Der Bundesversamm- 
lung steht das Recht zu, hinsichtlich solcher Verbrechen Amnestie 
oder Begnadigung auszusprechen). 

') Die Bundesgesetzgebung kann diesen Kompetenzkreis erwei- 
tern (iSntwurf, Art. 101) ; sie bestimmt das Nähere über die Bildung 
der Rch^-urgerichte und über das (mündliche und öffentliche) Ver- 
f. ihren etc. (Entwurf, Art. 103). 

*) Bundesgericht »Die Kommission hat mit gewissen Mo- 
difikationen die Bestimmungen aus den Entwürfen der Jahre 1832 
und 1833 aufgenommen« Bericht über den Entwurf einer Bun- 
desverfassung, V. 8. April 1848, erstattet von der am 16. Aug. 1847 
von der Tagsatzung ernannten Revisions-Kommissions, S. 70. 

*") Bericht über den Entwurf ^iner Bundesverfassung, S.70 — 76. 
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Die verfassungsmässigen Bestimmiingen des Entwur- 
fes der Eevisionskoramission über die Jury erlitten bei den 
Beratungen der Tagsatzung keine wesentlichen Ändenm- 
gen^^). Statt ausdrücklich — nach dem Entwürfe — eine 
Anklagekamnier de? Bundesgerichts aufzustellen, überwies 
die Bimdesverfassung (Art. 103) die Ausführungsbestim- 
mungen über yiVersetzung in Anhlagezustanda der Bundee- 
gesetzgebung, um dafür freie Hand zu behalten, ob eine An- 
klagekammer oder Anklage-Jury konstituiert werden solle. 
— In der Tagsatzung hatte femer die Gesandtschaft det3 
Standes Olarus^^) instruktionsgemäss den Antrag auf Strei- 
chung des Art. 90, Abs. 2 (Jury-Garantie) gestellt, indem 
bei Öffentlichkeit und Mündlichkeit schweizerischer Volk&- 
gerichte nicht jene Scheidung der juristischen Doktrin auf 
der einen und des praktischen Lebens auf der andern Seite 
bestehe, wie bei den ständigen Gerichtshöfen Deutschlands. 
Auf die Ausführungen des Antrages wurde erwiedert, dasjs 
die eTustizpflege durch die Jury wesentlich mit dem Prinzip 
der Demokratie verbunden sei, ihr liege die Idee der Beur- 
teilung durch Seinesgleichen zu Grunde; die Mchttrennung 
der Frage über den Thatbestand und über die Anwendung 
des Gesetzes führe zu einem »richterlichen Absolutismus«^'). 
Für den Streichungsantrag stinmiten nur Olarus und Basal- 
SiadV-^), — Der Vollständigkeit wegen ist noch der iostruk- 
tionsgemäss in der Tagsatzung gestellte imd begründete An- 



") Die Völkerrechtsdelikte wurden erweiternd umschrieben als 
Verbrechen und Vergehen gegen das Völkerrecht, vergl. Entwurf, 
Art. 100 c, S. 173. Die Art. 90, 99, 100, 101, 103 des Entwurfes 
wurden verschoben zu Art. 94, 103, 106 und 107 der Bundesver- 
fassung V. 12. Sept. 1848, wobei Art. 99 und z. T. Art. 103 des 
Entwurfes in (Art. 74, Ziff. 1 und) Art. 103 der Bundesverfassung 
niedergelegt wurden: Die Mitwirkung des Bundesgerichts bei Be- 
urteilung von Straffällen wird durch die Bundesgesetzgebung be- 
stimmt, welche über Versetzung in Anklagezustand, ttber Bildung 
des Assisen- und Kassationsgerichts das Nähere festsetzen wird. 
Die in Art. 106 der Bundesgesetzgebung vorbehaltene Erweiterung 
der Kompetenz für die Bundesassisen wurde durch die Art. 75 — 77 
des Bundesstrafrechts v. 4. Homung 1853 normiert. 

") Landammann Kaspar Jenni (Mitglied der Bundesrevisions- 
Kommission der Tagsatzung) und Appellationsgerichtspräsident J. 
J. Blumer. 

") Abschied der ordentlichen eidg. Tagsatzung 1847, TV. Teil: 
Verhandlungen v. 1. Mai bis 27. Juni 1848, S. 145 f. 

'*) Gesandtschaft: Ratsherr J. J. Stehlin und J. J. Burckhardt. 
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trag**^) der Gesandtschaft von Solothurn für die Zentrali- 
sation der Strafgesetzgebiing und der Strafrechtspflege an- 
zuführen: »Die Gesetzgebung über Verbrechen und deren 
Bestrafung, sowie über das Verfahren in Kiiminalsachen 
steht einzig dem Bunde zu, jedoch unter folgenden n«ähem 
Bestimniun gen : 

1) Die Beurteilung der Straf fälle geschieht in den Kan- 
tonen durch Schwurgerichte und Assisenhofe, 2) Das Bun- 
desgericht bildet die Kassationsbehörde. 3) Die Organisa- 
tion der sub 1 und 2 erwähnten Gerichte wird durch ein 
Bundesgesetz festgestellt. 4) Den Kantonen bleibt jedoch 
überlassen: a) die Art und Weise zu bestimmen, wie die 
Listen der Oeschvjornen gebildet werden sollen; b) die As- 
sisenricMer, so^ne die übrigen zur Handhabung der Krimi- 
naljustiz erforderlichen Beamten (mit Ausnahme der Kas- 
sationsbehörde) zu ernennen und zu besolden; c) die Urteile 
:!ii vollziehen; d) zwei oder mehrere Kantone können sich 
über Bildung einer gemeinschaftlichen Jury und eines As- 
gisengerichts verständigen. 5) Die Ausführung dieser Vor- 
schrift soll innert 5 Jahren bewerkstelligt sein«. 

Für diesen Antrag erklärte sich eine Minderheit von 
5 Standesstimmen : Bern, Freiburg, Solothurn, Aargau und 
(nachtriiglich) Wallis. 



b) Der Bundesverfassungs-Entwurf vom 5. März 1872. 

Der Entwurf des Bundesrates^) vom 17. Juni 1870, 
sowie derjenige der Bundesrevisions-Kommissionen des N"a- 
tionalrates^) vom 19. April 1871 und des Ständerates*) vom 
19. Mai 1871 nahm für die Jury die Verfassungsgrundsätze 
vom Jalire 1848 auf. Die letztere Kommission behielt sich 



") Abschied, Verhandlungen, S. 71 f und 143. 

*) Protokoll über die Verhandlungen des Nationalrates 1871/ 
1872, R. 32, 50. 

') Protokoll über die Verhandlungen der Bundesrevisions- 
Kommission des Nationalrates 1871, S. 175, 177, 187 f, 226, 250, 
252, 281, 283. 

■) Protokoll über die Verhandlungen der Bundesrevisions- 
Kcmmission des Ständerates 1871, S. 103, 118, 154, 157 f. 
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zi»'ar für den Kompetenzkreis-Artikel (112 = Art; 104 von 
1848) die »eventuelle Beratung« vor*). Der Nationalrstt*^) 
lind der Ständerat®) adoptierten die Beßtimmiingen des Ent- 
wurfes der Bundesrevisions-Konunission des Nationalrates. 
Die Änderungen — gegenüber der Bundesverfassung von 
1848 — infolge der übereinstimmenden Beratung der eid- 
genössischen Räte waren redaktioneller Natur^). Die spe- 
zielle verfassiingsreebtliche Bestimmung, wonach der Bun- 
desversammlung das Becht zustand, für die in den Koni- 
petenzkreis der Bundesassisen fallenden Delikte Amnestie®) 
bezw. Begnadiining auszusprechen, konnte in der neuem 
BundCsS Verfassung weggelassen werden, weil dieses Eecht 
schon ah eine der Befugnisse der Bundesversammlung ver- 
fassungsrechtlich sanktioniert®) und seit 1848 auf dem Wege 
der Bundesgesetzgebung geregelt worden wai^®). 



*) iJ. 8. 157. 

") Art. 102, 112 und 114. Protokoll über die Verhandlungen 
1871/72, 8. 483 f, ^88, 498, .505, 570. 

•) tVotokoU über die Verhandlungen 1871/72, Beilage X, S. 
169, 172 f. 

') Art. 94, 104 und 106 von 1848 wurden im Entwürfe Art. 
103, 109, 111. Der Ausdruck Assisengericht wurde ersetzt durch 
Kundesgericht und die 4 Kompetenzkreise genau als Straf fälle be- 
zeichnet, innerhalb welcher b) an erste und a) an letzte Stelle 
rückte und bei den politischen Delikten eidgenössischer Interven- 
tionen das engere Imperfektum durch das allgemeine Futurum er- 
setzt. — Nach den Straffällen enthielt der Entwurf ursprünglich 
die Bestimmung der Öffentlichkeit und Mündlichkeit des Strafver- 
fahrens (PiotokoU des Nationalrates, S. 498), wurde aber gestrichen 
wegen der A\isnahme für die Beratung der Geschwornen; zudem 
war jener Grundsatz schon in Art. 48 des Bundesgesetzes über die 
Bundes-Sirafrechtspflege v. 27. Aug. 1851 ausdrücklich anerkannt. 
Art. 103 der Bundesverfassung konnte wegfallen, da die eldg. Räte 
dem Auftrag des Art. 103 durch Eilass von Bundesgesetzen (5. Juni 
1S49 und 27. Aug. 1851) nachgekommen waren. 

■) Der Entwurf der Bundesrevisions-Kommission der Tag- 
satzung reservierte ui'sprünglich das Recht der Amnestie den Kan- 
Umen und erst subsidiär den »eidg. Kammern«. Protokoll über die 
Verhandlangen der Bundesrevisions-Kommission der Tagsatzung, S. 
160. Am 5. April 1848 wurde diese Amnestie-Befugnis der Kantone 
mit einer Mehrheit von 13 Stimmen gestrichen. 

•) Vergl. Bundesverfassungen 1848: (Art. 104, letztes Alinea) 
Art. 74, Ziff. 7 und 8; 1874: Art. 85, Ziff. 7 und 92. 

^«) Vergl. 9. Titel (Art 169—174) des Bundesgesetzeei über 
die Bundes-Strafrechtspflege v. 27. Aug. 1851. 
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Der Entwurf der Bundesrevisions-Kommission des Na- 
tionalrates vom 19. April 1871 und des Ständerates vom 19. 
Mai 1871 enthielten übereinstimmend — im Gegensatze 
zum Entwurf des Bundesrates vom 17. Juni 1870, der hier- 
über nichts aufwies — den neuen Eechtseinheits-Artikel 
(54 = Bundesverfassungs-Entwurf Art. 55), welcher dem 
Bunde die Befugnis einräumte, u. a. die Kodifikation des 
Straf rechts und des Prozesses ganz oder teilweise vorzuneh- 
men^^). Die französische Schweiz widerstrebte sich dieser 
l^^odifikntion; dagegen wünschte sie (Staatsräte Eitel von 
Waadt und Garteret von Genf), das Institut der Jury zu 
festigen und zu erweitem. Gegen diese Tendenz erhob sich 
auf deutscher Seite (v. Gonzenbach, Bern) Opposition, dass 
man von dieser Seite her die Jury für alle möglichen Ver- 
hältnisse, für die Zivil-, wie für die Strafrechtspflege ver- 
lange, während doch die in neuerer Zeit eingeführte Jury 
noch nicht so in dafe Volk eingelebt sei, um von einef be- 
sonderen Vorliebe für dieses Institut sprechen zu können*^). 
Tragen die Westschweizer Bedenken gegen die geplante 
Kodifikation, so wollten sie dennoch Hand bieten unter Be- 
rücksichtigung ihrer Kechtsinstitute: deshalb wurde von 
ihrer Seite (Friderich, Genf) zur Unifikation des Strafrechts 
u. a. in erster Linie die Gewährleistimg der Geschwomen- 
gerichte gefordert^*). Die eidg. Eäte erachteten es als Ge- 
bot politischer Klugheit^ auf diesen Kompromissvorschlag 
einzugehen, um nachher ihre Kompensation durch eiiift 
wuchtige Verwerfung der Bechtseinheit seitens der West- 
«chweizer quittiert zu sehen. — Das empfindliche Nöli inö 
taiigere erhielt seine Gewährleistung im Eechtseinheitö-Ar- 
tikel (Bundesverfassungs-Entwurf vom 5. März, Art. 55,. ial. 
2) : .... Der Bund ist überdies befugt, die Gesetzgebung 
auch auf das Straf recht und den Prozess auszudehnen. Da- 
hei Jcann jedoch das Institut der Schwurgerichte (Jury) in 
denjenigen Ka/iitonen, in welchen dasselbe bereit =i bestM, durch 
die Bundesgesetzgebung nicht abgeschafft werden. . . .^*). 

") Protokoll der Bundesrevisions-Konlmission des Natibnal- 
rates, S. 152 (\rt. 59 a), 186, 208, 229 ff, 243 (Art. 54), 271. Pro- 
tokoll der Bundesrevisious-Kommission des Ständerates, S. 118. 

^) ProtokoU des Nationalrates (v. 19. Dez.) 1871, S. 329. 

") TVotokoll, S. 331. 

") Amtliche Sammlung der Bundesgesetze und Verordnungen 
der soliweiz. Eidgenossenschaft, 10. Bd., S. 747. 
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Mit dieser doppelten Garantie: der Gewährleistung der 
bestehenden Jcantonalen Jury durch Art. 55 und derjenigen 
der BundeS'Jury durch Art. 103, 109, 111 (= Art. 94, 104, 
106 der Bundesverfassung von 1848) hat die Bedeutang 
dieses Instituts seinen Kulminationspunkt erreicht. 



c) Die Bundesverfassung vom 29. Mai 1874. 

Der Entwurf des Bundesrates vom 4. Juli 1873 stellte 
zunächst einen milderen Eechteeinheits-Artikel auf, in wel- 
chem fakultativ die Kodifikation des Strafrechts imd des 
Strafprozesses eingeräumt imd dazu die Garantie der beste- 
henden kantonalen Jur)^ aufgenommen wurde^). Die Kam- 
mission des Nationalrates schloss sich in ihreim Entwürfe*) 
vom 28. September 1873 diesem Vorschlage des Bundesrates 
an, während die Kommission des Ständerates in ihrem Ent- 
würfe^) vom 28. Oktober 1873 die Kodifikation des Straf- 
rechts und des Strafprozesses wegliess und deshalb die kon- 
stitutionelle Garantie der bestehenden kantonalen Jury nicht 
aufzunehmen l)rauchte. Der Präsident der Kommission (J. 
Blumer, Glarus) führte bei den Beratungen des Entwurfes 
den (bei der Ecvisionsabstimmung vom 12. Mai 1872 An- 
stoss erregenden) Unterschied an, welche der Bundesverfas- 
sungs-Entwurf vom 5. März 1872 machte zwischen den Kan- 
tonen mit und. ohne Jur}^, welch letztere »bei ihren ständigen 
Gerichten in Strafsachen sich ganz wohl befinden«*). Bei 
einer Kodifikation des Kriminalrechtes würde (wie ein Ver- 
ireter eines Jury-Kantons — K. Kappeier, Thurgau — her- 

^) Protokoll über die Verhandlungen der Nationalrats-Kom- 
)nisRion 1873, S. 21; Protokoll über die Verhandlungen der eidg. 
Räte 1S73/74, Beilage 4, S. 69. 

=*) Protokoll, S. 21, Beilageblatt. Vergleichende Übersicht des 
Protokolls des Nationalrates 1873, Anhang, S. 21. Protokoll über 
die Verhandlungen der eidg. Räte 1873/74, S. 69. 

") Protokoll über die Verhandlungen der Bundesrevisions-Kom- 
niission des Ständerates 1873, S. 36 f. Vergl. ProtokoU des Na- 
tionalrates 1873, Anhang (vergleichende Übersicht), S. 21. Proto- 
koll über die Verhandlungen der eidg. Räte 1873/74, S. 69. 

*) Protokoll über die Verhandlungen der Bundesrevisions-Kom- 
mission des Ständerates 1873, S. 32. 
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vorhob) mit dem Kriminalprozess auch das Institut der Jury 
in die Diskussion gezogen — »Dinge, mit welchen man viele 
Leute vor den Kopf stossen würde und welche zudem sich 
nicht gut zentralisieren würdencc*'^). Von anderer Seite (A. 
Kopp, Luzem) ^vurde deshalb die Streichung der konstitu- 
tionellen Garantie der bestehenden kantonalen Jury even- 
tuell — um gleiches Recht zu schaffen — für die Kantone 
ohne Jury die staatliche Garantie ihrer Nichteinführung vor- 
geschlagen®). 

Für die Beratung des Kcchtseinheits-Artikels wurde im 
ISTationalrat in Anbetracht der Differenz mit dem Ständerat 
ein )) Verständigungsantrag«^) (von Stämpfli, Escher, Dubs, 
Ruchonnet und Zürcher von Appenzell A.-Kh.) gestellt, 
welcher in Übereinstimmung mit dem Entwürfe der Stände- 
rais-Kommission die Kodifikation des Straf rechts und des 
Strafprozesses und damit die Bundesgewährleistung der be- 
stehenden kantonalen Jurv fallen liess. Die Mehrheit des 
Nationalrates nahm diesen Antrag an, während der (von 
Brunner, Bern und Bützberger, Langenthai, gestellte) An- 
trag zur Aufnahme des Bechtsartikels 55 des Bundesverfas- 
sungs-Entwurfes von 1872 — mit der Garantie der bestehen- 
den kantonalen Jury — 14 Stimmen auf sich vereinigte^). 
Der Ständerat erklärte seine Zustimmung zum Verständi- 
gungsantrag des N'ationalrates**). 

Die Garantie der Bimdee-Jury und deren Kompetenz- 
kreis wurden in Übereinstimmung mit der Bundesverfas^ 
sung von 1818 nach dem Bundesverfassungs-Entwurfe' von 
1872 beibehalten: 1) im Entwürfe des Bundesrates^^) vom 
4. Juli 1873 (Art. 103, 109, 111); 2) im Entwürfe der Kom- 

»y Protokoll, S. 33. 

•) Zusatz zum 3. Lemma, Art. 65 des Entwurfes des Bundes- 
rates V. 4. Juli 1873: Das Institut der Schwurgerichte (Jury) kann 
in denjenigen Kantonen, in welchen dasselbe bereits besteht, durch 
die Bundesgesetzgebung nicht abgeschafft y)und ebenso (wenig) kon- 
iien diejenigen Kantone, welche bisher die Geschwomengerichte 
nicht hatten, an{/ehaUen werden, dieselben einzuführend. Prot., S. 32. 

') Protokoll über die Verhandl. der eidg. Räte 1873/74. S. 191. 

•) Protokoll 1873/74, S. 201. Beüage V, S. 133. 

•) id. S. 347. Beüage V, S. 133. 

") ProtokoU über die Verhandlungen der Bundesrevisions- 
KommissJon des Nationalrates 1873. Beilage I, S. 33, 36, 37. Pro- 
tokoll Über die Verhandlungen der eidg. B^te, Beilage IV, S. 86 f, 
00 f, 92 f. Beüage VI. S. 153—159. 
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mission des Nationalfates^^) vom 28. September 1873; S) 
im Entwurfe der Ständerats-Kommission^^) vom 28. Okto- 
ber 1873; 4) durch Beschliisd des Nationalrates^^) ; 5) dxLrch 
Beschluss des Ständerates'**). 

Die konstitutionellen Bestimmungen für die Bundes- 
Jury sind somit in der Bundesverfassung vom 29. Mai 1874 
aufrecht erhalten worden (Art. 106, 112, 114). Unter ihrer 
Wirksamkeit wurde bei der Beratung des dritten Organisa- 
tion sgesctzes der Bundesrechtspflege die Frage entschieden, 
ob die konstitutionelle Garantie der Bundes-Jury »für Be- 
nrl eilung von Straff allen« eine ausschliessliche sei, d. h. ol) 
die Bundesverfassung (Art. 106, al. 2) für die Ausübung dei* 
Bun(1es-Rtrafgerichtsl)arkeit in erster Instanz nur die Bun- 
desassisen anerkenne, so dass nelen letzteren ein Bundes- 
strafgericht oJinc Jury awT nach einer (partiellen) Bundes- 
verfassimgsrevision konstituiert werden dürfe. Diese kon- 
stitutionellen Bedenken äusserte Hafner in seiner Motion 
zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Organisation A.ev 
Bundesrechtspflcge, in dem er sich auf den Wortlaut und 
die Entstehungsgeschichte der konstitutionellen Garantie- 
Bestimmung und auf die Wechselbeziehung der Art. 112 
und 114 (1874) bezw. 104 und 106 (1848) stützte^^, welcher 
Ansicht sich auch Leo Weher in seinen Betrachtungen über 
die Entwicldung der Bundes - Strafgerichtsbarkeit aji- 
scbloss^®). Das Bundesgericht in seiner Mehrheit^"^), sowie 
der Schweiz. Juristenverein bei seinen Verhandlungen 1889 



") Protokoll über die Verhandlungen .der Bundesrevisions»- 
Kommission des Nationalrates 1873, S. 5ö, oü, 58 (und Beilage T, 
S. 33, 3ß, 37; Beilage VI, S. 153—159, nach wegleitender Erklä- 
rung S. 1). Protokoll 1873/74, Beilage TV, S^SB— 93; Beilage VI, 
S. 153—159. 

^') Protokoll über die Verhandlungen der Bundesrevisions' 
Kommission des Ständerates 1873, ß. 43. Protokoll 1873/74, Bei- 
lage IV, S. 8(>— 90; Beilage VI, S. 153—159. 

"*) Protokoll über die Verhandlungen der eldg. Rät6 1873/74, 
Ö. 179, 182, 204 ff. 

") Protokoll, S. 364, 365, 366. ^ 

'!") Zeitschr. f. Schweizer Strafrecht, 1. Bd.; S. 028' ff, 250. 

") id., 1. Bd., S. 370. . ' ' ^ - 

") Bundesblatt 1892, 2* Bd., S. 355 ff. Zeitschr. ;f., Schw«izet 
Strafrecht, 2. Bd., S. 513 ff. .. : i ... /. . 



— 65 — 

— nach zustimmendem Eeferat von Alfred Martin^^), und 
Korreferat von Winlcler — entschied sich faßt einstimniig 
für die konstitutionelle Zulässigkeit der Einführung eines 
Bundes-Strafgerichts (ohne Jury). Dies wäre nach der 
Bundesverfassung von 1848 unstatthaft gewesen, doch we- 
niger wegen der genannten Entstehungsgeschichte^®), als 
■^aelmehr nach ihrem Art. 103, welcher ausdrücklich nur von 
einer Mitwirkung des Bundesgerichts hei Beurteilung von 
Siralfällen spricht^^). Nach der Bestimmung der Jury-6a^ 
rantie in der Bundesverfassung von 1874 wird — wie die 
Mehrheit des Bundesgerichts hervorhob — durch die neu 
aufgenommene Verweisung auf Art. 112 der ausdrückliche 
Kompetenzkreis der Bundesassisen bestimmt, so dass selbst 
die von llafner zuerst angeführte sprachvergleichende Text- 
redaktion davor zurücktreten muss, denn auch die die Jur}'- 
Ga rantie umfassender ausdrückende französische Eedak- 
tion^^) enthält natürlich die einschränkende Verweisung auf 

^") Est-ü admissible en pr^sence des dispositions actueUes de 
la Constitution f6d6rale d'instituer une section du Tribunal föderal 
comnie Cour pönale, qui serait chargße de juger sans l'assistance 
des jur6s les infractions aux lois pönales de la Conf#d6ration, eii 
dehors des cas pr^venuB dans l'article 112, paragr. 1 ä 4 de la dite 
Constitution? Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 30. Bd., p. 624 ff. 

^) Dabei ist in Betracht zu ziehen, dass die Tagsatzung zu- 
nächst als grundlegende Ausführungsbestimmung für die Organi- 
sation der Bundes-Strafrechtspflege bestimmt hatte: Art. 99. Die 
Organisatimi der Behörde zur Beurteilung von Straffällen bleibt 
der Bundesgesetzqehung überlassen. Abschied 1847, Verhandlungen 
1848, S. 148, 155 ff. 

'*) Die Tendenz der Ablehnung des 1848 von Graubünden ge- 
stellten (mit 7 Stimmen in Minderheit gebliebenen) Antrages auf 
Streichung des Artikels der Kompetenz-Erweiterung, sowie dieje- 
nige des (mit 5 Stimmen in Minderheit gebliebenen) Antrages der 
Gesandtschaft Genfs enthält weder eine Präsumtion für, noch gegen 
das mit den Bundesassisen feonkunierende Bnndes-Strafgericht. 
Der letztere Antrag bezog sich auf eine andere Fassung des Artikels 
der Kompetenz-Erweiterung (Entwurf 101, Bundesverfassung 1848. 
Art. 106) : »Outre les cas mention^s aux art. 97 et 100 (Leo Weber 
citiert nach dem im Abschied irrtümlich stehenden Art. 101), la 
14gislation f^örale peut placer d'autres affaires du ressort de la 
ConfMeration dans la comp^tence du tribunal föderal«. Abschied 
1847. Verhandlungen 1848, S. 156; Leo Weber, Zeitschr. f. Schweiz. 
Strafreeht, 1. Bd.^ S. 365 f. 

^') II y a, de plus, un jur>' pour y>le8(a affaires p&nales (art. 
112), Für Beurteilung y)Von<i Straff allen {Art. 112) werden Schwur- 
gerichte (Jury) gebildet. Die italienische Fassung von 1848 (»dei« 

5 
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Art. 112. Mit demselben Beehte aber, mit welchem trotz- 
dem aus der konstitutionellen Jnry-Garantie ihre ausschliess- 
liehe BundeBBtraf-Jurisdiktion abgeleitet wurden hätten die 
Gegner der Jury sich 1851 gegen die Äirfnahme der Mlitär- 
Jury verwahren können, weil dieselbe in der Bundesverfas- 
sung im Gegensatz zur bürgerlichen Strafrechtspflege nicht 
garantiert war (s. unten). 



d) Die Partialrevision der Bundesverfassung 1879 und 1898. 

a) Der Artikel über die Todesstrafe 1879. 

Nach der allgemeinen Theorie des schwurgerichtlichen 
Verfahrens sollten That- und Rechtsfrage absolut getrennt 
sein, allein die Praxis ^dndizierte sich in der Fra^enstellung 
einen Einfluss auf den Entscheid der Eechtsfrage durch die 
künstliche Scheidung der einheitlichen Funktionen der 
That-, Schuld- und Strafrichter. Deshalb verdankte das 
Schwurgerichts-Institut mancherorts seine Einführung in 
erster Linie dem Umstände, ein Schutzmittel gegen harte 
Straf-Maxima und besonders eine Art Begnadigungs-Vor- 
instanz^) gegen die 1'odesstrafe zu sein (s. unten). So 
machte Bismarh^) im deutschen Eeichstage bei der Bera- 
tung über die Aufnahme der Todesstrafe in das deutsche 
Strafgesetzbuch den ßichtern und Geschwomen Vorwürfe, 
dass sie die ^Verantwortung scheuen^). Dajin zeigt sich 
(ausser den Kompetenz-Bestimmungen) ein Zusammenhang 
der Jury mit einzelnen Straf kod ex-Bestimmungen. Von 
diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, bedeutete die konsti- 

deliiti) und 1878 (Per i giudizi »in materia penale<^ (art. 112) 
stimmt mehr mit der deutschen als mit der französischen überein. 

^) In einigen Kantonen steht der Jury nach dem Schuldig- 
verdikt die (englische) Empfehlung zur Begnadigung zu. Deshalb 
wird in der Darstellung auf dieselbe und die bedingte Entlassung 
wenigstens kurz verwiesen. 

*) Dei »eigentliche Genius dieser (wie noch mancher andern 
kommenden Reaktion«) Wiedereinführung der Todesstrafe ist Bis- 
mark. Hilty, Über die Wiedereinführung der Todesstrafe 1879, S. 9. 

■) Ed. Herbst, Zur Frage der Aufhebung der Todesstrafe, S. 19. 
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tiitionellc Bestimmimg der Aufhebung der Todesstrafe eine 
Schmalenmg des Ansehens des Jury-Instituts. 

Hatte die Bundesverfassung von 1848 (in Art. 54) die 
Todesstrafe wegen politischer Delikte abgeschafft, so ging 
der Bundesveriassungs-Entwurf von 1872 (Art. 61) und die 
Bundesverfassung von 1874 (Art. 65) einen Schritt weiter 
durch die Abschaffung der Todesstrafe überhaupt. Die 
Partialrevision vom 20. Juni 1879 (Volksabstimmung vom 
18. Mai 1879) schritt in ihrem reaktionären Zuge wieder auf 
die Bundesverfassung von 1848 zurück. 

Von der wieder erlangten kantonalen Souveränetät 
machte unter den Jurj^-Kantonen einzig Freiburg 1894 Ge- 
brauch (s. unten). 

ß) Der Artikel der Rechtseinheit 1898. 

Die Bundesgarantie der bestehenden kantonalen Jury 
hätte nach dem Verfassungs-Entwurfe von 1872 die kanto- 
nale Straf gericlits-Organisation in einseitiger Weise aner- 
kannt. Diese Bestimmung (Art. 55) erregte aber mit Recht 
Anstoss und durfte ein Vierteljahrhundert später nicht wie- 
der aufgenommen werden^ als es sich um die Partialrevision 
des Tleehtsartikels handelte. Allein im Prinzip blieb sie 
dennoch bestehen und wurde sanktioniert; ihr wurde ledig- 
lich eine diplouiatischere Wendung gegeben. Der durch 
Volksabstimmung vom 13. November 1898 angenommene 
und am 21. Dezember 1898 in Kraft getretene Art. 64bis der 
Biindesverfajssung räumt nämlich dem Bunde die Gesetz- 
gebungsbefugnis im Gebiete des Straf rechts ein, bestimmt 
jedoch in allgemeinerer Fassung, dass die Organisation der 
OericMe, das gerichtliche Verfahren und die Rechtsprechung 
wie bis anhin den Kantonen verhleihen. 

Die fortschreitende Entwickhing der Unifikation des 
materiellen Kechts wird in absehbarer Zeit mit der Zentra- 
lisation des Prozessrechtes abschliessen. Für die Kodifika- 
tion des Bundes-Strafprozessrechtes aber muss selbstver- 
ständlich Art. CM^is, al. 2 zum voraus geopfert werden. ^ 
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2. Die Organisation und Einführung der 

Bundesassisen 1849. 

Das Ausfübrungsgesetz zu den Verfa^sungsbestimmun- 
gen\) für die eidgenössisebe Gericbtsbarkeit wurde von den 
eidg. Räten am 5. Juni 18d9 erlassen. Nach demselben kon- 
siituiert sieh das Bundesgericht zur Ausübung der Bundes- 
strafrechtspflege nach Analogie des Organisationsgesetzes 
von Bern in eine Anklage-^) und Kriminalkammer (Assi- 
senhof)^) und in ein Kassationsgericht*), welche Einteilung 
schon der Entwurf der Bundesverfassung aufwies (Art. 99), 
in der Beratung der Tagsatzung aber gestrichen wurdet, um 

') Art. 94—107 v. 1848. Vergl. betr. Art. 103 u. 107 oben 
Noten 11 und 8. — Laut Bundesrats-Beschluss v. 26. Dez. 1848 
wurde für den betr. Gesetzentwurf eine Kommission eingesetzt: 
KerU; Rüttimann (als Redaktor), Castoldi (Genf) und Moschard 
(Bern). Bundesblatt 1848/49, 1. Bd., S. 253 f. 

*) Mit 3 Bundesrichtern und 3 Suppleanten, von denen jedes 
Jahr — halbjährlich nach dem Entwürfe des Bundesrates, Art. 14, 
Bundesblatt 1848/49, 1. Bd., S. 333 — ein Drittel erneuert wird. 
Sie überwacht die geheime Untersuchung und entscheidet, ob die 
überN\~eisung an die Bundesassisen, oder an das zuständige Kantons- 
gericht zu erfolgen habe oder ob ein weiteres Verfahren unstatt- 
haft sei. Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege 
V. 5. Juni 1849, Ai-t. 10, 11, 48. 

*) Mit 3 Mitgliedern (und 3 Suppleanten), welche das Bundes- 
gericht alle Jahre beim Beginn seiner ordentlichen Jahressitzung 
für jeden Assisenbezirk bezeichnet, wobei dieselben Mitglieder für 
mehrere Assisenbezirke bestimmt werden dürfen. Das zuerst ge- 
wählte Mitglied ist (wie bei der Anklagekammer) Präsident; in- 
dessen ist den Mitgliedern gestatiet, im Präsidium abzuwechseln. 
(Bern. Organisationsgesetz, Art. 36, 38). Bei Verhinderung eines 
Mitgliedes kann der Assisenpräsident einen Richter eines Kan- 
tons als ausserordentlichen Suppleanten ernennen. Er bezeich- 
net auch, auf Vorschlag des Untersuchungsrichters, den Sekretär 
für das Protokoll der Assisen-Sitzung. Art. 12, 15, 16. — Nach 
dem Ent^vurfe des Bundesrates hatte der Bundesgerichts-Präsident 
die Kriminalkammer für jede Assisen-Sitzung zu bestellen. Zwei 
oder mehrere Kammern sollten nur im Bedürfnisfalle aufgestellt 
werden. Art. 15, Bundesblatt 1848/49, 1. Bd., S. 333. 

*) Dasselbe befindet über alle Nichtigkeitsbeschwerden, über 
das Verfahren oder über ein Urteil des Assisengerichts.. Das Kas- 
sationsgericht besteht aus dem Bundesgerichts-Präsidenten und 4 
jedes Jahr bezeichneten Bundesrichtern mit ebenso viel Suppleanten. 
Jede der 3 Sektionen des Bundesgerichts versammelt sich, wenn der- 
selben eine Angelegenheit zur Behandlung zugewiesen wird. Art. 
13, IvS, 51. " 
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dem Bundesgesetze über die eidg. Gerichtsarganisation zu- 
gewiesen zu werden^). 

Die Schweiz wird für ihre Strafrechtspflege (wie Bern 
seit 1847 s. unten) in 5 Assisenbezirke eingeteilt^), für welche 
die Bundesassisen (Bundes-Jury) Je aus der Kriminalkam- 
mer des Bundesgerichts und 12 Geschwomen der Assisen- 
bezirksliste bestehen. Zur Bildung der Kantonslisten ^vird 
in den 4 ersten Bezirken auf 1000 und im 5. Assisenbezirk 
auf 500 Einwohner ein Geschwomer gewählt. Die passive 
Wahlfähigkeit der Gesehwornen deckt sich mit der Stimm- 
berechtigung der Aktivbürger für die Nationalratswahl''). 
Die direkte YolkswahP) der Gesehwornen kann mittelst 
schriftlicher und geheimer Stimmabgabe oder in offener 
Abstimmung vorgenommen werden®). Die erschöpfend auf- 

=*^ Art. 8. 

•) 1. Die Kantone Genf, Waadt, Neuenburg und die vorherr- 
schend französisch sprechenden Gemeinden von Freiburg, Wallis und 
Bern. 2. Solothurn, beide Basel, Luzem und die deutsch sprechenden 
Gemeinden von Bern, Treib iirg und Wallis. 3. Aargau, Zürich, 
Schaffhausen, Thurgau, Zug, Schwyz, Ob- und Nidwaiden. 4. Gla- 
i-us, St. Gallen, beide Appenzell, Uri und Graubtinden (ausgenom- 
men Misox und Calanca). 5. Tessin und Misox und Galanca (Grau- 
btinden). — Die Assisenbezirksliste wird vom Bundesrat durch die 
Listen der den Assisenbezirk zusammensetzenden Kantone (bezw. 
Kantonsteile) gebildet und veröffentlicht. Art. 22, 24, 28 ff. 

'*) B.-Verf. 1848, Art. 63, entspr. Art. 74 von 1874: Zurück- 
gelegtes 20. Altersiahr und kantonales Aktivbürgerrecht. 

■) Der Entwurf des Bundesrates (Art. 31) enthielt die direkte 
Volkswahl nicht, sondern überliess die Bildung der Geschwornen- 
liste ausdrücklich den Kantonalbehörden, um es dem Kanton Genf 
nicht unmöglich zu machen, »seine kantonale Liste für die eidg. 
Assisen zu benutzen !r< (Botschaft des Bundesrates) ; vergl. Bundes- 
blatt 1848/49, 1. Bd., S. 337, 444; s. oben Genf. — Ohne vorge- 
schriebene direkte Volkswahl wäre damals für die Aufstellung der 
Speziallisten ein ähnlicher Wirrwar entstanden wie für die Abstim- 
mung der ersten Bundesverfassung. F. Meiner, Die Gründung des 
Schweiz. Bundesstaates 1848, S. 21 f. 

•) Bundesgesetz betr. die eidg. Wahlen und Abstimmungen v. 
10. Juli 1872, Art. 8. Massgebend für die Wahl der Geschwom6n 
wind im weitem die Art. 1 — 3, 5 — 11, 36 — 44 dieses Gesetzes (Art. 
36 44 wieder auigehoben durch Art. 227 des Bundesgesetzes über 
die Organisation der Bundesrechtspflege v. 22. März 1893), A. S. 10, 
Bd., S. 915 ff, 922 f, sowie das. Bundesgesetz v. 20. Dez. 1888 betr. 
Abänderung des vierten Artikels des Bundesgesetzes über die eidg. 
Wahlen und Abstimmungen (v. 19. Juli 1892). A. S. n. F. 11. Bd., 
S. 60 f. Vergl. Kreisschreiben des Bundesrates v. 31. Juli 1849, 
Bundesblatt 1849, 2. Bd., S. 343 ff. 
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ge2ählten Aiiaschliessungs-^^) imd Dispensationsgründe^^) 
entsprechen den betreffenden Bestimmungen in den Kan- 
tonen Genf, Waadt und Bern'-). Die Geschwomenlisten 
werden alle drei Jahre"* ^) — A^on Ende 1863 aji alle sechs 
Jahre^*) — erneuert. Aus den beireffenden kantonalen 
Listen bildet der Bundesrat die Assisenbezirkslisten, welche 
publiziert werden (Art. 20), Die Liste der Bundesaseisen 
wird aus der Dienstliste gebildet, für welche der Spezialliste 
eines Assisenbezirks mittelst öffentlicher Auslosung^^) 5i 
Geschwome entnommen werden. Dem Assisenbezirksan- 
walte und dem (bezw. den)*®) Angeklagten stehen binnen 
14 Tagen je 20 Rekusationen zu, welche dem Präsidenten 
der Kriminalkammer mitzuteilen sind*''^). Die übrig blei- 
benden 14. Geschwornen werden wenigstens 6 Tage vor der 

") Die Mitfiflieder kantonaler Obergericlite, die Gerichtspräsi- 
denten« Verhörrichter, Staatsanwälte, Verwaltungsbeamte des Bun- 
des und der Kantone (ausser Gemeindebeamte); Geistliche, Ver- 
hafts- und Strafanstalten- und Polizeiangestellte. — Vergl. TJllmer, 
Die staatsrechtliclie Praxis der Schweiz. Bundesbehörden, 2. Bd., 
No. 998. — Die deutsche Gesetzes-Redaktion (A. S. Bd. I, S. 70) 
enthüllt einen Druckfehler, indem sie die Gemeindebeamten auch 
ausschliesst. Yergl. die kongruierenden Bestimmungen des franz. 
Textes des Gesetzes von 1849 mit dem deutschen und französischen 
Text des revidierten Gesetzes v. 1874 und 1893 und mit dem eidg. 
Wahl- und Abstimmungsgesetz v. 1872, Art. 37. 

") Alter über 60 Jahre; Wiederwahl; Krankheit oder Gebrech- 
lichkeit. 

") Für die Entscheidung Aber die Wählbarkeit und Verbind- 
lichkeit zur Geschwornenfunktion sind die Kantone zuständig. 
Wenn durch deren Bereinigung der Listen infolge Todesfall etc. die 
Assisenbezirksliste unter 200 Namen sinkt, ordnet der Bundesrat 
die Ergänzungswahl an. 

") Vergl. Art. 30 mit B.-Verf. 1848, Art. 96. 

") Bundesgesetz betr. Abänderung des Art. 30 der Organisa- 
tion der Bundesrechtspflege, v. 16. Heumonat 1862, Art. 1 und 2. 
A. S. 7. Bd., S. 302 f. 

") Durch das Obergericht des Kantons, in welchem die Assi- 
sen Sitzung zu halten haben. Kopien der Dienstliste werden dem 
Präsidenten der Kriminalkammer und durch letzteren dem Assisen- 
bezirksanwalte und dem Angeklagten übermittelt. 

") Die Ausübung ihres Rekusationsrechtes (Art. 36} ist dem 
Genfer Gesetze v. 12. Jan. 1844, Art. 38, 39 nachgebildet. 

") Wenn nicht 40 Rekusationen erfolgen (oder nicht vor ab- 
gelaufener 14tägiger Frist), so lost derselbe im Beisein eines höhern 
Gerichtsbeamten die 14 Geschwornen aus, Art. 38. 



— 71 — 

Sitzung zu den Assisen einberufend^) und Aas Los entschei- 
det, welche 2 von ihnen Jury-Suppleanten seien. — Über 
motivierte Rekusationsbegehren gegen UnterBUchungsrichter 
und Mitglieder der Anklage- und Kriminalkammer befindet 
allein der Bundesgerichts-Präsident"). — Der Eid der Ge- 
schwornen-^), sowie deren Taggelder und Reiseentschädi- 
gung werden durch Spezialgeeetzgebung festgesetzt^^). 

Die Anklage wird vor dem Untersuchungsrichter^^) und 
vor den Assisen durch einen vom Bundesrat ad hoc ernann- 
ten AssisenbezirJcsanwalt vertreten, vor der Anklagekammer 
und vor dem Kassationsgericht dag^en durch den ebenfalls 
vom Bundesrat auf 3 Jahre gewählten Bundesanwalt (Ge- 
neralanwalt), welcher die Bezirksanwälte überwacht und 
ihnen die nötigen Weisungen gibt, sowie an die kantonalen 
Gerichtsbehörden Aufträge erteilt zur Verfolgung der De- 
likte, welche der Kompetenz des Bundesgerichts unter- 
stehen*'). 

") Art. 40 und 68, Bundes-Strafprozess v. 27. Aug. 1851, Art. 
49. Der Präsident der Kriminalkammer kann für mehrere Krimi- 
nalfälle oder aus andern wichtigen Gründen alle 54 Geschwomen 
der SessionsdienstUste einberufen und die Rekusationen erst beim 
Beginn der Verhandlungen vornehmen lassen. 

*•) Vergl. Art. 57 — 63. tJber Kekusationen, welche zwar vor 
den Verhandlungen vorgebracht, jedoch nicht mehr dem Bundes- 
gerichts-Prilsidenten unterbreitet werden konnten, entscheidet die 
Kriminalkammer. Das Bundesgericht kann nicht in corpore reku- 
siert werden; ausserordentliche Suppleanten ernennt nötigenfalls 
die Bundesversammlung. 

*•) Vergl. Art. 54 und Bundesversammlungs-Dekret v. 15. Nov. 
1848, A. S., 1. Bd., S. 45 f. 

") Vfrgl. Art. 88 und Provisorisches Keglement über die Ent- 
schädigung der Gerichtfipersonen und die übrigen Kosten der Ver- 
waltung der Bundesrechtspflege v. 31. Mai 1850, Art. 2 (A. S., 2. 
Bd., S. 30 f), aufgehoben durch das Bundesgesetz über die Kosten 
der Bundcsrechtspflege v. 24. Herbstmonat 1856, Art. 1 (A. S., 5. 
Bd., S. 408 f). Nach dem ersteren betrug das Taggeld eines Ge- 
schwomen 3 Fr. (die Keiseentschädigung 5 Batzen pro Stunde) ; 
nach letzterem 6 Fr. (Keiseentschädigung 70 Cts. pro Stunde). 

") Das Bundesgericlit ernennt zwei ordentliche Untersuchungs- 
richter auf 3 Jahre. Art. 19 (und B.-Verf. 1848, Art. 96). 

"*) Der Assisenbezirks- und Generalanwalt entsprechen dem 
Bezirks- imd Generalprokurator Berns bezw. den französischen pro- 
ciireurs; sie stellen ihre Anträge vor Gericht nach eigener freier 
Überzeugung. — Das Gesetz über die Bundes-Strafrechtspflege v. 
27. Aug. 1851 (Bundes-Strafprozess) ist so redigiert, als ob die Or- 
ganisation keine Bezirksanwälte vorgesehen hätte. 
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Es bleibt dem Ermessen der Anklagekammer anheim- 
gestellt, Tora forum delicti commissi ausnahmsweise abzu- 
weiehen^*). — N'ach Bundes-Strafrecht (Art. 76) steht es 
bei der Beiirteihmg fc^fineirfr P^Zi'He (Bundes- und Kanto- 
nal-Kompetenz) den Bundesassisen frei, die Delikte der 
Kantonal-Kompetenz auch zu beurteilen, oder sie an das 
zuständige kantonale Gericht zu überweisen. Mit dieser Be- 
gründung des forum connexitatis bezw. forum concurrentiae 
causarum setzt sich das Bundes-Strafrecht in Widerspruch 
mit der Bundesverfa^isiing. Denn nach Art. 23 des Organi- 
sationsgesetzes und Art. -13 des B andesr Strafprozesses beste- 
hen die Bundesassisen aus der Kriminalkammer und den 
Geschwornen; nach Bundesverfassung Art. 104 (1848) bezw. 
112 (1874) haben aber die Gesehwornen nur über die That- 
frage abzusprechen. Die Entscheidung zur MitbeurteilunJj 
der Delilde der .Ivantonalkompetenz steht daher der Kri- 
minalkammer (Assisenhof) zu (s. unten). 

Für den KompetenzJcrds der Bundesassisen kommen 
folgende Gesetze in Betracht: Bimdesverfassung vom 12. 
September 1S48; Bundesgesetz über die Organisation der 
Bundesrechtspflege vom 5. Juni 1849; Bundesgesetz über 
die Verantwortlichkeit der eidg. Behörden und Beamten 
vom 9. Dezember 1850; Bundesgesetz über die Bundes- 
strafrechtspflege (Bundes-Strafprozess) vom 27. August 
1851; Bundesgesetz betreffend die politischen und polizei- 
lichen Garantien zu Gunsten der Eidgenossenschaft vom 23. 
Dezember 1851; Bundesgesetz über das Bundesstrafrecht 
der Schweiz. Eidgenossenschaft vom 4. Februar 1853; Bun- 
desgesetz betreffend die Werbung und den Eintritt in den 
fremden Kriegsdienst vom 30. Juli 1859; Bundesverfassung 
vom 29. Mai 1874; Bundesgesetz über die Organisation der 
Bundesrechtspflege vom 27. Juni 1874; Bundesgesetz über 
die Ausgabe und Einlösung von Banknoten v. 8. März. 1881; 
(Bimdesgesetz-Entv\airf betreffend die Ergänzung des Bun- 
desstrafrechts (vom 4. Februar 1853) vom 19. (20.) Dezem- 
ber 1883); Bundesbeschluss vom 21. März 1893; Bundes- 
gesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege vom 22. 
März 1893. — Da durch diese zahlreichen Gesetze der Kom- 



'*) Bei Unmöglichkeit, die Regel des Forums (Assisenbezirk) 
anzuwenden, im Interesse einer unbefangenen Rechtspflege oder der 
öffentlichen Sicherheit. Organisationsgesetz v. 5, Juni 1849, Art. 50,82. 
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petenzkreis mannigfach alteriert wurde, folgt eine bereinigte 
Zusammenfassung nach der Darstellung der Eevision von 
1893. 



3. Das schwurgerichtliche Verfahren nach dem 
Bundes - Strafprozessrechte ^\ 

(Bundesgesetz Ober die Bundes-Strafrechtspflege vom 27. August 1851'). 

Das Strafverfahren beruht (Art. 2) auf dem allgemei- 
nen Territorialitats- und (öffentlichen) AnTdageprinzip. 
Auf Klage kantonaler Behörden bezw. auf Privatklage hin^^ 
tritt strafrechtliche Verfolgung nur ein. bei Delikten, welche 
nicht in den Kornpctenzkreis der Bundesassisen fallen. Für 
die letztern kommen somit die Offizial- und die Ermächü- 
gungsdelihte in Betracht. Über die Verfolgung politischer 
Delikte^) entscheidet nämlich der Bundesrat (sowohl über 

^) Den Revisionen (1874 und 1893) des ersten eidg. Organi- 
satiönsgesetzes vorgängig ist der 2 Jahre nach demselben erlassene 
Puhdes-Strafprozess darzustellen. Während über die Organisation 
binnen 4 Decennien dreimal legiferiert wurde, feierte der Bundes- 
Stiafprozess 1901 das goldene (!) Jubiläum. 

^) Ein Entwurf für dieses Gesetz wurde zunächst von Castoldi 
(v. Genf) ausgearbeitet; seiner grossen Ausführlichkeit wegen wurde 
dann von Staatsrat Dixiey (Waadt) ein neuer vorgelegt, welcher 
dem Entwürfe des Bundesrates (für dessen Durchberatung am 25. 
April 18f>l) als Grundlage diente. Derselbe wurde von den Kom- 
missionen (insbesondere derjenigen des Nationalrates) und den Rä- 
ten modifiziert. Vergl. Bundesblatt 1851, 1. Bd., S. 391 ff; Zeit- 
schrift f. Schweiz. Recht> 12. Bd., S. 43. — Das Gesetz selbst ist 
eine weitgehende Kopie des (Rüttimann'schen) Militär-Strafprozes- 
ses von 1851 (s. unten). 

*) Vergl. die 23 sog. Polizeigesetze des Bundes, welche seit 
1872 erlassen worden sind; Botschaft des Bundesrates v. 5. April 
1892; Bundesblatt 1892, 2. Bd., S. 351 f. 

*) Dasselbe ist der Fall bei Völkerrechtsdelikten auf Begehren 
einer fremden Regierung, wobei aber die in Frage kommende Vor- 
aussetzung des Gegenrechts von der Kriminalkammer des Bundes- 
gerichts (Assisenhof) frei, d. h. unabhängig von den Überweisungs- 
motiven des Bundesrates zu prüfen ist, vergl. die rechtlichen Er- 
wägungen der Kriminalkammer des Bundesgerichts im Fall Schill, 
Basel 1888. Zeitschr. f. Schweiz. Strafreeht, 1. Bd., S. 319. -- In 
diese Kategorie der Ermächtigungsdelikte ist im Jahr 1900 auch 
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die Anhebung der Untersuchung als für die Überweisung 
an die Anklagekamnier, Menn der Untersuchungsrichter 
und der Bundesanwalt übereinstimmend*^) die Verfolgung 
derselben aufgeben wollen). Dabei wurde 1878/79 im 
Stahio-Fall infolge eines staatsrechtlichen Rekurses die 
Frage streitig, ob ein negativer Entscheid des Bundesrates 
(Aberkennung der politischen Delikts-Ifatur) für das Bun- 
desgericht bindend sei"). Dieser Fall war auch die Veran- 
lassung, da?s die eidg. Räte nach der Motion Brosi und einer 
Botschaft des Bundesrates^) am 19. (20.) Dezember 1883 
— durch ein Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des 
Bundesstrafrechts vom 4. Februar 1853**) — einen Art. 74^" 
des letzteren erliessen, um in Zeiten politischer Aufregung 
die Beurteilung einer Deliktsklage dem kantonalen forum 
delicti commissi entziehen und dem Bundesgerichte über- 
weisen zu können. Dieser »Stabio-Artikel« wurde jedoch 
in der eidg. Volksabstimmung vom 11. Mai 1884 verworfen®). 

die anarchistische Propaganda einbezogen worden. Es wird wohl 
selten vorkommen, dass dieselbe selbst in der Schweiz der politi- 
schen (oder völkerrechtswidrigen) Motive ermangelt. 

^) Bei Nichtübereinstimmung findet die Überweisung statt. — 
Vor der »vorläufigen Entscheidung« des Bundesrates stehen dem 
Untersuchungsrichter und Bundesanwalt nur provisorische Mastr- 
regeln gegen KoUusions- und Fluchtverdacht zu. Bundes-Strafpro- 
zess, Ai-t. 4, 14, 29 f. 

•) Bundesgerichtliche Entscheidungen, 5. Bd., S. 473 ff. Blu- 
mer-Morcl. Handbuch des Schweiz. Bundesstaatsrechtes, 3. Bd., S. 
191 f, 199 f. 

M Botschaft des Bundesrates v. 13. Jan. 1882; Bundesblatt 
1882, 1. Bd., S. 117 ff. 

•) Bunde^blatt 1884, 1. Bd., S. 25 f. s. S, 94; vergl. hiezu Ge- 
.«»ctzentwurf betr. Abänderung des Bundesgesetzes über das Bundes- 
strafrecht der Schweiz. Eidgenossenschaft v. 24. April 1867 und 
Botschaft des Bundesrates, Bundesbl. 1867, 1. Bd., S. 893, 889 ff. 

•) Dieses Palliatiomittels hätte es bei einheitlichem Schweiz. 
Strafprozessrechte (mit dem Rechtsmittel des Instanzenzuges an 
das Bund es ( straf )gericht nicht bedurft. Statt etwas Ganzes anzu- 
streben, wollte man sich mit einem (politischen) Gelegenheitsge- 
setze behelfen. Die gute Absicht der Mehrheit der eidg. Räte wäre 
eines gi'össern, prinzipielleren Versuches würdig gewesen. Etwas 
besser als der Stabio-Artikel war die Lösung dieser Frage durch 
den Vorschlag (Art. 73 bis v. 23. April 1890) der Experten-Kommis- 
sion zur Revision des Bundes-Strafrechts. »Ausnahmsweise hat das 
Bundesgericht auf Antrag des Bundesrates die Untersuchung und 
Entscheidung eines Falles den Bundes-Strafgerichtsbehörden zu 
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Bei gemeinen Delikten schreitet dagegen^®) der OeneraU 
(Bundes-) Anwalt '^'^) von sich aus ein, wie auch nach Anf- 
fcirderung des Bundesrates^^). Zur Vorbereitnngsuntersu- 
chnng besteht eine (französische) dem Bundesrat bezw. des- 
sen Justiz- und Polizeidepartement unterstellte gerichtliche 
Polizei^^). Die dem Untersuchungsrichter nach Eequisition 
der Bundesanwaltschaft zustehende Voruntersuchung ist ge- 
heim (Art. 17 — 28); die »nötige Gewalt«, womit er ausge- 
rüstet ist, gleicht einer diskretionären Befugnis und das aus- 
drücklich vorgeschriebene Verhör der Zeugen in Abwesen- 
heit des Schul dverdächtigen entspricht weit mehr dem ver- 
alteten Inquisitionsverfahren als einer zur »Entdeckung der 
Wahrheit nützlichen Massregel«^*). Über die Versetzung 
in Änklagezustand befindet die Anklagekammer^*^). Besser 
als über das Zeugenverhör in der Voruntersuchung sind die 
Bestimmungen^®) über die Anklageschrift, für welche Kürze 

flbertragen, wenn von der Verhandlung vor dem an sich zustän- 
digen kantonalen Gerichte eine Gefährdung des öffentlichen Frie- 
dens zu besorgen steht. — Die Bundes-Strafgerichtsbehörde beurteilt 
den Fall nach kantonalem Strafrecht«. — Zeitschr. f. Schweiz. Straf- 
recht, 3. Bd., S. 176. 

**) Nach dem Wortlaut von Art. 4, 14, 16 des Entwurfes des 
Bundesrates v. 25. April 1851 war die »vorläufige Entscheidung des 
Bundesrates« auch für die Verfolgung der gemeinen Delikte vor- 
gesehen. Bundesblatt 1851, 1. Bd., S. 392 ff. 

^) Der Straf prozess spricht von dem Bundesanwalte, die Or- 
ganisationsgesetze bezeichnen ihn auch als Generalanwalt, wie das 
Bundesgesetz über die Bundesanwaltschaft v. 28. Juni 1889. 

* ") Art. 4, 6. — Der Grundsatz ne bis in idem ist in Art. 8 
(und bedingt in Art. 41) ausgesprochen. 

") id. Art. 11—16. 

^*) Vorgl. Art. 23, al. 5 und 11 und Art. 24, b, c. 

") id. .Art. 32; vergl. oben und Bundesgesetz über die Organi- 
sation der Bundesrechtspflege v. 5. Juni 1849, Art .10, 11, 48. 
Wird ein Fall von der Anklagekammer an einen andern Assisenhof 
als denjenigen des forum delieti commissi verwiesen, so enthält der 
nicht motivierte Anklage- und überweisungsbeschluss die Angabe, 
dass diese Bestimmung infolge einer speziellen Beratung getroffen 
worden sei. Strafproz., Art. 32, Litt, h, 1. Art. 44, 9. 

") Art. 35 und 36. — Zeigte der Entwurf mit der Einmischung 
der Administrativ-Behörde (Bundesrat) in das gerichtliche Ver- 
fahren keine (republikanisch-demokratische) Tendenz der Gewal- 
tentrcnnung, so waren dagegen manche andere Bestimmungen des- 
selben bes.sor als nach dem Gesetze, so z. B. die Kontrolle der Funk- 
tionen des Untersuchungsrichters und der Anklagekammer (Ent- 
vrari Art. 24), das Verfahren vor der Anklagekammer zur Ver- 
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vorgeschrieben und Xür allfällige Verwerfung der Hauptan- 
k]:i£re eine Ercniualanklage zulässig ist. Anführungen der 
Verdaehtsgründc, Rcchtserörteioingen oder Geschichtserzäh- 
lungen sind unstatthaft. Eine Erleichterung der Verteidi- 
gung gewährt die nach englischem Muster aufgenommene 
Bestimmung, wonach in der Anklage auf eine von verschie- 
denen Gesichtepunkten aus als strafbar erscheinende Hand- 
lung in dem schwereren implioite immer auch jeder leichtere 
Gesichtspunkt inbegriffen ist^^). Ankläger sowohl als Ver- 
teidiger haben das Recht, dass über dieee Punkte Fragen 
gestellt worden^**). 

Vor der Hauptverhandlung hat der Angeklagte einen 
Verteidiger zu wählen c«der es erfolgt die Bestellung eines 
Offizialverteidigers^®). Die Verteidigung ist insofern ein- 
geschränkt, als sie die Punkte summarisch anzugeben hat> 
über welche ihre Zeugen vernommen werden sollen. Die 
dem französischen Strafverfahren nachgeahmte diskretionäre 
Gewalt des Präsidenten äussert sich^®) auch in der Befugnis, 
noch andere Zeugen als diejenigen der Parteien und solche 
SachverstJindige zu berufen, welche nicht von dem TTnter- 
suchungmchter ernannt wurden, überhaupt während des 
Hauptvei'fahrens die ihin zur Aufhelhmg, Erleichterung 
und Beschleunigung der Verhandlungen gut scheinenden 
Beweismittel zuzulassen; er kann auch, da er mit den Voll- 
setzung in ^en Anklagezustand (Art. 29 f, 38 f) mit dem bezüg- 
Hehcn, beiden Parteien zustehenden Rekurs an den Kassationshof 
(Art. 34, 120 f, 130). Bundesblatt 1851, 1. Bd., S. 395, 397 f, 
400, 423, 427. 

") So liegt in der Anklage, es sei jemand in böser Absiebt 
und mit Vorbedacht Urheber eines vollendeten Verbrechens gewor- 
den, stillschweigend auch die Anklage auf den Versuch oder auf 
Beihilfe oder Begünstigung dieses Verbrechens oder auf Verübung 
desselben in der Hitze der Leidenschaft oder aus Fahrlässigkeit. 
Art. 36; vergi. hiezu Code d'instr. crim. Art. 241, Ziff. 1 und 2. 

") Art. 101. Betr. Kasaationsrekurs gegen den überweisimgs- 
beschlusfl der .^nklagekammer (s. Note 48). 

") Der Verteidiger kann sich mit dem (in den kantonalen 
Untersuchungsgefilngnissen untergebrachten) Angeklagten frei be- 
sprechen. Organisationsgesetze: 1) Art. 82 ff; 2) Art. 52 ff; 3) 
Art. 122 ff. 

'«^) Vergl. Art. 66, 63 f, 49, 46 (Art, 46 aufgehoben durch Art. 
32 des Bundespesetzes ttber die Organisation der Bundesrechtspflege 
V. 22. M:irz 1893), Organisationsgesetz 1849, Art. 15, 57--63; Code 
d'instr. crim. Art. 26S— 270, 315. 
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machten des TJntersuchiingsrichters ausgestattet ist, den 
.4aigeklagten selbst im Gefängnisse einem inquisitorischen 
Verhöre unterw^erfen^*). 

Eine Verschie])ung der Hauptverhandlung auf eine an- 
dere als die angesetzte Sitzung-') können die Assisen aus 
wichtigen Gründen auf Antrag und Anhörung der Parteien 
verfügen. Die Sitzungen sind öffenÜich, die Verhandlungen 
mündlich; die Assisen richter beraten und stimmen öffent- 
lich (Art. 48). 

Ist die Urteils- Jury konstituiert^^), so werden die Ge- 
Fchwomen beeidigt^*) und sie ernennen in geheimer Ab- 
stimmung durch StimmenmehrJieit ihren Obmann-^) — 
»Vorsteher« — ^ worauf die Hauptverhandlung mit dem 
A^erlesen der AnklageaWe beginnt. Zwei Ausnahmen vor- 
behalten.^^), dürfen die Akten der Voruntersuchung weder 
vorgelesen, noch den Geschwomen zur Einsicht vorgelegt 
werden. Der Bundes-Strafprozcss weist das Expose des 
französischen Verfahrens — den einleitenden Vortrag des 
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) Vergl. Bundes-Strafproz., Art. 49, 50, 23, 66. 

^) Dieselbe soll an dem durch den Anklage- und überweisunga- 
beschluss bestimmten Orte und zu der von dem Präsidenten fest- 
gesetzten Zeit abgehalten werden. Art. 32, Litt, h, 1, 44, 45. 

^) r flieh tversäumnis eines Geschwomen zieht bei ungenügen- 
den Entschuldigungsgründeu eine Ordnungsbusse bis 100 Fr. nach 
hich. Art. 54, 180. — Die nicht voll besetzte Jury darf nur funk- 
tionieren, wenn beide Parteien sich mit 11 oder 10 Geschwomen be- 
gnügen, andernfalls, wie auch bei weniger als 10 Geschwomen (Art. 
55), bildet der Präsident (nach tcaadtländischeni Vorbilde — Loi 
du 31 Janv. 1S46 sur l'organisation judiciaire, Art. 168, s. oben — ) 
eine Li»te aus Geschwomen des Assisenbezirks, um die nötigen Er- 
satzgeschwomen durch Rekuaationen zu erhalten. — Der Entwurf 
des Bundesrates (Art. 54) sah weniger vorteilhaft eine direkte Be- 
zeichnung der Suppleanten aus den Geschwomen des Sitzungsortes 
durch den Präsidenten vor. Bundesblatt 1851, 1. Bd., S. 405 f. 

'*) Der Geschworneiieid enthält u. a. die Pflicht zur Geheim- 
haltung der »Art, wie die Geschwomen gestimmt haben«, vergl. 
entspr. Genf (1844), Art. 48. 

") Das Los entscheidet bei Stimmengleichheit, Art. 58, Art. 60. 

*•) Bei Verhinderung des Erscheinens seitens eines Zeugen oder 
Fjq)erten und für Angaben des Angeklagten aus der Voruntersu- 
chung, um ihn zu einer Erklärung darüber zu veranlassen, Art. 88. 
— Der Entwurf (Art. 92) statuierte diese Ausnahmen in dem Sinne, 
dass den Geschwomen ausser der Anklageakte und den Prozess- 
akten nichts für ihre Beratung eingehändigt werde. Bundesbl. 1851, 
1. Bd., S. 415. 
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Staatsanwaltes — nicht auf. Mit Becht ist dasselbe ganz 
wegzulassen oder bei Zulassung sollen Ankläger und Ver- 
teidiger gleich gehalten werden, wie in Zürich seit 1867. 
Für die Zeugeneinvernahme- ist in den Parteiverhandlungen 
vor den Assisen nach dem Vorbilde der englischen cross- 
examination das Kreuzverhör eingeführte^). Jeder Zeuge 
kann auf Verlangen eines Richters, Geschwornen oder einejr 
der Parteien beeidigt werden (Art. 74)^®). Der Angeklagte 
wird durch den Bundesanwalt verhört; dem Präsidenten, 
sowie den ßichtcm und Geschwornen sind dabei — wie 
beim Zeugenverhör — indirekt durch den Präsidenten Zwi- 
schen- und (direkt) Schlussfragen gestattet^®). Nach einer 
inquisitorischen Bestimmung (Art. 85) wird der Angeklagte 
dabei vom Präsidenten aufmerksam gemacht, dass die Ver- 
weigerung der Antwort einen Verdachtsgrund gegen ihn 
bilden könne. — Auf die Plaidoyers und die Eeplik und 
Duplik^^) der Parteien, nach welchen letztere verpflichtet 
sind, eventuelle Kassationsgründe sogleich vorzubringen 
(Art. 91), schreitet der Präsident ohne Resume^^) zur Fra- 

") Iliehel ist nur der Ankläger zur Ergänzung der Verhöre 
berechtigt. Art. 70. — Einander widersprechende Zeugen können 
konfrontiert werden, über die Entlassung der Zeugen entscheidet 
der AssLscnhof. Art. 79 f. 

"•) Nach dem Entwürfe (Art. 63, 67, 74) war die Beeidigung 
der Zeugen und Sachverstiindigen ohne Antrag vorzunehmen. Bun- 
desblatt 1851, 1. Bd., S. 408, 411. — Das Gesetz zählt erschöpfend 
die (allgemeinen) Fälle der Zeugnispflichtdispensation und der 
Nichtbeeidigung auf. 

^) Vergl. Art. 84, 72 und die Anwendung des letztern auf Art. 
84. — Der Entwurf (Art. 64, 69) war umständlicher, indem dem 
Präsidenten das »Versagungsrecht« zustand. Bei einem Rekuree 
an die Kriminalkamroer (Assisenhof) sollte diese nach kontradik- 
torischer Vernehmung der Hauptparteien entscheiden. Bundesblatt 
1851, 1. Bd., S. 409 f. 

"•) Der Angeklagte ist berechtigt, je zum Vortrag und zur 
Duplik seines A^'erteidigers Beifügungen zu machen. Art. 89, 90. 
(Irrtümliche Angabe bei Kocher's Skizze, S. 223. Sanunlung Schweiz. 
Gesetze No. 25—30), vergl. Ai-t. 115 f; Note 43. 

•') Vergl. Entwurf, Art. 92, s. Note 40 und oben. — Der Prä- 
sident setzt den Geschwornen die Aufgabe auseinander, welche sie 

zu lösen haben« (Art. 92). — Dies kann sich nicht auf das 

K6sum6, oder die Rechtsbelehrung, sondern nur auf die Art. 104 ff 
beziehen; denn Art. 92 ist unter Weglassung des R6sum6 und der 
Beweiswürdigung einfach eine Übersetzung des Code d'inatr. erim. 
Art. 330* 
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gen Stellung'^). Bei mehreren Angeklagten^ ebenso bei Real- 
Jconktcrrenz f^ind die Fragen (wie Genf 1848, Art. 51) geson- 
dert zu stellen. In eine einzige Hauptfrage wird das Delikt 
selbst mit seinen Qattungsmerhnalen (Eigenschaft und Ab- 
sicht des Delinquenten und die die Handlungen begleiten- 
den Umstände) subsiimiert; dagegen werden besondere Fra- 
gen gestellt einerseits für die (eine besondere Deliktsaxt, 
anderes Straf-Maximum oder -Minimum oder andere Straf- 
art begründenden) qualifizierenden Umstände^^), andererseits 
für die Straflosigkeit wegen des vom Verteidiger geltend 
gemachten Zu Standes unverschuldeter Bewusstlosigkeit oder 
gerechter Notweh^^) oder der Auffassung eiües mildern Ge- 
sichtspunJctes der Handlimg (Art. 36, S. 76). Für Ange- 
klagte unter 16 Jahren wird die Frage der Zurechnungs- 
fähigkeit (Unterscheidungsvermögen) gestellt^"^). (Even- 
tuelle) Fragen für eine Eventualanklage sind nur bei Ver- 
neinung der Hauptanklage zu beantworten. Wird der An- 
geklagte im Hauptverfahren eines in der Anklageakte nicht 
enthaltenen Delikts überführt, so erfolgt nötigenfalls ein 
Vorverfahren (neue Anklageakte) imd auf Verlangen einer 
der beiden Pai'teien ein (neues) Hauptverfahren. — Nicht 
in die Kompetenz der Jury fällt die Beurteilung allgemeiner 
Milderungs- und Schärfungsgründe^^). 



9i] 



') Vergl. Art. 93 — 102. Die Geschwomenf ragen müssen alle 
Thatsachen des Überweisungsbeschlusses (Anklageakte) umfassen; 
Genf 1844, Art. 51. — Nach der Bundesverfassung haben die Ge- 
schwornen'tiber die Thatfrage abzusprechen, allein die Scheidung 
ist nicht durchgeführt — die absolute Grenzbereinigung ist ja un- 
möglich (s. Kritik). So räumte auch der Entwurf des Bundesrates 
(Art. 89) den Geschwornen eine weitergehende Befugnis ein: Bei 
Herausstellung einer solchen Thatsache, welche nie Gegenstand der 
Voruntersuchung war, jedoch kein selbständiges Delikt, sondern nur 
einen erschwerenden oder mildernden Umstand bildet, kann die 
Kriniinalkammer (Assisenhof) »mit Beistimmung der absoluten 
Mehrheit der Geschwornen nach Anhörung der Hauptparteien einen 
Vertagungsantrag berücksichtigen«. Bundesbl. 1851, 1. Bd., S. 414 f. 

") Ihre Beantwortung hängt von der Bejahung der Schuld ab. 

•*) Vergl. Bundes-Strafrecht, Art. 27, 29. 

») id. Art. 30. 

■•) Ebenso nicht, ob die »Übertretung besonders geringfügig 
oder schwer seiir, und infolge dessen die gesetzlichen Straf-Minima 
und -Maxima überschritten werden dürfen. — Dem Entwürfe zu- 
folge bUdetc nach dem Vorbilde des Code d'instr. crim. Art. 339 
und Gern, Waadt und Bern (1850) ein vom Angeklagten vorge- 
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Über Einwendungen der Parteien gegen die Fragen- 
stellung entscheidet der As&isenhof. — Die (französische) 
Gcschworneninstruktion^^) verlangt den Wahrspruch aus 
innerer, nicht motivierter Überzeugung, in ausdrücklich 
ausgesprochenem Gegensatze zur Beweistheorie und zum 
Urkunden- und Indizienbeweis. Für allfällige Erläuterun- 
gen odtT Auslegungen begibt sich die Jury in die Sitzung^ 
zurück'^). Zu Jedem A^erdikt bedarf es einer annähernden 
Stimmen cinhelligkeit: einer Zustimmung sämtlicher Ge- 
schwornen bis auf zwei^^). Der Assisenhof ist befugt, von 
sich aus oder auf x\ntrag der Parteien die Geschwomen zum 
l^Toniturv erfahren zurückzuschicken. 

Der Gesetzgeber über das schwurgerichtliche Verfahren 
verfügte für den Abstimmungsmodus der Geschwomen be- 
züglich der Schuld oder Nichtschuld nicht über eine grosee 
Jvombinationsfähigkeit. Die Norm, dass jeder Wahrsprucli 
mit Stimmenmehrheit (sämtl. Geschwome minus 2) zu fas- 
sen sei, ist lückenhaft. Der Bundes-Strafprozess (Art. 108) 
schweigt sich vollständig über den weitem Verlauf des Ver- 
fahrens aus*"), wenn sich weder auf ein Verdikt der Schuld, 
noch auf ein solches der Nichtschuld die erforderliche Stim- 
menmehrheit vereinigt*^). Nach dem Wahrspruche befin- 
det der Ajäsisonhof über die Anwendung des Gesetzes (Frei- 



brachter gesetzlicher EnUchuldigunffsyrund Gegienstand einer beson- 
dern Frage und diejenige auf mildernde Umstände war unbedingt 
zu steUen. Bundesbl. 1851, 1. Bd., S. 414, 

") Sie ist (Art. 108) die wörtlich umstellte Übersetzung des 
ersten Teiles von Art. 342 Code d'instr. crim. 

»«) Vergl. Art. 104 ff. 

'•) Diese — nach waadtJändischem Vorbilde — aufgenommene 
Rückkehr zur Konsultation war im Entwürfe nicht vorgesehen 
(vergl. >jote 43). — Nach gleichem Vorbilde nahm der Entwurf 
(Art. 06) eine konsultative und eine deliberative Beratung der Ge- 
schwomen auf. — Die Stimmenmehrheit (Art. 98) sollte bei 12 
Geschwomen acht, bei weniger . als 12 sieben Stimmen betragen. 
Bundesblatt 1851, 1. Bd., S. 417. 

*^) Vergl. müitärschwurgericlitliches Verfahren, unten; Bericht 
des scliweiz. Bimdesgerichts für 1879, Fall Brousse, Bundesblatt 
1880, 2. Bd., S. 660. — Nach dem Entwürfe (Art. 92) hatte der 
Präsident den Geschwomen die Art und Weise zu erklären, wie die 
l^agen zn beantworten seien, »ohne in die Verhandlungen selbst 
einzugehen«. BuncJesblatt 1851, 1. Bd., S. 415. 

*^) "S'eigl. Zur Kritik des Schwurgerichtes ( Straf rechtszeitung) ; 
Zeitschr. f. Schweiz. Straf recht, 3. Bd., S. 490 ff. 
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sprechiing bezw. Verurteilung) *2), ohne an die Anträge des 
Anklägers gebunden zu sein*^); die Zulassung des Zivilan- 
spruehes ist an das Schuldigverdikt geknüpft**). 

In der Eegelung des Adhäsionsprozesses weichen der 
Entwiirf des Bundesrates vom 25. April 1851 und das Bun- 
des-Strafprozessgesetz selbst am erheblichsten von einander 
ab. Derselbe erlangte in einem praktischen Falle — bei dein 
Kassationsrekurse (1891) gegen das Urteil der vor die Bun- 
desassisen in Zürich gestellten Tessiner-Eevolutionäxe — 
ein erhöhtes aktuelles Interesse. — Der Entwurf sah vor, 
da SS die beschädigten Personen sich nach der Zeugenein- 
vernahme als Zivilpartei konstituieren oder den Zivilprozess 
vorbehalten konnten*'^). Den Parteien inkl. Zivilpartei war 
eingeräumt, ihre schriftlichen Vorschläge für die Fragen an 
die Geschwornen einzureichen. Aus denselben stellte der 
Präsident die Fragen definitiv nax3h seinem Ermessen fest, 
gegen welche alle drei Parteien Einwendungen erheben durf- 
ten. Dementsprechend stand auch der Zivilpartei Plaidoyer 
und Replik und somit ihr Einfluss über die Frage der Schuld 
und Strafe zu, so dass ihr konsequenter Weise ebenfalls das 
Kocht eingeräumt werden musste, Kassationsrekurs gegen 
das ganze Endurteil des Assisenhofes zu ergreifen. — Mit 
Keeht ist diese französische Auffassung nicht in das Bundes- 
Strafprozessge?etz aufgenommen und den »Geschädigten« 
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') Die StrafverarteUung involviert die Verurteilung zu den 
Untersuchnngsveiliafts- und Prozesskosten. Bei Freisprechung haf- 
tet der Inkulpat nur für die durch eigene Handlungen mutwillig 
verursachten Kosten,; die Zuerkennung einer Entschädigung liegt 
im Ermessen des Assisenhofes. 

*') Mach dem bezttgl. Antrage der Bundesanwaltschaft (und 
der, event. des Geschädigten) kann die Verteidigung den Thatbe- 
stand nicht mehr anfechten, sondern sich nur noch auf den Grund- 
batz nulla poena sine lege oder auf die Nicht-Anwendbarkeit der 
beantragten Strafe berufen; vergl. Art. 114 — 127. 

♦*) Vergl. Bundesgerichtl. Entscheid, 17. Bd., S. 401 f. — Bei 
nicht spruchreifem Schadenersatze sowie bei Vorbehalt des Anklä- 
gers oder der beschädigten Pai-tei für den Zivilweg, erfolgt die Zu- 
weisung an die Zivil richter. 

") IVIittelst eines schriftlichen, kurz motivierten, mit den Ak- 
ten einzureichenden Antrages. — Der Bund selbst ist stets als Zivil- 
partei zu praesumieren mangels einer entgegenstehenden Erklärung 
der Biindesanwaltschaft. Entwurf, Art. 79, Bundesblatt 1851, 1. 
Bd., S. 412. 



I der Ka8=ationBTckiirE für den Zivilpunkt eingeräumt 
irden, da dasselbe den Zivilauespruch für das Prozessver- 
iren niir als ein »Aecessorium der StrafBache« würdigt*'). 

Da? Kontnmazialr er fahren findet ohne Zuziehung der 
jsehwomen statt''). 

Gegen die l-Indiirteile des schwui^erichtlichen Verfah- 
[18 können die Rechtsmittel der Kassation*") und der Bf- 
iion geltend gemacht werden. Kassationsgründe sind: 1) 
kompetenz des Gerichts; Ü) wesentliche Beeinträchtigung 
r VerteidigiingS'Kechte ; 3) Verletzung gesetzlicher Pro- 
isformen*') zum Nachtt^il des Kassa tion sstellers ; 4) un- 
•htige richterliche Würdigung einer der auf das Endurteil 
iwirkenden Antworten der Jury. 5) falsche oder Nieht- 
riwendung des Gesetzes. — Im 1., 3. und 3. Falle erfolgt 
cht bloss Aiifliebung des Urteils, sondern auch Kassation 
s dem Urteil vorangegangenen Verfahrens. Ausser dem 
aten Falle liegt es im Ermessen des Kassationshofes, die 
berweisung an die gleichen oder an andere Assisen zu be- 
hhessen; dieselbe unterbleibt jedoch im 4. und 5. Falle, 
dem der Kassationshof selbst das entsprechende Urteil 

iif). - 

•') Vergl. Urteil (No. (12) des Kassationsgpriohtes v. 17. Sept. 
Ol in Sachen Respini und Genossen gegen Simen und Qenossen. 
indegger. Entscheid, 17. Bd., S, 300—404. — Entwurf, Art. 2, al. 
70, Sl f, »0, IOC, 120, ftl, 2. llnndesblatt 1851, 1. Bd., S. 392, 412 ff, 
3. — Vei'gl. C. Stvos, Keziehiingen Kwischen Strafklage und Zivii- 
nge im Strafprozesse, Zeitechr, f. Schweiz, Strafrecht, 3. Bd., S. 22 ff. 

") Der Entwurf (Art. 119) dagegen wollte das Verfahren ver- 
liieben. Bundesblatt 18Ö1, 1. Bd., 8. 423. 

*■) Bezüglich des Überweisungsbeschlusaes der Anklaffekumiiiri 
Bgen Verletjiung wesentlicher Formen kann eine Kassationabe- 
hwerde erst 10 Tage nach ergangenem Urteil der Asaiseit eingc- 
iclit Wbi-den; besichlieast aber die Anklagekatnmer, doss keine 
ersetzung in den Ankli^ezuatand stattfinde, so hat der Bundes- 
iwait event. seine Kassationsbeschwerde innert 10 Tagen einzu- 
iben, Art 135 f. 

") Vergl. hiezu den im -1. Or^pinisationsgesetz 1803, Art. 34, 
isdrlleklicli angegebenen Kassationsgrund wegen Beteiligung einei- 
ifUhigen oder einer auf Verlangen in Ausstand kommenden Oe- 

") Vergl. Alt. 135 — 158 und 3. Organ iaationsgeseta, Art, 34. 
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Revisionsgründe^^) sind: 1) Falschheit eines das Urteil 
beeinflussenden Zeugnisses; 2) Falscherklärung eines erheb- 
lichen Aktenstückes durch ein späteres rechtskräftiges Ur- 
teil; 3) Fällung eines neuen mit dem ersten unvereinbaren 
Urteils; 4) Die durch ein Urteil ausgesprochene Bestechung 
eines Kichters oder Geschwornen. — Der Kassationshof ent- 
scheidet über das Eevisionsbegehren für einen verstorbenen 
Vorurteilten ohne Überweisung an eine Assise*^^); für einen 
noch lebenden dagegen verweist er ein begründetes Eevi- 
sionsbegehren an eine durch ihn zu bestimmende Assise, und 
zwar in dem Zustande, in welchem sich der Fall nach dem 
Überweisungsbeschhisse der Anklagekammer befand. Der 
neue,, den Verurteilten für nicht schuldig erklärende Aus- 
spruch der Assisen annulliert das erste Urteil samt allen 
seinen Folgen; ein neues Schuldig verdikt bestätigt das er- 
stere; bei dem, einem früher freisprechenden, nachfolgen- 
den, verurteilenden Wahrspruch befindet der Assisenhol 
über die Anwendung des Gesetzes^^). 

Für die Behabilitation ist — wie für die Kassation und 
Kevision — der Kassationshof des Bundesgerichts zuständig. 

Die Begnadigung kann für jedes von einer Assise oder 
dem Kassationsgerichte gefällte Urteil durch eine Bitt- 
schrift an den Bundesrat bei der Bundesversammlung^*) 
nachgesucht werden, sei es mit oder ohne Empfehlung der 
Geschwornen oder des betreffenden Gerich ts*^^). 



bli 



^) Dieselben entsprechen der Revision des Berner Strafpro- 
zesses V. 2. März 1S50, Art. 501. — Zur Revision berechtigt sind die 
Bundesanwaltscliaft, der Verurteilte bezw. die Witwe, die Verwand- 
ten oder die Erben. Bundes-Strafproz., Art. 160. 

") Bei Anerkennung der Unschuld des Verurteilten fällt das 
Urteil als nichtig dahin unter Rehabilitation des Andenkens, Art. 165. 

°*) Aergl. Art. 159 — 168. Durch die Bundesassisen bezw. den 
Assisenhof ausgefällte Fj'eiheitsstrafen sind in den durch das Gre- 
setz angegebenen kantonalen Strafanstalten zu verbiissen, wobei der 
Unterhalt den Kantonen aus der eidg. Kasse vergütet wird, im 
Streitfalle durch Entscheid des Bundesgerichtes (Art. 198, 199). 

**) s. oben, über die Begriffe Abolition, Begnadigung im en- 
gem Sinn und Amnestie in der Bundes-Strafrechtspflege vergl. Blu- 
mer-Morel, Bundesstaatsrecht, 3. Bd., S. 77 ff; C. Stoos, Die Grund- 
zfige des Schweiz. Strafrechts, 1, Bd., S. 450 ff; Botschaft des Bun- 
desrates V. 5. April 1892, Bundesblatt 1892, 2, Bd., S. 367 ff. 

") Vergl. Art. 169—174 und oben. 
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Die Prozesshosfen, welche der Verurteilte zu bezahlen 
hat, bestehen in der Einsetzung der durch den Prozess ver- 
ursachten Barauslagen und ausser den Experten-, Zeugen-, 
Kanzleigebühren etc. in einer Gerichtsgebühr yon 100 bis 
1000 Fr. bei den Assisen und von 40 bis 100 Fr. (seit 1. 
Oktober 1803 2o bis 100 Fr.) beim Kaßsationshofe"). Nach 
dem Bundcs-Straf prozessrechte (Art. 1) kann- eine Strafe 
nur durch eine kompetente Behörde, in »Anwendung eines 
Oesetzesa und nach den gesetzlichen Formen auferl^ wer- 
den. Ein Bundesgesetz über das Bundes-Straf recht der 
.Schweiz. Eidgenossenschaft trat aber erst fast 2 Jahre später, 
ajn 1. Mai 1853, in Kraft (Art. 78). In der Zwischenzeit 
mnssten die Bundesassisen (Fall Eberli) nach dem Entscheid 
der Anklagekammer des Bundesgerichts vom 6. November 
1S52 leantonale^ Strafrecht anwenden*^^). Dies könnte bis 
zur Annahme des revidierten bezw. vereinheitlichten mate- 
riellen Strafrechtes auch in der Zukimft noch eintreten füi 
die Beurteilung politisch kantorialer (Interventions-) Delikte, 
weil Art. lOJ, Litt. d. der Bundesverfassung von 1848 bezw. 
112, Ziff. 3 von 1874 alle politisclien (Intervention&-)Delikte 
einschliesst, im Gegensatz zu der einschränkenden, Normie- 
rung des Art. 52 des Bundes-Strafrechts*^®) (s. unten). 



4. Die erste Revision 
der Organisation der Bundesassisen 1874. 

Da die Institution der Bundesassisen in der verfassungs- 
rechtlichen Garantie der Kevision vom 29. Mai 1874 gegen- 
über der Bundesverfassung von 1848 keine prinzipiellen 
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') Vergl. Art. 183 ff; Bundesgesetz über die Kosten der Bun- 
desrechtspflegc v. 25. Juni 1880, Art. 21 (aufgehoben durch) 3. Or- 
ganisationsgesetz, Art. 206—209; Art. 220. 

") Blumer-Morel, Handbuch des Schweiz. Bundesstaatsrechtes, 
3. Bd. (1887), S. 195 f. (Die Berufung — S. 196 op. cit. — auf den 
citierten Gesetzesartikel ist falsch; es sollte heissen Art. 1 des Bun- 
des-Straf Prozesses) . 

'*'♦) Vergl. G. Vogt, Die Gerichtsbarkeit des eidg. Bundes, Zeit- 
schrift f. d. gesamte Staatswissenschaft, 13. Bd. (1857), S. 369 f. 
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ÄndeninsreTi aiifweist^), bedurfte sie auch keiner besondem 
Eeform. Indessen war eine Iteorganisation der Bunde&- 
rechtspflege überhaupt nötig geworden infolge wesentlicher 
Neuerungen^), welche die neue Bundesverfassung gegenüber 
der alten auf dem Gebiete der Jurisdiktion des Bundes 
brachte. In eine auf diese Weise veranlasste Kevision der 
Organisation der Bundesrechtspflege nach einem Zeitraum 
eines Vieii;eljahrhunderts konnten auch die inzwischen nötig 
gewordenen Änderungen nebensächlicher Natur für die Bun- 
desassisen einbezosfen werden. 

Die AnMagekammer^) wird nicht mehr alljährlich drit- 
telsweise erneuert, sondern wie die andern Sektionen des 
Bundesgerichts am Anfange eines jeden Jahres neu ge- 
wählt*). In der Kriminalkammer (Assisenhof) sollen alle 
drei Nationalsprachen vertreten sein'); das Bundesgericlit 
bezeichnet für jede einzelne Sitzung deren Präsidenten®) 
(mit Rücksicht auf das Sprachgebiet). Mcht mehr die An- 
klage-, sondern die Kriminalkammer bezeichnet den 
Sitzungsort der zVssisen, wobei sie unter der frühem Vor- 
aussetzung"') befugt ist, eine Ausnahme vom forum delicti 
commissi zu machen. Die Bildung (Auslosung, Verlesung 
und Protokolliemng) der Dienstliste von 54 Geschwomen 
besorgt nicht mehr das kantonale Obergericht des forum 
delicti commissi, sondern die Kriminalkammer in öffent- 
licher Sitzung vor jedem Zusammentritt der Bundesassisen®). 



') a. S. 61; 6n f. 

*) Durch die Organisation des Bundesgerichts als ständigem 
Berufsgericht und erweitei-tcin Kompetenzkreis als Zivil- und Staats- 
gerichtshof. 

') Vergl. Bundesgesetze über die Organisation der Bundesrechts- 
pflege V. o. Juni 1840 (1.), Art. 11 und v. 27. Juni 1874 (2.), Art. 
34; s. S. 68, Note 2. 

*) Das Kassationsgericht weist nur noch 3 Suppleanten auf, 
Ai*t. 55. al. 2; s. S. 68, Note 4. 

") Vergl. Bundesverfassung von 1874, Art. 107, al. 1. 

•) A^ergl. 1) Art. 14 und 2) 38; s. S. 68, Note 3. — Botschaft 
des Bundesrate» zum Organisationsgesetz v. 27. Juni 1874, Bundes- 
blatt 1874, 1. Bd., S. 1071 ff. — Es besteht nun eine einheitliche, 
nicht mehr eine fünffach kombinierte Kriminalkammer. 

') Vergl. 1) Art. 41, 50 und 2) 51. 

•) Vergl. 1) Art. 33 und 2) 45. Sind von der Dienstliste nicht 
alle Geschwomen bis auf 14 rekusiert worden, so lost die Kriminal- 
Jcammer die 14 Geschwomen aus; vergl. 1) Art. 38 und 2) 48. 



— se- 
in der Eioteilung der AssisevMzirke erleidet der 4. gegen- 
über dem 5. Bezirk eine kleine Verschiebung**). Die Er- 
neuerung der Geschwornenlisten^^) findet alle 6 Jahre 
statt^*); für den Iilmpfang der kantonalen Geschwomen- 
listen, die Bildung der Assisenbezirkslisten aus denselben 
lind die xinzeige der kantonalen Regierungen über die Strei- 
chung derjenigen Mitglieder, welche gestorben sind oder die 
Geschwomenqualität verloren haben, ist nicht mehr der 
Bundesrat, sondern das Bundesgericht kompetent. 

Die Bereinigung der Gesetzesbestimmungen gegenüber 
den entsprechenden frühern blieb nicht ohne Widersprüche. 
So schrieben übereinstimmend das 1. Organisationsgesetz 
(Art. 31) vom 5. Juni 1849 — in Kraft bis zum 8. Oktober 
1874 — und das eidg. Wahl- und xibstimmungsgesetz (Art, 
43) vom 19. Juli 1872 Ergänzungsmahlen für die Geschwor- 
nen vor^-), ^rährend dieselben im 2. Organisationsgesetz vom 
27. Juni 1874 (x\rt. 43) fallen gelassen wurden. Diese 
einander widersprechenden Bestimmungen fanden ihre Lö- 
sung erst dadurch, dass das 3. Organisationsgesetz vom 23. 
Marc (in Kraft seit 1. Oktober) 1893 durch Art. 227, Ziff. 
1 und 4 sowohl Art. 43 (»36 — 43«) des eidg. Wahl- und 
Abstimmungsgesetzes als auch das 2. Organisationsgesetz 
aufhob, denn es l^esteht kein Bedürfnis mehr. 

Die ständige Bundesanwalischaft, welche durch da£ 
Organisationsgesetz der Bundesrechtspflege (Art. 43) vom 
5. Juni 1849 eingeführt worden war, wurde durch Bundes- 
beschlnss vom 23. September 1856 mangels Bedürfnisses 



•) Yergl. 1) Art. 22, al. 5 und 6 und 2) 40, al. 5 und 6. Der 
4. Assisenbezirk umfa?st im Kt. Graubünden diejenigen. Gemeinden, 
in welchen nicht die italitnische Sprache vorherrscht; der 5. Bezirk 
daher mit dem Kt. Tessin noch aUe vorherrschend italienisch reden- 
den GenLciiiden (also ausser Misox und Calanca — wie bisher — 
noch Bergeli und Puschlav). 

") Ebenso werden die beiden Untersuchungsrichter (deutsche 
und romanische Schweiz) auf 6 Jahi-e gewählt, vergl. 1) Art. 19 
und 2) 36. 

") V'eiorl. 1) Art 80: Bundesgesetz v. 16. Juli 1862 und 2) 
Art. 44. 

") Art. 4(» des Wahl- und x\bstinmiungsgesetzes von 1872 wie- 
dei-holt die Vorschrift dei* direkten Volkswahl der Geschwomen aus 
Art. 28 des ersten Organisationsgesetzes von 1849. 
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nicht mehr hesetet^*). Nach dem 2. Organisationsgesetze 
der Bunclesrechtspflege (Art. 37) bezeichnet der Bundesrat 
in jedem einzelnen Falle den Bundesanwalt. Mit der stän- 
digen Bundesanwaltschaft kommen nach der neuen Gesetzes- 
bestimmung, welche im Gegensatze zum frühern Organisa- 
tionsgesetze nicbts mehr von speziellen, von Fall zu Fall zu 
erneiinenden Assisenbezirksanwälten enthält, auch diese 
leiztem in Wegfall. 



6. Die zweite Revision 
der Organisation der Bundesassisen 1893. 

Eine umfassendere^) Reorganisation — eine Vervoll- 
ständigung — der Bundesrechtspflege war nach einem wei- 
tern Zeiträume von nahezu 20 Jahren hauptsächlich nötig 
geworden durch die geplante Reorganisation des Bundes- 
gerichts. Die Revisionspunkte der Bundesassisen hätten 
keine besondere Umänderung ihrer ganzen Organisation ver- 
anlasst; der wichtigste imd der Präcision am meisten be- 
dürftige Punkt war der Kompetenzkreis der Bundesassisen^) 
(die Korrektionalißierung). 

Das neue Organisationsgesetz präcisiert die Jurisdiktion 
der Bundesassisen^), indem es infolge der bundesverfas- 
sungsrechtlichcn Garantie des Gebietes, der Souveränetät 
lind des Staatsrechts der Kantone*) — nach Analogie der 

") Vergl. Botschaft des Bundesrates v. 15. Juni 1889. Bun- 
dosblatt 1889, 3. Bd., S. 628. 

^) Dies zeigt sich schon aus dem äussern Umfange: Das erste 
Organisationsgesetz hatte 88 Artikel, das zweite deren 64, das dritte 
von 1803 deren 234. 

') Vergl. Geschäftsbericht des Bundesrates für das Jahr 1886 

(Bundesblatt 1887, 2. Bd., S. 652): Wir haben das Bedürfnis 

erkannt, dass die Straffälle des Banknotengesetzes und andere in der 
Bundesgesetzgebnng vorgesehene Straifälle durch das Bundesgericht 

ohne Beiziehung von Geschwornen erledigt werden sollen Vergl. 

femer Greschäftsbericht des Bundesgerichts für 1883, Bundesblatt 
1834, 2. Bd.. S. 818 D. und Geschäftsbericht des Bundesrates für 
18S5, Bundeshlatt 1886, 1. Bd., S. 983. 

•) Vergl. die nachfolgende Zusammenstellung. 

*) Bundesverfassung 1874, Art. 3, o. 
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BiiBdesverfaspnng (1874, Art. 112, Ziff. 1) — die Fälle von 
Hochverrat gegen einen Kanton oder von Aufruhr und Ge- 
woMthat gegen Kantonsbehörden in die Kompetenz der Bun- 
desassisen stellt, sofern dieselben ihnen durch kantonale 
Verfassung oder Oosetzgebnng unter Zustimmung der Bun- 
desversammlung zugewiesen werden (Art. 107, Schlussalinea 
\md Art. lOß). Scheinbar bildet diese bedingte Zuweisung 
politisch Jcanionaler Delikte eine Erweiterung der Kompetenz 
der Bundesassisen; die Voraussetzung für die Zuweisung 
der genannten Delikte war indessen schon im ersten Orga- 
nisationsgesetz, Art. 49, Ziff. 4, im zweiten Art. 33 in all- 
gemeinerer Fassung enthalten'). Weiterhin wird die Wirk- 
samkeit der Bundesassisen direkt und indirekt besrJiränkt 
1) durch die Konstituierung eines Bundes- Strafgerichts ohne 
Jury^); 2) durch die Aufhebung der nach Bundesstrafrecht 
(Art. 74) dem Bundesrate zustehenden fakultativen Über- 
woisungsbefugnis'^) ; 3) durch Aufstellung bundesrechtlicher 
Normen für kantonalgerichtliches Y erfahren und Weiterzie- 
hung der Urteile kantonaler Gerichte (Berufung an die höhern 
kantonalen Instanzen, Kassation beim Bundesgerichte) bei 
den nach eidgenössischen Gesetzen zu entscheidenden Straf- 
sachen*^). Die letztere, neue strafprozessualische Normie- 
rung®) und die Institution des Bundes-Strafgerichts werden 

') Diese beclingte Zuweisungsbefugnia kann als teilweise er- 
gänzende Norm für den am 11. Mai 1884 verworfenen Bundesstraf- 
rechts- Artikel 74his betrachtet werden, insofern die Kantonsbürger 
auf dem Wege der Gesetzgebung von ihrem Rechte Gebrauch machen 
können, die kantonale Jurisdiktion für politische Delikte zu cedie- 
ren (s. Neuenburg 1893). 

®) Um — nach der Botschaft des Bundesrates v. 5. April 1892, 
Bundesblatt 1892^ 2. Bd., S. 350 — - zweierlei zu erreichen: a) um 
zu eimöglichen, dass das Bundesgericht bestimmte in der Bundes- 
gesetzgebung vorgesehene Straff alle ohne Zuzug von Geschwornen 
erledigen könne; b) um ein Rechtsmittel zu schaffen, welches die 
Anrvfung des Bundesgerichts gegen Urteile kantonaler Gerichte in 
Slrafsa<?hen wegen Übertretung von buudesgesetzlichen Bestimmun- 
gen gestattet. — I'undesgesetz Über die Organisation der Bundes- 
rechtspflege V. 22. März 1893, Art. 125—144. 

^) id. (3. Organisationsgesetz), Art. 227, Ziff. 6. 
«) id. Art. 140—174. 

") Auch für Genf und Neuenburg — den einzigen Kantonen 
mit korrektionellen Schwurgerichten — kann es sich dabei nicht 
um eine tJbertragung der Jurisdiktion der Bundesassisen (Bundes- 
Schwurgericht) an kantonale Schwurgerichte handeln. 
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bewirken, dass in den Fällen fakultativer Überweisung, d. h. 
in den nicht durch Verfassung und (resetzgebung bestimm- 
ten Fällen die Bundesassisen nicht mehr in Funktion treten 
v/erden. 

Für den Kampetenzkreis der Bundesassisen entwerfen 
wir nach den oben genannten Gesetzen, sowie auf Grund 
der vorausgegangenen Darstellung und unter Berücksich- 
tigting der nach Bundesrecht bestehenden Administrativ- 
Garantip}^) die folgende systematische Zusammenstellung. 
Hatte G. Vogt schon 1857 erklärt^^), dass zwei, von ver- 
schiedenen Grundanschauungen ausgehende Gesetze — das 
Verantwortlichkeitsgesetz vom 9. Dezember 1850 und das 
Bundes-Strafrecht vom 4. Februar 1853 — »eine Menge 
Kontroversen und Zweifel veranlasst und einen heillosen 
Wirrwar angerichtet« haben*^), so bildet mehr als 40 Jahre 
später die Kompetenzausscheidung aus einem Dutzend Ge- 
eetze keine leichte Aufgabe. 



Jurisdiktion der Bundesassisen. 

A. 

Naeh geltendem Rechte. 

1. Bundesverfassung. 

1. Ausschliessliche Kompetenz (lt. Art. 104, Litt, b, c, d von 
1848 = Art. 112; Ziff. 1—3 von 1874). 

a) a) Hochverrat gegen die Eidgenossenschaft ', vergl. Bun- 
des-Straf recht Art. 36—38, 45 (15 und 16). 
ß) Aufruhr und Gewaltthat gegen die Bundesbehörden ; 
Bundes-Strafrecht Art. 45—50 (15 und 16). 

^•) Vergl. G. Voart, Zeitschr. f. d. gesamte Staatswissenschaft, 
13. Bd., 8. 373 ff. 

") id. S. 370 f. 

") Vergl. Leo Weber, Zeitschr. f. schweizer. Straf recht, 1. Bd., 
S. 362 ff, 368: y^lm Einzelnen aber herrschte von jeher Unsicherheit 
und Unklarheit ermangelte das leitende Prinzips, 
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h) Verbrecken und Vergehen gegen das Völkerrecht^^) ; Bun- 
des -Strnfrpclit Art. 39, 41—44. 

c) Politische. Verbrechen und Vergehen, als Ursache oder 
Folge von Unruhen, durch welche eine bewaffnete eidg. 
Intervention^^) veranlasst wird; Bundes-Strafrechl, 
Art. o2 : 45—50. 

IL Bundesverfassung wnd Bundesgesetzgebimg. 

1. Fakultative Kompetenz (lt. Art. 104, Litt, a von 1848 
-= Art. 112, Ziff. 4 von 1874) infolge Überweisung durch 
eine Bundeshchörde der von ihr ernannten Beamten^'). 

Bundes-Strafrccht, Art. 53 — 57, vergl. mit Art. 74. 

a) Eigentliche Amtsdelikte der von der Bundesversamm- 
lung gewählten Beamten (Bundesräte, Bundesrichter, 
Kanzler) — nach Zustimmung der (in jeder Kammer 
beratenden) Bundesversammlung zur Verfolgung und 
tJberweisung. — Bundesgesetz über die Verantwort- 
lichkeit der eidg. Behörden und Beamten v. 9. Dez. 
1850, Art. 18 ff; A. S., 2. Bd., S. 153 ff; Bundes- 
verfassung 1874, Art. 112, Ziff. 4; 3. Organisations- 
gesetz, Art. 107, Ziff. 4. 

b) Uneigentliche Amtsdelikte : Schwerere Delikte der Mit- 
glieder des Bundesrates, des Bundesgerichts, des Kanz- 
lers und der eidg. Bepräsentanten und Kommissa- 
rien^*) — nach Zustimmung zur Verfolgung durch 
den Bundesrat (bei Rekurs durch die vereinigte Bun- 
desversammlung). — Bimdesgesetz über die politischen 
und polizeilichen Garantien zu Gimsten der Eidgenos- 

^') Ttezüglich der P»eui*tcihing der Bundesassisen über ein Völ- 
keiTechts- (Vross-) Delikt (Fall Schill) vergl. Zeitschr. f. schweizer. 
Strafrecht, 1. 33d. (Thatbestand von Rott), S. 314 ff. 

") tfbcr die Anwendung von Bundes- oder kantonalem Straf- 
recht vergl. oben. 

") Ging die Praxis anfänglich dahin, alle Delikte der Bundes- 
beamten, inkl. die Unterschlagungen der Post- und Zollbeamten und 
Angestellten den Bundesassisen zu überweisen, so führte die Häufig- 
keit der Fälle dazu, den letzteren diese Amtsdelikte nicht mehr zu 
unterstellen. 

") Bezüglich der »Bundes-Beamten und Angestellten« vergl. 
dagegen Bundes-Strafrecht, Art. 75, 58, 77, Litt, c; Verantwort- 
lichkeitsgesetz, Art. 40 f; Blumer-Morel, 3. Bd., S. 202 ff; Kaiser, 
schweizer. Staatsrecht, 3. Bd.^ S. 27 f. 
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seii?chaft v. ^3. Dez. 1851, Art. 3 ; A. S., 3. Bd., S. 33; 
Biinclesverfafisnng 1874, Art. 112, Ziff. 4; 3. Organi- 
satioiisgesetz, Art. 15 und 107, Ziff. 4* 

2. Bedingt ausschliessliche Kompetenz (seit 1893). 

Nach Bundesverfassung (Kompetenz-Erweiterung, Art. 
114 von 1874) und Bundesgesetzgebung: Bundesgesetz über 
die Orgnni«?ation der ßundesrechtspflege v. 22. März (in 
Kraft seit 1. Okt.) 1893, Art. 107 (106). 

a) Politisch'lantonale Delikte ohne bewaffnete eidg. Inter- 
vention, 

a) Fälle von Hochverrat gegen einen Kanton, 
ß) Fälle von Aufruhr und Gewaltthat gegen Kantons- 
behörden, sofern die »Beurteilung durch die Ver- 
fassung oder Gesetzgebung eines Kantons dem 
Bundesgerichte zugewiesen wird und die Bundes- 
versammlung hiezu ihre Zustimmung erteilt«. 

3. (YaknltSiXiY')Konhurrierende Kompetenz (seit 1. Mai 1853). 

Bei Klagen konnexer Delikte — Bundes- und Kantonal- 
Kompetenz — ist den Bundesassisen (Assisenhof s. oben) 
die Beurteilung der letztern oder die tJberweisung an das 
betreffende Kautonalgericht anheim gestellt. Bundes-Straf- 
recht, Art. 7G (78) "), 

B. 
Nach früherem Rechte. '®) 

(Bis 1. Oktober 1893.) 
1. Wie unter A I. und Tl., No. 1 und 3. 



") Die Delikte des Sprengstoff- (Anarchisten-) Bundesgesetzes 
betr. Ergänzung über das Bundes-Strafrecht der schweizer. Eidge- 
nossenschaft {v. 4. Febr. 1853) v. 12. April 1894 fallen nach der 
Interpretation des 3. Organisatioiisgesetzes (Art. 125, 107) nicht in 
die Kompetenz der Bundesassisen. Vergl. hiezu Botschaft des Bun- 
desrates V. 18. Dez. 1893; Bundesbl. 1893, 5. Bd., S. 761 ff, 765. — 
E. Zürcher f Das Anarehistcngesetz. Zeitschr. f. schweizer. Straf - 
recht, 7. Bd., S HS— 128. 

t 

") Vergl. Interpretation in Note 17. — Eigentümlich ist, wie 
Fr. Meili 11 Jahre vor dieser umfassenden Beschueidung der Juris- 
diktion der Bundesassisen erklärte: »Die Erfahrung hat bewiesen, 
dasa die Erweiterung der eidg. (schwurgerichtlichen) Kompetenz 
drifioefid zu wünschen wäre«. Er hat als Gegner der Jury wichtige 
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//. Bundtsverfassung (1848 Art. 106; 1874 Art. 114) 

und Bundesgesetzgebung. 

1. Ausschliessliche Kompetenz. 

a) Delikte gegen die Personen der Mitglieder des Bundes- 
rates, des BundesgericIUs^^) und des eidg. Kanzlers; 
Garantiegesetz, Art. 4; Bundes-Strafr., Art. 77, Litt, 
a, 59; 3. Organisationsgesetz, Art. 15. 

b) Delikte gegen die (Personen der) Mitgliedern*^) der 
Bundesversammlung, der Jury, der Bundesanwälte, 
Verhörrichter, eidg. Kepräsentanten oder Kommissa- 
rien — »während diese Beamten^^) im wirklichen 
Dienste des Bundes sich befinden«. — Garantiegesetz 
Art. 4,; Bundes-Strafr., Art. 77, Litt, a (59 f). 

2, Bedingt-ausschliessliche Kompetenz, 
a) Eigentliche Amtsdelikte der Mitglieder der Bundesver- 
sammlung nach Zustimmung der (in jeder Kammer 
beratenden) Bundesversammlung zur Verfolgung^^). 
— Verantwortlichkeitsgesetz, Art. 1, 4, 17, 20 — 25. 

Argumente gegen die Schwurgerichte (in der Schweiz) formuliert. 
Fr. Meili, Der Zivil- und Strafproze»s des Bundes und Kts. Zürich. 
1. Bd., 8. 3. 

") Die Mitglieder des Bundesgerichts sind zwar im Garantie- 
geeetz, Art. 4, in der zv/eiten Kategorie aufgezählt, da das Bundes- 
gericht 1851 noch nicht als ständiges Gericht fungierte. Obwohl 
Bundesanwalt und Verhörrichter 1851 ständige Beamte waren, wie 
n!\ch dem Organisationsgesetz von 1893, sind sie durch eine Gra- 
dation der Administrativ-Garantie in die 2. Kategorie gestellt worden. 
'") Die Inkonsequenz, dass das Gesetz bei den hier in 2. Kate- 
gorie Genannten nicht ebenfalls die Delikte gegen die Personen — 
mit Ausschluss der übrigen Privatdelikte — in Betracht zieht, rührt 
wohl eher von einer Iftssigen Redaktion her als von einem naiven 
(rlauben zukünftiger, idealer Rechtsverhältnisse. Vergl. Gesetzent- 
wurf des Bundesrates über die politischen und polizeilichen Garantien 
L zu Gunsten der Eidgenossenschaft v. 24. Nov. 1851, Art. 9, Bundes- 

j: blatt 1851, 3. I-id., S. 236 it. Blumer-Morel, Handbuch des Schweiz. 

l- Bundesst« atsreehtes, 3. Bd., S. 205 ff. 

f *^) Dann oh wären also die Geschwornen auch Beamte ! 

r ^) Hier sei wenigstens aufmerksam gemacht auf den Wider- 

y- Spruch, der — unter Beachtung der Pönalparömie nullum crimen 

N . sine lege — zwischen dem Verfolgungs-Beschlusse der eidg. Räte 

? und den fehlenden Normen des Bundes-Strafrechts über die Amts- 

delikte ihrer Mitglieder besteht. Der 4. Titel bezieht sich ausschliess- 
lich auf Bim4cs-y>Beamtc<i und yyAngeMelltecc und bei Voraussetzung 
^ der Anwendlmrkeit de3 1. — 3. und 6. Titels könnte auch Art. 5S 

t'' nicht zutreffen, da er nur für Beamte und Angestellte des Bundes 



t'. 
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b) Uneigentliche Amtsdelikte bezw. in amtlicher Stellung 
begangene gemeine Delikte der Mitglieder der Bun- 
desversammlung — nach Zustimmung zur Verfolgung 
durch die Behörde (Kammer), der sie angehören — 
sofern die Klage während der Session der eidg. Räte 
eingereicht ^\ird^^). Garantiegesetz, Art. 1. 

c) Straf fälle nach Zuweisung zur Beurteilung durch die 
Verfassung oder Gesetzgebung eines Kantons unter Zu- 
stimmung durch die Bundesversammlung. Organisa- 
tionsgesetze 1849, Art. 49, Ziff. 4 und 1874, Art. 33. 

3. FdkvMative (Ueherweisungs-) Kompetenz. 

a) Amtsdelikte der Bundesheamten und Angestellten nach 
Bundes-Strafrecht, Art. 53 — 57, 74 (Organisationsge- 
setz 1874, Art. 227, Ziff. 6), 

b) Delikte der Beamten und Zivilpersonen (Bundes-Straf- 
recht, Art. Gl ff, 74). 

a) Verfälschung und Zerstörung von Bundesakten 
oder wissentliche Geltendmachung falscher oder 
verfälschter Urkunden (Bundes-Strafr., Art. 61). 

ß) Falsche Zeugnis- Aussage vor einer Bundesbehörde 
(Art. 62). 

y) üebertretung der Landesverweisung und wissent- 
liche Beihilfe; Benutzung falscher Ausweisschrif- 
ten gegenüber einer Bundesbehörde (Art. 63, 64; 
Bundc=iverfassung, Art. 57 von 1848, Art. 70 von 
1874). 

ö) Störung der Telegraphenanstalt (Art. ^&). 

e) Beschädigung und Gefährdung von Post- oder Ei- 
senbahnzügen (Art. 67). 

c) Anwerbxmg in fremden Militärdienst. (Kompetenz v. 30. 
Juli 1859 bis 1. Okt. 1893; vergl. Bundesgesetz betr. 
die Werbung und den Eintritt in fremden Kriegsdienst, 
V. 30. »luli 1859 (Kompetenzbefugnis Art. 4). 



*») Diese den Mitgliedern zustehenden privilegia favorabilia 
werden ihnen nicht auch f^r die Hin- und Ttückreise eingeräumt. 
Yergl. G. Vogt, Zeitschr. f. d. gesamte Staatswissensehaft, 13. Bd., 
S. 366. 
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d) Auifjahe von Banknolfn ohne Bundesermäcbtigung, Ab- 
gabe iiariolitiger Bilanzen"). (Kompetenz v. 1. Jan. 
1883 bis 1. Okt. 1893). Burdesgesetz über die Aus- 
gabe und Kinlösung von Banknoten v. 8. März 1881. 
A. S. n. F. 5. Bd., S. 100 ff"). 

Die Normativ bestimmiingen für die Zuweisung von 
traffällen an die Jurisdiktion der Bundesassisen durch 
'erfasaung oder Gesetzgcbiing eines Kantons unter Zustim- 
nmg der Bundesversammlung sind präjudiziell festgestellt 
orden, als zum crctenmal Neuenbürg (1893) davon 6e- 
raueh machte"): 

1. Urfeilsfällung durch die Gerichte der Eidgenossenschaft 
( Bundesassiseft) . 

2. Ausschliessliche Anwendung des Bundes-Strafprozesses 
(Voruntersuchunff, Zwischen- und Haupt verfahren). 

'.i. Anwendung des hatitonalejt materiellen Strafrecktn. 
-1. Kostentragung") durch den Kanton. 

Die Aufhebung der Wahlvorschriften für die eidg. Ge- 
chwomen nach dem Bundesgesetz betreffend die eidg. 
^^■^hlen und Abstimmungen (v. 19. Juli 1873) bedingte neue 
formen. Die Zahl der Assisenbezirke des ganzen Gebietes 



") Ver^l. den Fall der Banque de GenSve 1886. Botschaft des 
Jundesrates v. ü. April 1892, Buiidesbl, 1887, 2. Bd., S. 6fi2. 

") (e. StrtMo-ArMtfil. Für Delikt« der Kantonal-Kompetenz, 
rt'nn das Vcrtraudi in die Unablikiigigkeit oder Unbefangenheit 
:antonaler Gerichte infolge po1iti«vhcr Aufregung als beeinträchtigt 
ingesehen wenlen miins. Bundes- Stritfi',, Art. T4bia v. 20. Dez. 1883; 
icht in Kraft ^treten; s. oben). 

") Der Nniienburgev Staatsrat wollte nach Art. 33 des 2. Or- 
■anis-ations^setiies (— _■ 3., Art. lOlii Gebrauch machen fUr die kan- 
onalen politinchen Delikte des verfasaungswidrigen und gewaltaa- 
Den Umsttirzes der Ka,ntonHfertatwiing oder einei' der verfassungN- 
nltssigcn i>ffentliehen Gewalten des Kantons (Art. 115 den neueit- 
iiirgisehen Strafjj'CHetzcs v. 12. Febr. 1891). Die Zustimmung der 
iundeflversainmluRg — nach einem affirmativen Gutachten des Bun- 
[ei^^richts v. 18. Juni 1892 — erfolgt« am Vortage der Publikation 
les 3. Organiwtionsge3ct7e8, am 21. März 1S93. A. S. n. F., 13, 
W., 8. 330 f. V'nrgl. Itericht des Bundesrates v. 18. Okt. 1892, Biin- 
lesblfttt 1(J92, 4. Tid., S. ö!W ff. 

") Die Koälen des Verfahrena, soweit sie nach den Vorschrif- 
en des eidg. Genetxes dem Bunde auffallen würden, werden vom 
ICanton geti-agen. 
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der EidgenosseDsehaft wird von 5 auf 3 reduziert^^) und da- 
durch eine einheiÜiche Proportionalziffer für die Wahl der 
Gcschwomen — 1 : 1000 — ermöglicht^®). Die Feststel- 
lung der Wahlkreise steht in der Kompetenz der Kantone; 
das Volk wählt — schriftlich und geheim oder offen^®) — 
die Geschwomen mit der relativen Mehrheit der Stimmen- 
den^^). Bei den Ausschliessungsgriinden von der passiven 
Wahlfähigkeit sind die »Angestellten in den Verhafts- und 
Strafanstalten und die Polizeiangestellten« nicht mehr auf- 
geführt; dieselben bleiben ausgeschlossen, weil sie zu der 
Kategorie der »Beamten und Angestellten aller eidgenössi- 
schen und kantonalen Verwaltungen« gehören^^). Die Dis- 
pensation sgründe enthalten nicht mehr die Berechtigung 
zur Ablehnung der WiederwahP'^). Die peremtorische Frist 



") J, Assiscnhczirk, Französische und italienische Schweiz: 
Genf, Waadt, Neuenbiirg, Tessin und die überwiegend französisch 
bezw. italienisch sprechenden Gemeinden von Freiburg, WaUis, Bern 
und Graubttndcn. — 2. Assisenbezirk, Deutsche (Zentral-, Nord- 
west- und deutsche West-) Schweiz: Baselstadt, Baselland, Aargau, 
Tjuzem, Uri, Schwyz, Ob- und Nidwaiden und die überwiegend 
deutsch sprechenden ijemeinden von Bern, Freiburg, Wallis. — '■ 
3, Assisenbe'sirk. Deutsche (Ost- und Nordost-) und romanische 
Schweiz: Zürich, Glarus, Zug, Schaffhausen, Thurgau, St. Gallen, 
Appenzell A. und T.-Jlh. und <Ue überwiegend deutsch oder romanisch 
sprechenden Gemeinden Graubündens. Art. 109. 

^) Hafners Entwurf eines Gesetzes über die Organisation dfer 
Bundesrechtspflege, Art. 71, behielt die alte Einteilung bei. 

**) Das neue Organisationssresetz sagt darüber nichts aus und 
dessen Art. 227, Ziff. 4 hebt nur die Art. 30 — 43 des Bundesgesetzes 
betr. die eidg. Wahlen und Abstimmungen v. 19. Juli 1872 auf, so 
dass Alt. 8 des letztern noch zu Recht besteht, welche die- angeführte 
Alternative der Stimmabgabe für die Geschwomen zulässt. 

") Das Wahlergebnis ist von, den Kantonsregierungen in ihren 
Amtsblättern zu veröffentlichen. Art. 111. 

*•) Art. 110. — In dem 1. (Art. 25) und 2. Organisationsgesetz 
(Art. 41), sowie in dem eidg. Walil- und Abstimmungsgesetz von 
1872 (Art. 37) hiess es übereinstimmend: ....alle eidg. und kanto- 
u:iien Vollziehiinfjshcamten mit Ausschluss der Gemeindebeamten... 
die Angestellten in den \'erhafts- und Strafanstalten; die Polizei- 
angestellten. 

") Dies ist aticli nicht nötig; die grosse Mehrzahl der Ge- 
schwomen haben nie in Funktion zu treten; diejenigen, welche ein 
Alter von mehr als 81 Jahren erreichen, könnten 60 Jähre lang Ge- 
schworne sein, ohne je einmal durch die Funktion diesen Namen 
berechtigter Weise zu führen. Vergl. Organisationsgesetze 1, Art. 
26, Ziff. 2; Art. 42; Wahl- und Abstimmungsgesetz (Art. 38); 3. 
Qi:ganisatJon8g;esetz (Art. 112), dagegen Hafners Entwurf, Art. 73. 
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fiir die Bekusationen ist von li auf 10 Tage herabgesetzt 
worden*^*). — Die Anklage- und Kriminalkammer werden 
nicht mehr alljährlich, sondern je auf 1. Januar für die 
Dauer von 2 Jahren konstituiert*'**). Der letzteren wird 
nicht mehr die Befugnis eingeräumt, vom forum delicti 
commissi abzuweichen. Das Fallenlassen der Ausnahme 
rechtfertigt sich um so mehr, als durch die Reduktion der 
Zahl der Assisenbezirke bezw. durch die damit erreichte Ver- 
grössening ihrer Gebiete, noch weniger als früher das Forum 
mit den kantonalen Grenzpfählen zusammenfällt^*). 

Die Rekusations- und Inkapacitäts-Bestimmungen, 
Nvelche die beiden ersten Organisationsgesetze für die Bun- 
desrichter und ihre Suppleanten aufstellten, werden durch 
dos dritte Gesetz auch auf Bundesanwalt, Untersuchimgs- 
riohter und Oeschworne anwendbar erklärt. Demnach be- 
stehen für letztere motivierte und \mmoti vierte Rekusatio- 
ncn. Das Gesetz schweigt sich über das gegenseitige Ver- 
hältnis derselben aus; es ist daher anzunehmen, dass die 
motivierte Rekusation nicht noch ausserhalb der gesetzlich 
zulässigen Zahl der Rekusationen überhaupt (20) angebracht 
werden kann. Die Teilnahme einer unfähigen oder moti- 
viert rekiisierten Gerichtsperson am Verfahren und an 
Entscheidungen bildet einen Grund zur Nichtigkeitsbe- 
schwerde^"'). 

Die Organisation der Bundesanwaltschaft wurde schon 
vorher durch das besondere Bundesgesetz über die Bundes- 
anwaltschaft vom 28. Juni 1889 geregelt. Nach demselben 
werden — wie nach dem 2. Organisationsgeeetze — .keine 
speziellen Assisen-Bezirksanwälte mehr gewählt, dagegen 

— Neu ist in dein.seU)en Art. die Aufnahme einer zehntägigen Frist 
(von der Publikation des Wahlergebnisses an) für die Ablehnungs- 
anzeige an die Kantonsregierung. 

'*) Damit nähert sich die Frist derjenigen im Entwürfe des 
Bundesrates von 1840; welcher dieselbe (in Art. 38) auf 8 Tage 
festgesetzt hatte. Buudesbl. 1848/49, 1. Bd., S. 338. — Hafners Ent- 
wurf dagegen behielt die 14tägige Frist bei (Art. 78). — Die Be- 
stimmungen über die Bekusationcn selbst sind materiell nicht ver- 
ändert, jedoch kürzer gefasst worden. Vergl. 1. Org.-Gesetz, Art. 
30: 2. Art. 40; 3. Art. 110 (42 f). 

'») Vergl. Org.-Gesetze: 1. Art. 12; 2, Art. 34; 3. Art. 19. 
«•) Vergl. Org.-Gesetze: 1. Art. 50; 2. Art. 51; 3. Art. 121. 
") Vergl. Org.Ges.: 1. Art. 56 ff; 2. Art. 16 f ; 3. Art. 27 ff; 34. 
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kann der Bunrlesrat im Bedürfhisfalle weitere Vertreter der 
Bundesanwaltscliaft bestimmen. 

Das Taggeld der Geschwornen wird auf 10 Fr. erhöht®*) ; 
ihre Eeiseentschädigung war schon durch das Bundesgeeetz 
iiter die Kosten der Bundesrechtapflege vom 25. Juni 1880 
«derjenigen der Mitglieder der eidg. Behörden (nach dem 
Biindesgesetz betreffend Reiseentschädigung vom 16. August 
1S78) 3») gleichgestellt worden*<>). 



III. 

Das Schwurgerichts-Verfahren 
in der militärischen Strafrechtspflege des Bundes 

(1851-1890). \ 

4^ 

1. Historische Antecedenzien 
der (Prinzipien der) Militär-Jury. 

Soweit das Prinzip des Judicium per pares im Gteschwor- 
neninstitut — seine demokratische Tendenz — zur Geltung 
kommt, lässt sich schon aus dem Anfang des 16. Jahrhun- 
derts ein ephemeres, emhrj'^onales Jury-Postulat nachweisen. 
In der Zeit des Beislaufens beschwerten sich die Kriegs- 
knechte des Kastells in Mailand am 31. Juli 1514 bei den 
ei'lg. Boten, dass die Hauptleute auch Richter sein wollen 
und einen armen Gesellen wegen geringer Sachen heim- 

*•) 3. Orgnnisationsgesetz, Art. 204. 

*•) id. Art. 208. iiundesgesetz betr. Keiseentschädigungen v. 
16. Aug. 1878, Art. 1 (20 Ct». pro Kilometer für die Hin- und für 
die Rückreise, mit Zulage von 10 Cts. pro Kilometer für Alpenpässe 
mit erhöhter Posttaxe). 

*°) Die Geriehtsgebühr für die Assisen ist nach dem Bundes- 
Strafprozeäs beibehalten worden. 

7 
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schickten. Pas wollen die (Kriegs-) Knechte nicht mehr 
leiden, sondern unter sich solche aufziehen, die zu Gericht 
sitzen^). 

Es ist bereits erwähnt worden, dass für die SehwBiz, 
bezw. für einen mehrere Kantone umfassenden Teil dersel- 
ben (Republique Rhodanique) ein General — Bnine — zu- 
erst die Jury in einer Proklamation postulierte. Indessen 
muss diese Aufstellung dahin interpretiert werden, . dass 
Brune die Jury nur für die bürgerliche, nicht auch für die 
militärische Straf rech tspflege einführen wollte. 

Hätte die Jury sich in der Militär-Strafrechtspflego 
Frankreichs länger als nur während 5 Jahren (Herbst 1790 
bis Herbst 1795) bewährt-) und die für das Jury-Institut 
schwärmende helvetische Republik ein längeres Dasein ge- 
fristet, so würde die schweizerigche Militär- Jury ihre Ge- 
burtswehen wahrscheinlich ein halbes Jahrhundert früher 
— beim Eintritt des 19. Jahrhunderts — bestanden haben^). 

") HUty, Der Entwurf eines Schweiz. Militär-Strafgesetzbuches, 
Zcitschr. f. d. gesamte Strafrechtswissenschaft, 2. Bd. 1882, S. 604. 

*) An die Stelle stehender Militärgerichtshöfe traten am 29. 
Okt. 1790 Kriegsgerichte mit Anklage- und Urteils- Jury, am 10. Mai 
17i)3 dagegen für jede Armee zwei Militärgerichtshöfe mit Jury, bis 
am 18. Sept. 1795 wegen des viel zu langsamen Verfahrens der Mi- 
litär-Jury wieder permanente Kriegsgerichte eingerichtet wurden. 
A. Schneider, Zur Geschichte der militärischen Rechtspflege nut be- 
sonderer Rücksicht auf die Schweiz. Truppen. Zürcherische Zeitschr- 
fUr Gerichtspraxis und Rechtswissenschaft (v. R. Schauberg, 25. 
Bd., S. 259). 

') Die Militär Justiz-Gesetze der Schweiz in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts nahmen zu ihrem Vorbilde die Militär-Straf- 
gosetzgebung anderer Länder und namentlich die Militärstraf-Gresetze 
der eidg. Truppen in fremden Diensten (vergl. Hilty, Zeitschr. f, d. 
gesamte Straf rochtswissenschaft, 2. Bd., S. 605; A. Schneider, Zütch. 
Zeitschr. f. Gerichtspraxis und Rechtswissenschaft, 25. Bd., S. 262 
ff), wie sich solche vom Beginn des Iß. Jahrhunderts an bildeten 
und erst durch Art. 11 der Bundesverfassung von 1848 bezw. das 
Bundesgesetz betr. die Werbung und den Eintritt in den fremden 
Kriegsdienst v. 30. Juli 1859 aufgehoben wurden. Das bedeutendste 
dieser Kriegsrechtc für fremde Dienste war der Code p6nal militaire 
pour les r^gimens suisses (von Gady) von 1816. Die genannten 
MilitHrjustiz-Gesetzc hatten keine Militär-Jury, so wenig ajs die 
Gesetze ftlr die Rechtspflege bey den Eydgen. Truppen 1819 mit 
ihrem originellen Straf Vollzüge für das Fortjagen (Fusstritt des Pro- 
fossen an den Delinquenten, § 327, S. 140). Die »äussere Form des 
Abmehrens« dieser Gesetze hat nur eine formelle Ähnlichkeit mit 
der Fragenstellung bei dem Schwurgerichtsverfahren, 
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Die Bundesnrkunde von 1832 und der Entwurf einer 
revidierten Bundesurkunde von 1833 stellten (in Art. 103, 
Litt, d bezw. Art. 98, Litt, d) die Beurteilung der Delikte 
\on Milüärpersonen während eidg. Truppenaufstellungen in 
die Kompetenz des Bundesgerichts als Kriminalgericht un- 
ter Vorbehalt dieser Zuweisung durch das zu erlassende 
Strafgesetzbuch für das Bundesheer. Pellegrino Rossi be- 
urteilte in seinem Rapport sur le projet d^acte federal*) diese 
Ühcrtraguug als zweckmässig. Sie ^vird hier deshalb ange- 
führt, weil dieselbe'*) nach ihrem Zusammenhang mit der 
Jurisdiktion des Bundesgerichts in die Kompetenz der 
Bundesassisen gefallen wäre, wenn man sie 1848 aus der 
Bnndesurkunde mit dem übrigen Kompetenzkreis in die 
Bundesverfassung herübei' genommen hätte. 

Nach der durch die Tagsatzung 1835 beschlossenen und 
am 20. September 1837 beendigten Eevision trat am 1. An- 
glist 1838 ein neues Militär-Strafgesetz für die Schweiz in 
Kraft, in dessen gewöhnlichen Kriegsgerichten®) die Mehr- 
heit der eingesetzten Kommission"') sonderbarer Weise ffe- 
schivornengerichte erblicken wollte^). Ihr Präsident und Be- 
richterstatter — Kasimir Pf y ff er — erklärt, dass die neu 
aufgenommenen Kriegsgerichte »in der Hauptsache, näm- 



*) Rappoi-t p. 104 f. Vergl. Bericht über den Entwurf einer 
Bundesurkimde. Amtliche tJbersetzung, S. 123. 

••) Zwischen die Kom^etenyfäUe des Bundes- (Kriminal-) Oe- 
richts eingeschaltet, entsprach sie den Art. 104 bezw. 112 der beiden 
Bundesverf a ssu ngen . 

•) Bestehend aus einem Grossrichter und 9 Mitgliedern von 
folg. Kangc: 1 Obcrstlieutenant oder Major, 2 Hauptleute, 2 Lieute- 
nante, 2 Unteilieutenante, 2 Unteroffiziere. Abschied der ordentl. 
Tagsatzung 1837, Beilage Litt. K. L, S. 3, § 205. 

') 2. Bericht der von der h. Tagsatzung 1835 niedergesetzten 
eidg. Kommission zur Prüfung des neuen Entwurfes eines Straf- 
gesetzbuches für die eidg. Truppen. Beilage zum Abschied der or- 
dentlichen Tagsatzung 1857, Litt. R, S. 2. 

*) Wie der Referent richtig bemerkt, ist dieser Vergleich nur 
in Bezug ij-uf die Rechtsankunde der Richter berechtigt. Die Min- 
derheit beurteilte das Wesen der Jury treffender als einen zwischen 
Angeklagten und Strafge\\alt gesteUten Schutz; dem wegen Militär- 
delikten Angeklagten stehe kein Rekusationsrecht zu, um das stän- 
dige, über Ihat- und Rechtsfrage absprechende Kriegsgericht wie 
eine Jury selbst zusammen zu setzen. 2. Bericht, S. 7. 
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lieh in ihrem persönlichen Bestand®) entschieden und ganz 
unausweichlich die Natur von Geschwomengerichten erhal- 
ten«. ... — Die vom Staatsrat des Kantons W^aadt zur Be- 
gutachtung des neuen Militär-Strafgesetzes aufgestellte Kom- 
mission^^) wendete sich gegen die (englischen) Prinzipien 
der Öffentlichkeit der Voruntersuchung und gegen die Be- 
stimmungen, wonach der Angeklagte einerseits aufmerksam 
gemacht werde, dass er auf die gestellten Prägen nicht ant- 
worten müsse und dass er andererseits erst verhört werde 
nach der in seiner Gegenwart stattfindenden Zeugeneinver- 
nahme^^). — Diese Opposition g^en die Prinzipien des 
onglischen Schwur gerichts-V erfahrene seitens der Waadt, 
welche S Jahre später die Garantie der Jury in die Kan- 
tonsverfassung aufnahm, rechtfertigt unsere in der Einlei- 
tung aufgestellte Behauptung, dass das Geschwomen-Insti- 
tut kein nationalschweizerisches Produkt der Eeehtsentwick- 
hmg sei. — F. L, Keller widerlegte jenen der Öffentlichkeit 
und Mündlichkeit des Strafverfahrens oppositionellen Stand- 
punkt durch ein Gutachten^^), indem er daa Verfahren vor 
der Orand'Jury in England unter empfehlendem Hinweis 
auf Rüttimans Bericht über die englische Straf rechts pflege^^) 



*) Die cidg. Kiiegsricbter seien meist einfache Militärpersonen 
ohne juristische Bildung; es müsse daher die ernste Sorge der Ge- 
setzgebung sein, dihnen in einer oder wenigen Personen das tech- 
nische F-lement beizumischen, durcli welches die Vorbereitung,, die 
Leitung und die Erleuchtung (!) des gesamten Verfahrens auf ge- 
hörige Weise sicher gestellt wirda. Denn als Hauptcharakterzug 
aller guten Geschwornengerichte erscheine das stets wirkende Ver- 
hältnis der l^elehrung der Geschwomen durch den Kichter und das 
zutrauensvolle Anlehnen der erstem an den letztern. Die Ansicht 
vom Jury-Institut dagegen sei ein augenfälliger IiTtum, nach wel- 
cher gewöhnliche }>ürgcr sich auf die Strafrechtspflege in diesem 
oder jenem Zweige besser verstehen, als geübte Sachkenner, die dar- 
aus ihren Lebensberuf machen. 2. Bericht, S. 2. 

^") Auszug aus dem Gutachten der genannten Kommission zu 
Händen der Tagsatzungskommission, Beilage A. zum 3. Bericht der 
Tagsatzungskommission, Litt. S (Abschied 1837), S, 11 ff. 

") Strafgesetzbuch für die eidg. Truppen, §§ 299, 300, 301, 303, 
338. Beilage z. Abschied 1837, Litt. R. I., Drittes Buch, 1. Abschn. 
(Voruntersuchung), S. 17 f (3S). 

") »Gutachten des Herrn Doktor Keller« (Zürich, März 1837). 
Beilage zum Abschied der ordentl. Tagsatzung von 1837, Litt. S., 
S. 15—23. 

") Der Zürcher Gesctzes-Revisions-Kommission erstattet 1837. 
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iipd mit einem langen Citat aus einer Schrift über die eng- 
lische Jiirs'^*) darstellte. 



2. Die Organisation und Einführung 
der eidg. Militär-Jury 1861. 

Die durch die Bundesverfassung von 1848 neu organi- 
sierte Schweiz. Eidgenossenschaft erheischte eine Eevision 
des Militär-Strafgesetzes von 1838. Die Eedaktion des neuen 
G^esetzes wurde Rüttimnnn übertragen, welcher in der 
Schweiz als ebenso begeisterter Jur}'^- Anhänger wirkte wie 
Mittermaier in Deutschland. Dieses Bundesgesetz über die 
Strafrechtspflege für die eidg. Truppen^), vom 27. August 
1851, umfasst die Strafgesetze (das materielle Militär-Straf- 
reeht), die Organisation der Strafrechtspflege imd das Pro- 
zessrecht^). 

Die Bundesverfassung (Militär- Artikel 18 — 30 von 1848, 
Art. 18— -21 von 1874), sowie die Gesetze über die Militär- 
Organisation vom 8. Mai 1850*) und (revidiert) 13. Novem- 
ber 1874*) enthalten Tccine Garantie der Militär-Jury, wie 
dies für die bürgerliche Straf rechtspflege des Bundes der 
Fall ist. Beide Militärorganisations-Gesetze verweisen für 
die Eechtspflege auf die Militär-Strafgesetzgebung und diese 

") Des pouvoirs et des obligations des Jurys, par Ed. Phüipps, 
trjxduit par Ch. Comte (Paris 1828) p. 184. 

*) Obgleich dieses Gesetz die Nonnen der Gerichtsverfassung» 
des Strafgesetzes, Strafprozesses und der Disziplinarstrafordnung 
enthillt, trennen wir hier in Übereinstimmung mit der Darstellung 
der bürgerlichen Strnfrechtspflege des Bundes die Organisation der 
Milit.1r-Jury von dem schwiirgerichtlichen Verfahren nach dem Mi- 
litilr-Strafprozcssrechte. 

') Der Bunde«i-Strafprozes8 bestimmt ausdrücklich (Art. 10) 
seine Nichtanwendbarkeit auf Militärdelikte. 

») V., 2. Abschnitt. Rechtspflege, Art. 102. A. S., 1. Bd., 
S. 3!^3; vergl. Entwurf (des Bundesrates) einer Militärorganisation 
Art. 53 f, Bundesbl. 1S48/49, 1. Bd., S. 383. 

*) XrV., Rechtspflege, Art. 227—229; A. S. n. F., 1. Bd., S. 
319. — Die kompetenten Kreise dachten übrigens zur Zeit des 2. 
Militllrorganisatious-Gesetzes an die kommende Beseitigung der Mi- 
litör-Jury. 
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nahm das militärschwrirgerichtliche Verfahren auf. Diese 
Einführung der Jury in den Militär-Strafpt'ozess wurde da- 
mals als ein Hauptfortschritt betraxjhtet*^),. obwohl die Bot- 
schaft des Bundesrates^) den Militärkodex von 1838 »ein 
so vortreffliches Werk« nannte, dass es sich hauptsächlich 
»bloss« darum handle, denselben »den jetzigen Bundesein- 
richtungen anzupassen«. Statt der »blossen« Verbesserun- 
gen wurden Änderungen angebracht, welche sich in der 
leichteren Praxis der Grenzbeset^ungen nicht besser bewähr- 
ten als der frühere Militärkodex im schwierigeren Fall des 
Sonderbundskrieges. Die Anpassung in die neuen »Bundes- 
einrichtungen« sollte als Wegleitung bei der Aufnahme der 
Jury dienen. Es ist dabei nicht uninteressant, zu sehen, 
wie viel leichter es sich der Bundesrat machte mit der Ein- 
fühiTmg der Militär-Jury als mit deren Beseitigung (s. un- 
ten). Man wii'd versucht, zu sagen, dass er sich die Auf- 
nahme als algebraisches Problem stellte, wobei er jedoch die 
Rechnung ohne — die Berücksichtigung der sonderrecht- 
lichen Verhältnisse eines Kriegsheeres machte. Er stellte 
nämlich folgende Gleichung auf: »Der Justizstab verhält 
sich zur Armee wie der Juristenstand zum Volke«. Elimi- 
niert man aus dem zweiten (Summen-) Gliede beider Ver- 
hältnisse eine entsprechende Teilsuname und interpoliert sie 
den beiden ersten Gliedern — so ist die allgemeine Jury- 
Gleichung fertig''). Die spezielle Gleichung für die Militär- 
gerichtsbarkeit resultierte aus der allgemeinen durch Gleich- 
stellung des ersten Gliedes der ersten Proportion mit dem 
frühem Kriegsgerichte, welches auch aus 2 Elementen be- 
stand: Rechtskundigen und rechtsunkundigen Militärperso- 
nen. — Historisch unhaltbar — der Juristenstand war in 
der Schweiz keine dem Volk gegenübergestellte Kaste — 
Avar eine Operation solcher heterogener Elemente auch in 
materieller und formeller Hinsicht falsch. 



*) Verj»l. Hilty, Zeitschr. für die gesamte Strafrechtswissen- 
schaft, 2. Bd., kS. 605. 

«) Üundeabl. 1851, 1, Bd., S. 634, 641 f. 

') Die Botschaft des Bundesrates stellte die genannte Glei- 
chung auf, nach welcher wir konsequent die weiteren Ausführungen 
viel kürzer »umwerten« konnten, um zugleich die unhaltbare Po- 
sition deutlicher zu illustrieren. 



— 103 — 

Die ordentJiclien Kriegsgerichte®) und die ausserordent- 
lichen für abgeschnittene Korps®) setzten sich zrisammeu 
ans einem Gerichtshof (ein Grossrichter nnd zwei Richter)^^) 
und einer über die Thatfrage^^) absprechenden Urteils-Jury, 
Die letztere bestand ans 8 bezw. bei Todesstrafe-Delikten 
12 Geschwornen und 4 Ersatzgeschwomen^^). Vor dem 
Kriegsgericbte versah ein Auditor^^) die Funktionen des 
A nJclägerSj welcher — r wie auch der Grossrichter — auf den 
Vorschlag^*) des Oberauditors durch den obersten Kom- 
mandierenden aus den Offizieren des Justizstabes ernannt 
wurde^**). 

*) Wenigstens für jede im eidg. Dienste stehende Infanterie- 
Brigade wurde durch den obersten Kommandanten ein ordentliches 
BLiiegsgericht aufgestellt. Für die Truppen des Instruktionsdienstes 
bestimmte der Bundesrat die Zahl der Gerichte. Die Bestimmung, 
welche der Heerepabteilungen dei* tetr. Gerichtsbarkeit unterworfen 
wurden, erfolgte mit der Aufstellung eines Gerichts. Strafrechts- 
pflege, Art. 216, 229, 240. 

•) Die A^oraussetzungen für diese Gerichte normierten Art. 254 
ff; hatte ein solches Korps weniger als 6 -Kompagnien, so war — 
abgesehen bei Fällen von ausserordentlicher Dringlichkeit — nur die 
Voruntersuchung zu fiihren. — Die ausserordentlichen Kriegsgerichte 
(Art. 261 ff) dagegen für Verbrechen des Generals, des Ohefs, des 
Gcneralstabes und der Kommandanten grösserer Heeresabteilungen 
wiesen keine .Turj' auf, da die »richtige Würdigung« solcher Delikt- 
verhältnisse »von Subalternen-Offizieren, Unteroffizieren und Solda- 
ten nicht erwartet werden darf'<. Einer gewöhnlichen Jury sei die 
solchen Angeklagten gegenüber erforderliche Fertigkeit und Unab- 
hängigkeit weniger zuzutrauen. Botschaft des Bundesrates v. 2. Juni 
1851, Bundesbl. 1S51, 1. Bd., S. 653. 

'") Älit 2 Siippleanten. — Gerichtshof (= Assisenhof ) : zur 
Vermeidung von Verwechslungen mit der Kriminalkammer der Bun- 
desassisen. Das Militär-Strafprozessgesetz sprach schlechthin nur 
von »Gericht« und Kriegsgericht, während doch zu unterscheiden 
war zwischen ausserordentlichen Kriegsgerichten ohne Jury und 
ordentlichen und ausserordentlichen Kriegsgerichten mit Jury: einer- 
seits das Militär-Schwurgericht, andererseits das BichterkoUegium 
ohne die Geschwornen. 

") Vergl. (Prozess verfahren) Art. 367 ff. 

*^) Vergl. Ai-t. 217, 234, 238, 240, 255. 

^) Auf dessen Vorschlag wurde auch der Gerichtsschreiber vom 
Grossrichter ernannt. Art. 218, 255, 242 f, 257. 

") Vergl. Art. 218, 220, 255 f, 244 ff. 

") Zu diesen — aus 30 (ordentlichen) von verschiedenem Hang 
bestehenden Offizieren des Justizstabes — konnten nur wissenschaft- 
lieh gebildete und praktisch geübte Juristen (vom Bundesrat auf 3 
Jahre) ernannt werden, aus denen für die Militär-Rechtspflege »die 
mit den erforderlichen technischen Kenntnissen vensehenen Beamten 
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Die Funlctionen des Orossrickters entsprachen im we- 
sentlichen denjenigen des Präsidenten der Bundesassisen. 
Die beiden Richter und Ersatzmänner ernannte der oberste 
Kommandierende^®) direkt oder indirekt aus den Offizieren 
der Truppen, welche der Jurisdiktion des betreffenden 
Kriegsgerichts unterstanden*^). 

Oeschwornfinqiialitäi^^) hatten: 1) die Offiziere (ausge- 
nommen die Kommandanten der Brigaden und grösserer 
ITeerepabteilungen und der Chefs ihrer Stäbe, femer die Of- 
fiziere des Justizstabes imd die Richter und Ersatzmänner) ; 
3) die Unteroffiziere; 3) die Korporale; 4) die Soldaten. 
Diese allgemein als Geschwome Qualifizierten entsprachen 
der Urliste. Bei ihrer Reduktion auf die Spezialliste figu- 
rierten anf letzterer die sämtlichen drei ersten Gruppen; 
dagegen wurden ans der vieiien vom Hauptmann jeder 
Kompagnie 4 bezw. 2 Geschwome ausgelost*®), je nachdem 
die Kompagnie mehr oder weniger als 75 Mann zählte*®). 
Diese 4 bezw. 2 Geschwomen ^mrden der 3. Gruppe (Kor- 
poralliste) beigefügt, <?o dass dadurch die Spezialliste noch 
3 Gruppen aufwies^^). Die Dienstliste wurde aus der Spe- 
zialliste mittelst Auslosung^^) gebildet, indem aus der ersten 
Gruppe (Offiziersliste) 14 und aus der 2. und 3. Gruppe 

gezogen werden kennen«. C^hef des Justizstabes war der Oberaudi- 
l^r (mit dem Range eines eidg. Obersten) ; der Grossrichter sollte 
mindestens Majorsrang, jodenfans wie der Auditor wenigstens den 
Rang des Angeschuldigten haben. Vergl. Art. 220 ff, 246 f, 287 ff. 

^•) Für die Truppen im eidg. Tnstvuktionsdienst ernannte der 
Bundesrat Grossrichter, Richter und Auditor. Vergl. Art. 222, 226; 
21Ö, 225, 227, 248. 

") Die Rekusations- u. InkapacitätsgiUnde normierte Art. 219. 

") Bei Auslosung kann nicht von einer »passiven Wahlfähig' 
keitn gesprochen werden. 

*•) Hiefür wurden vom Bataillonskommandanten die Namen 
der Musikanten und der Mannschaft des kleinen Stabes ohne Grad 
möglichst glcichmässig auf die Namensverzeichnisse der Kompagnie 
verteilt. 

^) Wurde ein Korps wegen Dislokationen der Jurisdiktion 
eines andern Kriegsgerichts unterstellt, so fand eine t^bertragung 
der Geschworncnliste statt. 

^^) Vergl. Art-. 228—241. 

^) In öffentlicher Sitzung durch Grossrichter (event. Richter) 
und Gerichtsschreiber. Art. 230, 340, 
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je 7 N^amen herauszuziehen waren^^). Jede Partei durfte 
schriftlich oder mündlich — nicht in Gegenwart der Ge- 
?chwomen — innert einer Frist von 6 — 24 Stunden 4 Offi- 
ziere, 2 rfnteroffiziere und 2 Korporale oder Soldaten reku- 
sieren. Das Rokusationsreeht mehrerer Angeklagter wurde 
ausgeübt wie bei der bürgerlichen Strafrechtspflege^*). -Aus 
der durch Rekusation reduzierten Diensfliste wurde durch 
den Grossrichter in Gegenwart der Parteien die Spruchliste 
Her 8 bezw. 12 Geschwomen ausgelost: 4 Offiziere, 2 Un- 
teroffiziere und 2 Korporale oder Soldaten bezw. (bei Todes- 
strafe-Delikten) 6 Offiziere, 3 Unteroffiziere und 3 Korpo- 
rale oder Soldaten, Gleichzeitig Murden aus der Spezialliste 
die ordentlichen Ersatzgeschwornen ausgelost: 2 Offiziere^ 1 
Unteroffizier, 1 Korporal oder Soldat. Reichten dieselben 
nicht aus — bei Versäumnis der Geschwomen, für welche 
diese mangels genügender Entschuldigung^^) disziplinarisch 
zn bestrafen waren*^*) — so wurden durch den Grossrichter 
ans jeder Gruppe ausserordentliche Erisatzgeschwome zuge- 
zogen nach dorn Verfahren des Bundes-Strafprozesses^^). 

Für die Truppen des Instruhtionsdienstes musste die 
Spezialliste wenigstens 12 Offiziere, 6 Unteroffiziere und 6 
Korporale oder Soldaten aufweisen, woraus direkt die 
Sprnchliste von 8 bezw. 12 Geschwomen durch gleichmässige 
"Rekusation beider I*arteien oder nötigenfalls durchs Los ge- 
bildet wurde. — Bei wesentlicher Benachteiligung des 
Dienstes dnrch die Einberufung der Geschwomen oder bei 
nötiger x\ufstellung eines Kriegsgerichts, wenn sich keine 



n\ 



') Offiziere, welche als Strafpolizeibeamte gehandelt oder die 
Voruntersuchung geführt hatten, konnten nicht zur Auslosung für 
die Dienstliste im betr. Falle zugelassen werden. 

") Vergl. Organisationsgesetze: 1. Art. 36; 2. Art. 46, al. 2. 

") Die Oberen hatten den Geschwomen den erforderlichen Ur- 
laub zu erteilen. 

*•) Offiziers-Gfschwome mit 14 Tagen strengen Arrest; andere 
mit 14 Tagen Gf»filnarnis. Vergl. Art. 236 f, 239. Der Entwurf, 
Art. 238 — mit je 2Ö Tagen — war strenger. Bundesbl. 1851, 1. 
Bd., S. .574. 

") Art. 55, ^'ergl. Loi du 31 Janvier 1846 sur Torganisation 
indieiaire (Waadt), Art. 168; s. oben. — Ergänzend wurde für die 
Militär-Jury vorgeschrieben, dass bei Nichtausübung des Rekusa- 
tionsrechtes in diesem Falle das Ih>8 entschied, sowie dass für solche 
ausserordentliche Ersatzgesohwome die für die Richter vorgeschrie- 
benen Bekusations- und lukapacitUtsgrfinde gelten. 
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oder imgeniigeiide Truppen im Dienste befanden, konnten 
anf Beachlnss des Bundesrates die erforderlichen Militärge- 
schwomen aus den Kantonen zugezogen werden (s. unten). 

Im Gegensatz zu den Bundesassisen wurde der Obmann 
(Vorstand) der Militär-Jur^- nicht gewählt, sondern der im 
Grade (Range) am höchsten Stehende als Obmann bezeieh- 
net^«). 

Die örtliche Ziiständigkeit^^) wurde nicht territorial, 
sondern nach Truppen-Einheiten bestimmt; jedes endgül- 
tige Urteil war indessen in der ganzen Eidgenossenschaft 
rechtsverbindlich*"®). — Hinsichtlich der sachlichen Zustän- 
digkeit zählte der Einleitungsartikel des Strafgesetzes er- 
schöpfend die der kriegsgerichtlichen Jurisdiktion unter- 
stellten Personen auf^'); der 2. Abschnitt desselben defi- 
nierte die IMilitärdelikte^^). 

Das ordentliche^*) (Kriegs-) Kassationsgericht wurde 
unter Bezeichnung des Präsidenten und Vizepräsidenten 



*■) Bei gleichem Grade (Range) und Dienstalter entschied das 
Lebensalter. 

"■) Die Örtliche (Gerichtsstand) und sachliche Zuständigkeit 
(Gerichtsbarkeit) wird, wie bisher, nicht in den Anfang der Dar- 
stellung des schwurgerichtlichen Verfahrens gestellt, sondern in 
Übereinstimmung niit den kantonalen und Bundesgesetzen bei der 
Organisation der Gerichte behandelt. 

«•) Vergl. Art. 207 f, 285 f, 434. 

'^) Die in Unifoi-m innerhalb und ausserhalb des Dienstes ste- 
henden Personen; anerkannte Freiwillige; Bediente; Angestellte; 
Falsch Werber ; Spione: Delinquenten an Militär-Personen und 
Sachen der in Feindesland stehenden Armee, Deserteure, Simulan- 
ten; für Welirpfliclitige falsches Zeugnis ausstellende Ärzte; Kriegs- 
gefangene etc. (Art. 1). Natürlich statuierte die rein persönliche 
militärische Gerichtsbarkeit den Grundsatz: nullum crimen sine lege 
(Art. 2), jedoch mit der Beifügung, dass die der kriegsgerichtlichen 
Jurisdiktion unterstellten Militär- und Zivilpersonen der bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit auszuliefern seien für solche Delikte, welche 
das Militär-Strafgesei-z nicht ahnde, dagegen von der bürgerlichen 
Gesetzgebung verfolgt werden (Art. 3). 

^) Hochvenat, Aufruhr, Meuterei, Insubordination, Dienstver- 
Ictzungen, Ausreissen, Falsohwerber, Mord, Totschlag, Duell, Kör- 
perverletzung, Gcwfiltthätigkeit gegen I*ersonen, Brandstiftung, Ei- 
gentumsschadigungen, Diebstahl, Raub, Erpressung, Plünderung, 
Veruntreuung, Betrug etc. — Bei dem sog. »blinden Gehorsam« 
(bindenden Befehl) war der Befehlgebende verantwortlich. 

"") Wir bezeichnen damit das Kassationsgericht im Gegensatz 
zum Gesamt-Bundesffericht, welches für die Urteile ausserordentli- 
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vom Bundesrate auf 3 Jahre gewählt. Dasselbe hielt seine 
Sitzungen nach jedem eingegangenen Kassationsbegehren in 
der Bundesstadt; war indessen nicht unbedingt Kassations- 
instanz gegen die Urteile der ordentlichen und ausserordent- 
lichen Kriegsgerichte (mit Juiy). . Ein Kriegsrat des betr. 
Korps-Kommandanten mit den 3 obersten Offizieren und 
dem betr. obersten Justizstabsoffizier konnte durch Ein- 
stimmigkeit und Kriegseid dem (ordentlichen) Kassations- 
gericht die Kompetenz vorenthalten. 

Nicht in die Kow.petenz der Kriegsgerichte fielen die 
Disziplin- oder Ordnungsstrafen^^) und — in der Eegel — 
die 'bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten mit der Beteiligung von 
Militärpersonen '°). Die Entscheidung von KompetenzÄ;on- 
flikten der kollidierenden eidg. Zivil- und Militärstrafge- 
richte stand dem Kassationshofe des Bundesgerichtes zu 
nach dem Bundesgesetz über die Organisation der Bundes- 
rechtspflege vom 5. Juni 1849, Art. 51. Merkwürdiger 
Weise ging — vr\e 0. Vogt zuerst hervorgehoben hat'*) — 
diese Vorschrift im weitern Verlaufe der Bundesgesetzge- 
bung verloren ; denn die beiden Bundesgesetze vom 27. Au- 
gust 1851 erwähnen davon keine Spur. IS'och auffallender 
ist, dass das 2. Organisationsgesetz vom 27. Juni 1874 die 
Vorschrift gar nicht mehr aufnahm, so dass vom 8. Oktober 
1874 bis 1. Januar 1890 gar keine solchen KompetenzÄ;on- 
flikte vorkommen durften (waren doch die beiden genannten 
Gesetze von 1851 kopierte Zwillinge) ! 

Für die Kosten der militärschwurgerichtlichen Rechts- 
pflege kamen für Verurteilte in Betracht die Entschädigun- 
gen an die Zeugen und Experten®^), sowie die Gebühren für 

eher Kriegsgferichte ohne Jury die Kassationsinstanz bUdete. Es 
bestand aus 5 Offizieren, von denen 3 dem Justizstabe angehören 
mussten und aus 3 Ersatzmännern. Vergi. Art. 249 ff, 411 ff, 435. 

•*) Vergl. Art. 174—190; 166—173. 

") Vergl. Art. 108 — ^203; s. unten. — über die Beurteilung der 
Delikte, an deren TeUnahme MUitär- und Zivilpersonen beschuldigt 
waren, s. die folgende Darstellung über das Verfahren. 

^) Die Grerichtebarkeit des eidg. Bundes, Zeitschr. f. d. ge- 
samte StaatsMissenschaft, 13. Bd. (1857), S. 387 f. 

") Im Militärdienst stehende Zeugen und Experten wurden 
wie Geschwome entschädigt. Andere Zeugen erhielten ein Taggeld 
von 3 PV. und Experten 4 — 12 Fr. Die Reiseentschädigung der letz- 
teren (Zeugen und Experten) betrug 1 Fr. per Stunde. 
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Skripturen**). Die zur lieehtspflege berufenen Militärper- 
sonen (Richter, Geschwome etc.) wurden für die Dauer der- 
selben vom Dienste frei und erhielten über ihren Söld^^) 
hinaus zwei I'ranken Zulage*®) nebst den reglementariöchen 
Reiseaxislagen und Vergütungen der Rationen*^). 



3. Das Bchwurgerichtliche Verfahren 

nach dem 
Militär-Strafprozessrechte des Bundes 1861. 

Die militärischen Verbreclien und Vergehen sind Offi- 
zialdelikte^): hiervon schloss der Militär-Strafprozess alle 
Ehrverletztmgen als absolute Antragsdelilcte aus. Delikte aus 
gemeinsamer Teilnahme von Zivil- und Militärpersonen 
wurden getrennt (militärisch und bürgerlieh) beurteilt^). — 
Den Offi2ieren, Unteroffizieren und Korporalen standen für 
ililitärdelikte der ihnen im Grade (Range) Untergeordneten 
Befugnii^se zu nach Art der gerichtlichen Polizei des Bun- 
(les-Straforozesses. 



^) Für den Angeklagten (pro Folio 25 Cts.). 

*) Da die Taggelder der Militärgeschwomen ihrem Solde ent- 
spiacKen, waren dieselben je nach den Kategorien (Grad, Hang) 
verschieden; s. die folg. Note. 

*®) Nach Art. 278, al. 2 war die Zulage eine einmalige (für 
Soldaten aufsteigend bis einschliesslich Hauptmann) ; nach dem Zu- 
sammenhange mit den andern Entschädigungen (Sold etc.) zu be- 
urteilen jedoch eine tägliche. 

") Vergl. Art. 277 f, 284, 395; Militftrorganisation v. 8. Mai 
1850, Art. 85 und Tafel 10—18 (A. S., 1. Bd., S. 389 und 417 ff) ; 
Militärorganisation v. 13. Nov. 1874, Art. 217 und Tafel XXIX 
(A. S. u. F., 1. M., S. 317 und 353). 

^) Jedoch statuierte das Gesetz an anderer Stelle (Art. 214) 
ErmächtipnngsdcUkte: »Der Befehl zur Einleitung des gerichtlichen 
Verfahrens geht vom Bundesrate aus, wenn sich der Angeschuldigte 
zur Zeit der Denunziation des Delikts nicht melir im Dienste be- 
findet«. Art. 299. 

^) Zuerst die ]Militärperson, dann die Zivilperson untei* Benutz- 
ung — auf Verlangen des bürgerlichen Richters — der beurteilten 
Prozedur. — Indessen konnte bei »mutmasslichem« Konnex die Vor- 
untersuchung gemeinschaftlich mit der Zivilbehörde geführt werden 
oder es soUte Austausch der Akten stattfinden. Diese reciproke 
Zeugnispflicht >Yurde ausdrücklich anerkannt. Art. 205 f, 309^ 400 ff. 
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Die — nicht öffentliche") — Vorimtersuchung tiitirteTi 
Strafpolizeibeatiite*). Diö Voruntersuchung und namentlich 
dap Hauptverfahren, sowie die Kassation^) wurden vom 
BundeS'Strafprozesse kopiert, ausgenommen die nachfolgen- 
den Abweichungen. Dubs, Berichterstatter der National- 
rats-Kommission zur Vorberatung des Gesetze©, erwähnte in 
seinem Berichte das Bestreben der Kommission, das militär- 
«chwurgerichtliche Verfahren mit dem bürgerlichen »in 
möglichste Übereinstimmung zu bringen, da keine innem 
Gründe vorhanden sind, welche verschiedene Systeme recht- 
fertigen würden^'). Dennoch kann dem Gksetz der Voiv 
wtirf der Rechtsiverweigening (S. 114) und der Konfusion 
nicht erspart werden, insbesondere was die Führung der Vor- 
untersuchung und die Grenzbereinigiing zwischen Instruk- 
tions-'') und Kriegsdienst betraf*). — Die Voruntersuchung 
begann nicht auf Requisition des Auditors*), sondern auf 
diejenige des Kommandanten, dem die betreffende Straf- 
polizeigewalt über den Angeschuldigten zustand. Letzterer 
wiirde (ausser durch die Definition des Zweckes der Vor- 
untersuchiuig) ausdrücklich die Befugnis eingeräumt, an den 



*) Ein in den vorberatenden Behörden gestellter Antrag auf 
Ausdehnung der Oeffenilichkeit auf das Vorverfahren blieb wieder 
— wie 1836/37 — in Minderheit. Botschaft des Bundesrates v. 2. 
Juni 1861, 1. Bd., S. 653 f. 

*) Die Strafpolizcigewalt stand den Kommandanten zu, für die 
Truppen des Instruktionsdienstes dem Bundesrate; sie konnte an 
Offiziere delegiert werden (vom Bundesrate auch an bürgerliche 
Beamte). Vergl. Art. 212 ff, 305. . 

■*) Art. 304—337 und 338—399; 400 ff; 411 ff. 

«) Bundesbl. 1851, 3. Bd., S. 198. 

') Vergl. Hilty, Zeitschr. f. d. gesamte Strafrechtswissenschaft, 
2. Bd., S. 605. 

") Bald sprechen die Artikel von den Befugnissen der Voruh- 
tersuchungsbehörde, bald von denen de» Strafpolizeibeamten bezW. 
Stellvertreters, ohne diese jedoch zu identifizieren, noch anzugeben, 
"Wie dieselbe zusammengesetzt war. — Statuierte das Gesetz als 
iftl*flicht des Auditors«, der Voruntersuchung beizuwohnen, so er- 
kläre es im gleichen Satze, das» despen Abwesenheit die Vorunter- 
B'iichung dennoch nicht hindere. 

•) Für die vergleichende Darstellung sei (der Abkürzung we- 
gen) bemerkt, dass sich im wesentlichen entsprechen: der Strafpo- 
lizeibcamte dem Untersuchungs-( Verhör- )richter; der Auditor dem 
Bundedanwalte -f- Anidagekammer; der 'Grossrichter dem Präsiden- 
ten des Assisenhofes. Vergl. Botschaft des Bundesrates v. 2. Juni 
1H51; Bundesbl. 1851, 1. Ed., S. 644 ff. 
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Straf polizeibeamton (bezw. Vertreter) Begehren zur Samm- 
lung der Beweismittel für die Unschuld zw stellen. Erscheint 
dies zunächst gegenüber dem bürgerlichen Verfahren als 
Vorteil, so springt andererseits sofort der erhebliche Nach- 
teil in die Augen, dass der Strafpolizeibeamte nicht ein stän- 
diges Organ war, wie der Untersuchungsrichter, so dass 
richtige Voruntersuchungen leicht gefährdet waren. Vom 
1? echte der bürgerlichen Anklagekammer, die Voruntersn- 
chungsakten zu vervollständigen^®), konnte der Auditor Ge- 
brauch machen unter Zuziehung eines Offiziers als Urkund- 
person und des Gerichtschreibers zur ProtpkoUierung. — 
Der angeführte Mau gel eines ständigen Organes für die Vor- 
untersuchung führte in der Praxis dazu, dass der Auditor 
sofort beigezogen wurde, welcher dann »in der Regel die 
eigentliche Fühnmg der Voruntersuchung besorgte^^). Die 
Versetzung in Anklagezu stand (Uber^veisung, Anklageakte), 
stand diskretionär dem Auditor zu, bezw. dem Oberauditör, 
wenn ersterer die Anklage für unzulässig oder zweifelhaft 
hielt^^). Statt bloss eine fran.^ösische »Metamorphose der 
englischen Anklage-Jurya — die Anklagekajnmer des bür- 
gerlichen Verfahrens — nachzuahmen^^), wurde in das Ge- 
setz auf den Vorschlag des Bundesrates die schottische In- 



*°) Die Voruntersuchung — wie auch das Hauptverfahren — 
musste mit Auflnahrae der nächtlichen Ruhestunden und äusserer 
Hindemisse ununterbrochen durchgeführt werden. 

") Vergl. Botschaft des Bundesrates v. 10. April 1888; Bun- 
desbl. 188S, 2. Bd.; S. 364. 

") Diese (der Anklagekam mer nur entsprechende) Befugnis 
wurde dem Auditor bfzw. Oberauditor auf den Vorschlag des Bun- 
desrates eingeräumt — entgegen den Ansichten des Redaktors und 
der Minderheit der Expertenkommission. Das Institut der Anklage- 
kammer sei ein »unnützes Zwisehenverfahren« mit unvermeidlichem 
Zeit- und Kostenaufwand. Ilir kleines Richterkollegium erblicke 
»möglicher Weise dfe Sache vermöge der farbigen Brille einer Be- , 
wcistheorten (!) in einem andern Lichte als die Geschwomen. Bot- 
schaft V. 2. Juni 1851, Buudesbl. 1851, 1. Bd., S. 648, 650, 655. 

") Die Vorzüge des militärschwurgerichtlichen Verfahrens bo- 
ton eine »so starke Garantie für einen unschuldig Angeklagten«, 
(lass die Voninterauchung und die Versetzung in den Anklagezu- 
stand nach der Art der bürgerlichen Anklagekammer eine Verzöge- 
rung des Proze>f ganges, eine Verwicklung des Organismus, Vermeh-- 
ruhg der Kosten "und Erschwerung der Entdeckung der Wahrheit 
bedeute. Botschaft des Bundesrates v.-2. Juni 1851, 1. Bd., S. 643.« 
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stitiition der Lord-advocate — als allein dem Grundsätze der 
Gewaltentrennimg entsprechend — • aufgenommen^*). 

Hinsichtlich des Zeugen- (Kreiiz-) und Angeklagten- 
Verhörs wies die Botschaft des Bundesrates^*^) auf die Ähn- 
lichkeit mit dem englischen Strafprozesse^^) hin, gegenüber 
der inquisitorischen, diskretionären Gewalt des französischen 
Assisenpräeidenten, nach w^elcher der Angeklagte statt eines 
Uiehters einen zweiten Ankläger finde. — Im Gegensatz zuiri 
bürgerlichen A^erfahren^^) wurde der Angeklagte nach jeder 
Zeugeneinvernahme gefragt, ob er etwas zu bemerken habe; 
dieses Recht der Verteidigung war ihm auch bei der Schluss- 
verhandlung nach dem Plaidoyer der Parteien (Auditor und 
Verteidiger) gewahrt, jedoch vor der Replik und Duplik^®). 
Bei der Fragensfellung — in welche der Grossrichter alle in 
der Anklageakte enthaltenen That^achen einbeziehen musste 
— fiel die spezielle Frage weg, ob der Angeklagte mit Un- 
terscheidungsvermögen gehandelt habe und zwar nicht des- 
wegen, weil die bezügliche Voraussetzung bei den wegen 
Militärdelikten Angeklagten fast ohne Ausnahme nicht vor- 
handen i^t. Das Strafgesetz (Art. 33, Litt, c) kannte näm- 
lich diesen Strafmilderuhgsgrund, legte ihn aber nicht; in 
die Kompetenz der Geschwornen. Während die Zu- oder 
Aberkennung allgemeiner Milderungs- und Schärfuhgs- 
griinde nach beiden Straf prozessgesetzen nicht in die Kom- 
r)etenz der Geschwomen fällt, musste — nach dem Vorbilde 
des waadtländischen Strafprozesses von 1850, Art. 384 — 
der Militär- Jury^*^) die Frage auf mildernde Umstände vor- 
gelegt werden, wenn die Todesstrafe in Frage stand^^). 

") Botschnft V. 2. Juni 1851 ; Bundesbl. 1851, 1. Bd., S. 647 ff. 

«) J^undesbl. 1851, 1. Bd., S. 656 ff. 

'") Marquardsen, englisches Beweisrecht, S. 431. 

") Jedoch in Übereinstimmung mit dem betr. Entwürfe des 
Bundesrates (Art. 70). Bundesbl. 1851, 1. Bd., S. 410. 

^*) ])ies ist offenbar nur ein Bereinigungsfehler zwischen bei- 
den Strafprozessgesfttzen, da im übrigen der Bundes-Strafprozess in 
langen Artikelserien dem Militär-Strafprozesse wörtlich nachgebildet 
worden ist. Zeitschr, f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 43. 

^*) »Wenn« die Anwendung der Todesstrafe durch mildernde 
Umstände ausgeschlossen wird (Kassationsgrund). 

") Die militärische Hierarchie brachte für die Sitzordnung der 
Gesehwornen eine Reihenfolge nach dem Grade (Range) mit sich, 
wobei di^ Stimmabgabe in umgekehrter; Reihenfolge geschah ; der 
Obmann stimmte zuletzt. Arj>. :280, 382^ , . : , . 
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Auch dae militarsehwurgerichtliche Verfahren wies die- 
selbe lückenhafte Verdiktskombination auf wie der Bundes- 
Strafprozess; man könnte vereucht sein, diese Tjeere dein 
Umstände zuzuschreiben, dass der Gesetzgeber all die Fülle 
seiner Kombinationsfähigkeit auf die — für militärische 
Verhältnisse viel zu verwackelte — Zusammensetzung- der 
Geschwornenlisten verwendete. — Ein ^Kreisschreiben des 
Schweiz. Militärdepartementes^\) an die Justizoffiziere voin 
36. Mai 1879 ^enthielt daher^^), gestützt auf das Gutachten 
des Oberauditors, die AnweisTing, dass über die richtige An- 
wendung des Art. 379 eine entsprechende Belehrung zu er- 
teilen und der Obmann zu veranlassen sei, im Wahrspruehe 
die Zahl der Stimmen anzugeben. Die letztere Bestimmung 
(wie im Kanton Waadt) lässt sich mit dem Gesetze nicht 
vereinbaren. Der Obmann konnte nicht einmal angehalten 
werden, zu erkläi"en, dass der Wahrspruch mit der .erford«*- 
lichen Stinmienmehrheit gefasst worden sei; die Erfüllung 
dieser Bedingung war die Voraussetzung für das gültige Be- 
stehen eines Wahrspruches. Die Belehrung dagegen, dass 
auch ein Nichtschuldig- Verdikt nur mit der gleichen Stim- 
menmehrheit ausgesprochen werden konnte — war zuläs- 
sig**), obschon weder R6sume noch Kechtsbelehrung gestat- 
tet waren^*). 

l'roiz des Verfahrens aaf Grund einer Eventualanklage 
konnten Grossrichter oder Gerichtshof beim Freisprueh in- 
folge eines Nichtschuldig- Verdikts die Überweisung des An- 
geklagten für das disziplinarische Verfahren beechliessen. 

") Dasselbe wurde erlassen infolge des Falles Brousse. 

^) Bnndesbl. 1870, 2. Bd., S. 693 f. 

») Vergl. Art. 3^7, al. 2 und 383, 388. 

**) Sollte das kriegsgerichtliche Urteil nach der Vorschrift von 
Alt. 397, Litt, d das Erkenntnis Über Schuld und Nichtschuld ent- 
halten, so war doch denkbar, dass schon bei 3 nicht für die Schuld 
und bei 3 nicht filr die Nichtsch\ild Stimmenden kein (rechtskräfti- 
ges) Verdikt und daher tveder Vei'urteilung noch Freisprechung er- 
folgen konnten. — Diesen gordischen Knoten hätte auch der Ent- 
wurf des Bundesrates nicht gelöst, indem er die Greschwornen ein- 
sperren lassen wollte, bis sich »mit Beziehung auf die zu beant- 
wortenden Fragen wenigstens die absolute Mehrheit von 5 Stimmen 
ergeben hat«. Dabei wurde jedoch vergessen, dass die im Elntwurfe 
ebi;nfalls vorgesehere Jury für Todesstrafedelikte eine grössere ab- 
solute Mehrheit von 7 Stimmen aufweisen musst^! Entwurf mit 
Botschaft des Bundesrates v- 2. Juni 1851 ; Bundesbl. 1851, 1. Bd., 
Alt. 378, 218, 256, S. 610, 668, 582; 662. 
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Bezüglich de» AdMsion^prozesses komde die SöBÄdöm 
ci'satzklage auch nur nach einem Schuldig- Verdikt geltena 
gemacht werden; die Verweisung vor den Zivilrichter wurd« 
statuiert inix>lge Vorbehalts der beschädigten Partei, söWi^ 
bei namhafter Prozessverzögerung wegen verwickelten Zivils 
ansprüchen^*^). War in der Vor- und HauptunterßUchtmg 
auf den Zivilpunkt die nötige Eücksicht zu nehmen, so könn- 
4;eu der beschädigten Partei daher auch bei Preisprechxmg 
des Angeklagten die Kosten ganz oder teilweise auferlegt 
werden, wenn sie den Prozess auf arglistige oder mutwilMg6 
Weise vcianlasst hatte. Deshalb wurde auch der Verari- 
teilte nicht unbedingt, sondern »in der Eegel« in die Kosten 
verfällt. 

Nach dem Vorbilde Genfs (seit 1848) wollte der Ent- 
wurf des Bundesrates^*') vom 14. Mai 1851 — wenn auch 
nicht einen Einzelrichter für den Assisen- bezw. Gerichtshof 
einsetzenil — dem Grossrichter allein die Kompetenzen des,- 
selben einräumen. Den beiden Kichtem sollte nur bei der 
Beurteilung von Q'odesstraEe-Delikten eine entscheidende 
Stimme zuetehen, in allen übrigen Fällen sollten sie nur 
Berater sein, ohne dass ihre Anwesenheit im Gerichte er^ 
forderlich v.'^ar^^). Die eidg. Eäte verbesserten die Stellung 
dos Gerichtshofes^ indem sie auf den Vorschlag des Berichts 
der Nationalrat^-Kommission*'^^) vom 7. August 1851 den 
beiden Richtern in allen Fällen Sitz und Stimme zuerkann- 
ten (Art. 227, .392 ff). 

Beim Koniumazialverfdhren wirkte nur der Gerichtshot 
mit, ohne Zuziehung der Geschwomen. 

Ein Kassafionsrehurs konnte von jeder Partei binnen 
48 Stunden eingereicht werden. Die Kassationsgründe ent- 
sprechen denjenigen des bürgeriicheh Verfahrens (s. dort). 



") Für die durch die Kriegsgerichte zu beurteilenden Zivil- 
ansprüche bestimmte sieh der Gerichtsstand nach dem allgemeinen 
Gnindsatz: aetor scquitur forum roi. Da die Eigenschaft des Bter 
klagten mas«»g(jbend war^ hatte der Zivilkläger die Militärperson 
Vfjr dem militärischen Richter, letztere aber die Zivüperson vor deui 
bCirgerliehen einzuklagen. Vergl. Art. 198 ff, 211. 

^;) Bots«?h!ift des Bundesrates v. 2. Juni 1851; Bundesbl. 1851,: 
1. Bd., S. 639 ff. 

") Entwurf Art. 228 (386) .389 ff; Bundesbl. 1851, 1. Bd., 
S. 57U6U"ff. 

«») Bundesbl. 3851, 3. Bd., S. 197 f. 

8 
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darä kam der Kassationsgnind^*), wegen Unferlafistiiig der 
besondem Frnge auf mildernde Umstände bei den mit To- 
desstrafe bedrohten Militädelikten. — Für die Voraussetzun- 
gen 2 und 3 war der Kassationsrekurs erschwert gegenüber 
dem bürgerlichen, denn das Urteil enthielt nicht wici bei 
lelzterm ebenso detaillierte Punkte*®). — Das bejahende 
KassatioDSTirteil verfügte die Überweisung an dasselbe oder 
an ein anderes — eidgenössisches oder kantonales —-'Kriegs- 
gericht oder an die bürgerlichen Gerichte*^). . Bei. Kassie- 
rung infolge falscher Gesetzesanwendung fällte da^. Kassar 
lionsgericht das neue Urteil. — Beide Parteien konnten 
gegen das neue Urteil eines Kriegsgerichts neuerdings Kas- 
sation einreichen. Dagegen statuierte das Gesetz keine Kas- 
sationsbefiignis f iir den Geschadigten wegen seines Zivilan- 
spruches. 

Als ein unverzeihlicher Mangel des Gesetzes ist her- 
vorzuheben, daßs unter die Eechtsmittel keine Revision auf- 
genommen war. Damit vertrug sich allerdings schlecht die 
Argumentation der Nationalrats-Kommission, dass innere 
Gründe keine verschiedenen Systeme des Bundes^Strafprozes- 
ses und des Militär-Strafproze^ises rechtfertigen ! Bei der 
Hast, mit welcher ein kriegsgerichtliches Verfahren statt- 
finden und deshalb leichter von plötzlichen Stimmungen 
beeinflusst werden konnte und ohne Ausdehnung der Kas- 
sationsgriinde«), die zudem binnen zweitägiger Frist gel- 
tend zu machen waren^ hätte im Ernstfalle der Mangel der 
Revision zu grossen Ungerechtigkeiten führen müssen. 
Hatte sich seilet die schneidige und stramme Militär-Justiz 
mit dem durch suspensive Kraft^^) ausgestatteten Eechts- 

") Derselbe wurde in Art. 376 ausdrücklich * erwähnt^ fig*}- 
riorte jedoch bei der Aufzählung der Kassationsgründe, Art. 413, 
nicht als spezieller Punkt, da er auch dem 3. (unter Umständen 
ebenfalls dem 9^.) Kassätionsgrund subsumiert werden konnte. 

"^) Ausser wenn der Gerichtshof dieselben aufnehmen wollte, 
weil er sich dazu durch das »u. s. w.« befugt erachten mochte. 

**) Unter Voraussetzung des Art, 3. — Gegen deren Urteile 
kamen die Rechtsmittel der Kantonalgesetzgebung in Betracht. 

**) Der Entwurf des Bundesrates hatte im Gegenteil eine Be- 
schränkung der Kassa tionsgi'ünde vorgesehen, indem der 2. und 4. 
gar nicht und der 3. nur für das Hauptverfahren aufgenommen war. 
Art. 4iO. Bundesbt. 1851, 1. Bd., S. 619. 

") Übereinstimmend mit dem (Art. 158) bürgerliehen Ver- 
fahren; Art. 309. 
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mittel der Kassation abzufinden, so konnte ihr die Eevision 
gegen ein in Rechtskraft erwachsenes, bereits ganz oder teil- 
weise vollstrecktes Urteil noch weniger Eintrag thiin. -. — 
Es ist unbegreiflich, wie der (ungerecht) Verurteilte man- 
gels der Eevision gezwungen war, entweder seine Strafe toU 
zu verbüssen oder — auf einer Hand die Geltendmachung 
der nova und auf der andern unterthänig ein Bittgesuch für 
die Begnadigung oder Rehabilitation^*) zu überreichein. ^^ — 
Man sollte glauben, die Zeit absoluter, administrativer Macht- 
befugnis wäre 1851 vorüber gewesen, um nicht zu gebieten: 
erst Verbüssung der Strafe und dann beschweren, so dass 
dadurch wertvolle Kechts- und Lebensgüter zu Grunde ge- 
hen konnten. — Dem Gesetzgeber aber gereicht es nicht zur 
Ehre, wenn er — den Richter nicht in den Stand setzend, 
zu geben, was Rechtens ist — bloss Onade für Recht ge- 
währte. 



4. Die Nov6lleng6set2^6bung für die Be- 
urteilung des Auto Verdikts 1864. 

Nachdem J. Rüttimann in den Zürcher Strafprozess 
vom 30. September 1853 (xirt. 212 f; s. unten) die Beur- 
teilung des AuioverdiMs ohne Jury eingeführt hatte, stellte 
er 1854 im Ständerat die Motion, diesen Grundsatz nach- 
traglich in die Strafrechtspflege der eidg. Truppen aufzu- 
nehmen. Die der Motion zustimmende Bundesversamm- 
lirng erliess daher am 10. Juli 1854 einen entsprechenden, 
sofort in Kraft getretenen »Bundesbeschluss^)^ enthaltend 
Zusatzartikel zum Bundesgesetz über die Strafrechtspflege 
für die eidg. Truppen vom 27. August 1851«. Diese No- 
A'clle zum Militär-Strafprozess wurde damit motiviert, das 

**) Die Begnadigung y RehaUUtation und der Strafvollzug die- 
ses Strafprozesses — einer eidg. Antiquität — werden hier wegen 
ihres äusserst losen Zusammenhanges mit dem schwurgerichtlichen 
Verfahren weggehtssien. 

?) Wir führen abkürzungsweise diesen Terminus ein zur Be- 
zeichnung des Scbuldges\:Hndnis8es des Angeklagten, sofern dasselbe 
an die Stelle eines verärteilenden Verdikts der Geschwomen zu 
treten hat. 

*) A. S., 4. Bd., S. 226 f. 
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Verfahren in den i'ällen »zw vereinfachen und ahzuTcurzemty 
in denen der Angeschuldigte den l^hatbeetand als richtig 
zugebe durch Anerkennimg der Schuld nach Verlesung der 
Anklageakte. Jedoch statuierte der erste Zusatzartikol 
(338 a), dass das Gericht nur ohne Verdikt der Jury urteile, 
sofern es nicht ausnahmsweise von sich aus oder auf den An- 
trag einer Partei^) die Mitwirkung der Geschwomen be- 
schliesse. Da die Verlesung der Anklageakte daß eigentliche 
Hauptverfahren eröffnete, so musste der (2.) Zusatzartikel 
(338 b) jenen Akt als 'öffentliche Verhandlung*) anerkennen 
Überflüssig .aber war dessen Schlussbestimmung, indem 
schon die Art. 3o6 — 338 des Gesetzes von 1851 die Bestel- 
lung eines Verteidigers nach der Übeireiehung der Anklage- 
akte festsetzten, so dass lediglich eine Wiederholung vorlag. 
Berechtigter wäre gerade für den Militär-Strafprozeea die 
Bestimmung gewesen, dass das Oeständnis nur als Schuld^ 
anerkennung gelte, wenn ein rechtskundiger^) Verteidiger 
micli Einsicht der Akten sich mit dem Geständnis des An- 
geklagten einverstanden erkläre (s. nächste Seite). 

■ Die Bereinifirnn^ der Novelle mit dem Gesetze liess 
überliaupt an Klarheit zu wünschen übrig. Nach dem Wort- 
laut des Art. 338 a durfte der Angeklagte nax;h Verlesung 



•) Von »Seit« des Angeklagten (Veiteidigung) hätte dieser An- 
trag nur dann einen Sinn, wenn die Frage gestellt werden konntq 
auf Geltondinachung eines Zustande» unverschuldeter Bewusstlosig- 
keit, eines milderen Gesichtspunktes, gerechter Notwehr (s. unten) 
oder (bei l'(xlesstrafedelikt) mildernder Umstände — unter der 
Voraussetzung, diese StrafausscMiessungs- und MilderungsgrQnd^ 
durch die Jury günstiger als durch das A ssisenger icht beurteilt zu 
sehen. Der Begriff des »Zustandes unverschuldeter Bewusstlosig- 
keit« wurde hier nach Bundes-Strafprozess (Art. 101) beibehalten^ 
wenn sich damit auch der entsprechende etwas weiter gefasste Be- 
griff (Art. 29) des Militär-Strafgesetzes nicht völlig deckte; fdr 
ersteren ist aber x^rt. 27 des Bundes-Strafrechts massgebend, wacher 
mit Art. 29 des Militär-Btrafgesetzes wörtlich übereinstimmt. 

Der Geschädigte war nicht antragsberechtigt, da er sich nicht 
al8 Zivilpartoi konstituieren konnte; zudem wäre die Stellung des 
.Antrages nicht in seinem Interesse gelegen. 

*) »In Gegenwart des Grossrichters oder von einer von dem- 
selben zu bezeichnenden Gerichtsstelle«. (Zusatz-) Art. 338 b. 

*') Der MilitUr-Strafprozess (Art. 337 f) bestimmte nur, das« 
jeder »rechtliche« Mann aus dem Zivil- oder Militärstande Vertei- 
diger sein konnte und dass jeder Angehörige eines Trupj[>enkOT{>3 
zur Annaiime verpflichtet war. . 
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der Anklageakte nicht gefragt*) werden, ob er die Schuld 
anerkenne, ßesehah letzteres nicht, sondern legte er erst 
nach dem darauffolgenden Kreuzverhöre in. seiner Einver- 
nahme durch den Auditor ein Geständnis ab, so haite ^- 
Avie man aus der Gesetzesnovelle^) schliessen muss — das 
schwurgeriehtliche Verfahren seinen Fortgang zu nehmen^). 
Durfte der Angeklagte nach Verlesung der Anklageakte 
somit nicht auf sein Geständnis befragt werden, so mnseten 
anch alle vorbereitenden Handlungen für das Hauptverfah- 
ren getroffen werden: Zusammensetzimg der Geschwomen- 
liste, Eekusationen, Ladung der Zeugen etc. Unter diesen 
Umständen konnte doch schlechterdings nicht mehr von 
wesentlicher Vereinfachung und Abkürzung des Verfahrens 
gesprochen werden. Eine solche wäre möglich und zulässig 
gewesen unter der vorhin angegebenen Norm. Die Pl:axis 
half freilich auf andere Weise, indem sich wegen der Um- 
stiindlichkeit und Kostspieligkeit der Militär-Jury »eine 
starke Tendenz geltend machte«, das DiszipUnarSiTslyeT- 
fahren anzuwenden oder den Angeklagten »zu einem Ge- 
stiindnis zu veranlassene. 

Für das sehwurörerichtliche Verfahren im Militär-Straf- 
prozesse war die Beurteilung des Autoverdikts nur berech- 
tigt, wenn sie unter Wahnmg der Eecht-e der Angeklagten 
eine Abkürzung des Verfahrens bewirkte. Da dies indessen 
nach dem Gesagten nicht der Fall war, so muss es zum min- 
desten als Inkonsequenz bezeichnet werden, dass man die 
Geständnisbeurteilung des zürcherischen (bürgerlichen) Ver- 
fahrens nur auf den Militär-Strafprozess, nicht aber auch 
für den lürgerlichen Strafprozess des Bimdes anwenden 
wollte. 

Die unbedingte Anerkennung des Geständnisses als 
(verurteilendes) AutoverdiU barg bei einem mehr summa- 
rischen Militär-Strafverfahren die Gefahr einer Rückkehr 



Bftttimann trat ftlr diese Befragung ein; die Sehuldaner- 
kcnnang solle dem Verdikt dei- Gesehwomen gleichkommen. Archiv 
dos Kriniinalrechts, 1855, S. 131 f. 

^) Es hicss in derselben unzweideutig: »nach Verlesung 

der Anklageakte« , was nicht ausgedehnt werden kann auf: 

nach dem Kreuzverhöre. 

' ') Die Bestimmung inx Ztirch. Strafprozess dagegen durfte ohne 
weiteres so interpretiert werden, dass auch in diesem Falle die Zu- 
ziehung der Gesehwomen abgebrochen werden konnte. 
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zfnr gesetzlichen BewRstheorie seligen Angedenkens. Man 
branoht nur hieran zu erinnern — wie die selbst über der 
Erhabenheit der »klassischen Zeugen« stehende Glaubwür- 
digkeit des Geständnisses zur Folter führte — um einzu- 
sehen, dass ein Autoverdikt unter Umständen auf eine 
schiefe Ebene führen kann. Aber ausser kriminal-histori- 
schen und moralstatistischen Betrachtungen lehrt uns auch, 
die empirische Psychologie, dass Geständnissen nicht unbe- 
clihgte Zuverlässigkeit beigemessen werden darf. "Wie viele 
bekennen sich fälschlichenveise als Urheber von Delikten 
aus Lebensüberdruss, Indolenz, Halsstarrigkeit, xmsinniger 
Askese, aus Vorurteilen, Furcht und aus religiöser oder po- 
litischer Ekstase, sowie — ein antikes wie modernes Übel 
— ' aus üerostratie. Noch häufiger aber hätte ein Autover- 
dikt zu ungereeliter Beurteilung führen können wegen Un- 
wissenheit. Kechtsuhkunde, wo z. B. in Frage stand Mord 
oder Totschlag (Militär-Strafgesetz, Art. 99 f und 101 ff), 
ausgezeichneter oder einfacher Diebstahl (Art. 131 ff), oder 
gar die 6 Kategorien der Körperverletzungen (Art. 109 ff). 

Berechtigter als diese Gesetzesnovelle wäre eine solche 
es gewesen für die bürgerliche Stfafrechtspflege nach der 
Wiederzulassttng der Todesstrafe (s. oben). Diese Partialre- 
vision der Bundesverfassung führte nämlich ziir Inkonse- 
quenz, dass von 1879 an die strengere Militär-Strafrechts- 
pflege für den Angeklagten milder war als die bürgerliche 
bei der Beurteilung von Todesstrafe-Delikten nichtpoliti- 
scher !N"atur. Die letztere statuierte nicht, wie die erstere, 
ein Teilverdikt über die Anerkennung mildernder Umstände. 
IVIan kann einwenden, die Bundesaseisen würden wohl in 
praxi kaum in den Fall kommen, über ein Todesstrafe-Delikt 
niehtpolitischer Natur abzusprechen und dass ja (gerecht- 
fertigter Weise) dem Assisenliof nach Bundes-Strafprozess, 
Art. 98, die Kompetenz allgemeiner Milderungsgründe zu- 
stehe; allein prinzipiell — um die angegebene Anomalie des 
bürgerlichen und militärschwurgerichtlichen Verfahrens zu 
viermeiden — wäre eine ITovellengesetzgebung in dieser Hin- 
«irht nöti^ jrewesen. 



») Botschaft des Bundesrates v. 10. April 1888, Bundesbl. 1888, 
2* Bd., S. 364. 
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5. Die Beseitigung der Militär-Jury 
auf 1. Januar 1890. 

Die Einfiihrnng des richterlichen Jury-Instituts für die 
JMilitär-Strafreehtspflege war 1851 in Uebereinstimmung mit 
der bürgeriichen Strafrechtspf lege erfolgt. Allein, die Praxis 
rechtfertigte dasselbe keineswegs, weder der Jnstruktionsr 
lind noch weniger der iibrige Pienst, so zuletzt noch der- 
jenige der Jaljrü 1870/?1. Dieses Ergebnis liess nicht ohne 
Befürchtung auf einen Ernstfall des Krieges blicken. — 
Schon 1866 machte Hilty in seinem Dienstrapporte ans der 
Grenzbesetziing auf das Unhaltbare der Militär-Jury auf- 
merksam. Dieses Urteil aus einer Zeit, wo ein Angriff auf 
dieses Institut noch fast als crime de l^se-nation galt, war 
nm so wertvoller, weil Hiltv Mittermaiers akademische Di- 
thyramben auf die Jury selbst mitangehöri; hatte. 

Das Gesetz über die Militürorganisation vom 13. No- 
vember 1874 rief einer Revision des Bundesgesetzes über die 
Strafrechtspflege für die eidg. Truppen vom 27. August 
J851. Für dieselbe hat die Jurv-Frage — wie. Gretener^) 
ansfühii ~ »die Aufmerksamkeit der militärischen Kreise 
in hervorragendem Masse in Anspruch genommen und sie 
ist fast einstimmig in einem der Jury ungünstigen Sinne 
entschieden worden«. Gegen die Beibehaltung der Jury er- 
klärten sich auch die »Qrundzüge eines Militärgesetzbuches 
für die Schweiz. Eidgenossenschaft« (S. 17 ff) und die durch 
dieselber veranlassten Äusserungen schwedzerischier Militär- 
behörden, -Personen nnd Gesellschaften, sowie die Konfe- 
renz vom Jahre 1877^). Xach Greteners Kritik (S. 74 f) 
dieser Argumente gegen die Jur}»^ beachteten dieselben fast 
gar nicht »den springenden Punkt für die sachliche Erörte- 
rung der ganzen Frage, die Unmöglichkeit einer Teilung der 
innerlich einheitlichen Aufgabe des Strafrichters in zwei 
Teile und deren Übertrpgimg auf zwei verschiedene Organe«. 
Dennoch verhalf sich in der nenen Ära nach 1874 die Auf- 
fassung der nachteiligen »TcünstUchen Unterscheidung« zwi- 
schen der Beurteilung von That- und Eechtsfrage*) zum 



'*) Gretencr, Zum Entwürfe eines Müitär-Strafgeaetzbuches für 
dio Schweiz. Eidgenossenschaft, S. 73. 

•) ]i>I{eschhi8s No. V, Abs. I.« Gretener, id., S. 73. 

*) Vergl. Blumer-Mord, Bnndesstaatsrecht, 2. Bd., S. 353. 
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Dnrchbiuche. So hezeichncten sie auch die »Grundzüge« 
(S. 21) als eine »an sich, schon ganz unpraldische Trennung 
des Schuld- imd Straferkenntnisses«*), während diese Tei- 
limg 1851 als unantastbares Axiom gegolten hatte*^). — Wäh- 
rend 'Me Bevölkerung (namentlich der welschen. Schweiz} die 
Jury als »kostbare Emingenschaft der französischen Eeyo- 
Uition« nicht opfern mochte — um auch die bürgerliche Jxiry 
nicht zu gefä-hrden — stimmten alle Fachkreise überein®), 
diese] bexA^gen ihrer Unzuverläasigkeit in der Recht^rechung 
als eine ungesunde Militär-Straf Justiz zu beseitigen: Daß 
umständliche und daher zeitraubende, teure') und den Mili- 
tärdienst störende^) schwurgerichtliche Verfahren sei eine 
Nachahrrunß: ausländischer Institutionen: Oberstlieutenaat 
Hungerbühler®) nannte »die Geschwornengcrichte eine im- 
portierte Pflanze, welche bei uns nur gedeiht, wenn man sie 
in die Treibhausatmosphärc der Volksrechte hineinstellt«. . . 
Die Botschaft des Bundesrates betreffend ein Bundesgesetz 
über die Militär-Strafgerichisordnung (vom 10. April 1888) 
zählte aus dem Gesetz der Strafrechtspflege von 1851 sieben 
wesentliche Mängel auf; dieselben wurdeu meistenteils durch 
die Institution der Militär- Jury veranlasste^). Auffallender 
Weise findet man aber auch in der Botschaft von 1888 unter 
den angegebenen Mängeln keine Spur eines Hinweises auf 
den Fehler der Trennung der That- und Rechtsfrage. - 

xVnerkannte zwar einer der bedeutendsten Verteidiger^^) 



*) Gretener, Zum Entwiirfe, S. 74. 

'•) A>.rgl. Botschaft des Bundesrates v. 2. Juni 1861, BundesbL 
1851, 1. Bd., S. 641 f. 

•) Hütv, Zeitsehr. f. d. gesamte Strafrechtswissenschaft, 2. Bd., 
S. 006. 

^) Vcrg^l. Botsehftft des Bundesrates v. 10. April 1888, Bun- 
desW. 1888, 2. Bd., S. 364. 

*) Vor allein \^ egen dei- allzu komplizierten Listenbildung, die 
zudem erst im Notfalle vorgenommen wurde und wegen der Zu- 
sammensetzung des Geschwomengerichts überhaupt: ausser Zeugen 
und Experten 26 be-^w. 30 Personen. Vergl. Botschaften des Bun- 
desrates V. 30. Mai 1884, Bundesbl. 1884, 3. Bd., S. 219 f und v; 10. 
April 1888, BundesW. 18S8, 2. Bd., S. 352, 364. 

") Gretener, Zum Enti^-urfe, S. 75. 

^') Bundesbl. 1888, 2. Bd., S. 363 ff. 

") Vergl. Korreferat (1. Votum) zum 2. Diskussionsthema der 
Vcrhflndlungen des schweizer. Juristenvereins 1881, Zeitsehr. f. 
Schweiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. Bd., S. 401 ff, 414 f. 



der Jury — Schncider^^) — dass »hauptsächlich das Straf- 
verfahreiu^ dringend einer Revision, bedürfe, weil es sich »als 
viel zu schleppend '^nd unpraktisch erwi^entt-habe, so sprach 
er sioh doch — wie Han^ Weher (»um nicht doppeltes Recht 
zu schaffen«) — für die Beibehaltung^^) dieses Instituts aus: 
Die (Militär-) Jury verträgt sich mit der Disziplin, weil das 
Kechtsprechen keine militärische, sondern eine bürgerlichv^ 
Funktion i^t^*). 

Bei der geirannten Revision der Militär-Strafrechtspf lege 
wollte man anfänglich die Juiy teilweise durch das Schöffen- 
gericht'®) ersetzol, um dadurch »die Vorurteile für eine 
\ olketümlichere Rechtsprechung, als durch ständige Militär- 
gerichte, zu schonen«^®). Dies erwies sich glücklicherweise 
^licht als notwendig; die Schöffengerichte wurden abge- 
lehnt*^) und durch das Bundesgesetz über die MiUtär-Siraf' 
gerichtsoränung vom ^8. Juni 1889 — in Kraft seit 1. Jan. 
181)0 — ständige MilitärgericJäc eingeführt*®). 
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') Zur Cjesehichte der inilitlirischen Rechtspflege, Zürch. Zeit- 
schrift f. Gerichtspraxis und Rechtswissenschaft, 2. Bd., S. 277. . 

•») Greteiier,'Zum ErlwTirfe, S. 73 f. 

^) Vcrgl. Zeitbchr. f. sch'v^'ciz. (rösetzgebung und Rechtspflege, 
o, Bd., S. 415. 

'*) IJei .schwereren Vergehen- können nämlich neben den 3 or- 
dentlichen Militärrichtcm 4 Beisitzer von dem Dienstrange des Aii- 
gek^lagten hinzugelost werden, welche gemeinsam mit den Richtern 
gleichzeitig die Thiit- und Schuldfrage beurteilen. iiilty> Zeitschr. 
f. d. gesamte Straf rechtsw^issenschaft, 2. Bd., S. 607. 

'•) HUty, 2. Entwurf, Botschaft des Bundesrates v. 30. Mal 
1884, Bundeabi. 1884, 3. Bd., S. 215^ und 10. Aprü 1888, Bundesbl. 
1888, 2. Bd., S. 352. 

■^) Vergl. Botschaft des Biuidesrates v. 10. April 1888, Bun- 
desbl. 1888, 2. Bd., S. 351. 

'*) Ein weiteres Eingehen (ausser auf die Motive der Beseiti- 
gung, so^de auf die Militär-Strafgerichtsordnung von 1880/90, A. 
S. n. F., 11. Bd., S. 273—321) gehört nicht in den Rahmen dieser 
Ai'beit; wir verweisen hiefüi* auf die betr. Littoratur, insbesondere 
Gretener, Zvkvn Entwürfe eines Militär-Strafgesetzbuchee; HUty, 
Zeitschr. f. d. gesamte Straf rech tswissenschaf t, - 2. Bd., S. 603 ff; 
Hoischaften des Bundesrates v. 30. Mai 1884, Bundesfcl. 1884, 3. Bd., 
S. 197—226 und v. 10. April 1888, Bundesbl. 1888, 2. Bd., S. 346 bis 
365; Stoos, Der Entwurf einer Militär-Strafgerichtsverordnung, 
Zeitschr. f. schweizer. Strafrecht, 1. Bd., S. 261—303 etc. 
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IV. 

Das Schwurgerichts -Verfahren 
in der militärischen Strafrechtspflege aller Kantone. 

(1851—1890.) 



T 

Die BimdesTPrfaßBiing von 1848 stellte ein Bundesheer 
auf^ welches von den Kontingenten der Kantone gebildet 
wnrde^). Die Zentralisation M'ar nicht so weit gegangen, 
dass die kantonalen Medien aller militärischen Hoheit iib^ 
ihre Wehrkraft enthlösst worden waren. Deshalb hatte die 
Militärorganisation^) vom 8. Älai 1850 — nm nicht zweierlei 
Eccht zu schaffen — den Auftrag an den Gesetzgeber stipu- 
liert^), de lege ferenda die Militär-Strafgesetzgebung »auch 
auf den Kantonaldienst« auszudehnen*). Bei der Kodifika- 
tion der Milifcär-Strafrechtspflege wurde nun auch deren 2. 
Buche (Organisation der Rechtspflege) ein besonderer (5.) 
Abschnitt (Art. 292 — 297) hinzugefügt, welcher für die Auf- 
stellung der Kanfonalkriegsgerichte mit Jury allgemeine Nor- 
men aufstellte. 

Die Regierung des Kantons Appenzell A,-Rh. reichte am 
20. Apiil 1S52 gegen die beschlossene Ausdehnung der eidg-. 
]Vtilitär-Strafrechtspflege auf den Kaiitonaldienst sowie ge- 
gen die aufgestellten Kantonalkriegsgerichte (Art. 1, 292 bis 
297) eine Beschwerde ein'), indem sie sich auf die in Art. 3 
der Bundesverfassung garantierte, für das Straf-Gesetzge- 

') Art. 19; MUitär-Organisation y. 8. Mai 1850, Art. 7. A. 
S., 1. Bd., S. 3G7. 

*) Art. 102. A. S., 1. Bd., S. 393. 

*) Vergl. Botschaft des Bundesrates v. 25. April 1849, Bundes« 
blatt 1848/49, 1. Bd., S. 533 f. 

*) Der Entwurf des Bundesrates von 1849 (Art. 53 f) hatte 
diese Ausdehnung nicht aufgenommen. Bundesbl. 1848/49, 1. Bd.. 
S. 383. 

") Appenzell A.-Bh. hatte die übliche Publikation unter Vor- 
behalt augeordnet. Vergl. ein Schreiben der Regierung an den Bun- 
desrat v. 25. Febr. und 18. März, dessen Antwort v. 10. und 20. März 
1852 in der Botschaft des Bundesrates v. 26. April 1862, Bundesbl. 
1852, 3. Bd., S. 164 f. 
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bnngsreoht unbeschrankte kantonale Souveränetät berief*). 
Sie stellte den Antrag, dass die eidg. Militär-Strafgesetz? auf 
die im Kantonaldienste stehenden Truppen nur fakultative 
Anwendung finden sollen. Die Bundesversammlung wies 
jedoi-h diese Beschwerde aV), indem sie sich direkt auf Art. 
102 der Militärorganisation und durch denselben indirekt 
auf Art. 20 der Bundesverfassung stützte®). Die Beschwerde 
richteto sich •— wie dies weniger aus ihrem Wortlaut, als aus 
ihrem Sinn zu folgern ist*) — nicht gegen die Aufstellimg 
der Kantonalkriegsgerichte als solche. Der rekurrierende 
Kanton hielt sich ausschliesslich kompetent für die Frage 
der Gerichtsverfassung. Daraus ist zu schliessen, daÄs er vor 
allem gegen die Militär-Jury Verwahrung einlegen wollte. 
Die gär^liche Abweisung der Beschwerde war ebenso unge- 
rechtfertigt, ^ie es die volle Erheblicherklärung gewesen 
wäre. Die eidg. Bäte waren nämlich befugt, den Kantonal- 
dienst dem materiellen Stiufrechte zu unterstelleii, nicht 
aber allgemeine Normativbestimmungen über die Organisa- 
tion kantonaler Kriegsgerichte aufzustellen^®). Eine Be- 
schwerde gegen diesen Eingriff war nach Bundesstaatsrecht 
begriindet, denn die (bedingt-) souveränen Kantone üben 
nach Art! 3 der Bundesverfassung »alle Rechte aus, welche 
nicht der Bundesgewalt üb(*rtragen sind«. Zu letztern ge- 
hörten nun die aufgestellten kantonalen Kriegsgerichte 
nicht, folglich mussten die Kantone allein berechtigt sein, 
die Organisation derselben zu treffen. 

Die Jurisdiktion der kantonalen Kriegsgerichte be- 
stimmte sich nach den Vorschriften der militärischen 6e- 
richtfebarkeit der Strafrechtspflege für die eidg. Truppen v. 
27. August 1851. Die kantonalen Kriegsgerichte waren dem- 
nach in folgenden Fällen zuständig: 



•) Bundesbl. 1852, 3. Bd., S. 15^^163. 

') Die eine Hälfte de/ voi-beratenden Kommission (Pioda und 
Kappeier) hatte den Antrag auf Abweisung gestellt; die andere 
(Fazy und Anderegg) auf Erhehlicherklarung. Bundesbl. 1852, 3. 
Bd., S. 166—181. 

') Beschlnss der Bundesversammlung v. 9. Aug. 1852, Bun- 
desbl. 1862, 3. Bd., S. 181 f. 

•) Sic richtete sich gegen Art 1 und 292—297, nicht auch 
gegen Art. 209 f. 

") Die Analogie des bürgerlichen materiellen und formellen 
Sirafrechts ist ~ wenn auch nicht zwingend — nicht ausser Acht 
zu. lassen. 
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1. l'^ir Delikte im eidg. Dienste, die aber beim Ablauf des- 
.selben noch nicht bei einem eidg. Kri^sgerichte an- 
hängig waren"). Bei konkurrierendem Gerichtsstand 
mehrerer Angeklagter bestimmte der Bundesrat das zu- 
ständige Forum. 

2. fi) Für Delikte solcher Personen, 

a. welche Militärpersonen der Kantonaltruppen zur 
Verletzung ihrer militärischen Pflichten verleite- 
ten inkl. Veriauch, oder für den Feind falsch wät- 
hen und auskundschafteten (in- und ausserhalb 
der Schweiz); 

ß, die sich an Personen oder Sachen vergingen, 
welche zu den in Feindesland stehenden Kanto- 
naltnippen oder zu deren militärischen Verrich- 
tungen gehörten, 
b) Für Deliläe 

er. solcher Person^ welche weder im eidg. noch kan- 
tonalen Dienste standen (Betrug der Sunulant«i 
und Selbstverstümmler, sowie Beihilfe von Ärz- 
ten zur Umgehung der Wehrpflicht). 

ß, der Freiwilligen einer Kantonaltruppe; ebenso 
anderer Personen^ die freiwillig einer Kantonal- 
tmppe folgten oder mit ihr in fortdauernder Ver- 
bindung standen (Militär-Bediente u. dergl.) oder; 
vorübergehend zu militärischen Dienstverrich- 
tungen angestellt waren (in Magazinen, Militär- 
■ epitälem u. dergl.). 

y. der auFserhalb des Dienstes in Uniform auftre- 
tenden militärpflichtigen Personen^*) ; — - der den 
Dienstaufgeboten zuwiderhandelnden, sowie der 
in Marschbereitschaft ausreissenden militärpflich- 
tigen Pereonen^^). 



'*) Die Untersuchung und Beurteilung stand dem Kriegsge- 
richt desjenigen Kantons zu, untrer dessen Truppen der Angeklagte 
während des eidg. Dien&tes gestanden oder — wenn er zu keinem 
Kantonskontingente gehörte — demjenigen des Wohnsitz- bezw. 
Aufenthaltskantons unmittelbar vor seinem Eintritt in den eidg. 

Dienst. 

•*) Wenn dies einen MiUtSrpflichtigen unmittelbar vor dem 
Eintritt oder Austritt des eidg. Dienstes betraf, so soUte in der 
Regel beurteil ung durch ein eidg. Ki'iegsgericht stattfinden, ebenso 
für einen Offizier des eidg. Stabes bei den unter y) gegebenen Vor- 
aussetzungen. 

'*») t)ber den Zivilgerichtsstand der Militärbehörde vergl. oben. 
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Ein kantx>nales Kriegsgericht") müsste zusammenge- 
setzt sein ans einem oder mehreren Richtern nnd 8 — ^12 Ge- 
schwornen^'). Vorteilhafter als für die eidg. Kriegsgerichte 
war bestimmt, dass die Geschwomenliste zu bilden sei^®), be- 
vor ein einzelner Fall anhängig gemacht wurde. Für die 
Znsammensetzung der kantonalen Militär- Jury bestand das- 
selbe Verhältnis für die verschiedenen Kategorien (Offiziere; 
Unteroffiziere: Korporale und übrige Mannschaft), wie bei 
der eidg. Militär- Jury^'^). Die Spruclüiste war durch gleich- 
niössige Rekusationen des Auditors und des Angeklagten ^— 
je wenigstens 6 — zu bilden; nötigenfalls konnte die Reduk- 
tion auf die Spnichlistc dun?h das Los vorgenommen werden. 

Kantonale Militärgeschwome konnten unter Umstan- 
den (s. oben) auch zu eidg. Kriegsgerichten bezeichnet und 
einberufen werden. - 

Die kantonalen Kriegsgerichte hatten für das Verfahren 
und die Urteilsfällung das formelle und materielle eidg, 
Miliiär-S traf recht anzuwenden. — Der Kantonsregierung 
vrurden die Befugnisfie eingeräumt, welche für die eidg. 
Kriegsgerichte dem obersten Kommandierenden bezw. dem 
Bundesrate zustanden. - 

Jeder Kanton hatte ein Kassationsgericht aufzustellen. 
Wie für die Kriegsgerichte konnten sich mehrere Kantone 
zur Aufstellung eines gemeinschaftlichen Kassationsgerich- 
tes vereinigen. Das ordenüiche-eidg. Kassationsgericht 
konnte die Überweisung eines Falles zu neuer Beurteilung 
auch an ein Kantonalkri^sgericht beschliessen, besonders 
dann, wenn zwar (Art. 420) die Zuständigkeit eines eidg. 
Kriegsgerichtes. vorhanden war-, der Angeklagte jeidoch zur 
Zeit der Fällung des Kassation surteiles nicht mehr im 
Dienste stand. 

Damit sind die Normen erschöpft, weiche dei* eidg. Ge- 
setzgeber für die „Kantonal kriegßgerichte aufgestellt hätte. 

^*) Mehrere Kantoüe koünteu sich yereinigeri zvr Aufstellung 
eines gemeinsamen Krie^sgericlits. I3er Entwurf des Bundesrates 
hatte diese iHestiiamung nicht vorgesehen. 

-*) tJberdies gehcirte dazu ein Auditor und Gerichtsschreiber. 

") Dies konnt^ nich nach Analogie der Zusammensetzung eines 
eidg. Kriegsgenchtfi nur auf die Dienstliste beziehen. 

") Abweichend von der Bildung der eidg. G^ehwornenliste 
war fe.%tge8etzt, dass^ wer nicht von Amtswegen Greschwornef war, 
entweder durch die Militärbehörde ^ei' durch das Los als solcher 
be;seielmet werden konnte. 
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Die nähereAusführang der gegebenen Voi^schriften überliess 
er den Kantonen, ebenso auch die Begnadigung oder Reha- 
bilitation derjenigen Personen, welche durch die Kantonal- 
kriegsgerichte verurteilt wnrden (Art. 433). 

Nach der Militärorganisation vom 13. November 1874 
wurden in Ausfülinmg ihrer Bestimmungen über die Rechts- 
pflege (Art. 227—229) durch die MUitär-Strafgerichtsord- 
nung vom 28. Jnni 1889 die Kantonalkriegsgerichte nicht 
mehr aufgenommen; dieselben sind seit 1. Januar 1890 ab- 
geschafft. — Hatte der Bundesrat 1885 »auf den Wirrwar 
in dem Grenzgebiete zwischen kantonaler und Bundes-Ju- 
sti?pflegc hingewiesen (»niemand wisse, wer Koch oder Kell- 
ner sei«)-'*), so konnte es von diesem überlebten Institute 
heissen: der Bund hat's gegeben, der Bund hat's gekom- 
men ! ") 



V. 

Das Schwurgerichts-Verfahren In den 
Kantonen der französischen Schweiz und Tessin 

seit 1848. 

1£{<. 1 — ~ 

1. "Waadt. *) 

a) Die zweite Revieton der Jury-Organisatien (1859). 

Die Organisation der Jury nach dem Gesetze vom 31. 
Januar 1846 war durch das Dekret vom 1. Februar 1850 
einer erslen Revision unterworfen worden (S. 39 ff). Die 
Bildung der erhöhten Spezialliste durchs Los war um so un- 
begreiflicher, als im Juni des vorhergehenden Jahres (1849) 
das Bundesgpsetz über die Organisation der Bundesrechts- 



") Gretener, Zum Entwürfe, S. 27, Note 1. 

^*) Auf ein weiteres Eingehen auf jdiese kantonalen Antiqui- 
tüten muss hier verzichtet werden. 

•) Wir lasi^en hier Waadt dem Kt; G^if dedhalb vorangehen, 
weil in letzterem nach 1848 beinahe 4 Jahrzehnte lang, keijie, grössere 
Revision der Jurv- Institution stattfand. : "■ ^ 
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pflege erlassen worden imd in Kraft getreten wa*. Der 
Grosse Rat^) und der Staatsrat^) des Kantons Waadt trafen 
Ende 18 19 die nötigen Vorkehrungen zur Vollziehung des 
Bundesgesetzes (direkte Volkswahl der eidg. Geschwomen 
etc.) und 154 Monate später wurde dennoch ein Dekret er- 
lassen, welches die Auelosung für die Bildung der Listen der 
kantonalen Geschwomen einführte. Dieses Dekret blieb 9 
Jahre in Kraft; unterdessen hatten die Waadtländer reach- 
iich Zeit, darüber nachzudenken, warum sie 1849, 1851, 
1854, 1857 jeweilen befähigt waren, die eidg. Geschwomen 
direkt zu wählen, ihre eigenen dagegen zum letzten Mal im 
November 1849. Dieser unverständliche Gegensatz wuriie 
aufgehoben durch das Gesetz über die Jury-Organisation v. 
1^5. November 1859- Allerdings hatte der Gesetzgeber aus 
nvei besondem Gründen dem waadtländischen Souverän die 
Ausübimg dieses Wahlrechts vorenthalten wollen. Die'Wahlr 
resultate hatten nämlich ausschliesslich politische Färbu^ 
gezeigt und die Wahlbeteiligung war eine derart schwache gi^ 
worden, dass es Wahlen gab, wo 20 Oeschwome nur durch 
die 3 das Wahlbureau bildenden Bürger gewählt \^aird^n!*) 
Das neue Gesetz von 1859 führte nun dennoch jstatt d^s 
blinden Loses wieder die Wahl ein nach der urspriinglicheij. 
Proportion von 1846. Vor Ablauf eines Monats mujsste an 
dem revidierten Gesetze schon vaeder nachgebessert werden, 
Es zeigte sich nämlich, dass die Bevölkerung einiger Bezirke 
noch nicht gross genug war, um auf der alten Basis (1 Ge- 
schwomer auf 100 Einwohner jeder Gemeinde) eine volle 
Dienstliste nach dem Gesetz vom 25. November 1859 zu er» 
halten. Deshalb ^vu^de durch das Dekret vom 24. Pezem- 
l^cr 1859 die alte Bestimmung von 1846 erneuert, dass die 
unter 6000 Einwohner zählenden Bezirke im ganzen 60 Ge- 
schwome wählen und zwar proportional nach der Bevölke- 
rung jeder Gemeinde'^). An.statt aber zur frühem kantona- 
len and neueren eidgenössischen direkten VolksWahl zu 
schreiten, brachte es das Gesetz von 1859 wegen der frühem. 



•) D§cret du 21 Nov. 1849. 

•) ArrCW du 28 Nov. 1849 (convoquant le8 assemblßes €lec- 
torales de cerele jpour la nomination des Jurös f6d6raux pöur le 
If, D6c. 1849). 

*) Favey, De la valeur de rinstitutipn du jury en Suisse 1881, 
Zeiischr. f. Schweiz. Gesctzgeb. u. Rechtspflege, 6. Bd., p. 267, 411. 

») Docret du 24 D$o. 1859, Art 1. 
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lässigen Wahl>>eteiligUBg nur zur indirekten Wahl. Iiidism 
man die WahF) den Gemeinde- bezw, Generairäten über- 
trug'), war eine Annäherung an den Wahlmodus im !Nack- 
barkanton Genf erfolgt. 

Der Einfluss der eidg, Organisation zeigte sich noch in 
einem andern Punkte, Bislier war die Spezialliste der kan- 
tonalen GescliA^'omen alljährlich gebildet worden; von 1859 
an sollten die Geschwomen alle 2 Jahre gewählt werden. 
Zur Übereinstimmung mit der Wahl der eidg. Geschwomen 
konnte man — Kompromiss ! — nicht gelangen. 

Auf den Einfluss der Bundesverfassung von 1848 (ArL 
II, 42, 48) erfolgte ausser dem 1850 erzwungenen im Jahre 
1859 freiwillig ein weiterer kleiner Fortschritt gegenüber 
dem ersten Gesetze von 1846. Bei den Voraussetzungen der 
passiven Wähllähigkeit der Geschwomen wurde nämlich als 
3. Bedingung mmmehr Gemoindedpmizil überhaupt vorge- 
schriebt). — Die Reduktion der Geschwomenzahl für die 
Spezialliste gegenüber 1850 veranlasste ein Zurückgreifen 
auf die Erganzimgswahl von 1846 mit der Bestimmung 
(Art. 10), dass auf Weisung des Präfekt^n der Gemeinde- 
bczw. Generalrat die nötigen Ergänzungswahlen vorzuneh- 
men hatte, 5obald die Spezialliste einer Gemeinde uni einen 
Drittel vermindert war. — Die Dienstliste mit 54 Geschwor- 
nen (Bundesassisen) für die Kriminal-Jury, und mit 51 Ge- 
schwomen für die korrektionelle Jurj', bedeutete gegenüber 
der revidierten Organisation und dem Strafprozesse vom 1. 
Februar 1850 eine wesentliche Verminderung, blieb aber 
noch erbeblich höher als die ursprüngliche Dienstliste von 
1816®). Durch diese Änderung wurde auch eine Reduktion 
der Zabl der Rekusalionen beider Partien bedingt: von je 



•) Im 1. Wahlgang mit absoluter, im 2. mit relativer Mehrheit 
( mittelst Tiistenskriitimun'. ) . 

') Tu Gemeinden mit niclit mehr als 20 Geschwomen erfolgte 
die Wahl in eima* Serie, in «ien übrigen Gemeinden nach Serien vtm 
je '20 Geschwonien, wobei eine Bruchzahl über 5 als besondere Serie 
zählte, eine unter 5 jedoch der letzten Serie b^igeftigt wur.de.. Loi 
du 25 Nov. 1859 sur Torganisation tiu Jury, Art. 3. ■' 

«) Vergl. Art. 5, Ziff. 3. 

») Art. 12, Litt, a und b vergl. mit D^cret du 1er Fövr. 1856; 
Art. 9, Litt. Ä und b;- Code de procödure pönale du 1er F6vr. 1850, 
Art. 292 und Lt)i du 31 Janv, 184«, Art. 102, .Litt, a und b; s. Ä. 

31 ff, 39 ff; Vf , '> 



■^TT- 
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40 bezw. (für die Zuchtpolizei-Jury) je 30 auf 20 bei beiden 
Arten der Jim^ wie bei den Bundessu&sisen. Dabei fand die 
alte Bestimmiing von 1846 wieder Aufnahme, dass ausser 
der Elimination eines Eichters auch wieder jede Partei einen 
Ersatzgeschwornen bezeichnete^*^) . 

Für das seliwurgerichtliche Verfahren wurde nach dem 
Verfahren A^on Zürich und Thurgau und nach dem milität'- 
schwurgerichtlichen der Eidgenossenschaft (s. oben) die eng- 
lisch-amerikanische Beurteilung der Schuldanerkennung ein- 
geführt: Die Anklagekammer konnte den geständigen Ange- 
kl:^gten, ausser im Fall der Todesstrafe, an das Zuchtpolizei- 
bezw. Kriminalgericht ohne Zuzug der Jury verweisen. Bei 
zweifelhaftem Thatbestande war der Assisenhof zur Rück- 
wcisnng und Beurteilung unter Zuzug der Jury befugt^^). 



b) Die dritte Revision der Jury-Organisation (1860). 

Mit der Oscillation der waadtländischen Legislative in 
der Jury-Organisntion verhält es sicli ähnlich wie mit der 
Stabilität der Rechtsprechung im schwui'gerichtlichen Ver- 
fahren. Die Revisionen und die Aufhebung der Organisar 
tionsgesetze jagen sich förnilich eine Zeit laiig: so tritt an 
die Stelle des Gesetzes vom 25. Xovember 1859 schon am 29. 
November 1860 ein anderes, das vorhergehende aufliebend. 

Die Geschwornen werden wieder, wie 1846^ — 1850 durch 
direkte Volkswahl und nach der gleichen Verhältniszahl ge- 
wählt, Jedoch nuf 4 Jahre> in Übereinstimmung mit der 
Daner der Amtsperiode der richterlichen Behörden. Auch 



") Um dem Lokalgtiste der Jury entgegenzutreten, durften 
die Einladungen weder den Fall noch den Angeklagten bezeichnen: 



Alt. 17 in Ergänzung zum Straf pr., Art. 298 f. 

") Für die Fragenstellung und die Plaidoyers wurde ausdrück- 
lich auf die Bestiriimuhgen des Strafprozesses von 1850 und der 
Straf prozess-No volle von 1852 verwiesen mit Ausnahme der Frage 
auf mildernde ITmstähde bei Todesstrafe. Dennoch fand sieh der 
betr. Artikel derf»elben nicht unter den durch das Gesetz aufge- 
hobienen Artikeln des Sttafpirozesses." Loi du 25 Nov. 1859, Art. 
IS — ^20; Code de proc^dure penale, Art. 384 und D^cret du 16 Dec. 
1852, Art. 382; Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12.. Bd.,. S, 9; Zeitschr. 
f. Schweiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. Bd., p. 270. ff. 
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die Dienstliste der Kriminal- Jury wurde \ne 1846 auf 38 Qe- 
scliworne*) festgesetzt, diejenige der Zuehtpolizei-Jury da- 
gegen auf 35 Geschworne. Deshalb mussten auch. E-rgän- 
zungswahlen erst vorgenommen we(rden, wenn die Dienst- 
lisle eines Bezirks nicht mehr 40 Namen aufwies. — Die 
Zahl der Rekusationen jeder Partei für beide Arten der Jury 
fiel jetzt auf 12. Die Stellung des Angeklagten wurde je- 
doch wegen dieser verminderten Zahl dadurch verbessert, 
dass die Reihenfolge der ReTcusaiionen zum erstenmal geän- 
dert wurde, indem zuerst der Angeklagte und dann der 
Staatsanwalt rekusierte^). 

Die Bestimmung für die Beurteilung ohne Jury bei 
Schuldanerkennung des Angeklagten wurde dadurch ergänzt 
(Art. 18), dass der Fall vor die Jury kommen musste, wenn 
der Angeklagte sein Oeständnis zurücknahm. 



c) Die vierte Revision (1863). 
(Gerichtsorganisation.) 

Die Kantonsverfassung vom 10. August 1845 war am 
15. Dezember 1861 Gegenstand einer Revision geworden, die 
ihrerseits wieder eine Revision des Gesetzes über die Ge- 
richtsorganisation (vom 31. Januar 1846) veranlasste. Das 
neue Gesetz — Loi sur Forganisation judiciaire — wurde 
am 8. April 1863 erlassen. 

Die verfassungsmässige Garantie war noch für beide, 
die Kriminal- und Zuchtpolizei-Jury ausgesprochen^), und 
das Institut (autorite) als eine über den Thatbestand (le 
fait) absprechende Urteils- Jury beibehalten^). Die Organi- 
sation der Jury selbst wurde ausdrücklich der Spezialgesetz- 
gebting vorbehalten*). 

*) Loi du 29 Nov. 18G0 sur rorganisation du Jury, Art. 12, 14. 

«) Vergl. Art. 15, 16. 

^) Constitution, Art. 75: L'institution du jury est garantie en 
matifere criminelle et coiTectionelle. 

») Loi du 8 Avril 1S63, Art. 8, Ziff. 1 und 2 und Schluasalinea, 
Art. 59, 61, 62, 64; vergl. Zeitschr. f. Schweiz. Gesetzgebung un»l 
Rechtspflege, 5. Bd., p. 270. 

») id. Art. 114. 
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Die örtliche und sachliche Zuständigheit des Zuchtpoli- 
zei- und Kriminalgerichts waren keinen Änderungen unter- 
worfen worden. Die Wahlart sollte demokratischer gestaltet 
werden. Das Kantonsgericlit \\iirde*wie bisher vom Grossen 
Rate gewählt. Die Bezirksrichter waren bis 1863 in einem 
Wahlkollegium bestellt worden, bestehend aus den Staats- 
räten und den Kantonsrichtem. [N'ach dem neuen Gesetze*) 
wählte das Volk eines Bezirkes gemeindeweise auf 4 Jahre 
20 BicMerkandidaten (candidats judiciaires), wobei jeder 
Bürger nur 10 ¥amen bezeichnen durfte. Die 20 Kandida- 
ten wählten aus ihrer Mitte^) den Präsidenten des Bezirks- 
gerichts und die 4 Eichter^). 

Die S. 35 (N'ote 23) genannten, dem Staatsrate zuste- 
henden Funktionen wurden im neuen Gesetze dem Kantons- 
gericht zugewiesen'^). 

Das bis 1846 bestandene und dann aufgehobene Amt 
des Untersuchungsrichters wird wieder dauernd hergestellt^). 
Er verfolgt die Delikte auf Antrag des Friedensrichters oder 
der Anklagekammer*) oder von sich aus. 

Als symptomatisch für die spätere Entwicklung (Be- 
seitigung der Zuchtpolizei- Jury 1 886) soll hier noch hön^or- 
gehoben werden, dass dem Gerichtspräsidenten als Eiazel- 
riehter in Strafsachen em'^eiterte Kompetenzen gegenüber 
früher eingeräumt werden^*^). 



*) Vergl. Loi du 31 Janv. 1846, Art. 11, 32 ff, du 8. Avrü 
1S63, Art. 13, 36 ff. 

"') Das Gesetz, indem es für die (geheime) Wahl ausdrücklich 
das absolute Mehr fordei-te, schrieb nichts vor für den Fall, wenn 
einzelne Kandidaten mangels absoluter Stimmenmehrheit nicht ge- 
wühlt ^^urden und das Gericht deswegen nicht vollzählig konsti- 
tuieH werden konnte. 

•) Eine nötisre Ersatzwahl traf aus dieser Kandidatenliste das 
K.anionsgerich t. 

') Vergl. Orsfanisationsgcsetz v. 1846, Art. 53, v. 1863, Art. 59. 

*) Art. 68 ff; vergl. Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 6. 

•) Andernfalls geschah die Verfolgung durch den Eriedens- 
riehter mit dem Interventionsrechte des Untersuchungsrichters, 
Art. 78, 109. 

'«) Art. 7, 52 ff, 168, Ziff. 1-*10. 
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d) Die fünfte Revision 1867 (1875, 1877, 1885). . 
(Gerichts- und Jury-Organisation.) 

Die Institution der 1863 eingeführten Richterkandida- 
ten wurde schon 1867 erweitert. Dieselben wurden vorüber- 
gehend — • durch das Gesetz vom. 22. Januar 1867 — nicht 
nur die Grujidlage für die Bildung der Gerichte, sondern 
auch der Jury. 

Jede Gemeinde wählte auf 100 Einwohner^) 1, im Mi- 
nimum 4 Eichtertandidaten^). In den Bezirken mit weni- 
ger als 10,000 Einwohnern wählten die Gemeinden, propor- 
tional nach ihrer Bevölkerungszahl, im ganzen 100 Richter- 
kandidaten und diejenigen Gemeinden, welche einen Kreis 
oder eine Kreissektion bilden^), wenigstens 20. Die Zahl 
der Listenkandidaten musste anf alle Fälle eine gerade sein^). 
Das Gesetz führt für die Volge — um der bisherigen Aus- 
schliesslichkeit politischer Wahlresultate vorzubeugen — 
eine Art richterlichen Proporzes ein, indem festgesetzt wird, 
dass jeder Wähler im 1. Wablgange nur für die Hälfte der 
zu ernennenden Kandidaten und erst in einem allfälligen 
2. Wahl gange für alle noeh zu wählenden Kandidaten stim- 
men darf. Dabei ist (Listenskrutinium) das relative Mehr 
von wenigstens einem Viertel der Stimmenden massgebend. 

Die Liste der- Eichterkandidale7i diente fiir die Ernen- 
nung der Mitglieder der Bezirksgerichte, Friedensgerichte 
und die Friedensgerichts-Sektionen, sowie gleichzeitig als 
GescMvornertliste, indem die nicht zu einer richterlichen 



^) Ein Bnichteil über 50 zählte wie 1846 für 100. 

*) Sie wurden auf 4 Jahre gewählt. Loi du 22 Janv. 1867 
modifiant celle du 8Avril 1863, sui l'organisation judiciaire, Art.ll4=. 

*) Die über 2000 Einwohner zäJilenden demeinden konnten für 
diese Wahlen in Sektionen geteilt werden, von denen jede den pro- 
portionalen Anteil wählte. — Der Staatnrat bestimmte die Zahl der 
Sektionen und ihrer Kandidaten, sowie diejenige der Gemeinden, 
vergl. Art. }W: Arret§ du 27 Mars 1867, Art.' 1—20 (inkL Tableau) ; 
Arr^t^ du 20 Avril 1867, modifiant celui du 27 Mars 1867, Art. 1 — 4. 

*) Sank ihre Zahl in einem Bezirke unter 50 vor Ablauf von 
4 Jahren, so sorgte der Staatsrat für die Ergänzung der Liste. 
Art. 114». 
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Funktion ernannten Kichterkandidaten'^) die Spezialliste bil- 
deten*). 

Nicht mehr die Riehterkandidaten. sondern das Kan- 
tonsgericht wählte ans der Jjiste derselben den Präsidenten 
und die 4 Mitglieder des Bezirksgerichts (Assisenhof). Al- 
lein einer nmfassen deren (6.) Revision vorgreifend, war das 
Kantonsgericht für diese Wahlen schon 1885 nicht mehr an 
die Liste der Richterkandidaten gebunden'^). 

Durch das Ausführungsgesetz vom 20. Januar 1875 zujn 
Art. 65 der Bundesverfassung von 1874 (in Kraft bis 1879) 
trat an Stelle der Todesstrafe Ubsnslängliches Zuchthaus^ wo- 
für die Frage auf mildernde Umstände beibehalten wurde®). 

Im gleichen Jahre hob ein Dekret die Zuständigkeit des 
Kriminalgerichts (Jury) für die Beurteilung von PressdeUk- 
tcn nach dem Gesetz vom 26. Dezember 1832®) auf. 

Der Geschwomeneid wurde 1877 — seinen religiösen 
Charakter vermindernd — geändert^®). • • 



e) Die sechste Revision mit der Beseitigung 
der l(orrel(tionelien Jurv 1886. 

Waadt ist der erste Kanton der Westschweiz, der sich 
der Wissenschaft nicht länger verschloss, 1886 das Dogma 
der franzö-jisehen Trichotomie im materiellen Straf rechte 
preisgab und die Konsequenz daraus zu ziehen wagte: die 
Beseitigung der horrehtionellen Jury. »L'institution de ces 



*) Die liicbei deinisslonierenden Kandidaten gehörten wieder 
zur Geschwornenliste. Art. 114* f. 

•) Fflr die passive Wahlfähigkeit, Dispensations- und Aus- 
schliessungsgriinde galten für die Richterkandidaten dieselben Be- 
stimmungen wie bisher für die Gescbwornen. Diejenigen, auf welche 
die Ausschi icssimgsgrilnde Anwendung fanden, konnten zwar nicht 
Geschworne sein, durften aber auf der Liste der Richterkandidaten 
bleiben. Art. 114" 

') Loi du 13 Mni 1885, Art. 1, 2; vergl. Loi du 23 Mars 1886, 
Art. 237. 

") Bei Itejahung kann auf Zuchthausstrafe (röclusion) von 
15 — 30 Jahren erkannt werden. Decret du 20 Janv. 1875, Art. 1 — 5. 

•) Dßcret du 21 Mai 1875, Art. 1 ; Code de proc6dure pönale, 
Art. 21, § 2. 

") D^ret du ö Fövr. 1877, Art, 1; Code, Art. 333. 
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tribunaiix ne repond plus aux notions juridiques actuelles. 
Alors qiie Ton adraettait danß la nomenclature penale la di- 
stinction entre les criraes, les d61its et les contraventions, 
on coinprenait qne les criraes devaient etre juges par im tri- 
himal criminel et les delits par im tribunal correctiomiel; 
niais cette distinction n^exiate meme pas dans notre Code 
pönal, qui donne la qualification de d61its k toutes les in- 
fraetions qu'il pr6voit^). 

Der beseitigten, 40 Jahre alt gewordenen korrektionel- 
len Jtiry ward nur ein stilles Begräbnis zu Teil : erst bei der 
3. Lesung des neuen Geeetzes bezeichnete eine Stimme die 
Beseitigung als Rückschritt^). — Die 1885 revidierte Ver- 
fassung garantierte die korrektioneile Jury nicht mehr aus- 
driicklich^), so dass ihre Abschaffung zulässig war. 

Das Ausführungsgesetz vom 23. März 1886 weist jedem 
Bezirks- (Kriminal-j^ Schwurgericht die Jurisdiktion 3U für 
Kriminalsachen und politisclie Delikte, sowie für die Press- 
delikte mit Ausnahme der Injurien^). Dabei ist die untere 
Grenze der Zuständigkeit auf folgende Weise normiert: 
Strafkompetenz von mehr als einem Jahr Zuchthaus oder 
Gefängnis; Busse von mehr als 1000 Fr.*^). Für den Adhä- 



^) »II est d^s lors plus simple et plus logique de ne conserver 
que des tribunaiix criminels et des tribunaux de police, les piremiers 
ayant ä s'oceuper des actes dölictueux revötant un caract^re .de 
gravite et les seconds de ceux d'une importance moindre, outre les 
attributions donn(k?s au prösident et au juge de paix en mati^re 
pönale«. Bulletin des dßliberations du Grand Conseil 1886, p. 9. 

-) Leloir, Etüde enr le Jury corr., Bulletin de la Soc. de l^gisl. 
comp., 17. Bd., p. 675. 

') L'institution du Jury est garantie pour les delits politiques 
et en matiöre p<5nale sauf pour les d61its de police. Constitution 
du 1er Mars 1885, Art. 73. 

*) Loi du 23 Mars 1886 r<^visant Torganisation judiciaire et 
les Codes de proeßdure civile et pönale, Art. 1, 67; Code p6n. 1843, 
Art. 13, 89 ff; seit 1892 auch die dC4ita relatifs ä la faillite des Ein- 
führungsgesetzes (Schuldbetreibung und Konkurs) v. 16. Mai 1891, 
Art. 83 ff. — Loi du 20 Nov. 1896 (13. Mai 1897). 

") Die Kompetenz in Strafsachen kommt zu dem Friedens- 
richter (x\rt. 110 f); dem Präsidenten des Bezirksgerichts (Art. 
63, 228 f), dem PoUzeigericht (Art. 69, 228 f), dem KrimiiuUgericht 
(Art. 67) und in zweitei Instanz dem Kantonsgericht (Anklage- 
kammer und Kassationshof y Art. 32 ff). Gegen die Urteile aller 
untern (ersten) Instanzen Ut der Kassationsrekurs zulässig. 
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sionsprozess hat das Kriminal-Bezirksgericht*) die Befugnis, 
Schadenersatz-Ansprüche^) innerhalb der Grenzen des Zivil- 
Bezirksgerichts«) zu hewilHgen. 

Der Assisenhof (Kriminalgcricht) besteht wie bisher aus 
eine}n (durch je eine Eekusation beider Parteien reduzierten) 
DreierkoUegium, allein er wird nicht mehr aus den Präsiden- 
ten der benachbarten Bezirksgerichte, sondern einfaclier aus 
den Eichtem eines und desselben Bezirksgerichts konstitu- 
iert. Die Wahl des letztem steht dem Kantonsgericht zu, 
ohne dass jedoch vorher durch direkte Volkswahl die Auf- 
stellung einer Kandidatenliste stattfindet**). 

Die Bildung der Spruchliste findet nach bisheriger "Weise 
(S. 35) statt, indessen besteht die TJrteils-Juxy nurmehr aus 
9 Geschworn^n (und 4 Suppleanten, von denen jede Partei 
2 aus der Dienstliste bezeichnet^®). 

Für die Bildung der Spezialliste der Oeschwornen auf 4 
Jahre wird (wie 1846) die direkte Volkstvahl in den Gemein- 
den^^) mit dem Verhältnis A'^on 1867 beibehalten^^). Die 
Ausschliessungsgründe bleiben dieselben wie 1846, 1850, 
1S59, 1860, jedoch werden zwei Arten Dispensationsgründe 
eingeführt. Zu den bisherigen (Alter über 60 Jahre; Wie- 
derwahl; Krankheit und Gebrechlichkeit) kommen für die 
Spezialliste diejenigen hinzu für die Lehrer öffentlicher 
Schulen^*'). ITach der andern Art kann auf Verlangen Dis- 



*) Spezialgesetze konnten dem Kriminalgerichte auch noch an- 
dere Befugnisse einräumen. Gegen dessen Urteile war wie bisher die 
]3esch werde an das aus wenigst-ens 3 Kantonsrichtem bestehende 
Kassationsgericht zulässig, Art. 67, 32. 

^) Vergl. Art. 67, Schlussalinea und Art. 165. 

*) Das Bezirksgericht versieht die Funktionen eines Zivil-, 
Kriminal- und Polizeigerichts, Art. 64. 

») Vergl. Art. 131 ff; 237 ff; Loi du 17 Aoüt 1886 (modifiant 
Tarticle 135 de la loi du 23 Mars 1886 sur Torganisation judiciaire), 
Art. 1 und Ijoi du 13 Mai 1885, Art. 1 und 2. 

") Die durch die 2. Revision aufgenommene Geheimhaltung 
deg Straff alles gegenüber den einzuberufenden Urteilsgeschwornen 
wird ausdillcklieh sanktioniert (Art. 86). Vergl. dagegen Thiu*gau 
unten. 

") Die Teilung der Gemeinde in Sektionen kann wie 1867 vor- 
genommen werden. 

'') Auch für den Wahlmodus folgt das neue Gresetz demjenigen 
für die Kichterknndidaten von 1867. 

") Vergl, hiezu T^oi du 17 Aoüt 1886, Art. 1. 
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pensation von der Geachwomefnfunhtion (Spruchliste) ^*) er- 
teilt Trerden; die Fälle werden erschöpfend aufgezählt ^'^). 

Die Dienstlißte wird auf 31 Geschwome reduziert und 
hierauf dem Ankläger und Angeklagten je 9 ßekusationen 
eingeräumt. An Stelle der 1860 geänderten Reihenfolge 
kehrt das neue Gresetz zur alten Bestimmung zurück, wonach 
der Staatsanwalt zuerst rekusiert. Ist die vorige Reihenfolge 
die bessere, so ist ilir l>ei grösserer Zahl keine prinzipielle Be- 
deutung beizumessen; indessen ist sie nicht unbedingt eine 
»bloss waadtländische Kontroverse«, wie sie Schneider 1881 
auf dem Juristentag in Zug bezeichnet hat^"). 

Den Fried ensricbtem liegt unter Kontrolle des Unter- 
suchungsrichters die Voruntersuchung ob; der letztere nimmt 
sie jedoch mit dem Beistande des ersteren selbst vor, wenn 
er von der Anklagekammer eine Weisung oder von den In- 
teressierten einen Antrag zur Verfolgung erhält^^). 

AVenn es sich herausstellt, dass ein von der Anklage- 
kammer an den Einzelrichter (Präsidenten) oder an das Po- 
lizeigericht gewiesener Fall über die Kompetenzen der bei- 
den letztem Instanzen hinausgeht, so können sie sich inkom- 
petent erklären. Da ihnen aber ihre Kompetenzüberschrei- 
tung ausdrücklich untersagt ist, eo hat sich der Gesetzgeber 
im Au3druek vergriffen: sie müssen sich inkompetent er- 
klnren^**). 

Die bisherige Bestimmung über die Beurteilung des Au- 
toverdikts (Schuldanerkennung) wird im Sinne der bei der 
Kritik der Militär-Jury (s. oben) selbständig aufgestellten 
Xorni geändert. Wenn der Angeklagte nämlich (Art. 85) 
nach Kenntnis der Ankla<ceakte seine Schuldan erkennun er 
erklärt und Beurteilung ohne Zuziehung der Jury begehrt. 



") Die Gcschv-^omen erhalten ein Taggeld von 5 Fr., das für 
Weiterwolinende um die Hälfte erhöht werden kann. 

") Die Abgeoi'dneten in den Grossen Rat und in die eidg. 
Kammern fflr die beti*. Sessionen; die lichrer öffentlicher Schulen; 
die dienstthuendim Militärpersonen ; die Bisenbahn-, Dampfschiff-, 
Post- und Telegraphenbeainten und die Wundärzte. 

*•) Zoitaehr. f. sch"\veiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. Bd., 
S. 403, 267. 

") Art. 36 ff, 110; vergl. Code de procöd. p6n. von 1850, 
Alt. 193 ff, 208 f. 

") Vergl. Art. 229, 63, 69; Code de proc6d. p6n. von 1850;. 
Art. 578, 570; DCoret du 16 I)(k». 18ö2, Art. 578^ 579. 
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wird ihm entsprochen, sofem der Verteidiger der Erklärung 
des Angeklagten zustimmt. Diese beiderseitige Willensäus- 
semng kann nicht widerrufen ^erden^®). 



f) Die bevorstehende siebente Revision. 

Eine weitere, partielle Kevision des Strafverfahrens steht 
bevor^) nach dem Projet de loi modifiant quelques dispo- 
sitions du Code de prooedure penale du l^r F^vrier 1850 et 
I'aii:. 52 du Code penal du 18 Fevrier 1843 avec les amende- 
nients apportcs au 3^^ debat (Printemps 1900). Dieselbe be- 
zieht sich hauptsächlich auf die Einleitung des Strafverfali- 
rens und die Uriiersuchung^). Für die Verdiktsher atung 
wollte der Ent^vurf den Geschwornen alle Akten zuweisen 
cl. h. die Ausnahme des Code de procedure penale von 1850 
(Art. 388, 3()6 — 368) fallen lassen; dementsprechend sollte 
auch der (reschwomeneid in der Fassung v. 6. Februar 1877 



^•) Das neue Ge-setz stimmt im übrigen mit den Vorschriften 
der frühem Gesetze tiherein, soweit dieselben nicht selbst wieder 
revidiert bezw. aufgehoben worden waren (s. Gesetz von 1846 und 
1. — 5. Revision). Die Jury wird wieder von Fall zu Fall berufen: 
Für die Straffreisprechung wird die Verurteilung in die Elosten 
(ganz oder teilweise) ermöglicht, vergl. Art. 231; Code de procßd. 
pen., Art. 402 ff, Dßcret du 16 D6c. 1852, Art. 404 (S. 43) ; Code 
p(m&[ du 18 F6vr. 1843, Art. 51, Ziff. 3, 52—54. — Die gesetzliche 
Hegel I mg der Prozesskosten liegt in der Kompetenz des Staatsrates 
(Art. 145 — 147), welcher über die Gerichtsgebtihren, Gehälter, Tag- 
gelder, Entschädigungen, Sportein etc. einen Tarif aufstellt. Wir 
erwähnen aus demjenigen (mit 231 Artikeln!) von 1886, dass eine 
Gerichtsgebflhr nur für die Anklagekammer (20 Fr.) und den Kas- 
sationshof (30 Fl.) festgesetzt ist; für das eigentliche schwurge- 
richtliche Verfahren werden die Kosten durch weitläufig^ Entschä- 
digungen (SitzuBgsgelder etc.) berechnet. — Arr6t6 du 17 Juillet 
18S6, A\-t.. 147, 15], 1S5. 

*) Deren 2. Tjcsung (d6bat) nach einer Mitteilung des Justiz- 
und Polizeideparteraentes. 

^) PJeschliesst der Untersuch ungsrichter ihre Einstellung, so hat 
er motiviert über deren Kosten zu befinden, zu denen der Inkulpat 
(tout prövenu.... auteur du fait) ganz oder teilweise verurteilt 
werden kann. Hiegegen steht dem letztem, dem Staatsanwälte, dem 
Anzeiger und den Zivilparteien der Rekurs an die Anklagekammer 
zu. Art. 1, Ziff. 9, al. 1, 4, 6—8; Ziff. 11; Loi du 23 Mars 1886, 
Art. 231, al. 3. 
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modifiziert werden : de vous d^cider uniquement d^aprfes les 
d^bais et les pie*)e8. . . . Dieser Vorschlag wurde in der 1. 
Lesung des Grossen Bates nicht angenommen. 

Die bedeutendste Neuerung (Art. 1, Ziff. 19) besteht 
nach unserer Ansicht in der Verbesserung des polizeigerichf- 
liehen Verfahrens: Waadt zieht nicht nur in gerichtsorgani- 
eatorischer, sondern auch in prozessrechtlicher Hinsicht die 
notwendige Konsequenz ans der Beseitigung der französi- 
schen Trichotomie bezw. der Abschaffung des Zuchtpolizei- 
Schwurgerichts. Die N"oYclle überträgt nämlich, in 1. Le- 
sung nicht nur nicht beanstandet, sondern noch ergänzt, fol- 
gende Teile des schwurgerichtlichen auf das polizeigericht- 
licho Verfahren : die Bestellung der Verteidigung und deren. 
Beratung mit dem inhaftierten Angeschuldigten ; die Akten- 
einsieht ', die Vorladungen von Zeugen und Experten; die Er- 
öffnung des Haupt Verfahrens; die Sitzungspolizei; die ge- 
samte Partei- und ScJtlussverhandlung; die Verfällung in die 
Kosten und des TJntcrsucliungsverhafts bei Strafverurtei- 
lung; die Urteilsvollziehung. — Diese Entwicklung ist in 
kluger und schonender Weise der letzte konsequente Schritt 
der Vorbereitung zum Fallenlassen der Qeschwornen, sei es 
ohne, sei es durch das Medium des Schöffengerichts. 

Diese Novelle wird das elfte Gesetz, welches die Legis- 
lative des Kantons Waadt innerhalb der 68 Jahre von 1846 
bis 1902 erlassen hat und die im engem oder weitem Kon- 
takt mit der Jury-Organisation bezw. dem schwurgerichtli- 
chen Verfahren stehen. — Die sechste Revision war trotz der 
Beseitigung der korrektionellen Jury umfangreicher*), denn 
es war nötig geworden, über die vielen Experimente in den 
vorhergehenden Decennien hinaus zu einem Abschlüsse zu 
gelangen, welcher für die Folge eine grössere Stabilität der 
Organisation verheissen musste. 

An Stelle der aufgehobenen Zuchtpolizei-Jury ist eine 
vorteilhafte Kompetenzausgleicbung*) zwischen der (Krimi- 
nal-) Jury überhaupt und dem Polizeigerichte und der Ein- 
zelriehter-Institution getreten. Dieser Status besteht nun 



*) Durch dieselbe werden nicht weniger als 15 frühere Gesetze 
und Dekrete ganz oder teilweise (ausdrücklich) aufgehoben. 

♦) Code de proc^d, p^n. von 1850, Art. 20—30; Loi du 23 Mars 
1886, Art. 1, 61 ff, 64, 66 f, 68 f, 238, Ziff. 2. 
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seit anderthalb Decennien; während derselben musate er 
einer Revision unterworfen werden; im gleichen Zeitranme 
nach der Einführung der »Tury hatte der Gesetzgeber sechs 
Mal zu legiferieren. Bewährt sich das teilweise^) an die 
Zuchtpolizei-Jury getretene Polizeigericht gut, so kann da- 
durch mit noch andern Umständen das Vertrauen des 
waadtländischen Volkes in die ständigen, gemischten Kri- 
niinalgerichte zurückgewonnen werden. 

Als Rückschritt bezeichnen wir die am 12. März 1886 
erfolgte Ablehnung der direkten Volkswahl für die Bezirks- 
richter (Assisenrichter). Auffallend ist die Motivierung der 
Ablehnung durch den Vertreter des Staatsrates: die Politik 
würde sich in die Volkswahl mischen und die Richter wür- 
den zu grosse Unabhängigkeit in Bezug auf das Kanton&- 
gericht haben !**) — Um dem beängstigenden Kirchturms- 
geiste vorzubeugen, hätte es aber nur eines kleinen Opfers 
des Partikularismus^) bedurft: eine Reduktion der Zahl der 
Bezirksgerichte, wodurch eine vorteilhafte Vergrösseming 
der allzu kleinen Greriehtssprengel erreicht worden wäxe. 
Nach dem Massstabe der Bevöllccrnng, verglichen mit dem 
Kanton Baselstadt, könnte nämlich der Kanton Waadt mit 
2 (statt mit 19) Kriminal-Bezirksgerichten auÄkommen und 
nach dem Massstabe der Orösse, verglichen mit den (ungün- 
stigeren) Verhältnissen Graubündens, mit 6 Bezirksgerichten. 



*) Vergl. Loi du 23 Mara 1886, Art. 69 und den (nicht auf- 
gehobenen) Art. 30 des Code de procßd. p6n. von 1850, sowie das 
nach Analoflfie Belgiens und Frankreichs bestehende Bestreben der 
»correctionalisation«, wofür im Kt. Waadt das Polizeigericht in Be- 
tracht kommt. 

') Lcloir, Etüde sur le Jury corr., Bulletin de la Soci#t6 de 
K^gisl. comp., 17. Bd., p. 568. 

') Man wende nicht ein, dass dies unmöglich sei, denn die 
Beseitigung der 19 Zuchtpolizei-Gerichte konnte sozusagen ohne Op- 
position vor sich gehen. 
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2. Genf. 

a) Die Partialrevisionen 
fDr die Organisation und das Verfaliren der Jury seit 1848. 

Die direkte Volks wähl der Geschwomen steht in bes- 
serer prinzipieller Harmonie mit dem demokratischen Cha- 
rakter des Jnrv- Institutes als die indirekte Wahl im Kanton 
Genf. Indessen zeigt sich hier eine grössere, äussere Stabi- 
litiit, indem seit 1848 immer dieselbe indirekte WaJüart bei- 
behalten wurde, wenn auch für dieselbe seit 1890 ein ande- 
rer Modus in der Bezeichnung der Geschwomen besteht. 
Im Verhältnis zur Be^'ölkerungszunahme wird lediglich 
einerseits die Mitgliederzahl der Wahlbureaux erhöht — 
1805^) von 21 auf 28; 1885^) auf 34 — andererseits die 
Geschwornenzahl der Snezialliste : 1874^) von 500 auf 600, 
1891*) auf 750«^). 

Die aus der Jahresliste ausgeloste, für die ganze Dauer 
der Session gebildete Dienstliste wird 1874 für die korrek- 
tioneile Jury gecrenüber 1848 von 18 auf 24 erhöht und ent- 
sprechend die Zahl der zu erscheinenden, befähigten Ge- 
schwomen von 14 auf 18 und die Rekusationen je um eine. 



') Air§t^ l^gislatif siir la Oomnüssion du Jury du 22 Mai 
1865, welcher zugleich die.Wnhlen v. 15. Mai 1865 für Gren^ve und 
Rive droite kassierte, weil sie der nachträglichen Änderung nicht 
entsprachen! ' . . 

*) AiTAtC- l^gielatif du 18 Mai 1885, vergl.- Code d'instruction 
p<^nale du 25 Octobre 1884, Art. 213. — Bei der jährlieh stattfin- 
denden Bildung der Spezialliste ist es sonderbar, dass der Gesetz- 
geber die Änderung erst 4 Jahre nach dem Ergebnis der eidg. Volks- 
zählung vorgenommen hat. 

*) Loi (modifiant les art. 22, 24, 26 de la loi du 4 Mars 1848, 
les art. 3, 7 de Ja loi du 12 Avril 1848 et les art. 5, 7 de la löi du 
16 Tuin 1848) du 10 Juin 1874, Art. 1 (22). 

*) Loi du 28 Mars 1891, Art. 212. 

•) Ein Gesetz v. 21. Okt. 1874 bestimmt, dass jedem Geschwor- 
nen der Jahresliste die Jury-Gesetze zugeschickt werden soUen. — 
So «jehr diese bf absi.';htigte Aufkläruijg anzuerkennen ist, muss einem 
doch auffallen, dass Gerichtspräsident Mass6 einen y>Guide annot^ 
pour les d^bats criminels et correctionuels« verfasst hatte, welcher 
(trotz der Widmung für die GesehAvomen) für die (wechselnden) 
Assisenpräsidcntcn bestimmt war, während die einfachen, rechts- 
unkundigon Geschioor'nen die Gesetze ohne Kommentar lesen und 
— verstehen sollten! 



^^jr 
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Jeder Angeklagte kann, wie nach Bemer Strafprozess -(Art. 
392), statt der einen für die Tagessitzung gebildete ürteils- 
Jury®) eine spezielle Auslosung für sich begehren; jedoch hat 
er dieses Gesuch bei der Eröffnung der Sitzung vorzubrin- 
gen. Für die anberaumte Sitzung zieht der Eichter 8 nicht 
rekusierte Geschwome aus; die beiden letzten werden be- 
stimmt, diejenigen der 6 ersten zu ersetzen, welche infolge 
Rekusation oder anderer Verliinderung nicht an der Sitzung 
Teil nehmen könnten'). 

Durch zwei die Gerichtsorganisation reAddierende Ge- 
setze von 1876 und 1880 wird die bisherige Zusammen- 
setzung des Assisenhofes (Einzel richter) bestätigt und die 
Bildung der Vonmtersuchungs-*) und Anklagekammer nor- 
miert. Dem Angeklagten wird das Eecht eingeräumt, der- 
selben seine Yerteidigungsmittel vorzulegen. Der Staatsan- 
walt erhält die weitgehende Befugnis*^), alle dem Ziichtpoli- 
zei-Schwurgerichte zustehenden Delikte ohne Überw^eisungs- 
dekret jederzeit durch direkte Vorladung vor die Jury zu 
bringen^^). Die Kompetenz über diese Delikte wird ein 
erstes MaP^) 1874 nicht unwesentlich eingescliräJikt^^). 

Bei dem bestehenden Konnex des Strafgesetzes mit dem 
Charakter der Jury ist zu erwähnen, dass 1856 die Strafe 
der (französischen) mort civile^^) und sogar dem Entwürfe 
(1S73) bezw. der Bimdesverfassung (1874) vorgängig die 



*) Ein Gesetz v. 7. Oktober 1876 setzt die Entschädigung der 
UrieilsgeschAvomen für jede Jury den durch Tarife geregelten Zeu^ 
gengeMeru gleich. 

') Loi du 10 Juin 1874, Art. 1 (24, 2C), 2 (3, 7). 

*) Verel. hiezu und zur Vorbereitungsuntersuehung Zeitschr. 
f. scliweiz. Recht, 12. Bd., S. 8, 101, 103 f. 

") l.oi, modifiant Toi g.anisation judiciaire, du 3 Mai 1876, Art. 
3 — 7; Loi (modifiant quelques points de l'organisation judiciaire) 
du 27 Mars 1880, Art. 6—0. 

^^) Vergl. z. Adh'lsionsprozosse, Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. 
Bd., S. 38, 101, 104 ff. 

'■') Vergl. Loi (modifiant l'organisation et la comp§tence des 
justiees de pai\) du 21 Oct. 1874, Art. 14. 

"') Durch eine .Partialrevi.sion des Code d'instructioh criminelle 
werden 1879 die Yoi Aussetzungen und Bedingungen des Haftbefehls, 
sowie der provisorischen Freilassung mit oder ohne Kaution festge- 
setzt. Loi du 11 Oct. 1870. 

^) Loi portant Tabolition de la mort civile du 13 D6c. 1856. 
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Todesstrafe aufgehoben worden ist^*), ohne dass sie seither 
je wieder durch eine Novelle zum Code penal vom ^1. Ok- 
tober 1874^*) aufgenommen worden wäre, trotz der Versu- 
chung im Falle Luccheni 1898/1900, welcher mancher an- 
dere Kanton nicht widerstanden hätte. — Einer ergänzenden 
und präcisierenden Änderung T^airde 1869 auch der Art. 72 
des Gesetzes vom 13. Januar 1844 unterworfen, welcher die 
srraduell reduzierende Strafzumessung normiert, nachdem 
die Geschwomen avf mildernde Umstände erkannt haben^**). 



b) Die Organisation der Jury und das schwurgerichtliche 

Verfahren nach dem neuen Code d'instruction pönale 
vom 25. OIctober 1884 und den spätem (Ideinern) Novellen. 

Dreiviertel Jahrhundert stand Genf — »provisorisch !« 
— unter der Herrschaft des französischen Code d'instruction 
criminelle. Statt nur, wie bisher, Abcänderungen an dem- 
selben vorzunehmen, erliess der Grosse Kat Genfs endlich 
am ?5. Oktober 1884 einen eigenen Code d'instruction pe- 
nale. Ein 1866 ausgearbeiteter Entwurf war nicht zur An- 
nahme gelangt. — Der neue Code normiert nicht bloss das 
schwurgerichtliche Verfahren, sondern auch die Organisation 
der Jurv. 

Passive Wahlfähigheit besitzen die kantonalen Wähler; 
der Code nennt keine Dispensationsgründe. Für die Aus- 
schliessimgsgründe setzt er gegenüber 1844 die Altersgrenze 
auf 60 Jahre herunter; die übrigen (Inkompatibüäts-) Be- 
stimmungen entsprechen den frühem^), wobei ind^sen 
durch ein nachträgliches Gesetz bestimmt wird, dass die ge- 
setzliche Unvereinbarkeit der Geschwomenfunktion sich 
nicht auf die 1882/83 eingeführten gewerblichen Schieds- 



^*) Loi abolissant la peine de mort du 24 Mai 1871. 

^^) Vci'«;]. A. Dunant, Notice historique sur la Ißgislation pö- 
nale du cauton de Gendve, Zeitschr. f. schweizer. Strafrecht, 3. Bd., 
S. 178 ff. 

•*) Loi du 16 Janvier 1869 (Art. 72). Gleichzeitig wurde die 
Begnadigung geregelt, I^oi du 17 J'6vr. 1869. — Betr. Fragenstellung 
vergl. Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 10 f, 46, 49, 102. 

') Vergl. Art. 207 ff. 
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gerichte (prud^hommes) erstrecke^). — Die Bestimmungen 
für die Ti\'ahl der Geschwornen der Spezial- oder Jahresliste 
stimmen mit den bisher bestehenden Vorschriften sozusagen 
wörtlich überein, ebenso die Bildung der Dienstliste durchs 
Los^), die Rinbf-rufung der 40 (korrekt. Jury 24) Geechwor- 
iien, ihre gesetzlichen Entschuldigimgsgründe sowie die Zu- 
sammensetzung der Spruchliste (ev. mit Ersatz-Geschwor- 
nen), gebildet aus den 30 — 40 (18 — 24) erschienenen Ge- 
schwomen durch alternative Eekusationen*) der Parteien: 
hei der Kriminal-Jury je 9, bei der korrektionellen Jury je 5. 
- Die Jurisdiktion des Kriminal-Schwurgerichts^) er- 
streckt sich mit Ausnahme des Kontumazialverfahrens auf 
alle von der Untersuchungsbehörde (chanibre dHnstruction^ ) 
zugewiesenen Verhrechen; diejenige des ZuchtpolizeiSchwur- 
gericMs^) auf die Vergehen und auf alle vom Gesetzgeber 
nicht andern Gerichten^) zugewiesenen Gesetzes- und Reg- 
lements-Verletzungen®). 



*) I.oi (modifiant Part. 208 du Code d'instruction pönale du 
25 Oct. 1884) du 6 Jmn 1885. 

') Letztere öffentlich — bei Strafe der Nichtigkeit — 5 bis 10 
Tage vor Eröffnung der Sitzungf?periode, deren Beginn bei der Krimi- 
nal-Jury vom Präsidenten unter Zustimmung des Staatsanwaltes 
festgesetzt wird, sobald ein oder mehrere Fälle zu beui-teilen sind 
(Art. 253, 231). 

*) Die motivierten Rekusa tiouen gegenüber den Geschwornen 
können von diesen selbst geltend gemacht werden, sowie vom Staats- 
anwälte, der Zivilpartei, dem Angeklagten (Beistand) oder dem Prä- 
sidenten von Amtswegen. Dieselben beziehen sich darauf, dass ein 
Geschworner nicht das gesetzliche Alter hat oder nicht mehr die zur 
Funktion nötigen gesetzlichen Bedingungen aufweist oder in seinem 
Piozesse Organ der gerichtlichen Polizei, Zeuge, Expeite, Partei, 
Verteidiger etc. gewe«ien i^Jt; vergl. Art. 263, 265, 267. 

*) Es besteht aus dem Präsidenten oder einem von ihm abge- 
ordneten Bichter und einer Ürteils-Juiy von 12 Geschwornen. Art. 
206, 230, 450. 

*) Ihre Sitzungen sind öffentlich, die Beratung geheim. Art. 
144, 156, 181, Für ihre Zueanimensetzung vergl. Loi sur Torgani- 
sation judiciaire du 15 Juin 1891, Art. 59. 

^) Zusammengesetzt aus einein (präsidierenden) Richter des 
Kriminalgerichts und einer Urteils-Jury von 6 Geschwome^, Art. 
206, 381 f, 467: sie halten monatliche Sitzungen. 

') Dies bezieht sich auf das von einem Friedensrichter präsi- 
dierte Polizeigericht (ohne Jury), dessen Jurisdiktion Art. 417 er- 
schöpfend (14 Kategorien) normiert, vergl. Art. 418 ff, 436 ff, 472 ff. 

•) Für den ganzen Kanton besteht (wie bisher) nur je ein 
Kriminal- und Zuchtpolizei-Schwurgericht. 
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Zur Einleitung des Strafverfahrens dient wieder die 
(französische) gerichtliche Polizei^^). In der Vorunter stichung, 
für welche der Untersuchungsrichter funktioniert, kann der 
Staatsanwalt, wie auch der Angeklagte kontradiktorische 
Kinvernahme (hei »Waffengleichheit« derselhen) verlan- 
gen^ \); dem letztem ist zudem das Recht eingeräumt, schon 
für die Voruntersuchung einen Verteidiger zu wählen oder 
sich einen hezeichnen zu lassen^^), mit dem er sich in jedem 
Falle frei besprechen darf^^). 

Für das Hauptverfahren ist dem Präsidenten ausdrück- 
lich die französische diskretionäre Gewalt eingeräumt; er ver- 
hört auch den Angeklagten und die Zeugen, welche vorher 
beeidigt werden**). Die Herbeischaffung der Beweismittel 
steht dem Staatsanwälte, der Zivilpartei und dem Angeklag- 
ten^^) zu, jedoch bleibt dem Präsidenten die vorhin genannte 
Befugnis gewahrt. Das Expose des Staatsanwaltes ist nicht 
mehr aufgenommen worden*®). Die Parteiverhandlungen 
entsprechen dem frühem Verfdkren^'^) ; das Resume fällt weg 
»ind die Fragetistellung wird erst 1887 durch eine Novelle 
über die bisherigen Bestimmungen hinaus ergänzt. Auf 
Verlangen einer der beiden Parteien, nachdem die Verhand- 
lungen über diesen Punld stattgefunden haben, kann subsi- 
diarisch die Frage auf Oeisteskrankheit gestellt werden: L'hjc- 
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') Ausgeübt durch die Staatsanwaltschaft, Untersuchungs- u. 
Friedensrichter, Geineindevorbteher und Polizeiorgane, Art. lOff ; 1 ff. 

") Bei Einsprache der Gegenpartei entscheidet die Untei*su- 
ehungsbeljördci vergl. Art. 64 ff, 70, 120. 

^^) Durch den Präsidenten des Kriminalgerichts, Art. 61 ff. 
Bei korrektionellen Delikten erfolgt auf Begehren die Bestellung 
eines Verteidigers nur von Amtsw^gen. 

^*) Der kriminell Angeklagte erhält auch ohne Kosten 5 Tage 
bevor die Untersuchungsbehörde Beschluss fasst, die Abschrift der 
Akten der Voruntersuchung, Art. 63, 120, eingeschränkt durch den 
Art. 70 gemäss Loi eonstitutiönelle du 23 Avril 1849, Art. 9 f. — 
Die Zeugen werden vor der Einvernahme in der Untersuchung 
beeidigt. 

") Vergi. Art. 248 ff, 233, 313; 304 ff. 

'') Nachträglich von ihm bezeichnete Zeugen stehen zu seinen 
Kosten, Art. 284,' 

^") Vergl. Art. 284 und Code d'instruction criminelle, Art. 315. 

") Derb Präsidenten bezw. Staatsanwalt steht beim Verfahren 
vor KrindnaTgericht eine bedingte Änderung der Anklage zu, wie 
bisher, vergl. Art. 321, 353, *37Ö. 
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ciise a-t-il agi cn etat d'alienation mentale? Der Präsident 
ist befugt, diese Frage auch von Amtswegen zu stellen. Ein 
bejahendes Verdikt hierüber hat die Freisprechung zur 
Folge^*). Nicht geändert worden ist für den Code die Be- 
ratung der Geschwornen, ihre Abstimmung und Zuerken- 
nung mildernder Umstände. Die Weglassung und Zuwei- 
sung der letztem an den Assisenhof wäre ein Fortschritt ge- 
wesen wie die stillschweigende Unterdrückung des Expos6 
und R^^sume. Der Grund für die Kompetenz der mildern- 
den Umstände durch die Geschwonien war nicht mehr vor- 
handen, nachdem ein erst 10 Jahre vorher erlassener Code 
penal die Härten des alten französischen Code beseitigt hatte. 

Bezogen sich bisher eine grössere Anzahl Gesetze auf 
die Organisation der Jury und besonders auf das schwurge- 
richtliche Verfahren, so bringt hierin der neue Strafprozess 
Einheit, indem er nicht weniger als 11 bisherige Gesetze 
ganz oder teilweise aufhebt. Diese Erleichterung der Über- 
sicht des Verfahrens zeigt sich besonders auch in der einheit- 
lichen Regelung der Beanstandimg des Verdikts und in der 
TJrteilsfällung, die sich auf die Anwendung des Gesetzes, 
Schadenersatzanspruch, Restitution und Kosten bezieht. Der 
neue »Strafprozess weicht auch hierin nur unwesentlich*®) von 
den frühem Gesetzen ab^^). — Nach einer Novelle^*) von 
1892 kann das Gericht mit oder ohne Jury — bei dem Ver- 
dikt 2Lxd Entschuldbarkeit und demjenigen auf mildernde 
Umstände — bedingte Verurteilung^^) verfügen. Ein ande- 
res Gesetz vom gleichen Jahre, welches den Code p6nal von 
1874 teilweise modifiziert, regelt die Strafbarkeit Minderjäh- 
riger mit und ohne Unterscheidungsvermögen, sowie die 



-•) Loi du Ifl Mars 1887, Article unique; vergl. Loi du 5. F6vr. 
1638. 

*•) Dies bezieht sich auf die Straf au smessung auf Grund der 
Zaerkennung mildernder oder f?ehr mildernder Umstände in tJber- 
ein»timmiing mit den Strafgesetzen und deren NoveUen, vergl. Art. 
360—362 und Loi du 12 Janv. 1844, Art. 72—77, Loi du 16 Janv. 
1869 (Art. 72). 

*») Vergl. Code d'instr. p€n., Art. 343—349, Loi du 12. Janv. 
1844, Art. 67—76, Ode d'instr. crim., Art. 357—379. 

*') Loi sur la peine conditioneUe du 29 Oct. 1892, Art. 1. 

") Über diese amerikanisAhe Institution, vergl. A. Gautier, 
A propos de la condamnation (exßcution) conditioneUe, Zeitsehr. f. 
schweizer. Strafr., 3. .Bd., p. 299—833. 

10 
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Sittlichkeitsdelikte^^), und eine weitere Revision des Code 
penal von 1895 die Zuchthausstrafen-*). 

Entsprechend der Organisation zeigt^^) auch das Ver- 
fahren vor der horreMionellen »Tiiry nach dem neuen Code 
keine erheblichen Modifikationen. — In Übereinstimmung 
mit dem Gesetz vom 16. Januar 1869 wird bestimmt, dass 
bei Zuerkennung mildernder Umstände durch die Jury das 
Maximum und Minimum der Strafe auf die Hälfte reduziert 
werden; bei sehr mildernden Umständen darf die Strafe ein 
Viertel des gesetzlichen Maximums nicht übersteigen. 

Die Gesetze vom 12. Januar 1844 über die Jury- und 
vom 4. März 1848 über die Gerichtsorganisation anerkann- 
ten das Eechtsmittel der Kassation^^) gegen das Dekret der 
Anklagekammer und gegen die Urteile der Kriminal- und 
der korrektioneilen Jury, ohne die nähern Voraussetzungen 
der Kassation festzusetzen^^). Der neue Code d^instruction 
pönale füllt diese Imcke aus, indem er jeder Partei bei bei- 
den Gerichten folgende Kassationsgründe einräumte : 1) Un- 
terlassung oder Verletzimg einer durch das Gesetz bei Strafe 
der N^ichtigkeit vorgeschriebenen Form im Überweisungs- 
delcret, im Hauptverfahren oder Venirteilungsspruch. 2) 
Unterlassung oder Verweigerung der Beurteilung über eine 
von einer Partei geltend gemachte Eechtsbefugnis. 3) Ge- 
setzwidriger Straf ausspruch. 4) Inkompetenz des Gerichts. 

Dem Staatsanwälte steht die Nichtigkeitsbeschwerde zu 
gegen ein Dekret der ISichtüberweisung: 1) bei Verletzung 
oder falscher Interpretation eines Strafgesetzes; 2) bei Un- 
terlassung oder Verweigerung der Beurteilung einer seiner 
Anklagepunkte. 

Ausdrücklich wird bestimmt, dass gegen eine Straffrei- 
sprechung weder vom Staatsanwalt noch von der Zivilpartei 
ein Kassationsrekurs eingereicht werden kann. Das Verfah- 



281 



') Loi (modifiant les art. 48—61, 277—280 du Cote pönal de 
1874) du 22 Juin 1892, vergl. auch Nouvelle publication du 8 Avril 
1896. 

**) Loi du 25 Sept. 1895. 

=»") Code, Ai-t. 381—416. — Vergl. Loi du 28 Sept. 1898. 

^^) Der Kas«4ationshof besteht aus 4 Richtern; in den Sitzun- 
gen müssen 3 anwesend sein. Loi sur l'organisation judiciaire du 
15 Juin 1891, Art. 60. 

") Vergl. ersteres, Art. 77, Ziff. 4 und letzteres, Art. 35 ff; 
Code d'instr. p6n., Art. 478—501, 239. 
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ren des Kassationshofes für die Eückweisung eines Falles zur 
Beurteilung entspricht den frühem Bestinunungen. Bei 
gleichem (.2.) Kassationsgesuch gegen ein neues Urteil kommt 
der Kassationshof beim Grossen Rat xiia eine Gesetzesinter- 
pretation ein (Art. 500). 

Als Revisionsgründe^^) gelten: 1) Erwiesene Falschheit 
eines Belastungszeugen; 2) Widersprechende (successive) 
Verurteilung zweier Individuen für dasselbe Delikt. Ausser- 
dem sind, wenn nachträglich Beweise der Unschuld entdeckt 
werden, diese durch den Untersuchiuigsrichter zu sammeln, 
um den Fall dem Kassationshofe zu üherweisen^®). Einen 
bessern Ersatz für diese Vorschrift gewährt ein Gesetz von 
1897^^), welches zu den zwei erwähnten ßevisionsgründen 
zwei weitere hinzufügt^^) ; 3) Entdeckung von Beweisen der 
Unschuld; 4) Irrtum in der Person (bürgerl. Stand) des Ver- 
urteilten^^). 

Die Rehabilitation und Begnadigung werden durch die 
Art. 516 — 525 und 374 und 415 normiert, wobei die erstere 
auf die Zuchthaus- Verurteilten ]>eschräjikt wird. Ein nach- 
trägliches Gesetz von 1895^®) dehnt die bedingte Eehabili- 
tation auch auf solche aus, welche zu korrektioneilen Strafen 
verurteilt werden^*). 



^) Das Revisionsgesuch stellt nach den allg. Normen zu dem 
Verurteilten bezw. seinen Eltern, Erben und dem Staatsanwälte. 

") Wenn die Revision die Unschuld des Verurteilten darlegt, 
kann ihm oder seinen Rechtsnachfolgern Schadenersatz zugesprochen 
werden. — Vergl. Code, Art. 502—507. 

**) lx)i (abrogeant le chapitre II, livre II, titre VI du Code 
d*instr. p6n. et le remplagant par des dispositions nouvelles) du 26 
Mai 1897, Art. 469. 

^) Die zwei ersten des revidierten Artikels (469) entsprechen 
den beiden in Art. 503, 604 des Code. 

**) Wählt der Rekurrent keinen Beistand (Advokaten), so be- 
zcaehnet ihm der Präsident des Kassationshofes von Amtswegen 
einen solchen. Der Revisionsrekurs wird in öffentlicher Sitzung 
plaidiert (Anhörung des Staatsanwalts). Loi du 26 Mai 1897, 
AH. 470 f. 

") Dasselbe verweist jedes Mal auf einen durchaus falschen 
Teil des Code d'instr. p6n. 

•*) Loi (modifiant Part. 516 (nicht 483!) du Code d'instr. p6n. 
du 25 Oct. 18S4) du 1er Juin 1895, Art. 1. 
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(?0 Die Reorganisation der Jury und ihres Verfahrens 
/ nach der Strafprozess-Noveile vom 1. OI(t. 1890. 

Eiue skandalöse Eechteprechung^) der Genfer Jury 
18S8/89 bewirkte, dass nur 4 Jahre nach dem Inkrafttreten 
deä neuen Strafprozesses eine vollständige Reorganisation 
der JuiT beschlossen und durchgeführt wurde; die Novelle 
vom 1. Oktober 1890 umfasst nicht weniger als 210 Artikel, 
welche die ihnen entsprechenden Artikel (206 — 416) des 
Code d^instruction penale aufheben. — Jene willkürliche 
Eeohtsprechung schien das Institut der Jury zu gefährden; 
eine damals vorgenommene Volksabstimmung würde sich — 
nach E. Picot^) — mit grosser Mehrheit für deren Beseiti- 
gung entschieden haben. 

Die örtliche und sachliche ZusiändigJceit des Kriminal- 
und Zuchtpolizei' Schwurgerichts^) bleibt dieselbe, wie bis- 
her*). Bei Oeständnis Tcorrektioneller Delikte kann der An- 
geklagte — auf die ausdrückliche Anfrage des Untersuchungs- 
richters hin — verlangen, ohne Zuziehung der Jury beurteüt 
zu werden (Art. 360). 

Für die Bildimg des Assisenhofes jeder der beiden Jury 
Avird auf die Einrichtimg von 1847 zurückgegriffen: er be- 
steht auB ei nem Dreierhollegium^) (Präsident mit 2 Beisitzern 
bezw. deren Supplcanten), welches auch über alle Einreden 
während der Verhandlungen entscheidet®). 

^) ])ie Reclitsprechiin«» als solche ist zwar direkt eine richter- 
liche Funktion, indem sie aber auf den Wahrsprüchen der Geschwor- 
nen beruht, muss (indirekt) von einer Reechtsprechung der Jury 
gesprochen werden. 

'') Zeit sehr. f. schweizer. Strafrecht, 2. Bd., S. 344 ff. 

*) }«ei dem ersten findet alle 3 Monate wenigstens eine Sitzung 
statt; das zweite h9lt \^enigstens — zweimal monatlich (nach der 
Abilndenmg durch das Gesetz v. 28. März 1891) — eine Sitzung, 
vergl. ferner Art. 215, 362. 

*) Vorgl Art. 214 und 359 ff. 

") Dies ist als ein Fortschritt anzuerkennen, wenn er seine 
Entstehung au(jh nicht der Einseitigkeit des Einzelrichters — Prä- 
sidiums — verdankt, von dem ein Genfer bei dessen Einführung 
urteilte: »Bei luiserin Gerichtshof.... leitet der Präsident nicht 
bloss die S^erhandlnng, sondern er macht sie«. Gherbuliez, Krit. 
Zeitschr. f. Reehtswiss. u. Gesetzgebung d. AusL, 19. Bd., S. 222. 

*) Die Kichi^r Averden vom Grossen Rat auf 4 Jahre gewählt 
(Präsident jährlich). — Die Rekusationsgründe der Richter werden 
im Gerich tsorganisations-Gesetze erschöpfend aufgezählt; vergl. Loi 
du 16 Juin 1801, Art. 69 i 99 ff. 
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Zur Oeschwornenqualität kommt für das Lebenflalter 
zum Maximum von 1884 das Minimum von 1844^). Zu- 
nächst wird von allen Gemeinderatsbehörden®) eine Präsen- 
tations-Spezialliste von 800 Geschwomen aufgestellt®), welche 
Zahl ein schon ein halbes Jahr später erlassenes Gesetz auf 
1000 erhöht^^). Diese Zahl bestimmt sich proportional^^) 
zur Wählerzahl, nicht der Bevölkerung^^) jeder Gemeinde. 
Nach dem Wortlaut des Gesetzes wäre hiefür sowohl die 
Wahl als die Auslosung zuzulassend^). Der Staatsrat, dem 
die Namen der (800 bezw.) 1000 Geschwomen zugeschickt 
werden, prüft und berichtigt die Liste nach den gesetzlichen 
Aasschliessungsgründen. Er stellt sie durch Vermittlung 
des Grossratspräsidenten der Wahlkommission des Grossen 
Rates zu. Diese selbst, aois 15 Mitgliedern bestehend, wird 
im Mai durchs Los gebildet^*); sie reduziert die präsentierte 
Liste der (800) 1000 Geschwomen proportional durch Elimi- 
nation auf die eigentliche SpeziaUiste der (600bezw. seit 1891) 
750 Geschwomen^^). 



'') Für die ]>aistclhinßf der Straf ])roze8S-Novene werden wieder 
nur die Abweiohunpfen vom bisher geltenden Rechte gegeben. 

*) Dic8oU>cn können damit eine Kommission beauftragen. 
Ai-t. 212. 

•) Nach Analogie Freiburgs, abgesehen von der direkten Wahl. 

'**) lioi {modifiant les articles 212 et 362 et les dispositions 
transitoires de la loi du Icr Oct. 1890, qui modifie le Code d'in- 
struction pr^nale du 25 Oct. 1884) du 28 Mars 1891. 

") P.ei ^(^ — 99 kantonalen Wählern einer Qemeinde werden 
(3 bc'zw.) 4 Geschworne seit 1891 auf die Liste genommen; bei 100 
bis 1000 Wälllern (5 bezw.) 6 Geschwonie auf je 100 Wähler; eine 
Bruchzahl von 50 und darüber berechtigt zu weitern (2) 3 Ge- 
schwomen. Loi mehr als 1000 Wählern stellt jede Gemeinde auf 
je 1000 derselben (45) 60 Geschworne auf, wobei eine Bruchzahl von 
500 und darüber zu weiteren (23) SO (Geschwomen berechtigt. 

") Die Geschwomen werden vom Gemeinderat aus den Wäh- 
lern der Gemeinde in öffentlicher Sitzung bezeichnet. 

") l^es jurßs sont ä^sign^s eu sßance publique, par chaque 

Conseil municipal, et choisis poATui les 61ecteurs de la commune 

(Art. 212 nach beiden Gesetzen v. 1. Okt. 1890 u. 28. März 1891). 

") Dabei trifft ef auf Genf und linkes Ufer Je 6 und auf das 
rechte Ufer 3 Mitglieder. 

") Auf dieser Liste können die Urteilsgeschwomen oder solche, 
welche jeder Einberufung für eine Session eines der 2 vorhergehen- 
den Jahi-e Folge geleistet haben, nicht figurieren. Art. 213, 232. 
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Die Bildung^') der Dienstliste^'') für die Kriminal- Jury 
bleibt dieselbe (40)^®), für die korrelctionelle Jury wird "wie- 
der auf die Zahl (18) von 1848 zurückgegriffen^®). Die Re- 
kusationen werden für die erstere von je 9 auf je 8, für die 
letztere von je 5 auf je 4 reduzieri;. Die alternative Keihen- 
folge fällt weg; der Staatsanwalt rekusiert zuerst die volle, 
ihm zustehende ZahP"). Aus den nicht rekusierten, in eine 
U]*ne gelegten Namen lost der President suecessive die Zahl 
der IJrteilsgeschwomen 12 bczw. (für die korrekt. Jury) 6 
aus. Der Vorteil der Eeku8ationen ist dadurch und infolge 
der Reduktion in doppelter Weise eingeschränkt worden^*). 

Den bisherigen drei Kassationsgründen beider Parteien 
gegen das Überweisungsdekret der Anklagekaramer wird für 
dag Kriminal-Schwurgericht^^) ein vierter beigefügt^^). 



") Für die Bildimg der Dienstliste der Kriminal-Jury besteht 
die bisherige "Frist (5 — 10 Tage vor der Sitzung), für diejenige der 
koirektionellcn Jury wird sie modifiziert (5 — 8 Tage vorher), weil 
deren Sitzungen alle 14 Tage stattfinden, vergl. Art. 227, 362 f und 
Code (1884), Art. 253, 384. 

") Die Einberufung der Geschwomen der Dienstliste erfolgt 
3 Tage nach der Bildung dieser Liste (Art. 230), bisher waren es 2 
Tage. Tioi du 12 Janv. 1844, Art. 25; Code de 1884, Art. 256. 

") Ausser den bisherigen 2 gesetzlichen Entschuldigungsgrün- 
den bei der Einberufung der Geschwomen wird ein dritter zugelas- 
sen, der sich auf einen durch ärztliches Zeugnis beglaubigten Zu- 
stand der Krankheit oder Grebrechlichkeit bezieht. Art. 250. 

") Deshalb muss auch flir dieselbe die Zahl der erschienenen, 
befähigten Geschwomen nur wieder 14 betragen. Art. 371. 

**) Die bisherigen Bussen werden ermässigt: das Nichterschei- 
nen der Geschwomen von 50 Fr. (Code, Art. 274) auf 20 — 50 Fr. 
und die Eides- bezw. Gelübde- Verweigerung derselben von 100 Fr. 
(Code, Art. 282) auf 20—50 Fr., vergl. Novelle v. 1. Okt. 1890, 
Art. 258 bezw. 266. 

'^) Vergl. Art. 253 und 374—376. 

») Vergl. CV>dc, Art. 239 und Novelle v. 1. Okt. 1890, Art. 224 
(und 383): 1) Mansrel der gesetzlichen Deliktsqualität; 2) Nicht- 
Anhörung der Staatsanwaltschaft: 3) Beschluss der Anklage- ( Unter- 
such urigs-) kam mer bei illegaler Besetzung; 4) Unterlassung einer 
durch Verfassungsgesetz vorgeschriebenen oder für die Verteidigung 
des Angeklagten wesentlichen Formalität in dem Verfahren vor 
dem überweisnngsdekret. Vergl. hiczu Code, Art. 252 und Novelle, 
Art. 243. 

*•) D:is (franziSsische) Vorverhör durch den Präsidenten hat 
für einen kriminell Ansreklagten wenigstens 6 Tage vor der Sitzung 
stattzufinden. Art. 217, 383, Code (1884), 233. 
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T)ie Parteiverhandlungen nach der Novelle entsprechen 
den Vorschriften des Code d^instruction penale^*). 

Die Fragens! ellung'^'^) muss nicht nur anf dem Über- 
weisungsdekrct (Anl:lageakto), sondern auch auf den Urtei- 
len des Assisenhofes basieren. Die bisher dem Präsidenten 
falailtativ zugestandene Stellung der Frage auf erschwerende 
Umstände — sofern die Verteidigung gegen dieselben zuge- 
lassen worden war, weil sie nicht auf der Anklagea]d;e figu- 
rierten^®) — wird unter denselben Voraussetzungen vom An- 
trage des Staatsanwaltes abhängig gemacht. Wenn aber ein 
Anklagepuukt bereits auf dem Überweisungsdekret mit ei- 
nem oder mehreren erschwerenden Umständen qualifiziert 
wird, so muss bei Strafe der Mchtigkeit für jeden derselben 
eine spezielle Frage gestellt werden. Im Gegensatz zur Kri- 
minal-Jury ist der korreJctionellen Jury die Kompetenz für 
die Zuerkennung sehr miWemder Umstände entzogen wor- 
den. In diesen beiden Änderungen scheint offenbar die Ver- 
bessenmg zu liegen, — eine Art Schraube gegenüber der 
«Tnry — welche wegen ihrer laxen Rechtsprechung weniger 
günstige Verdikte bezwecken sollte. — Mit der Erweiterung 
dos Assisenhofes wird sowohl der Anklage als der Verteidi- 
gung ihr bisheriges Autragsrecht für die I>agen gewahrt, 
wobei aber die bisher bestehende offizielle Befugnis des As- 
sisenhofes (Präsidenten) wegfällt. Dies betrifft^^) die sub- 
sidiarisch gestellte Frage auf Teilnahme^^) oder Versuch 



^*) Es wäre nicht nötig gewesen, die entsprechende Serie von 
mehr als 30 Artikeln unter Aufhebung derjenigen des Code zu wie- 
derholen; es handelt sich dabei nur darum, in der Novelle eine un- 
unterbrochene Keihenfolgc zu erhalten. Redaktionell mit daraus- 
folgender kleiner materieller Abweichung, sind modifiziert worden 
Novelle, Art. 287 und 289 (Tnformationszeugen und die Art des Zeu- 
genverhörs durch den Präsidenten, Code, Art. 303 und 304). 

w) Vergl. Art. 302 — 310 und (die aufgehobenen des) Code von 
1884, Art. 320—327. 

^) Die Änderung der Anklageakte vor Kriminalgericht mit der 
Ginleitung eines neuen Verfahrens — sofern der Angeklagte aus den 
Verhandlungen neuer Delikte überführt wird — steht (Art. 357) 
nach dem Antrag des Staatsanwaltes in der Befugnis des Assisen- 
hofes, während letzterer dazu nach dem Code (Art. 379) von Amts- 
wegen — ohne Antrag — verpflichtet war. 

") Vergl. Loi du 12 Janv. 1844, Art. 53, 54, 56; Code (1884), 
Art. 322, 323, 325; Strafprozess-Novelle, Art. 304, 305, 308. 

*•) Mit der neuesten Tendenz in der Entwicklung des deut- 
schen Straf rechts steht dies allerdings im Widerspruch, s. v. Liszt, 
I^ehrb. des deutschen .Strafrechts 1899, S. 215 ff. 
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statt der rollen Urheberschaft; diejenige auf einen gesetz- 
lichen Entschxildigungsgrund und endlich alle andern subsi- 
diären Fragen, welche einen in der Anklageakte bezeichne- 
ten Fmstard so qualifizieren^ dass der Angeklagte in einem 
niedrigen) Grade der Strafbarkeit erscheint**). 

Hatte der Code d'instruction pönale 1884 das Eesume 
des Präsidenten beseitigt, so führt die Strafproze6s-!N"ovelle 
1890 dasselbe durch ein Hinterthürchen in anderer Farm 
>vieder ein. Nach denBelbeD wohnt nun der Präsident der 
Beratung der Geschvjornen über die Kulpabilität bei^®). 
Wenn auch das Gesetz hiebei für ihn lediglich beratende 
Stimme vorschreibt, ist sein Einfluss weit grösser als beim 
fiiihem Resume, denn er entzieht sich der Kontrolle der 
Parteien. Die Abordnung des Präsidenten war übrigens ein 
Kompromiss ; denn der Entwurf wollte — mit einer Anleihe 
beim Schöffengericht — alle 3 Richter des Assisenhofes den 
Geschwomen gleichberechtigt beiordnen zur Fällung der 
Wahrsprüche. — Indessen hat diese Novelle doch die Kon- 
sequenzen gezogen, die aus dieser A^eränderung resultieren. 
Die Kückwcisung der Geschwomen zur Vervollständigung 
der Beratung bezw. de^ Verdikts (Moniturverfahren) fällt 
nämlich weg, ebenso die gänzliche oder teilweise Annullie- 
rung der Wahrsprüche, sowie die Verweisung des Falles vor 
eine neue »Tury durch den Assiseiihof. 

Eine einschneidende Neuerung besteht darin, dass bei 

/ jedem Gericht nach einem Schuldigverdikt und den Plai- 

/ doyers des Staatsanwaltes, der Zivilpartei und der Verteidi- 

/ gnng der Assisenhof sich mit den Geschwomen zurückzieht, 

/ um gemeinsam über die Straf an Wendung zu beraten und zu 

beschliessen^^^. Jedoch bleiben — neben den Urteilen im 



/ 



") Die orgt nach dem Code d'instr. p6n. — 1887 — aufgestellte 
Frage auf Geisteskrankheit ist in die Strafprozess-NoveUe auch her- 
übergenonimen worden. Art. 307. 

^) Diese l^estiminung findet sich nicht unter den Vorschriften 
für die Beratung der Jury, sondern bei denjenigen über die Zu- 
sammensetzung des Assisfnliofes. Art. 208. 

") übereinstimmend mit dem Verfahren bei der Einführung 
der Jury (1844 bezw. 1848) und nach dem Strafprozesse von 1884 
setzt das neue Gesetz fe^t, dass das Kriminal- und Zuchtpolizei- 
Geiicht die Strafe aussprechen, wenn auch auf Grund des Verdikts 
der Fall nicht mehr in deren Kompetenz fiele; vergl. Code d'instr. 
criminelle, Art. 365, Code d'instr. p6n., Art. 358, 410 und Straf- 
prozess-Novelle (1800), Art. 334, 380. 
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Hauptverfahren und der Fragenaufstellung — der aus- 
schliesslichen Beratung und Beschlussfassung des Assisen- 
liofes vorbehalten die Restitution und der Schadenersatz, so- 
wie die Dauer der Strafe für die Fälle, in welchen die Un- 
tersuchungshnft^^) von der ausgesprochenen Strafe abgezo- 
gen v/ird'*^). Die Nonnen für die Strafausfällung sind mo- 
difiziert worden^*), sofern sie sich auf ein Verdikt unter Zu- 
crkennung mildernder und sehr mildernder Umstände bezie- 
hen*"). Da die Zuerlcennung der sehr mildernden Umstände 
für die korroktionelle Jury weggefallen ist, bestimmt die 
ISTovelle bei mildernden Umständen eine Strafe bis zum hal- 
ben Maximum, ohne Minimum**'). 

Das ]'evidierte Verfahren ist die Ausführung einer neuen 
Kombination zahlreicher Theorien für das Jury-Institut. 
Älii dem Antrag auf Revision desselben war im Grossen Bat / 
der Eventual Vorschlag verbunden worden, die Jury durch j 
das deutsche Schöffengericht zu ersetzen^'^). Der ausgearbei- ? 
tele Entwurf machte dem letztern starke Konzessionen, in- 
dem er eine Kriminal-Jurv von 3 Richtern und 8 Geschwor- 
nen und eine korrektionelle Jury von 3 Richtern und 4 Ge- 
schwomen vorschlug und den Richtern OeschwornenfunJction 
und umgekehrt den Geschwornen richterliche Funktionen ein- 
räumte; zudem hatte er das Kreuzverhör aufgenommen. — 
Die Gesetzesbereinisning Hess wenigstens noch eine Reminis- 
cenz an die Jury-Zusammensetzung des Entwurfes übrig, y 



^) Dies ist eine neue Bestimmung. 

*"') Vorgl. Art. 340 — 348 mit der Änderung in der Rtickweisung 
(344) im Adhäsionsprozesse, Code (1884), Art. 366. 

**) Dasselbe ist der Fall für die Bestimmung des Minimums 
der Biissenkompeten/. Art. 339 vergl. mit Code, Art. 362. 

») Vergl. Art. 337, 338 mit Loi du 12 Janv. 1844, Art. 72, 73; 
Lei du 16 Janv. 1869 (Art. 72), S. 142; Code (1884), Art. 360, 361. 

*•) I.oi du 12 Janv. 1844, Art. 72, 73; Loi du 16 Janv. 1869, 
Art. 72; Code von 1884, Art. 411, 412; Novelle, Art. 381. — Schon 
das Gesetz von 1844 enthielt die Bestimmung für die Reduktion 
der korrektionellen Strafe bei mildernden und sehr mildernden Um- 
ständen, obschon die korrekt. Jury erst 1848 eingeführt wurde. Das 
Krirainalgericht war nämlich seit 1844 (s. vorige Note 31) zur Fäl- 
lung «iner korrektionellen Strafe kompetent. 

■') Diesen Vorschlag für die Einführung des tribunal 6chevinal 
hatte schon 8 Jahre vorher Prof. Ilornung aus Genf auf dem Ju- 
ristentag in Zug 1881 gestellt. Zeitschr. f. Schweiz. Gesetzgebung 
und Kechtspflege, 5. Bd., p. 404—408. 



I 

J 
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indem das Gesetz (Art. 257) nur von 8 statt von 12 Ge- 
SL'hwomen spricht !•*). 

Die Straf prozefis-N^ovelle von 1890 ist ihrer Stellung 
zum Strafprozesse, von 1884 und ihrer Tendenz na>ch ein 
Gelegenheitsge«etz. Der springende Punkt der vorgeschla- 
genen Re^asion war eine konstantere Rechtsprechung im 
Sinne einer Repression. Um die etwas erschütterte Popula- 
rität der Jury wieder zu gewinnen, führte man eine demo- 
kratiscliere Speziallistenbildung ein, ohne indessen zur di- 
rekten Wahl für diese Liste zu greifen. Die Übelstande, 
welche die Revision des Code d^instniction penale schon nach 

4 Jahren veranlassten, sollten eine Beschränkung der Be- 
fugnisse der »Tiiry bewirken. Statt ihr endlich bloss die 
Kompetenz der einfachen Schuldfrage zu lassen und ihr spe- 
ziell die Zuerkennung mildernder Umstände vorzuenthalten, 
um sie den Richtern einzuräumen, wurde ihnen im Gegenteil 
noch ein von^üegender Einfluss — wie 100 Jahre früher — 
auf die Ausfällung der Strafe auf Grund ihres Verdikts ge- 
geben ; denn das Stimmenverhältnis des Assisenhofes zu den 
(reschwomen ist dabei 1:4. Die Genfer Geschwomen sind 
dadurch noch mehr zu Mitrichtern geworden, wie Rintel die 
französischen Geschwomen bezeichnet, im Gegensatz zu den 
englischen als Zeugen^^), — Zur Illustration des Systems der 
mildernden Umstände mag dienen, dass nach dem Gesetze 
vom 12. Januar 1844 sowohl als nach dem Code d'instruc- 
üon penale von 1881 die Straf grenze für Mord nach einem 
Verdikt mit sehr mildernden Umständen zwischen 1 Tag bis 

5 Jahren Gefängnis lag ! Zum Zwecke der Repression er- 
höhte die Straf prozess-lS^ovelle vom 1. Oktober 1890 diese 
Strafgrenze auf 2 — 7 Jahre Gefängnis*®). 



") Die offizielle Gesetzessammlung weist häufig Fehler auf in 
den aufgenommenen Verweisungen. — Die Kedaktion der Strafpro- 
zess-Novelle lässt auch noch bei einem andern Punkte an Grenauig- 
keit zu wünschen tlbrig. So spricht dieses Gesetz bei der zu kon- 
stituierenden Jui*y -von der Wahl eines »chef du Jury« (Art. 267) 
und bei der Beratung: von dem »President du Jury« und schlecht- 
weg ); President«, während doch der Beratung über die Wahrsprüche 
der J*räsident des Assisenhofes mit beratender Stimme beiwohnt und 
bei derjenigen über die Straf ausfällung Richter und Geschwome — 
mit 2 verschiedenen Präsidenten — zugegen sind. 

»•) A. V. Orelli, Die Jury in Frankreich und England, S. 89. 

***) Für die nicht mit lebenslänglicher (bezw. früher auch mit 
Todesstrafe), sondern mit zeitlicher Zuchthausstrafe bedrohten De- 



— 156 — 

Genf brachte es nicht, wie 4 Jahre vorher Waadt, zur 
Beseitigung der korrektionellen Jury. Dennoch lässt sich 
eine wesentlich einschränkende Tendenz ihrer Kompetenz 
konstatieren. Successive war ihre Jurisdiktion nämlich ge- 
sclimälert worden zu Gunsten des Polizeigerichts (s. oben), 
indem letzterem ein «Tahr nach der Strafprozess-Novelle*^) 
5 Doliktskategorien mehr zugewiesen wurden als 1884, bezw. 
9 mehr als 18?'4. Massgebender als diese Zahl ist dabei die 
Art der Delikte, welche der (Kriminal- imd) korrekt ioneilen 
Jury vorenthalten wurden, um sie dem PoUzeigerichte zu über- 
Aveisen. Dies betraf vor allem die im Code penal von 1874 
Art. 258 enthaltenen Delikte der Schlägereien, Verletzun- 
gen^^)y Thätlichkeiten (voies de fait) und leichte Gewaltthä- 
tigkeiten (violetices legeres). Der Jurisdiktion des Polizei- 
gerichts wurden auch wichtige Straffälle unterstellt, welche 
erst seit dem Code penal gesetzlich geregelt worden sind, so 
die Vergehen und Übertretungen gegen die öffentliche Sitt- 
lichkeit (Loi du 26 Septembre 1888) und die Verletzungen 
der Art. 54 — 56 des Gesetzes vom 15. Juni 1891 betreffend 
Anwendung*^) des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung 
und Konkurs. — Die VemunftAvidrigkeit des Jury-Instituts 
wird hiedurch treffend illustriert, wenn man weiss, dass das 
Polizeigericht für ;solche Delikte deshalb zuständig erklärt 
wurde, weil es schwer hielt, von der korrektionellen Jury 
eine Verurteilung zu erlangen ! 



likte blieben bei der Kriminal- (und koiTektionellen) Jury die frü- 
heren sehr milden Bestimmungen mit dem Maximum von ^/\ der 
gesetzlich fixierten Strafe, ohne Minimum. Vergl. Loi du 12 Janv. 
1844, Art. 72, 73; Loi du 16 Janv. 1869, Art. 72; Code 1884, Art. 
360, 361; 411, 412; Loi du 1er Oct. 1890, Art. 338. 

*M Vergl. Loi sur Torganisation judiciaire du 15 Juin 1891, 
Art. 16 (und Loi du 28 Janv. 1897, Art. 10) ; Code d'instr. pönale 
1884, Art. 417; Loi du 21 Oct. 1874, Art. 14. 

**) Vergl. Leloir, Ktude sur le Juiy correctionnel, Bulletin de 
la Soci6t6 de lögisl. compar6e, 17. Bd., p. 580 ff. 

*») Während für die Delikte Art. 57—63 das korrektioneile 
Schwurgericht zuständig ist. 
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3. Preiburg, 

a) Die historisch-polttiscben Vorbedingungen der Jury. 

Ohne einen kurzen geschichtlichen Rückblick auf das 
wechselvolle Schicksal dieses Kantons um die Mitte des 19. 
Jahrhunderts wäre es schwer verständlich, wie daß von allen 
schweizerischen Kantonen am wenigsten demokratisch orga- 
nisierte Freihnrg das Jury-Institut einführte und heibohielt. 

Wie Bern, blieb JVeiburg bis 1798 ein geschlossener 
Patrizierstaat. Noch 17 Jahre vor diesem Falle hatte es einen 
Aufstand (Chenaux) der Tjandschaft und eine demokratische 
Regung der Stadtbürgerschaft fest unterdrückt. Seit 1803 
mit repräsentativ-demokratischer Verfassung einer der 6 
Direktorialkantone, stellte es 1814 die alte Aristokratie wie- 
der her, indem der niehtpatrizischen Bürgerschaft der Stadt 
und des Landes die ungerechte Vertretung von nur einem 
Drittel zugestanden wurde. Dieses aristokratische Regiment 
weiteiferte an reaktionären Zügen mit den Grossmächten in 
ihrer Inauguration der Restaurationsepoche; es legte auf 
diese Weise und besonders durch die 1818 mit 13 Stimmen 
Mehrheit beschlossene Berutung der kurz vorher durch Pius 
VII rehabilitierten Jesuiten den Keim zum Sonderbunde. 
Unter dem Impulse der regenerierenden freiheitlichen Ideen 
der Dreissigerjahre vermochte Murten eine Verfassungsrevi- 
sion durchzusetzen und voriibergehend — ein halbes Decen- 
nium — stand Freiburg unter liberaler Führung. Allein 
3Iitte der Dreissigerjahre kam der Umschwung und 1846 
schloss sich der Kanton offiziell dem Sonderbunde an und 
unterdriickte im Beginn des folgenden Jahres den Aufstand 
der liberalen Bezirke Murten, Estavayer und Bulle. Seine 
Kapitulation vom 4. November 1847 bewirkte wieder einen 
Wechsel in den politischen Machtverhältnissen und damit die 
Durchführung eines demokratischen Programmes^). 

Die Gegensätze der politischen Parteien führten im Ok- 
tober 1848 zu einer ersten Erhebung der Ultramontanen und 

^) Direkte Wahlen; Abschaffung des Census, der Immunität 
der Geistlichkeit; der Todesstrafe; Verstaatlichung des Unterrichts- 
wesens; Wohlfahrtseinrichtangen (Irren-, Eettungsanstalt, Greisen- 
asyl, Kantonsspital etc.) aus dem konfiszierten Vermögen der Klö- 
ster etc. — Iliezu vertrug sich schlecht die Verfassungsrevision ohne 
Volksabstimmung und die Festsetzung einer verlängerten Amts- 
periode des Grossen Kates und der Kegierung. 
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zur bewaffneten Intervention; im Oktober 1850 folgte ein 
zweiter^ im März 1851 ein dritter und im April 1853 ein 
vierter Aufstand derselben. Mehr Erfolg als mit den "Waf- 
fen erreichte die oppositionelle Partei durch die Wahl- 
kümpfe, welche ihnen den Kanton nach neirnjahriger libe- 
raler Aegide wieder auslieferte. 

Diese Wechselfälle des freiburgischen Staatslebens^) bil- 
deten den Nährboden für die Beibehaltung der Jury-Insti- 
tution. Ihre Einführung war nämlich schon ein demokrati- 
scher Programmpunkt^) der 1847 ans Ruder gelangten libe- 
ralen Partei gewesen; deren Verwirklichung wurde noch 
beeinflusst durch die bestehende Jury in den stammesver- 
wandten Kantonen Waadt und Genf und durch die bevor- 
stehende (konstitutionell bereits garantierte) Einführung der- 
selben im Nachbarkanton Bern. Freiburg dekretierte die 
Einführung der Jury- (4. März 1848), bevor dieselbe in der 
Bundesrevisions-Kommission der Tagsatzung (27. März 1848) 
beschlossen und durch die Bundesverfassung vom 12. Sep- 
tember 1848 definitiv sanktioniert worden war. Die demo- 
kratische Staatsverfassung von 1848 nahm die konstitutio- 
nelle Garantie des Jury-Instituts auf für Kriminal-, poli- 
tische*) und Prc-?8delikte'). — Die wieder zur Herrschaft ge- 
laugte ultramontane Partei wagte die Jury nicht mehr zu 
beseitigen; jedoch hob sie in ihrer Staatsverfassung 1857 die 
Garantiebestimmung auf und erklärte sie als fakultative In- 
stitution"). 



*) Von dem Fortbestehen der Gegensätze zeugte die Petition 
des Mnrtenbezirkes 1870 bei der Bundesversammlung zur Trennung 
von Freiburg und ferner die zahlreiclien staatsrechtlichen Rekurse. 

•) »A notre avönement ä la ICgislature, nous vous avions pro- 
niis des instifutions franchement d^mocratiques La Constitu- 
tion aäsure de phis VinstUtition du Jury qui abrege considßrable- 
ment les procMures, tout en donnant des garanties ä l'accusß. H 
est nommC* par le pouple et tous les pays qui l'ont adoptß en ap- 
pröcient aujourd'hui les bienfaits« Proclamation du 8 Mars 1848. 

*) Nach der französUclieii Terminologie — die zwischen crimes 
politiques und d^lits politiques unterscheidet — hat sich der Gesetz- 
geber im Ausdruck vergriffen; vergl. Code pönale 1849, Art. 95 ff; 
277; Hvre III, titre II et III. 

•) Constitution du Canton de Fribourg du 4 Mars 1848, Art. 
71; vergl. Lot du 26 Mai 1848, Art. 6, 83. 

•) Constitution du 7 Mai 1857, Art. 69. 
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b) Die Organisation der Kriminal-Jury 
und der Icorreictionellen fOr politische und Pressdelikte 

1848 (1851), 1853. 

Tn Ausführung der konstitutionellen Garantie der Jury 
erliesß der Grosse Eat auf den Vorschlag des Staatsmtes 
nm 9. Mai 1848 ein Dekret, um eine Kommission einzu- 
setzen für die Redaktion des Strafgesetzes und eines Ubeaen 
Strafprozesses mit der Organisation der Jury^). Die letztere 
orfol:?te durch das »Gesetz vom 26. Mai 1848 über die Ge- 
richtsorganisation«, welches indessen den Beginn der Wirk- 
samkeit des Jury-Institutes abhängig machte vom Inkraft- 
treten eines neuen Strafgesetzes (1849) und Strafprozesses. 
Der letztere wurde am 11. März 1850 vom Grossen Bäte 
adoptiert, und auf 1. Januar 1851 in Kraft erklärt. 

Der ganze Kanton wird^) in 2 — seit 1. Januar 1853 
in S — Assisenbe^irke^) eingeteilt*). Die Assisengericlite 
(Schwurgerichte) bestehen aus einem Assisenhofe von 5 — 
seit 1852*^') von S — Richtern und einer Ürteils-Jury^) von 



*) ])öeret da 9 Mai 1848 (concemant la rMaction et la discus- 
sion des Codes de lois, en matiöre civile et en mati^re pönale), 
Ziff. 17. 

^) Constitution du 4 Mars 1848, Art. 23; Loi du 26 Mai 1848, 
Art. 1, Ziff. 3. 

') Art. 1, Ziff. 2 und 3, Constitution, Art. 21, 22. — Der 
Spraehverhältnisse wegen wird der Kauton durch das Gesetz v. 22, 
Nov. 1851 in 3 Assisenbezirke eingeteilt: 1) Bezirke Gruyöre, Ve- 
vey?ie und Glalne; 2) Sarine, IJroye, Lac (französischer Teil); 3) 
Singine, Lac (deutscher l'eil). — Die Anklagekammer kann nach 
den Sprachverliältnissen einen Fall \ on einem Assisenbezirk an einen 
andern verweisen. Loi du 22 Nov. 1861 sur les cours d'assises, 
Art. 1. 

*) Die Jurisdiktion in Strafsachen steht zu den Friedensrich- 
tern Bezirksgerichten — als korrektionelle und Polizeigerichte — ; 
Assisenoerichten und (als Kassationshof) dem Kantonsgerichte. Loi 
du 26 Mai 1848, Art. 1, 60, 83, 111, 113 ff, 141. 

') Mit 3 auf dieselbe Weise gewählten Suppleanten; Loi du 
22 Nov. 1851, Art. 2 und 6. 

**) Les jur6s prononoent sur le fait et les juges sur le droit. 
Loi du 26 Mai 1848, Art. 7, ganz übereinstimmend mit dem waadt- 
Iftndischen Gesetze v. 31. Jan. 1846, Art. 3. 
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12 Geschwornen des Assiseubezirkes. Die Richter'^) werden 
vom Kantonsgerichte -aus den Mitgliedern der Bezirksge- 
richte bezeichnet^). Für jeden Assisenbezirk besteht ein ein- 
heitliches Assiseiigertclit, d. h. dasselbe, hat die Jurisdiktion 
sowohl über die JK'nwtnaZdelikte als auch über die (korrek- 
tioneilen)®) politischen und Pressdeli/de^^). 

Die direkte Wahl der Geschwornen für die (Präsenta- 
tions-) Spezialliste, ihre Verhältniszahl zur Bevölkerung^^), 
die passive Wahlfälligkeit, die Di?pensations- und Ausschlies- 
snngsgriinde entsprechen dem Gesetze des Nachbarkantons 
Waadt^^) vom 31. Januar 1846, ebenso die (jährliche) Er- 
neueiTing der Spezialliste bis zum 1. Januar 1854, während 



•) Sank ISffl deren Zahl infolge der dem Staatsanwälte und 
dem Angeklagten eingeräumten Kekusation unter 3, so hatte das 
Kantonsgericht den Assisenhof zu ergänzen, ob auf 3 oder 5 wurde 
durch das Gesetz v. 26. Mai 1848, Art. 62 nicht festgesetzt. Vergl. 
ferner Art. 61, 10, 10; Code de procöd. p4n., Art. 24 ff, 386; Loi du 
9 Älai 1853, Art. 12 ff. — Wird der Assisenhof in corpore rekusiert, 
so bezeichnet das Knntonsgericht einen andern, bei welchem die 
gleichen Geschwornen funktionieren. — Änderung der Kekusations- 
fristen: Loi du 26 Mai 1848, Art.. 61 (15 Tage); Loi du 22 Nov. 
1851, Art. 5 (3 Tage) ; Loi du 9 Mai 1853, Art. 8, 18 ff, 23 (4 Tage) ; 
vergl. Code de proefici. p^n., Ai-t. 24 — ^29. 

*) Wird ein ausserordentlicher Untersuchungsrichter bezeich- 
üet, so kann — auf den Antrag des Staatsanwaltes oder eines An- 
geklagten — das Kantonsgericht den Assisenhof unter den Richtern 
der 3 As^isenbezirke wählen und ausserdem die der Dienstliste (100 
Geschworne) aus den vom Volk gewählten Greschwornen des ganzen 
Kantons, statt eines Assisenbezirks, anordnen. Loi du 9 Mai 1853, 
Art. 7. 

•) Der Assisenhof wird dementsprechend als Kriminalgerichts- 
hof bezw. (fllr Press- und politische Delikte) als Zuchtpolizei-Ge- 
richtshof l)ezeichnet. Loi du 26 Mai 1848, Art. 60. 

'«) Constitution du 4 Mars 1848, Art. 71; Loi du 26 Mai 1848, 
Art. 6, 60, 83 (113 ff); Code pönal 1849, Art. 95 ff, 118 ff (vergl. 
277 ff) ; Loi du 3 Mai 1854 sur la police de la presse. 

•*) 1 : 100 (mit Bruchzald) v. 1. Jan. 1851 bis 1. Jan. 1854; 
von da an jedoch 2 : 100 (ohne Bruchzahl) vergl. Loi du 26 Mai 
1848, Art. 64 (und 185; Code de proc6d. p6n., Art. 683); Loi du 
9 Mai 1S53, Art. 1, welcher für die aktive Wahlfähigkeit dieselben 
Voraussetzungen stellt wie zur Wahl der eidg. Geschwornen. 

") Statt des Kantonsbürgerrechtes das Aktivbürgerrecht; bei 
den Dispensationen werden auch die Advokaten aufgeführt, sowie 
bei den Inkompatibilitäten die Sekretariatsvorstände der Departe- 
mente der Staatsräte. Vergl. Art. 64 ff und Constitution, Art. 27. 
— Unweaentlich abweichend ist das Verfahren bei Anwendung der 
Dispensationsbefugnis. 
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von da an die Emenmmg nach 3 Jahren besteht^'). Die 
(Präsentations-) Spezialliste wird nach beendigten Wahlen 
durch das Kantonsgericht für jeden Assisenbezirk zusam- 
mengestellt. Aus derselben wählt — nach dem Gesetz vom 
?6. Mai 1848 — eine alljährlich durch den Grossen Bat (mit 
relativem Mehr) ernannte Kommission von 13 Mitgliedern 
für jeden Assisenbezirk 100 — 160 seit 1852**) — Ge- 
schwome. 

]Tatte Freiburg somit für die Bildung der weiteren. Spe- 
zialliste das Avaadtländische System von 1846, dagegen für 
die engere Spezialliste das genferische System adoptiert, so 
gibt es von 1854 an die (erenferische) Institution der Kom- 
mission dos Grossen Rates und damit die Aufstellung- der 
engern Spezialliste wieder auf. Jedoch wird gleichzeitig- die 
Zahl der Dienstliste von 24 auf 100 erhöht, so dass diese 
Zahl der engern Spezialliste für das Jahr 1851 (nach dem 
Gesetz vom 26. Mai 1848, Art. 75) entspricht. Anfänglich 
waren für die, alle 8 Mouate stattfindenden, ordentliclien 
Assisensitzungen^'^) 24 Geschwome (alte Dienstliste) einbe- 
rufen worden, welche in öffentlicher Sitzung des Kantons- 
gerichts 8 — 14 Tage vorher successive aus der engern Spe- 
zialliste mit 12 Geschwomensuppleanten^®) ausgelost ^wnr- 
den^'). — Von 1854 an adoptiert Freiburg jedoch das ganze 
System der Jury-Bildung nach dem waadtländischen Gesetz 
vom 31. Januar 1846 bezw. dessen Strafprozess vom 1. Fe- 
bruar 1850 durch Übertragimg der Bildung der Dienstliste 
eines Assisenbozirkes^^) vom Ivantonsgericht an den Präsi- 



13) 



') Vergl. Bundes^ijesetz v. 5. Juni 1849, Art. 30. — Loi du 26 
Mai 184S, Art. Co. T.oi du 9 Mai 1S53, Art. 2.— Die Geschwomen, 
welche ein Jahi* lang funktioniert haben, werden vor der Integral- 
erneuerung nicht mehr auf die Liste gesetzt. 

'*) Loi du 22 Nov. 1851 (in Kraft seit 1852), Art. 3. 

**) Alt. 70—82. — Fälle, die erst nach Eröffnung der Sitzung 
spruf^hreif werden, können durch vereinigte Begehren beider Par- 
teien vor das Gericht gebracht werden; vergl. hiezu Code de proc^. 
p6n.. Art 318 f. 

") Code de proc6d. pön., Art. 398. tJber das Weitere (Einbe- 
rufung etc. desselben) schrieb der Code nichts vor. 

") Das Gesetz v. 26. Mai 1848 (Art. 81) verwies für die Re- 
kusaiionen auf den Strafprozess, welcher die Bildung der Spruch- 
liste in Art. 398 — 412 regelte, jedoch durch das Gesetz v. 9. Mai 
1853, Art. 8 ff wieder aufgehoben wurden. 

'") Ftir die gesetzlich statuierte Ausnahme vergL Loi du 9 
Moi 1853, Art. 7. 
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denten des Assisenhofes. Von der Dienstliste der 100 Ge- 
sell women rekusiert zunächst der Staatsanwalt 43 (!) und 
hierauf der Angekla^e (vor dem Beginn des Hauptverfah- 
rens) ebenso viele^®). Die zwei Ersatzgeschwornen werden 
vom Präsidenten durchs Los aus den nicht rekusierten Ge- 
schwornen gezogen. 



c) Das sehwurgerichtliche Verfahren 
nach dem Code de proc^dure pönale vom 1 1 . März 1 850. 

Zur Einleitung des Strafverfahrens wird die der Staats- 
anwaltschaft^) unterstellte gerichtliche Polizei aufgestellt^), 
deren Befugnisse hauptsächlich dem PräfeMen^) übertragen 
ist*). Für die geheime Yorunter suchung funktioniert der 
Präsident des Bezirksgerichtes als Untersuchungsrichter, dem 
der Präfekt die Akten seines polizeilichen Vorverfahrens zu 
übermitteln hat**). Das Gesetz über die Gerichtsorganisation 
unthiilt keine Bestimmung, wouach der als Untersuchungs- 
richter funktionierende Bezirksgerichtspräsident in den von 



") Die übrig bleibenden 12 Geschwomen büden die Urteils- 
Jury. — Wenn sich mehrere Angeklagte für die Rekusationen nicht 
verständigen, so entscheidet nach billigem Ermessen der Präsident. 
Lei du y Mai 1853, Art. 10. Der Code de procßd. p6n. (Art. 406) 
hatte die Entscheidung in diesem Falle dem Los anheimgestellt. — 
Die nacii dem Code jedem. Angeklagten (sowie dem Staatsanwälte) 
zustehende Befugnis, eine konstituierte Jury zu rekusieren, fällt 
nun mit der Erhöhung der Rekusationen auf 43 weg. 

^) Staatsanwalt- und Substitute, vergl. Loi du 26 Mai 184S, 
Art. 145 ff, 155, 157, 159; Code de proc6d. p6n., Art. 35 ff; Loi du 
9 Mai 1853, .\rt. 20 ff. 

*) Der Kläger oder Denunziant, welchem das angerufene Or- 
gan der gerichtlichen Polizei nicht entspricht, kann eine Motivie- 
rung der Weigerung verlangen und an die Anklagekammer rekur- 
rieren. Art. 85. 

') Ihre weitern Organe entsprechen den S. 144, Note 10 Ge- 
nannten; nach den Pi'äfekten stehen in zweiter Linie die Friedens- 
richter. Code de procC'd. p^n. du 1er Juillet 1850 (in Kraft seit 1. 
Jan. 1851, Art. 583), ;^rt. 30 ff, 41 ff, 61 ff; Loi du 26 Mai 1848, 
Art. 131, Ziff. 4: 142 ff. 

*) Von seiner Erhebung des Thatbestandes hat er bei schweren 
Fällen dem Untersuchungsrichter Anzeige zu machen, damit der- 
selbe daran teilnehmen könne. Art. 43. 

») Code, Art. 66 ff; Loi du 26 Mai 1848, Art. 101. 

11 
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ihm untersuchten Fällen nicht als Assisenpräsident oder 
Richter bezeichnet werden darf, so dass ein die Gefahr der 
Parteiliclikoit in sich schliessender Nachteil des Angekla^n 
besteht®). Im Verhöre des Angeklagten sind dem Unter- 
suchungsrichter nur korrekte Mittel erlaubt*') ; eine Verwei- 
geruiig der Aussage oder eine »unvollständige Erklärung« 
kann nach dem Straf prozess (Art. 213) »nur« als Indiz seiner 
Schuld betrachtet werden, worauf er aufmerksam gemacht 
M'ird. Der Untersuchungsrichter beeidigt die Zeugen vor 
ihrer Aussage''), 

Jedes Kriminal-, politische oder Pressdelikt wird der 
Änklagekammer überwiesen^); ihren geheimen Sitzungen 
wohnt der Staatsanwalt bei. — Mit der Anzeige des Über- 
weisungsbe?chlu9ses und der Anklageakte erfolgt die Wahl 
(bczw. Bestellung^®) des offiziellen Verteidigers. 

Das Ilaiiptverfahren ist eine nur in wenigen Punkten 
abweichende Übersetzung aus dem Bemer Strafprozesse vom 
2. März 1850^'). 

Die nach dem Code de procedure penäle^^) auf den Be- 



•) Auf den Vorschlag der Anklagekammer kann zwar, jedoch 
nur für speziell angeführte Fälle, das Kantonsgericht einen ausser- 
ordentlichen Untersuclningsrichter mit der ^Voruntersuchung beauf- 
tragen. Loi du 26 Mai 1848, Art. 101. 

') Vergl. Art. 205—224. 

«) Vergl. Code, Art. 227 und Loi du 22 Nov. 1851, Art. 8. 

•) Dieselbe besteht aus 3 Mitgliedern des Kantonsgerichts 
(vv eiche nach Alt. 63 der Staatsverfassung nicht dem Kassationshofe 
angehören) ; alle 3 Monate wird ein Mitglied ersetzt. Sie entschei- 
det auch über die konkurrierende Jurisdiktion. Loi du 26 Mai 1848, 
Art. 57 ff; Code, Art. 71—79, 262— (270) 291. 

^'^) Nach Code. Art. 288 durch den Untersuchungsrichter, ab- 
geändert durch Loi du 22 Nov. 1851, Ait. 7: Bestellung durch die 
Anklagekammer. 

) Vergl. S. 217, Note 4; S. 220, Note 21. 

'•) Die Bereinigung der Dienstliste und die darauffolgende Bil- 
dung der Spruchliste war nach dem A^orbilde des Genfer Gesetzes 
V. 12. Jan. 1844 (Art. 33 — 39; s. oben) erfolgt. Dabei war indessen 
nur für den Staatsanwalt ein Maximum der Rekusationen fixiert 
(nicht mehr als ^/^ der anwesenden Geschwornen). Die Urteils-Jury 
wurde zunächst für den schwersten Fall gebildet; wenn dieselbe von 
einem der übrigen abzuurteilenden Angeklagten oder vom Staats- 
anwalt nicht angenommen wurde, erfolgte die Ersetzung der reku- 
sierten Geschwornen durch Auslosung. A^ergl. Code, Art. 398 — 412. 



121 
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ginn des Hauptverfahrens*') angesetzte Bildung der Urteila- 
.Tnrj' fällt von 1854 an nach dem Gesetze vom 9. Mai 1853 
•.veg"). 

Der Asiisenpräsident verfügt über eine diskretionäre 
Gewalt ^^); iiidetrsen werden weder der Ankläger noch der An- 
geklagte oder die Zivilpartei in der Herbeischaffung des Be- 
weismaterials und in der Bezeichnung der Zeugen einge- 
schränkt^®). Einreden gegen die Zuständigkeit des Gerichts 
sind unzulässig; über Vorfragen des Verfahrens auch in Be- 
zug auf die Zulässigkeit des Adliäsionsprozesses, entscheidet 
der Assisenhof. Dem Staatsanwalt steht kein Expose zu; der 
Präsident verhört die (]>eeidigten) Zeugen und den Ange- 
klagten"). Bei den Schlussvorträgen der Zivilpartei der 
Staatsanwaltschaft und der Verteidigung^^), mit Replik und 
Duplik, ist dcjn Staatsanwalt das Recht der Anklageänderung 
eingeräumte^). — Der Präsident hat — genau wie nach dem 
Code d'instruction criminelle*'^^) — ein Restune zu gelten, in 
welchem er die Geschwornen auf die wichtigsten Beweise für 
oder gegen den Angeklagten aufuierksam macht. Das in der 
Voruntersuchung oder im Verhör abgelegte Geständnis bleibt 
trotz nach herigem Widerruf ein Beweismittel, wenn der An- 
geklagte denselben nicht genügend begmndet*^). 

'^) Büssung nicht evöchienener Geschworner. Vergl. Code, Art. 
388—397, 23C, 413; Loi du 26 Mai 1848, Art. 70; Code de procedure 
civile (du 12 Oct.) 1849, Art. 350-358. 

") Die l^eeidigtcn Gesclnvorneii erwählen ihren Obmann. Art. 
415. Vergl. Art. 414 und Loi du 9 Mai 1853, Chap. IT ! 

^') Er kann neue Zeuiren vorladen und neue Akten vorweisen. 
Art. 431 f. 

^°) Vergl. Art. 429, 320, 323, 358, 441.' — Die Zeugenliste kann 
bei l'>öffnung des Haupt Verfahrens noch ergänzt werden. 

. ") Vorgerufene Experten werden voi ihrer Aussage beeidigt. 
--- Der eingeklagte kann nach ieder Zeugenaussage zur Erwiederung 
das Wort verlangen. A'ergl. Code, Art. 417 ff, 344 ff, 227, 353—359; 
Loi du 22 Nov. 1851, Art.\s (Code d'üistr. crim., Art. 268 ff, 315 ff). 

'*) Die Rechte der Verteidigung können der Angeklagte und 
sein Beistand sowie der zivilrechtlich verantwortliche Teil geltend 
machen. Art. 441. 

^^) d. i. neue Anträge zu stellen. — Ergibt sich aus den Ver- 
handlungen mutmnsslich ein anderer Urheber oder dass nicht an- 
geklagte Mitschuldige bestehen, so kann der Assisenhof von Amts- 
wegen oder auf Antrag einer der beiden Parteien Verschiebung be- 
fiehl iessen. Art. 440 f. 

^") Also auch vor der Fragenstellung, vergl. Art. 336 (und 
Fribourg) 443. 

") Vergl. Art. 245, 'ilS, 224: 243 ! 
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Bei der dem Präsidenten--) zustehenden Fragenstel- 
lung^^) deckt sich die Hauptfrage mit derjenigen des Genfer 
Gesetzes von 1844; sie wird indessen nach ihren konstituti- 
ven Elementen in 2 Teile aufgelöst^*): in die erste Frage 
nach dem Thathesiande und in die zweite nach der Schuld, 
Mit dem Genfer Gesetze stimmen femer überein^**) diö (dritte 
subsidiarisch gestellte) Frage auf Mitschuld oder Yersuch, 
diejenige (4.) auf erschwerende Umstände^^), die Frage auf 
einen gesetzlichen Entschuldigungsgrund^'^)^ diegenige auf die 
ZurechnungsfähigJceit (Unterscheidungsvermögen) bei weni- 
ger als 16 Jahre alten Angeklagten^^). Die Frage (7.) auf 
mildernde Umstände wird hingegen von Amtswegen gestelW^). 
Die Todesstrafe besteht nicht^**). — Bedeutet schon, bei der 
gesetzlichen Verkürzung der Rechte der Verteidigung die 
Stellung der Frage auf erschwerende Umstände einen Ein- 
bruch in das Anklageprinzip, so ist dies noch mehr der Fall 
für (8.) neue Fragen, welche der Präsident auf Antrag einer 
der beiden Parteien oder von Amtswegen stellen kann, wenn 
sich aus den Parteiverhandlungen ergibt, dass de^ Ange- 
klagte ein anderes als das in der AnklageaMe bezeichnete 
Delikt begangen haben könnte. Das Gesetz sieht in diesem 
Falle auch nicht — wie der Bundes-Strafprozess (Art. 100) 
— ein neues Verfahren vor. 



^) über Ji^inwondnngen befindet der Assisenhof. 

^') l^.ei mehreren Angeklagten oder Anklagepunkten werden 
die Fragen für jeden Angeklagten bezw. jeden Anklagepunkt ge- 
trennt. Art. 415, 140. 

-*) 1) N. N. a-t-il commiB tel fait qui lui est imputö par Taete 
d'accusation ? 2) N. N. cst-il coupable de ce fait? Art, 447. 

-^) TiOi du 12 Janv. 1844, Art. 52—55 (63). — Code de proced. 
pen. (Fribuurg), Art. 44S— 453. 

-") li'acous^ a-t-il commis le fait avec teile ou teile circon- 
stance? — Der Angeklagte wird hier schlechter gehalten, denn diese 
Frage wird gestellt, wenn sich erschwerende — in der Anklageakte 
nicht angegebene — Umstände aus den Parteiverhandlungen erge- 
ben, oline das3 (wie beim Genfer Gesetz, Art. 52) der Angeklagte 
hierüber vernommen und die Verteidigung vor den Plaidoyers auf 
diese nachträgl. Fragenstellung aufmerksam gemacht worden wäre. 

") l'el fait est-il constant? Die Stellung geschieht jedoch nur 
auf Antrag des Angeklagten. 

-®) L'accuse a-t-il agi avec cernemeut? 

^) Y at-il en faveur de Taccuse ou de Tun des accuses des 
cireonstances attßnuantes? 

^) Vergl. Code penal, Art. 10; über deren Einführung s. hier- 
nach Abschnitt e) am Ende. 
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Die Beratung^^) und Entscheddung der Jury erfolgt in 
zwei Gängen. — Die Beantwortung der Fragen und die Be- 
schlussfassung (Stimmenmehrheit) entsprechen wieder dem 
Genfer Gesetze, ebenso die Bestimmungen über das Monitur- 
verfahren und die Voraussetzungen zur Überweisung^^) des 
Falles an eine neue Jury^^). Die Urteilsfällung wird in Über- 
einstimmung mit dem Code d^instruction criminelle^*) — 
nach dem A^orbilde Genfs — geregelt^^). Dabei folgt Frei- 
burg nur materiell, nicht auch formell, wie Genf, der fanzö- 
sischen Unterscheidung^®) : Klagfrdsprechung durch den Prä- 
sidenten ( acquittement infolge Nichtschuldigverdikts) und 
StraffreisprecJiung durch den Assiseiihof (dbsolution trotz 
Schuldigverdikt: nulla poena sine lege)^^). — Der Code de 
procedure penale vergass für die Urteilsfällung die Konse- 
quenzen zu ziehen, welche die Teihmg der Hauptfrage be- 
dingt. Er berücksichtigt nämlich die weitere Kombination 
nicht, nach welcher der 1. Teil (Thatbestand) bejaht, der 2. 
(die Kulpabilität) dagegen verneint (Art. 467, 447). 

Das Kassaiionsgesuch^^) kann binnen einer Frist von 30 



*^) Mit vorausgehender »Gesehwomeninstruktion«. 

") Lüi du 12 Janv. 1814, Art. 61, 65, 70, 68, 69 und 71. — 
Code (Fribourg), Art. 458—466. 

•^) Dafür wird jedoch eine andere Besetzung nur für die Jury, 
nicht für den Assisenhof vorgeschrieben. 

") Vergl. Code (Fribourg), Art. 467—472 und 378—381; Code 
d'instr. crim. (mit entsprechender Reihenfolge), Art. 358, 362 — 365, 
3<56, 368. 

^^) Zum Teil abweichend, zum Teil an die französische Recht- 
sprechung angelehnt, werden (Art. 379 — 381) die Bestimmungen fest- 
g^esetzt für die Stellung gegenüber der zivilrechtlich verantwortli- 
chen Person; für die Schadenersatzforderung des Angeklagten ge- 
genüber dem Staate und dem Privatkläger oder Denunzianten ; sowie 
für die Auferlegung der Kosten der Zivilpartei und des Angeklag- 
ten. Für den letztem wird durch Gesetz v. 22. Nov. 1851 (Art. 9) 
die betr. Norm in Übereinstimmung gebracht mit dem Bundes-Straf- 
prozess, Art. 121; vergl. Code d'instr. crim., Art. 368 und (franz.) 
Code civil, Art. 1382, Code (Fribourg), Art. 378, 470. 

»«) Vercl. G. Vogt, Zeitschr. f.\aterländ. Recht, 15. Bd., S. 
341 ff. ^ ^ 

") Im Kon tumazial verfahren wird die Jury nicht zugezogen. 
Art. 480. 

**) Das Kassationsgericht besteht ar.s 5 Kantonsrichtem ; es 
wird auf 9 ergilnzt auf Antrag einer der beiden Parteien, wenn es 
eich um politische und Pressdelikte handelt, und wenn vom Staats- 
anwalt eine Strafe beantragt oder vom Assisengericht eine solche 
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— seit 1853 von S Tagen^®) — eingereicht werden. Kassa- 
tionsgründe (Art. 519 ff) sind: 1) Beeinträchtigung der Par- 
teien durch die Einlei tungs- und Zwischenurteile; 2) Yer- 
leizung wesentlicher gesetzlicher Formen nach Schluss der 
Parteiverhandlungen; 3) Falsche Gesetzesanwendung. Die 
Inkompetenz fehlt; die Zivilpartei kann für ihre Interessen 
im 1. und 3. Falle rekurrieren. 

Der Code de procödure penale regelt die Revision^^) 
nach den allgemein geltenden Normen, ebenso der Code pe- 
nal die Rehabilitation*'*) und die Begnadigung**). 



d) Die Reorganisation 

mit der einschränicenden, l(orrel(tionali8ierenden Jurisdiktion 

der Jury 1869 bezw. 18740 und 1899. 

Die revidierte Staatsverfassung von 1857 Hess die früher 
zulässige Erweiterung der 8cli\^Tirgerichtlichen Jurisdiktion 
fallen. Infolge ihrer Fakultativerklärung des bisher beste- 
henden Kompetenzlo'eipes darf daher eine Beschränkung oder 



gefüllt wurde, die 2 Jahre Zuchthaus (Ausweisung) übersteigt. Loi 
du 26 Mai 184S, Art. 50, 24. 

••) Im Gegensatze zu der für die andern Instanzen nachträg- 
lieh geänderten Frist von 4 Tagen. Code, Art. 497; Loi du 22 Nov. 
1851, Art. 11; Dßcret du 17 Mai 1862, Art. 1. 

*®) Auch ihre Einrede vor den Parteiverhandlungen ist unzu- 
lässig. Art. 422. 

*^) Beim 3. Grunde fällt (v/ie Waadt) der Kassationshof das 
Endurteil, beim 1. (nach dessen Entscheid über die beanstandeten 
Einzel urteile) und 2. Grunde erfolgt die Rückweisung an das As- 
sisengerich t desselben Bezirkes, wobei für den 1. Fall eine andere 
Besetzung des Assisenhofes vorgeschrieben wird. Art. 524 ff. 

*^) Die Revisionsgründe entsprechen im wesentlichen den S. 
147 genannten und die Verweisung derjenigen S. 44 ohne die Ga- 
rantie der unzulässigen Strafverschärfung, Art. 530 ff. Revision 
für die Zivilpartei, Art. 534, 530, Ziff. 1, 2, 4. — Die Verweisung 
des Falles erfolgt bei Annullierung an das gleiche Assisengericht. 
Art. 539. 

") Code de proc6d. p6n., Art. 575; Code p6nal 1849, Art. 82 ff 
(462 f). 

**) Code de proc6d. pCn., Art. 574; Code penal, Art. 87 ff. 

*) Das neue Gesetz über die Gerichtsorganisation datiert v. 
29. Mai 1869 und wurde durch Dekret des Grossen Rates v. 21. Mai 
1873 auf 1. Jan. 1874 in Kraft erklärt. 
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Boseitigiuig der Jury ohne Verfaesungsrevision vorgenom- 
men werden. 

Indem anf 1. Oktober 1849 das neue Strafgesetz und auf 
1. Jannar 1851 das Gesetz über die OericMsorganisation (so- 
weit es die Jnr}^ betraf) nnd der neue Straf prozess in Kraft 
traten, schien die .Tury-Gesetzgpfbung Freiburgs einheitlich 
gestaltet zu sein. Sie entbehrte jedoch einer innem Kon- 
gruenz ; denn sie stützte sich einerseits bei ihrer Einführung 
wesentlich auf die Kombinationen derjenigen der Kantone 
Wsadt und Genf, sowie Frankreichs, andererseits wurden 
durch die N^ovellen vom 22. Xovember 1851 und 9. Mai 1853 
sowohl der Strafprozess als besonders die Organisation der 
Jiirv modifiziert. 

Diese partiellen Änderungen vermochten nicht, ein bes- 
seres Verfahren und eine weniger anfechtbare Rechtspre- 
chung^) zu erzielen : es Avurde eine Gesamtrevision vorgenom- 
men. Auf den 1. Januar 1874 wurden in Kraft erklärt da* 
schon im Februar und Mai 1868 beratene und angenommene 
Strafgesetz (mit der Wiedereinführung der Todesstrafe); das 
Gesetz vom 29. Mai 1809 über die Geriehtsorganisation und 
der Strafprozess vom. 21. Mai 1873. 

Dem ersten Anstoss (1857) in der schmälernden Bedeu- 
tung des Jiiry-Tnstituts -- durch den Wegfall der konstitu- 
tionellen Garantie — folgte 1869 ein zweiter, indem den As- 
si sengerichten nicht mehr die gesamte Kriminalgerichtsbar- 
keit unterstellt wurde. Die 3 ei*ste Instanzen^) aufweisende 
Strafrechtspflege erlitt nämlich die Modifikation, dass die 
bisher als korrektionelle und Polizeigerichte funktionieren- 
den Bezirhsgericltte (tribunaux d'arrondissement) — ohne 
Jury — für die Beurteihmg der nicht den Assisengerichten 
zugewiesenen Verbrechen als zuständig erklärt wurden. 

Die Jurisdiktion der Schwurgerichte umfasst folgende 
Kafenorien^) : 



^) Zeitschr. f. Schweiz. Becht, 12. Bd., 8. 10. 

'*') Ausser den Bezirks- und Assisengerichten die Bezirksge- 
richt spräsidenten; ausserdem bestehen die Institute des Friedens- 
rieliters und der l^Viedensgerichte; vergl. Loi du 29 Mai 1869, Art. 
1, 40 42-45, .5 f, 11—13 (4, 46). 

*) Loi du 29 Mai 1SC9, Art. 40, Ziff. 1—6; Code de proc6d. 
pen., Art. 376. 
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1. a) Hoch' ui'd Landesverrat^), 

b) Verbrechen gegen die Verfassung und die kanto- 
nalen OherheJiörden^). 

2. Gemeingefährliche Verbrechen : Vergiftung, Brandstif- 
tung, ÜbeTFchwemmung^). 

3. Verbrechen gegen die Peraönlichkeit: Mord, Tot- 
schlasj. — (Kindesmcrd, AusBetzung, Abtreibung^) — 
bis 3!^ Juni 1899) »). 

4 . Freiheifsdelikte^^) . 

5. VermögensdeliJcte: Raub, Erpressung"). 

6. Amtsdelikte^^). 

Jeder Schwurgerichtöhof der 3 Assisenbezirke besteht 
(wie seit 1853) aus 3 Richtern nach verschiedener Walilart^'). 
Die Assisensitzungen werden vom Präsidenten anberaumt**). 

Konsequenter als Genf und Waadt setzt Freiburg die 
Erneuerung^^) der kantonalen Geschwomenlisten (1 : 200) 

») Vergl. Code pr.nal, Art. 102, Ziff. 1—6. 

•) id. Art. 103 ff. 

») id. Art. 123 f, 67, 205 ff. 

^) id. Art. 121 f, 124 ff, 67, 134 ff, 140 ff, 383 ff, 137 ff. 

•) UJwmicMe, le meurtret ä Texception de ravortement, de 
rinfanticide et de rexposition. Loi du 20 Mai 1899, Art. 1, Ziff. 3. 

") Des crime« contre la libertC^ et contre l'ßtat civil des per- 
sonnes; vergl. Code pönal, Art. 150 ff, 159 ff. 

") (Brjgandage, extorsion) Code pönal, Art. 219 ff, 226 ff. 

'-) id. Art. 440 ff. 

Das Organisationsgesetz von 1860 und der Strafprozess von 
1873 haben beide Jibereinatimmend die weitere Kategorie der Press- 
delilie nicht aufgenommen. Der Code pönal statuierte auch nicht, 
wie später Neuenburg, eine Gleichstellung der Pressvergehen mit 
den gemeinen Delikten; er behielt in Art. 366 ausdrücklich die Spe- 
zialgeset zgebung vor. Dadurch zeigte sich ein fühlbarer Mangel der 
Grenzbereinigung zwischen dem Pressgesetz v. 3. Mai 1854, dem 
neuen Code pönal (Art. 366, 324, 346, 393) und den Kompetenzbe- 
stimmungen des -Organisationsgesetzes; vergl. auch Loi du 15 Nov. 
1875. 

") Der Präsident und dessen Suppleant werden von der Wahl- 
versammlung (Cüllöge ölectoral) auf 4 Jahre ernannt; die zwei Bei- 
»i»iti.er (und deren Suppleanten) dagegen alljährlich vom Kantons- 
gericht aus der Zahl der Bezirksrichter des Assisenbezirkes. Loi du 
29 Mai 1869, Art. 17. 

") Statt der frühem, periodischen Sitzungen. Art. 21. Code 
de procöd. pön. (1873), Art. 388, während für die (Kriminal-) Be- 
zirksgerichte die Sitzungen periodisch auf die Wochentage verteilt 
sind; Lei du 22 Nov. 1888; Röglement du 24 AoÜt 1895. 

") Die Wahlart entspricht der bisherigen; die Bruchzahl über 
100 zählt jedoch für 200. 
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in ttbeTeinstimmung — alle 6 Jahre — mit derjenigen der 
Bundesassisen^^). Die anfänglich dem KantonÄgerichte, spä- 
ter (1854) dem Assisenpräßidenten zustehende AnÄlosimg der 
Dienstliste wird der Anklagekammer übertragen^''). 



e) Die Revision des schwurgerichtiichen Verfahrens 
nach dem Code de proc§dure pönale vom 21. Mai 1873. 

Die Eevision des Strafprozesses von 1850 weist für das 
eehwiirgerichtliche Verfahren^) keine zahlreichen Änderun- 
gen auf^). 

Der neue Code beschränkt ungerechtfertigter Weise die 
Rechte der Verteidigung^): bei Strafe der Nichtigkeit dür- 
fen die Verteidiger der Angeklagten bei der Ausübung der 
(43) Rekusationen nicht zugegen sein, trotzdem diese succesr 



") Das Maximum der -/Vltersgrenze für die Dispensationsgründe 
wird mit der Vorschrift für die Bundesassisen in Einklag gebracht 
(Reduktion auf 60 Jahre). Ein Qeschwomer kann nicht verpflichtet 
werden, mehr als einmal im Jahre zu funktionieren. Die Dispen- 
sation steht ferner zu solchen, welche seit ihrer letzten Ernennung 
dreimal als Gescinvorue funktioniert haben; ebenso den Ärzten und 
Wundärzten, den Bureau vorständen und Sekretären der Verwal- 
tungen (Direktions), den (Steuer-) Einnehmern, Hypothekar-Kon- 
troUenren, den Lehrern der Kantons- und Sekundärschulen während 
der Schulzeit. Die Ausschliessungsgründe werden auf die Ange- 
stellten der Verkehrsanstalten ausgedehnt. Art. 30, 31. 

") Ebenso die Bereinigung (Kontrolle) der von ihr gebildeten 
Dienstliäte. Die Syndics zeigen ihr indirekt (durch die Präfekten) 
halbjährlich die vorkommenden Änderungen an, Art. 38 ; Code de pro- 
c^d. p^n. (1873), Art. 389 f. — Bei einem Kassationsgesuch wegen 
eines Urteils auf meJir als zweijährige Zuchthausstrafe (Ausweisung) 
kann der Kassation shof von 5 auf 7 erhöht werden. Art'. 13. 

*) Die Revision galt weniger dem schwurgerichtlichen Verfah- 
ren .als der Korrektionalisierung der Jurisdiktion. 

*) Vor dem Hauptvc-rfahren: Unter bestimmten Voraussetzun- 
gen (Art. 40) stehen der Direktion der Zentralpolizei die Befugnisse 
der Präfekten zu. — Für die Funktionen der gerichtlichen Polizei 
kann der Friedensrichter auch vom Untersuchungsrichter in An- 
sprach genommen werden. (Art. 50, vergl. Loi du 29 Mai 1869, Art. 
2, 4S). — Der Beschluss der Anklagekammer auf NichtÜberweisung 
muss motiviert werden. 

■) Vergl. Art. 302 ff, 274, 277, 243 (andererseits Art. 242; 425, 
449, a). 2); Code von 1850, Art. 323, 288 (287; 442, 468). 
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sive während der V»^rlesung^) der Q-eschwomenliste^) geltend 
gemacht werden müssen^). Eine Schmälerung der rechtli- 
chen Stellung des Angeklagten, ja eine flagrante Verletzung 
allgemeiner Strafprozessnormen besteht (S. 161) in der In- 
stitution des Ilntersuchungsrichteramtes. Damit wird nach 
dem neuen Organisationsgesetze von 1869/1874 (Art. 48) 
wieder der Bezirksgerichtspräsident betraut und keine In- 
kompatibilitätsbestimmungen verhindern, dass er Assisen- 
lichter (Art. 17) werde. Der Strafprozess von 1873 (Art. 25, 
Ziff. 3) verl)ietet sogar — horribile dictu! — ausdrücklich 
die Hekusation des Untersuchungsrichters als Richter. Mit 
diesem inquisitorischen Erbstück hatte der Code d'instruc- 
tion criminelle^) schon 1808 aufgeräumt. 

Dem wegen Todesstrafe-Delikte Angeklagten steht mit 
f:einen allfälligen Mitschuldigen die ungeschmälerte Keku- 
sation zur Bildung einer besondem Jury zu^). 

Der Staatsanwalt wobnt den Beratungen der Aiihlage- 
Icammer nicht mehr bei; er bebält jedoch mündliches Vor- 
trags- und schriftliches Antragsrccht^). 



*) Bisher hatte der Ansrekhigte durch die Zusendung der Ge- 
sclm- Ol Tien liste zum voraus Kenntnis aller Geschwornen und zur Re- 
kusation — wozu die Beiziehung des Verteidigers durch den trühern 
Code nicht verhoten war — eine Frist von 3 Tagen. 

°) Die um die (43) Rekusationen des Staatsanwaltes vermin- 
derte Dienstliste der Geschwornen (57); dieselbe wird ihm zuge- 
schic^kt. ohne Reknsutionsfrist. 

") Abwesenden Angeklagten stehen nur noch die motivierten 
Rekusationen (Art. 25) zu, ebenso den Angeklagten gegenüber den 
nicht verlesenen Geschwornen (wenn die Jury konstituiert ist, so- 
bald die Zahl der rekusierten mit derjenigen der nicht verlesenen 
Geschwornen nur noch 14 ausmacht). Ist eine solche motivierte 
Rekiisation begründet, so w^ihlt der Angeklagte den Ersatz unter 
den zuerst rekusierten Art. 392 — 306. Muss dagegen ein eidverwei- 
gernder Geschworner ersetzt werden, so werden aus der Speziallistc 
5 ausgelost, von welchen jede Partei 2 rekusiert. Art. 408 f. 

^) Art. 257. Les membrcs de la cour qui auront votö sur la 
mise en accusation, ne i)oiirroiit, dana la meme af faire, ni pr^sider 
les assises, ni assister le prC*sident ff peine de nullit^. — 77 en sera 
de m^me ä Vegard du juge dlnslruotion. Der französische Kassa- 
tionshof hat zwar diesen Artikel nachher durch seine Entscheidun- 
gen restriktiv (für Instanzen unter dem Assisengericht) interpretiert 

*) Bei Eröffnung der Hauptverhandlung lost der Präsident aus 
den 14 Geschwornen 2 Ersatzgeschworne aus. Betr. Büssung vergl. 
Alt. 390—406, 193. 

») Code, Art. 21 S— (224) 244. 
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Nach französischem Vorbilde erweitert der Code die dis- 
kretionäre Gewalt des Präsidenten, so dass dadurch die Her- 
beischaf fung des Beweismaterials erschwert und die Vertei- 
digung geschmälert wird^*^). — Die Beeidigung der Zeugen 
erfolgt nicht mehr zum voraus; sie werden nur vorher auf- 
merksam gemacht auf die allfällige Vornahme derselben 
nach ihrer Aussage'^). 

Im übrigen entsprechen die Hauptverhan dl ung^ 2), das 
Resume, die Fragenstellung^-'^), die Fällung des Verdikts und 
des Urteils^*) den Bestimmungen des fi-ühem Code. Die 
Frage auf die Zurechnungsfaliiglceü ward indessen auf solche 
ausgedehnt, welche von Geburt oder von Kindheit auf taub- 
stumm^^) waren. Ein Schuldigverdikt auf die angedrohte 
Todesstro,fe bedarf einer Bejahung von Zweidritteln der Stim- 
menden; die bloss mehrheitliche Zustimmung begründet mil- 
dernde Umstände^*). — Der neue Code hat die früher ver- 
gessene Kombination (s. oben) bei der Alternative der 
Hauptfrage berücksichtigt^^). ^ 

'») Versrl. Art. 419, 420, 268. Nach dem Code d'instr. crim. 
(Art. 269) gelten die vom Präsidenten geladenen Zeugen nur als 
Informationszeujzen, während der Code de procöd. p6n., Art. 417 i 
stillsehweif^ond die Gleichherecljtigung )nit den andern Zeugen an- 
erkennt und ihre Beeidigung nicht verbietet; vergl. Art. 323 (453). 

") Dasselbe gilt von der Voruntersuchung Art. 184, 323 f. Für 
den Unterschied in der frühem Qualifikation und der neuern be- 
dingt zugelassenen Zeu genau sspiye vergl. alter Code, Art. 367 — 370, 
neuer Code, Art. 325—326. 

^-) Über die Verschiebung (und die dafür vorgeschriebene, 
gh^icM bleibende Besatzung des Gerichts), mit teilweise widersprechen- 
den Bestimmungen, vergl. Art. 422 (453), 367—369, 372. 

'•'') Art. 429 — 433. Der erste Teil der Hauptfrage ist ohne ma- 
terielle Veränderung vereinfacht worden (in tJberein Stimmung mit 
Alt. 42V), Art. 429. — Die Fragen auf Mitschuld bezw. Teilnahme 
und die — die Änderung der Anklage involvierenden — neuen fra- 
gen finden sich unter denjenigen für das Kriminalgericht (ohne 
Jurv) ; ihre Anwendung für das Assisengericht ist vorgeschrieben. 
Ai-t: 453, 371, 372. 

^*) Auf ein Schuldigverdikt hin steht nach dem Vortrage des 
Stnafsanwaltes nicht nur der Zivilpartei, sondern auch der zivil- 
rechtlicl« verantwortlichen l*erson ihr Antragsrecht zu. Art. 449. 

-") Vergl. Code p(^nal, Art. 65. — Die Stellung der Fragen 1, 2, 
5, 6 (erweitert), 7 (s. oben) ist im neuen Code bei Strafe der Nich- 
tigkeit angedroht. 

**) Zuchthaus (Arbeitshaus) auf Lebenszeit od. eine bestimmte 
Zeit, Code pC-nal, Ai-t. 67, al. 2; Code de proced. pen., Art. 273. 

") Auch die früher nicht adoptierte französische Begriffsunter- 
scheidung in der Freisprechung (s. unter c) a. E.) ist jetzt aufge- 
nommen worden; Art. 448, 449, 451. 
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Die Knesatioasfrist wird wieder (wie während des Jah- 
res 1351) auf 30 Tage anegedohnt; für inhaftierte Verar- 
teilte jedoch anf 8 Tage festgesetzt'*). Die Kassationsgrüii- 
de'') sind erweitert worder,: durch die Aufnahme der In- 
kompetenz; durch die ÄnsdehTinng des verallgemeinerten (bis- 
herigen) zweiten Grundes auf die Hauptverhandlung^*) und 
durch die Einbeziehung^') des Adhäsioneprozesses^^). 

Zu den Ecvisi.msgründen^^) ist die Fällung mnes s\m- 
tera kontradiktorischen Urteiles aufgenommen worden^*). 

Rehabih'lalion und Begnadigung werden wieder durch 
den Code p^nil"') geregelt, die Begnadigung des zum Tode 

") Fol' letztere iat die Friät kflrTer bemesuen worden, um event. 
Kosten zu ersparen — also ein Widersprueli zu dem Bestehen de» 
aehtt-urgerichtlichen Verfahrene. Vergl. Art. 474; Motive zum D<5- 
eret du 17 Mai 1R62. 

") Der neue Code bedingt nicht mehr die Verweisung an das- 
a'lbe Assisengerieht. Art. 4M9, s. bei c), Note 41. — Im Gegensätze 
zum frilhem Code erwähnt der neue iiuBdrtlcklieh ProÄesBformeo, 
lieten Verletzung Kae«ation begründet: Art. 323 — 326, 302, 364, 367, 
308, 391—397, 409— «1, 425, 427—429, 431—434, 440, 442, 446, 462. 
— Der Verweisuncisartikel (4S31 ist fehlerhaft. 

™) A.rt. 404 ff, 497. 

") Geiren das Djüpofiitit betr. der Zivilinterewen der Angeklag- 
ten, wenn der (der Zivilpartei) zugesprochene Schadenersatz nicht 
verlangt mler die eingeklagte Suniuie übersteigt und wenn das Zivil- 
recht falsch .angewenilct wird. ävt. 494, 495. 

") KaaaationBi^ande der Zivilpaitei : Art. 495, Zift. 1 — 3; 404, 
Ziff. 2; der Staat«anwaltMhaft: Art. 496, Ziff. 1 und 2; 493, Ziff. 
2 und 3; 494, Ziff. 1 und 2. 

") Vergl. a\tei Code, Art. 530, Zitt. 1—4 und neuer Code, Art. 
499, Ziff. 1^1; Reviiion ftir die Zivilpartei für ihre Interessen, Art. 
501, 499, Ziff. 1-2, 4—5. — Bei der Verweisung eines Falles an 
dna!>elbc Assisengcrioht schreibt Art. 505 — im Gegensätze zum alten 
Code, s. bei c), Note 42 — vor: le -Hpenonnel« devra cependant eo 
Ötre ehangC. Wo, wie beim Assisengericht, Priisident, Richter, Ge- 
Hchwome, Unteisnchungsrichter, Staatsanwalt, Geiichtssehreiber 
funktionieren, ist die Bezeichnung »personnel« nichts weniger als 
deutlich. 

") N.ich dem niten Code war der Kassationehof Rckurainstanz 
für die Kassation und Revision; nach dem neuen (Art. 503) beur- 
teilt das Kantonsgerieht die Rcvisionsgesuche. Ein und derselbe 
Artikel des neuen Code (4Tä) weist für die gleiche Inatanz zwei 
verschiedene Bezeichnungen auf, die neue adoptierte und die des 
alten Code. 

=•) Vergl. Art. 36—90 und 91—101; Loi du 20 Nov. 1877, 
Art. 38 f. 
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Verurteilten^^) dagegen durch den Code de procedure pe- 
nale"). 

Unter der Herrschaft des frühem Strafgesetzes und 
Strafprozesses bestand die Todesstrafe nicht: sie blieb in 
lieiburg zuerst unter allen Kantonen durch die Verfassung 
(vom A. März 1848, Art. 8) vom 19. März 1848 an abge- 
schafft*®). Die Wiederaufnahme der Todesstrafe in den 
neuen Code penal durch den Grossen Rat in der Frühjahrs- 
sossion 18(38 erwies sich um so reaktionärer, als der erste Ee- 
visionsent^nu'f der Bundesverfassung von 1848 mit der Ab- 
schaffung der Todesstrafe seine Wellen voraus warf. Die 
Verwerfung des Bundesverfassuugsentwurfes 1872 ermutigte 
den Grossen Rat, am 31. Mai 1873 die Todesstrafe durch 
den neuen Code penal auf den 1. Januar 1874 in Kraft zu 
erldären^**). Sie bestand jedoch nicht einmal 5 Monate zu 
Rtcht ; denn am. 29. Mai 1874 trat die revidierte Bundesver- 
fassung in Kraft, durch deren Art. 65 die Todesstrafe von 
diesem Tage an abgeschafft war, trotzdem Freiburg die Ab- 
schaffung erst durch Gesetz vom 19. August 1874 dekre- 
tierte. An die Stelle der Todesstrafe trat lebenslängliches 
Zuchthaus mit einer äusserst harten Beschränkung der Be- 
gnadigung^®) ; in diesem Sinne wurden alle Bestimmimgen 
des Strafgesetzes und Strafprozesses modifiziert^^). 

Infolge der eidg. Volksabstimmimg vom 18. Mai 1879 
wurde den Kantonen ihre Todes-Souveränetdt vom 20. Juni 
1879 an zurückgegeben, wovon Freiburg 15 Jahre später — 
infolge zahlreicher Verbrechen binnen kurzer Zeit — Ge- 
brauch machte. Es führte durch Gesetz vom 24. November 
189 1 die Todesstrafe wieder ein und erklärte alle darauf be- 



-*) Art. 514 — 520. Zur Verweigerung der Begnadigung sind -/, 
der stimmenden Grossrats-Mitglieder erforderlich. 

-'^) Für die Kosten der Strafrechtspflege vergl. Art. 542—548; 
Tarif du 16 Nov. 1850, Art. 15, 23—29; du, 3 Avrü 1852; du 6 Mars 
1874. — Loi du 21 Nov. 1889; Arret^ du 17 Janv. 1890, § 10. 

^) ArretC> du 11 Miira 1848, Art. 1. 

^) P^cret du 21 Mai 1873, Art. 1. — Vergl. J. Repond, Les 
sourees du droit pönal fribourgeois, Zeitaehr. f. Schweiz. Strafr., 3. 
Bd.. p. 46 ff. — E. Perrier, La peine de mort dans le canton de Fri- 
bourg, Zeitschr. f. Schweiz. Strafr., 7. Bd., p. 385 ff. 

*•) Dieselbe durfte nicht mehr nachgesucht werden, bevor der 
Verurteilte 25 Jahre seiner Strafe verbiisst hatte; Loi du 19 Aoüt 
1874, Art. 1. 

") id. Ai-t. 2. 
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züglichen früiicm Bestimmungen des Strafgesetzes und Ae^ 
Strafprozesses wieder in Kraft^-). Freiburg ist der einzige 
Jury-Kanton, der die Todesstrafe wieder eingeführt hat^^); 
er bildet das (andere) Extrem zu dem Jury-Kanton Genf, 
wo von 1844 — 1890 auf Mord unter Umständen, die Strafe 
(?) von 1 Tag Oefängnis stand. 

Den Kantonen Genf und Waadt voraus vollzog Frei- 
burg schon 1869 eine Bescltr'dnkiing der scliwurgeriditlichen 
Jurisdiktion. Allein der Grund hiezu lag in praktischen Er- 
wäsrunoen nach der französischen Tendenz der y)Correctiona- 
llsatio7U{ (s. oben). Freiburg war noch nicht, wie Waadt 
1S86, zur Einsicht von der wissenschaftlichen und prakti- 
schen Unhaltbarkeit der französisclien Trichotomie gelangt, 
denn dieselbe wurde 1868/73 durch ihren Code penal (Art. 
2) ausdrücklich sanktioniert. 



4. Neuenbürg.^) 

a) Die Verfassungsbestimmungen über die Jury 1848 und 1858. 

Neuenburg erlöste sich 1848 durch seine Selbst befrei- 
ung aus der Rolle eines »Scliicksalskantons«. War es erst 
preussisches, dann französische^^ und wieder »preussisches 
Fürstentum« und »souveräner Kanton«, so bekam es bis 1831 
stärkere liberale, republikanis<'he Regungen. Nach dem 
misslungenen Putsch Ende 1831 folgte in der Epoche der 
Regeneration ein reaktionärer Umschwung der regierenden 
Kreise. Um so stärker wurde im Revolutionsjahre 18-18 der 
Umschwung zur Demokralie. 

Gleich in die neue Staatsverfassung vom 25. April 1848 
nahm Neuenburg die Gar-antiebeßtimmung-) des Jury-Insti- 



^-) Loi ihi 24 Nov. 1804, Art. 1 und 2, in Kraft seit 5. Dez. 
1894 (AiTOt^ d'execntion du 23 Juillet 1895). 

^•M Tn I'orn wjr der Versucli misslungen; die Stände, welche 
sie (von 1880 — 1894) wieder einführten, sind der Reihe nach: Ap- 
penzell l./Kh., Obwaldcn, Uri, Sohwyz, Zug, St. Gallen, Luzern, Wal- 
lis, Sehaffhau.sen, l'reiburg. 

^) Neuenbnrg als gallisierter Teil, S. 45 f. 

^) Constitution x\rt. 53: En mati^^re criminelle, pour delits de 
])rcsse et delits politicjues, l'institution du Jury est garantie. L'or- 
ganisation et la competenee de cetie institution seront r^glßes par 
la loi. 
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tutes auf. Wie sehr dieses zii jener Zeit ein allgemein demo- 
kratisches Postulat war, ersieht man daraus, dass die demo- 
kratische Partei m zwei verschiedenen Kantonen (Freiburg 
und Neuenbürg) — nach einer Zeit der Eeaktion zur Hen - 
Schaft gelangt — gleichzeiiif/^) die konstitutionelle Gnrantif 
des Jur3'-Institut8 für dieselbe Jurisdiktion*) ausspraclion ; 
KriminoJ; Press- und volifisclie Delikte. 

Die Einführung der »Tury verzögerte sich indessen, da 
Xoiionbnrg zunächst dringendere Keformen zu besorgen 
hatte: die Republik an isiening aller Institutionen. Das neue 
besetz über die Gerichtsorganisation übertrug bis zum Zeit- 
punkte, da »die Jury-Institution organisiert werden könne«, 
die Kriminal- Justiz einem einzigen Gericht am Hauptort o 
Neuenbürg^). 

Nach der friedlichen Beilegung des wegen Neuenbürg 
1856/57 drohenden Streites zwischen der Schweiz und 
Preussen nahm der Kanton ISöS eine Bevision der Staats- 
verfassung vor. War im I^aufe eines Decenniums nach 1848 
der demokratische Eifer für die Jury etwas abgekühlt, in- 
dem iN^enenburg das neue Institut immer noch nicht einge- 
führt hatte, so folgte 1858 der Kanton dem Beispiele Frei- 
bnrgs (1857) und nahm in die neue Verfassung nicht melir 
die Garantie der Jury auf; er erklärte deren Einführung fa- 
kultativ^)^ jedor^h mit er^veitemder Jurisdiktion gegenüber 
1818. 



') In Froibin-ff ftm 4. Miirz, in NcupTilmr*» am 2,"). April 1S4S 
- - in der [{uiidesrcvisioiis-Koiiiinissioii der Tagsait7Ain<i[ am 27. Afiir/ 
184S. 

*) Vori^l. C'on.^titutions de Friboiir«, Art. 71, de Xenelintel r^'A. 

■') Ldi siir l'oriMnisation judiciaire et sur (juelcjues ])artios de 
])ro(vdine di; 7 (])r')mii]ir. 31) Jnillet 184S, Art. ö2 (ö7), öl. Man- 
«^<'ls neuer StrafreeMs-Kodifikationen basierte die Ausübung der 
Kriminal -.Justiz nooli auf die Gesetze v. 22. Aug. 1837 und IG. Dez. 
1833, ausi^pnommen für den Hochverrat: Loi du 31 Juillet 1852. — 
Ausdrücklich hob der Grosse Rat nicht nur die bis dahin in Neuen- 
burg in Kraft srebliebenen »dispositions infamantes« der Carolina 
(körperliche Strafen: Peitschen, Pranger und Brandmal etc.), son- 
dern auch diesen »Code ci'iminel« selljst auf. D^cret du Juillet 
1848, Art. 1—2. 

®) Constitution du 21 No^^ 1858, Art. 59: En matiere penale 
rinslitution du Jury pourra etre introduite et l'organisation en sera 
dAJ-erminoe par la l^i. Toutefois, la procedure publique devra en 
tous cas etre subslituee i\ cellc qui existe aujourd'hui. 
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b) Die Organisation und Einführung 
der Kriminal- und Icorreirtionellen Jury 1862. 

Die Einführung der Juiy erfolgte auf den 1. Januar 
1862 durch den Erlass eines Organisations-, Straf- und 
Siiafprozess-Gcsetzet:'^). 

Dabei zeigt sich die interessante Thatsache, dass man in 
Neuenhurg von der »7ury die Auffassung eines Universalin- 
stituts für die Straf reclitspf lege hatte. Sie wurde nicht wie 
anderwärts als Bepression gegen die Härten des Strafprozes- 
ses und die Rechtsprechung ständiger Gerichte eingeführt, 
sondern als Eeaktion gegen die grosse Milde der gewählten 
Richter^V 

Die Ausübung der Strafrechtspflege wird ausser einer 
Kriminal' und einer Jcorrektionellen Jury den Friedensricli- 
fern und Bezirksrichtem übertragen^); zudem bestehen eine 
Anklagekammer und ein Kassationshof. Die Jury hält ihre 
Sitzungen für Kriminal- und korrektioneile Delikte am Kan- 
tonsliauptorte mit dessen Bezirksgericht (Dreier-Kollegium) 
als Assisenhof *) ; dieselbe ist — wie in Genf — für den gan- 
zen Kanton zuständig. In die Kompetenz der korrektionellen 
Jury fallen diejenigen (korrektionellen) Vergehen, für Avelche 
ein Angeschuldigter mittelst (Leib-) Verhafthefehls verfolgt 



^) Auf 1. Jan. 1862 wurden in Kraft erklärt: Code p^nal du 
21 D6c. 1S55; Loi sur Toriranisation de la (»procMure«) justice 
pC*nale du 19 Juin 1860 (promulg. 8 Oct. 1861); Loi de procödure 
pönale du 26 Sept. 1861. — (Strafgesetz-Novellen datieren v. 22. 
Juni 1860; 28. Febr.' 18C8; 22. Nov. 1870; 13. April 1871; 31. Jan. 
1876; 19. Febr. 1886; 21. Nov. 1888). — Die offiziellen Gesetzes-Ci- 
tate (Datum) Neuenbürgs enthalten Widersprüche: bald beziehen 
sie sich auf die legislative Adoption, bald auf die Promulgation. 
Die letztere Angabe wird hier nur der Kontrolle wegen hinzugefügt. 

^) »On aura plus d'acquittemenls peut-6ti*e, mais les peines 
prononc6es seront plus s6vöres et la douceur excessive des condom- 
nationa est un inconvönient pire que les acquittements«. S6ance du 
Grand Conseil.du 26 Sept. 1859, Leloir, Etüde sur le jury correction- 
ncl, Bulletin de la Soc. de l(?gisl. comp., 17. Bd., p. 570. 

") Dieselben funktionieren als I'olizeigerichte und korrektio- 
nelle Gerichte für die Fälle, welche nicht an die korrekt. Jury Über- 
wiesen werden (Note 5). Procödure penale, Art. 94 ff, 98 ff; Be- 
eret du 2 Avril 1862. 

*) Loi du 10 Juin 1860, Art. 1, 10, 24. 
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wird'*); in diejenige der Kriminal-Jniy die Verbrechen®). — 
Die Todesstrafe blieb seit 8. Juni 1854 abgeschafft^). 

Die Zusammensetzung der Juiy entspricht derjenigen 
des Ivantons Genf: 12 Gcschwome für die Kriminal- und 
6 für die korrcktionoUe Jury^). 

Die Oenfirallisie, die alljährlich durch die Verwaltungs- 
oder G-emeinderatsbehörden unter der Aufsicht der Friedens- 
richter aufgestellt wird, besteht aus allen (wahlfähigen) 
Schweizerb'drgorn zwischen dem 25 — 60 Altersjahre (Art. 25, 
29). Die AusscMiessungS'^) und Dispensationsgründe^^) wer- 
den erschöpfend fixiert. Die Bildung der Spezialliste — 600 
Geschwome — erfolgt jedes Jahr mittelst öffentlicher Aus- 
losung durch den Gerichtspräsidenten von Neuenburg unter 
proportionaler Berücksichtigung (zur Generalliste) der ein- 
zelnen Bezirke. — Tn Bezug auf die Bildung der Dienst- und 
Spruchli.ste^^) begnügt sich das Organisationsgesetz mit ihrer 
Erwähnung; die weiteren Bestimmungen enthält der Straf- 
prozesse^). — Die Jury-Sitzungen werden vom Gerichtsprä- 
sidenten von Neuenburg, in Übereinstimmung mit dem Prä- 
sidenten des Kassationshofes, angesetzt. Wenigstens 14 Tage 
vorher nimmt der erstere die öffentliche Auslosung der 
Dienstliste aus der Spezialliste vor: 36 Geschwome für die 
Kriminal- und 18 für die koiTcktionelle Jury. Hiezu werden 



") Si le prC'venu est poursuivi par voie de d6cret de prise de 
eorps, Art. 10, 13, 12; vergL Procßd. p4n., Art. 27, 33, 39, 98—107; 
Code p^-nal, Art. 15 ff, 46 ff. 

•) Loi du 19 Juin 1860, Art. 10, 14; Proc6d. p§n., Art. 27, 33, 
39: Code pf-nal, Art. 6 ff, 46 ff. — Die Pressdelikte werden wie 
andere Verbrechen und Vergeben bestraft, Art. 24S; das Pressgesetz 
v. 25. Okt. 1831 war durch Dekret v. 23. Febr. 1854 aufgehoben 
worden. 

') D^cret du S Juin 1854; Dtoet du 21 Mai 1879. 

») Loi du 19 Juin 1860, Art. 21. 

•) Staatsräte, Präfekten, Richter, Friedensrichter und Beisitzer, 
Geistliche; (franz.) Analphabeten; Angeklagte, Verurteilte etc , Art. 
•26—27, vergl. Constitution (1858), Art. 33. 

^®) Dienstthuende Militärpersonen, Angestellte öffentlicher 
Verkehrsanstalten, Ärzte, Apotheker, Primarlehrer, Dienstpersonal. 
Art. 28. 

^^) Kein Urteilsgeschworner darf 2 Jahre nacheinander auf die 
Dienstliste genommen werden; ein Beamter der gerichtlichen Polizei, 
Zeuge, Tnterpret, Experte oder Partei kann in der betr. Sache nicht 
Uiteilsgeschwomer sein. Vergl. Art. 30 — 33, Proc§d. p§n., Art. 123. 

• 12 
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noch aus der Spezialliste der Stadt 4 Ergänzungsgeschwome 
ausgezogen (Sessions-Dienstliste). Überdies bildet der Prä- 
sident eine zweite (Ersatz-) Liste, deren Grösse in seinem 
Ermessen steht, um diejenigen zu ersetzen, welche aus ir- 
gend einem Grunde die Ge?chwomenqualität eingebüsst ha- 
ben. — Die Geschwomen der Dienstliste werden einberu- 
fen^'^); diese Liste wird jedem iVngeklagten 3 Tage vor der 
Sitzung bekannt gegeben^*). 



c) Das schwurgerichtliche Verfahren 
nach der Lei de proc^dure pönale vom 26. Sept. 1861. 

Die Befugnisse der zur Einleitung des Strafverfahrens 
aufgestellten gerichtlichen Polizei^) sind in erster Linie dem 
Friedensrichter-) zu übertragen''). Er führt die Vorberei- 
lungsuntersuchung, deren Ergebnis er binnen 24 Stunden 
dem Präsidenten des Bezirksgerichts zu übermitteln hat, dem 
übrigens diese Untersuchung auch zusteht unter Zuziehung 
zweier Richter. Stimmen diese beiden dem vom Präsidenten 
nötigenfalls beantragten (provisorischen) Verhaftsbefehle 
nicht zu, so wird zur Entscheidung ein Suppleant zugezo- 
gen*). Über die Zulässigkeit der Anklage befindet die An- 
Idagekammer, indem sie zugleich die allfällige Übei*weisung 



^^) s. schwurgerichtliches Verfahren (c), Proc6d. p6n., Art. 
120—142. 

") Die Ergänzungsgeschwornen können noch am Sitzungstagc 
einbemfen und deshalb nur bedingt gebüsst werden, über die ein- 
gereichte Beschwerde gei*en die Busse (l) 50 Fr..; 2) 100 Fr.; 3) 
150 Fr.) entscheidet das Gericht. 

^*) Das Organisationsgesetz bestimmt (Art. 32), dass die Ur- 
teilsgeschwornen eine Reise- und Aufenthaltsentschädigung erhal- 
ten. Die crstore wird auf 1 ¥r. pro Wegstunde festgesetzt, die letz- 
tere für Stadtgeschwome auf 3 Fr. und für Landgeschworne auf 
5 Fr. pro Tag. Vergl. Tarif des fiais en matiöre pönale du 10 Janv. 
.1802; Tarif du 13 Juillet 1874; Loi du 18 Mai 1875, Art. 74 ff (Tag- 
geld 4 — 6 Fr., Gebühren etc.) ; Loi concemant le tarif des frais de 
justice du 25 Nov. 1892, Art. 23 ff. 

^) Dieselbe steht unter der Aufsicht der Anklagekammer. 
ProcC-d. p6n., Art. 41; Loi du 19 Juin 1860, Art. 20. 

^) Er eignet sich hiefür besser als in Freibmg der Präfekt. 

') ProcM. p^n., Art. 1«, 19 ff. 

*) ProcM. p6n., Art. 10 ff, 24 ff. 
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nn die zuständige Jxiry ausspricht^). Ein besonderer Unter- 
suchungsrichter ist mit der Voruntersuchung des mittelst de- 
finitiven Verhaftbefehls verfoleten Angeklagten betraut. 
Die Art ihrer Führung (Konfrontation der Zeugen etc.) ist 
seinem Ermessen anheimgestellt; wenn jedoch nicht jeder 
Zeuge während derselben wenigstens einmal mit dem Ange- 
klagten konfrontiert wird, gilt dessen Aussage nur als ein- 
fache Information^). Der Staatsanwalt fasst, gestützt auf 
die Akten der Voruntersuchung die Anklageakte ab und 
stellt die Zeugenliste auf^); der (Assisen-) Präsident unter- 
wirft den Angeklagten dem (französischen) Vorverhöre (Art. 
109) und sorgt für dessen Verteidigung. 

Nach einer Novelle vom 15. September 1863 wird nax^h 
dem Vorbilde anderer Kantone (s. oben) die Beurteilung des 
Autoverdikts adoptiert, indem die Anklagekammer bei be- 
stimmtem., vorbehaltlosem Geständnis der beschuldigten 
Thatsachen den Angeklagten zur Aburteilung ohne Ge- 
schworne zulassen knnn. Er erhält einen Verteidiger, unter 
dessen Beistand er sich zu erklären hat, ob er bei seinem 
Geständnis beharre und einwillige, ohne Geschwome beur- 
teilt zu werden®). 

Beim Beginn der öffentlichen Hauptverhandlung wird 
die Spruehliste gebildet®) wie nach dem Genfer Gesetz von 



®) La seetion de la Cour d'appel composant le Juge d'ordre 
cojistitutiie la ehainbre des nüses en accusation. Loi du 19 Juin 
1860, Art. 2, 19. ProcM. p^n., Art. 31—41. 

«) Loi 1860, Art. 18; Proc6d. pen., Art. 42—56, 77—80; Con 
stitution du 21 Nov. 1858, Art. 7. 

^) Loi 1860, Art. 17; ProcM. p6ii., Art. 57— 63, 148; vergl. Code 
d'instr. crim., Art. 315. 

*) Diese dem Gerich t^spräsidenten am Verhaftsorte gegebene 
Erklürung ist auch vom Verteidiger zu unterzeichnen. Die Haupt- 
verhandlung beschrilnkt sich alsdann auf die Verlesung des tJber- 
weisungsbeschlasses, der Geständniserklärung, der Anklageakte und 
auf die Anträge des StaatsanAvaltes und der Plaidoyers der Par- 
t,eien. "FTseliwerende oder mildernde Umstände sind in der Anklage- 
akte oder im ersten Vortrag der Verteidigung anzugeben, über 
welche alsdann verhandelt wird; da? Geständnis entspricht für das 
Urteil dem Verdikt der Geschwornen. Vergl. Loi (sur les jugements 
qiii pcuvent ötre rendus sans l'assistance du Jury) du 15 Sept. 1863, 
Art. 1—12. 

•) Erscheinen weniger als 30 bezw. 15 Geschwome, so werden 
Ergänzungsgeschworne und nötigenfalls andere Geschwome der 
Stadt bestimmt und einberufen. 
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1844 (Art. 36—40, S. 2iy% nur mit dem Unterschiede, 
dass zuerst der Angeldagte rekusiert und nötigenfalls gleich- 
zeitig mit den (12 be?w. 6) Urteils- auch die (1 oder 2) Er- 
satzgeschwornen bestimmt werden^^). 

Für die Partei- und ScTilussverhandlung, Fragen^iteZ- 
lung^^)y Verdikts- und UrteilsfäUung enthält der Straiprozess 
fast ausschliesslich kompilatorische (zum Teil wörtliche) 
Zusammenstellungen des Code d'instruction criminelle und 
der Strafprozesse von Genf, Waadt, Bern (Freibuxg) und des 
Bundes. P]xpose imd Rcsume finden nicht statt; die Ver- 
tagung*^) besteht, ausser dem Falle des Strafprozesses von 
Bern (I^Veiburg), auch bei der korrektioneilen Jury (Riiek- 
bezw. Überweisimg), wenn sich nach den Verhandlungen er- 
gibt, dass der Charakter eines Verbrechens vorliegt^*). — 
Die Hauptfrage*^) entspricht derjenigen des Strafprozesses 
von Waadt (vor der Revision S. 39) imter Aufnahme spe- 
zieller Umstände für den Thatbestand. Das System der mil- 
dernden Umstände*^) stimmt mit dem bemischen (freiburgi- 
schen) überein^^), die Abstimmung der Qeschwomen dagegen 
mit derjenigen des Genfer Gesetzes, ebenso die U eberprüf ung 



^") Pi"oc6d. p6n., Art. 128 — 142. — Nach erfolgter Vertagung 
wird für eine andere Session eine neue Spruchliste gebildet. — Un- 
ter Zustimmung der Angeklagten und des Staatsanwaltes funktio- 
niert dieselbe Urteils-Jury für alle Fälle (ähnlich Freiburg 1851 bis 
1853) der gleichen Session; vergl. Art. 137, 153. 

") Die Beeidigung der Geachwomen entspricht dem Code 
d'instr. crira., Art. 312; die Wahl ihres Obmannes dem Bundes- 
Strafprozess, Art. 58. 

•^) Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 11 f. 

") Vergl. 159, 160; Berner Strafpr. von (1850, Art. 422 =) 
1854, Art. 423; Freib. Strafpr. von 1850, Art. 440. 

") In letzterem Falle jedoch nur von Amts wegen. — Der As- 
sisenhof entscheidet über alle Zwischenfragen und Einwendungen 
der Parteien, auch gegen die Fragenstellung, nach kontradiktori- 
scher Verhandlung. Art. 161, 169. 

") Der President stellt dieselbe auf Grund der Anklageakte 
unü der Parteiverhandlungen, Ai*t. 164. (a. L'accusö a-t-il commis 
tel fait? — b. L"a-t-il commis avec teile ou teile circonstance? — 
c. A-t-il commis ce fait avec une Intention coupable?) 

^«) Vergl. Art. 168, Berner Strafpr. (Art. 430) von 1854, Art. 
431, Freib. Strafpr., Art. 452. 

") Der Umfang der Funktion der Gesehwomen bestimmt sich 
nach Art. 22 des Gesetzes v. 19. Juni 1860: Le Jury prononce uni- 
quement sur le fait et sur la culpabilit4ounon-culpabilit6 de Taccus^. 



— 181 — 

des Verdikts mit dem Moniturverfahren^^). Der ganae übrige 
Teil der Haupt Verhandlung — die diskretionäre Befngnis, 
das Zeiigcm'crhör^®), die Selilnssverhandhmg, die Frage nach 
erschwerenden Umständen, nach einem gesetzlichen Ent- 
schnldigiingsgTund und der Zurechnungsfähigkeit, die Ge- 
schwomeninstruktion und die TJrteilsfällung — ist genau 
nach dem Code d'instruction criminelle geregelt^®). Jedoch 
hat der Strafprozess die Zwilpartei^^) für ihren Adhäsions- 
proze?s weniger berücksichtigt--). 

Der Strafprozess weist keine eigentlichen Kassations- 
gründe auf^*): er begnügt sich mit der Bestimmung, dass 
bei Kassation wegen Formverletzungen oder Unregelmässig- 
keiten (vices de forme ou irregularites)^*) Verweisung auf 
eine andere Session und wegen falscher Gesetzesanwendung 
an ein anderes Bezirksgericht, unter Zugrundel^ung des ge- 
füllten Verdikts, erfolge. Daraus ist zu schliessen, dass der 
Kassation arekurs gegen jedes Urteil zulässig ist. 

Als Revisionsgrilnde gelten : ein anderes kontradiktori- 
sches Urteil (Art. 205), die falsche Aussage eines Belastungs- 



") Vergl. ProcM. p^n., Art. 174, 176, 177, 179; G«nfer Gesetz 
1844, Art. 65; 68, 69, 71. — Die tjberweisung an eine neue Jury ist 
jedoch an die Voravsset/ung geknüpft, dass das Verdikt mit ein- 
facher Mehrheit gefällt wurde, welche nach Art. 174 speziell erwähnt 
werden muss, ausser wenn der Angeklagte nicht schuldig erklärt 
wird. Vergl. Art. 179; Code d'in&tr. crim., Art. 351, aufgehoben 
durch Loi du 4 Mars 1831; Art. 352, loi du 9 Sept. 1835. 

") Die vorhergehende Beeidigung gilt für die Voruntersuchung 
und Hauptverhandlung; Trocdd. p^^n., Art. 29, 53, 65, 82. — Er- 
schöpfend werden ( 4rt. 64 ff) die rekusabeln Zeugen, die Ausnahmen 
von der Zeugnispflicht, Versäumnis und Verweigerung aufgezählt. 

«>) Vergl. Proc6d. p^n., Art. 81—88, 140, 144, 148, 150—158, 
162, 165—167, 170—172, 178, 180—194 übereinstimmend mit Code 
d'instr. crim., Art. 31&— 320, 325—327, 312, 310, 315, 316, 268, 269, 
334, 329—333, 335, 338—340, 341—343, 350, 358, 360—365, 368, 369, 
366, 371—374 (409). 

") Vergl. Procöd. p6n., Ai-t. 6, 161, 190y 203. 

**) Für Verbrochen und Vergehen werden keine Kontumazial- 
ürteile erlassen; Proc6d. p6n., Art. 12. 

") Der Appellalionshof bildet für Kriminal- und Zuchtpolizei- 
Dclilite die Kassationsinstanz; s. folg. Abschn. d), Note 25. — Die 
Kassationsfrist beträgt 3 Tage. Loi du 19 Juin 1860, Art. 2; Pro- 
c€d. p^n., Art. 193. 

^) Nach dem Organisationsgesetze von 1860 erstrecken sich 
dieselben auf die Untersuchung und auf die Parteiverhandlungen 
(d^bats), Art. 15; vergl. Proc6d. p§n., Art. 195—204. 
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zeugen (Art. 306) während der Hauptverhandlung — ent/- 
sprechend dem Code d'instruction criminelle, Art. 443, 445 
— und die Entdeckung von ünschuldsbeweisen^^). Die 
Verweisung findet auf alle Fälle an eine andere (neue) Jury 
statt. 

Die Rehabüitationr*^) ist erst 10 Jahre nach Verbüssung 
der Strafe bezw. — bei allfälliger Begnadigung^'^) — nach 
dem Endtermin der Strafzeit zulässig und bei Rüekfälligkeit 
ausseschlossen. 



d) Die Revision der Jury-Organisation 1874 
(1882, 1891 und 1893). 

Mit der Iicvision des Gesetzes über die Gerichtsorganisa- 
tion vom 7. (31,) Juli 1848 wird durch die gleichzeitige Re- 
vision der Organisation der Strafrechtspflege von 1860/6:^ 
nach zwölfjährigem Bestehen des Schwurgerichts eine Decen- 
irali'SaHon des IcorreMionellen Schwurgerichts und nach wei- 
tern 17 Jahren wieder eine Centralisation desselben vorge- 
nommen. Im Jahre 1874 werden nämlich statt eines kan- 
tonalen die Bezirks- Schwurgerichte — tribunaux correcti an- 
neis avec Passistance du jury^) — (vde Waadt bis 1886) und 
18f)l noch ausser diesen 2 Dreierbezirks-Schwurgerichte — 
tribunaux corrcctionnels d^arrondissement^) — eingesetzt, so 
da?s seit 1891 zwei Arten lorrektioneller Schwurgerichte be- 
stehen. Bei beiden Arten ist die örtliche Zuständigkeit die- 
selbe, nämlich der Bezirk des forum delicti commissi'); bei 
jeder derselben werden die 6 ITrteilsgeschwomen und ein 



^) Revision siiistanz ist der Kassationshof. Vergl. Art. 205 
bis 214. 

'•) Vergl. weitere Voraussetzungen, Art. 233 — ^246. 

") Die Begnadigung wird nur durch diese Bestimmung (Art. 
234) erwähnt; vergl. ferner D^cret du 13 Sept. 1848; D6cret (con- 
tenant lea demandes en grace) du 29 Nov. 1852. 

^) Loi Hur Torganisation judiciaire du 13 (promulg. 17) Juillet 
1874, Art. 36, 46, Ziff. 2. 

') Nach Analogie der ZipilgerichtshsLTlieit, id. Art. 12; D^cret 
(modifiant quelques dispositions de la loi sur Torganisation judi- 
ciaire et du Code de proc^d. p^^n.) du 25 Mars 1891, Art. 2. 

») Loi du 13 Juillet 1874, Art. 42; Beeret du 25 Mars 1891, 
Art. 2. 
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Ersatzgeschworner aus der Bezirkslißte gezogen*). Der Assi- 
senhof eines Bezirks-Schwnrgerichts wird seit 1874 nach dem 
Vorhilde von Genf und (ahgesehen von der Rekusation) 
Waadt gehildet ; er hesteht aus dem Präsidenten oder Supple- 
anten des Bezirksgerichts^). Der Assisenhof des andern, für 
je 3 Bezirke ccntralisierten, korrektionellen Schwurgerichts*^) 
ist, vne von 1862 — 1871, ein Dreierkollegium; dasselbe l)e- 
stcht jedoch aus den Präsidenten der 3 Bezirksgerichte, wobei 
deigenige des forum delicti commissi als Assisenpräsident und 
die andern 2 als Beisitzer funktionieren. 

Die Jurisdiktion der leorreJctionellen Schwurgerichte be- 
stimmt sich nach dem Gerichtsorganisations-Gesetze vom 13. 
Juli 1874, der Novelle vom 25. März 1891 und dem Straf- 
prozoss vom 25. September 1893 (Art. 548): 
I. Einerbezirhs- Schwurgericht (seit 1874). 

.1. Vergehen (delits) mit mehr als 1 Monat Gefängnis- 
strafe (seit 1874) ^). 
2. Haft (prison civile) von mehr als 2 Monaten (seit 

1891) % » 
[3. Busse von 100—1000 Fr. von 1891—1893] ^). 
IT. Preierhezirhs-Schwurgsricht (seit 1891). 

1. Vergehen mit mehr als 1 Jahr Gefängnis (seit 

1891) ^^). 
"2. Busse von mehr als 1000 Fr. von 1891—1893] ^^). 
J^ür die lantonale Kriminal-Jury wird 1874 der Assisen- 
hof, ähnlich ^vie im Kanton Waadt, aus S BezirJcsgericlits- 
präsidenten zusammengesetzt'^). — Von 1891 an wird das 
Kriminal- Schwurgericht nur noch für Zuchthausstrafe-De- 
likte zustandier erklärt. 



*) Loi du 13 Jnillet 1874, Art. 55, Ziff. 2; Code de proc6d. p6n. 
du 7 Avril 1875, Art. 270. 

«*) Loi du 13 Juillet 1874, Art. 55, Ziff. 1. 

•) Das erste umfasst die Bezirke Neuchfttel, Boudry, Val-de- 
Travers; das zweite Val-de-Ruz, Locle und Chaux-de-Fonds. D$- 
cret du 25 Mars 1891, Art. 2. 

^) Ohne Beurteilung bei Geständnis des Delikts; Loi du 13 
Jnillet 1874, Art. 46, Ziff. 2; D(^cret du 25 Mars 1891, Art. 2, Litt. a. 

«) Dfcret du 25 Mars 1891, Art. 2, Litt. a. 

•) id., vergl. Art. 2, Litt, a und b; aufgehoben durch Code de 
proc<^d. p^n. du 25 Sept. 1893, Art. 547, 548. 

") Döcret du 25 Mars 1891, Art. 2, al. 3. 

"j id. Art. 2, al. 3: aufgehoben durch Code de procßd. p6n. du 
25 Sept. 1893, Art. 548. 

') Diese Kombination (aus den 6 Präsidenten) wechselt ab. 



isi 
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Auf Grund der geltenden Gesetzgebung bestehen seit 
1893 für den Kanton Neuenburg nicht weniger als 13 In- 
stanzen (!) für die Ausübung der Strafrechtspflege ( — das 
noch in Kraft bestehende Orgajiisationsgesetz vom 13. JnJi 
1874 enthält ein halbes Dutzend*») — ) : 

1. Friedensrichter — Jnges de paix**). 

2. Polizeigericht (ohne Jnry) — tribunal de police*^). 

3. Zuchtpolizei-Gericht (oJine Jur}') — tribnnal de po- 
lice eorrectionnel (statt des »tribunal de petit cor- 
rectionnel« bezw. — von 1891 bis 1893 — des Be- 
zirksgerichtspräsidenten) *^). 

4. Bezirhsgerichispräsident — president du tribunal de 
district*'^). 

[5. Anklagekammer — chambre d'accusation] ^*). 

6. BezirkS'Schiimrgericht — president du tribunal de 
district avec Fassistance du jury*^). 

7. Dreierlezirks-Gericht (ohne Jur}') — tribunal eorrec- 
tionnel d'arrondiseement^'*). 

8. Dreierhezirks-Schwurgericht — id. avec Passistance 
du jury^*). 



'*) Fried enärichter; Polize.ij>;ericht : korrektioneile Gerichte, 
Kriininalsjericht, Anklagekammer und Kansationshof, Art. 36. 

") Loi du 13 Juület 1874, Art. 36 (37), 40, 45. 

") id. Art. 36, 41, 46, Ziff. 1; D6cret du 25 Mars 1891, Art. 3. 

") Code de procßd. p6n. 1893, Art. 547, 548; Loi du 13 Juillct 
1874, Art. 46, Ziff. 2, al. 1; Code de procßd. p6n. du 7 Avril 1875, 
Art. 235—249; Beeret du 25 Mars 1891, Art. 2, Litt, (a und) b. 

") D^cret du 25 Mars 1891, Art. 2, Litt, a und b; Codes de 
proc6d. pCn. du 7 Avril 1875, Art. 250—258; du 25 Sept. 1893, Art. 
547, 548 (359—366). 

") Loi du 13 Juillet 1874, Art. 36, 44, 53. Im Jahre 1882 
wurde an Stelle des bisherigen Appellationshofes — welcher alljähr- 
lich abwechselnd 3 seiner Mitglieder, mit Ausnahme seines Präsiden- 
ten, für die Anklagekammer bezeichnete, Art. 74 — ein Kantonsge- 
rickl aufgestellt (3 permanente — inkl. Präsident — vom Grossen 
Rat auf 3 Jahre gewählte Kichter, welche die Anklagekammer bil- 
den — und 2 abwechselnd bestimmte Gerichtspräsidenten). Loi 
(modifiant Torganisation judiciaire) du 23 Nov. 1882,, Art. 1, 5, 
10—14, 16—18:' D4cret du 23 Oct. 1884, Art. 1. 

") Loi du 13 Juillet 1874, Art. 55 (Ziff. 2) —58; D6cret du 
25 Mars 1891, Art. 2, Litt. a. 

*•) D6cret du 25 Mars 1891, Art. 2, al. 1—3. Für Beurteilung 
bei Geständnis des Delikts; Kontumazialverfahren. — Code de pro- 
oM, p6n. 1893, Art. 359—366. 

^*) D^eret du 25 Mars 1891, Art. 2, al. 1—3, 
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9. Kanf analer Kriminal- 8 chwurgerichtshof — Gour 
d^assises sans l'assistance du jury (bis 1891 tribuual 
eriminel genannt) ^^). 

10. Kantonales Kriminol-Scliwurgericlit — Cour d^as- 
sises^^). 

11. Bundesassisen — für kantonale politische Delikte 
ohne bewaffnete eidg. Intervention^*). 

12. Kassationsgericht — cour de Cassation penale^') 
(ausgenommen für die 11. Instanz). 

13. Bundesgerichts-Kassationshof — für die kantonale 
Jurisdiktion der 11. Instanz. 

Die passive Wahlfähigkeit (bezw. die Ausschliessungs- 
und Dispensationsgründe) unterliegt unwesentlichen Ände- 
rungen^**). Für die neu eingeführte Wahl der Geschwomen 
der Spezialliste auf 3 Jahre im Verhältnis von (1: 100 bis 
1803, von da an)^') 1 : 200 der Bevölkerung^^) wird in jedem 



^) I.oi du 13 Jiüllet 1874, Art. 36, 43, 47, 59, 62; D^cret du 25 
Mars 1891, Art. 1; Code de proctd. p^n. 1893, Art. 359—366. 

«») Loi du 13 Juillet 1874, Art. 36, 43, 47, 59—62 (D^cret du 
25 Mars 1S91, Art. 1). — Zu seiner Urteils- Jury gehören ausser den 
12 ordentlichen noch 2 Krsatzgeschwome. Es hält seine Sitzungen 
am Kantons-, das korrektionelle Schwurgericht am Bezirkshaupt- 
orte (forum delicti commissi), Art. 58 — 62; Döcret du 25 Mars 1891, 
Art. 2, al. 3. — Der Grosse Rat bestimmt alljährlich den Präsiden- 
ten des Kriniinal-Assisenhofes aus den 6 (Gerichtspräsidenten; er 
wählt die letzteren (und ihre Suppleanten) auf 3 Jahre, ebenso die 
5 Mitglieder des Kassationshofes (2 Suppleanten), den Untersu- 
chungsrichter und Staatsanwalt. Loi du 13 Juillet 1874, Art. 63, 
60, 72, 73, 75—77. 

") Code p^nal du 12 F^vr. 1891, Art. 115 ff; Arr§t6 föderal 
du 21 Mars 1893. 

^) I.oi du 13 Juillet 1874, Art. 36, 44, 48, 49 (76), 77; Loi du 
23 Nov. 1882, Art. 1, 12 f (s. Note 23). 

*") Zu den ersteren kommen noch die Advokaten und Polizei- 
beamten : bei den letzteren wird das Dienstpersonal weggelassen, da- 
^regen die Lehrer aller öffentlicher Schulen aufgenommen. Art. 94 
bis 96. — Für die Kriminal- Jury kaim ein Geschwomer nur zu 
einer Sitzung und für die korrekt. Jury nur zu 3 Sitzungen jähr- 
lich veriiflichtet werden. Art. 82. 

") DC'cret (modifiant la loi sur l'organisation judiciaire) du 
25 Sept. 1893, Art. 1. 

") Mit Berücksichtigung der Bruchzahl. Die Wahl erfolgt 
schriftlich, der erste Wahlgang mit absolutem, ein allfälliger zwei- 
ter mit relativem Mehr. Art. 78, 79. 
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Wahlkreise eine offizielle Kommission'^^) aufgestellt, welche 
8 Tage vor der Wahl bei Stimmenmehrheit eine Präsenta- 
fions-SpcziaUisie für die kantonalen Wähler feststellt. 

Jn einer öffentlichen Sitznng bildet der Gerichtspräsi- 
dent dnrch Annlosiing die DienstUsie: 38 Ges^chwome für 
die Kriminal- imd 19 für die korrektiorielle Jury. — We- 
nigstens 2 Tage nach Mitteilung dieser Liste an die beiden. 
Parteien werden der Staatsanwalt, alle Angeklagten der Ses- 
sion mit ihren Verteidigern zu einer Vorsitzung zusammen- 
berufen. Tn dersell^en rekusiert^^) jede Partei — schriftlich 
oder mündlich — 12 Geschworne für die • Kriminal-, 6 für 
die korrektionelle Jury^'^). 



e) Die erste Revision^) des schwurgerichtlichen Verfahrens 

nach dem Code de procMure pönale vom 7. April 1875 

und der Novellen-Gesetzgebung 1881, 1884, 1891. 

Die Einleitung des Strafverfahrens, die Vorbereitungs-^) 
und die Voruntersuchung werden unter Abänderung des bis- 
herigen Verfahrens mit dem französischen Strafprozesse in 
Übereinstimmung gebracht. Jedoch sind die Befugnisse des 



^') Sie besteht aus den Grossratsmitgliedern, dem Friedens- 
richter und seinen Beisitzern, Pr.lfckten und Gremeinderatspräslden- 
ien des Wahlkreises. Art. 80, Sl. 

"°) Der Staatsanwalt und die Angeklagten werden gefragt, ob 
sie dieselbe J\iry für alle Fälle der Session annehmen. — Verständi- 
gen sich mehrere Angeklagte nicht für die Rekusation, so entschei- 
det der Präsident nach billigem Ermessen. Code de proc^d. p§n. 
du 7 AvTi\ 1875, Art. 26J^— 272, 275, 276. 

*^) Die Urteilsgeschwomen werden 4 Tage vor der Sitzung ein- 
Lerufen. (Busse bei Nichterscheinen 20 — 100 Fr.). Code, Art. 277, 

282, 284. 

^) Diese wurde bedingt durch die 1874 erfolgte Revision der 
Gerichtsorganisation von 1848 (d). 

') Die Organe der gerichtlichen Polizei werden durch die Prä- 
fekten und Gemeindei-atsbehörden vermehrt. Loi du 13 Juillet 1874, 
Art. 37; Code de pioc^d. p§n. du 7 Avril 1875, Art. 128 ff; D^cret 
du 23 Oct. 1884, Art. 1, 3. 
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Staatsanwaltes zur Verfolgung der Offizial- und Antragsde- 
likte auch dem ordentlichen Untersuchungsrichter^) übertra- 
gen, wobei dem Staatsanwälte die Kontrolle zusteht*). Bei 
Ivriniinaldelikten hat der Angeschuldigte das Eecht, vor dem 
Abschluss der Voruntersuchung einen Verteidiger zuzuzie- 
hen, der die Einvernahme neuer Zeugen**) und die Herbei- 
schaf hing lUiucr Beweismittel, unter Anzeige an den Staats- 
anwalt, bewirken kann^). — Gegen die Voruntersuchung 
steht dem Angeschuldigten, Privatkläger und Staatsanwalt 
das I?ekur«recht an die Anklagekammer zu (Art. 194 ff). 
Befindet letztere"^) auf (irimd der vom Staatsanwalt einge- 
reichten Akten des Untersuchungsrichters über die Ver- 
setzung in Anklagezustand^), so setzt sie im Überweisungs- 
beschlusse an ein korrektionelles Gericht fest, ob die Zuzie- 
hung der Gesell wornen zu erfolgen habe od,er nicht®). 

l^er Straf prozess hat die Bestimmungen der Novelle vom 
15. September 1863 über die Beurteilung des AutoverdiJcts 
(»des causes criminelles et de grand correctionnel«) aufge- 
nommen^®). 



») Vergl. Code d'instr. crim., Art. 22 ff, 55 ff mit Code de 
proe^d. p6n., Art. 132 ff; Loi du 13 Juillet 1874, Art. 61, 52; D6- 
cret du 6 Avril 1875. 

*) Loi du 13 Juillet 1874, Art. 50; Code de proc6d. p6n., Art. 
133, 136, 151, 172, 190 ff. 

') Die Konfrontation eines Zeugen mit dem Angeschuldigten 
wird auf die Voruntersuchung der Kriminal -Jury beschränkt (Code 
x\.rt. 400); seit 1884 kann sie bei vollem Geständnis wegfallen, je- 
doch soll sie in der Regel zwischen dem Angeschuldigten und dem 
Kläger (plaignant) beibehalten werden. D6cret du 23 Oct. 1884, 
Art. 5. . . 

•) Code, Art. 189, 190, 261 ff. * 

^) ^'ird bei Pekusation der Anklagekammer die Beurteilung 
dem Appellationshofe zugewiesen, dieöer jedoch auch rekusiert, so 
befindet ein speziell kombiniertes »tribunal neutre« — 1893 wieder 
abgeschafft — über die Rekusation, eventuell über die Anklage. 
Loi du 13 Juillet 1874, Art. 118; Code, Art. 223—226; D6cret du 
25 Sept. 1893, Art. 2. 

*) Der Staatsanwalt darf dabei nicht zugegen sein; er und 
der Untersuchungsrichter sind unter bestimmten Voraussetzungen 
zur Vornahme einer Ergänzungsuntei*suchung befugt; Code, Art. 
•320, 222. 

*) Der frühere Strafprozess enthielt die Motivierung (Art. 203) 
des überweisunersbcschlusses nicht. Vergl. Loi du 13 Juillet 1874, 
Art. 53, 46, 55 ; Code, A^^. 199—228. 

-") Art. 250 — ^258. Die Überweisung des geständigen Angeklag- 
ten erfolgt jetzt bestimmt, nicht mehi* fakultativ, wie bisher. . 
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Fiir die Vorsitzuiig haben der Staateanwalt, die Ange- 
klagten lind die Zivilpaxtei ihre Zeugenliste^^) vorzulegen 
und ihre Rekusationshcgehren gegen die Eichter und Supple- 
anten vorzubringen: über die letztem entscheidet der Appel- 
lationshof; über später vorgebrachte, auch während der Pax- 
teiverhandlungen, der AssisenhoP*). — Das Vorverhör des 
Angeklagten ist weggefallen; der Verteidiger*^) kann sich 
sofort nach seiner Ernennung mit dem Angeklagten beraten. 

Ist die Jury' am Tage der Hauptverhandlung nicht voll- 
besetzt, so wird die Ergänzung nach Bundes-Strafprozess 
Art. 55 bezw. nach waadtländischem Gesetz vom 31. Januar 
1S46, Art. 168 vorgenommen**). — Für die Zeugeneinver- 
nahme*') wird nach Analogie**') des Bundes-Strafprozesses, 
Art. 70 — 72, das Kreuzverhör") eingeführt. Im weiteni 
entsprechen die Ptirtei-*^) und Schlussverhandlungen, die 
Fragenstellung, Verdiktsberatung und TJrt^ilsfällung**^), so- 
wie Kassation-^) und Revision dem frühem Strafprozees; 



") Dem Präsidenten wird ausserhalb der beibehaltenen diskre- 
tionären Gewalt noch ausdrücklich die Befugnis eingeräumt, von 
Amtswegen oder auf Antrag des Angeklagten — ohne an die »vorge- 
schriebenen Fristen <ir gebunden zu sein — diejenigen Zeugen und Ex- 
pei'ten vorzuladen, »deren Einvernahme ihm nützlich erscheinta. 
Code, Art. 318, 299. 

") Die Rekusation des Assiscnpräsidenten beurteilt die An- 
klagekammer; diejenige des Pi'äsidenten des korrektionellen Schwur- 
gerichts dessen Suppleant. Vergl. Loi du 13 Juület 1874, Art. 119: 
Coile, Art. 274, 2S3, 286—296, 306. 

**) Die Selbstverteidigung wird dem Angeklagten gestattet. 
Code, Art. 261, 265. 

") Hierauf — vor der Beeidigung — bestimmt der Präsident 
durchs Los Ergänzungsgeschwome. Art. 308. 

») Reihenfolge s. Code, Art. 406. 

") Fragenstellung, Art, 407. 

") Das Minimum des Alters der zu beeidigenden Zeugen — 
bisher 18 Jahre — wird auf 16 Jahre festgesetzt. In der Vorunter- 
suchung werden die Zeugen auf die spätere Beeidigung aufmerksam 
gemacht; dieselbe erfolgt in der Hauptverhandlung (Art. 178, 396, 
408) wie nach Bundes-Strafpr., Art. 74. 

*•) Bei daraus resultierender Praesumption für Verbrechercha- 
rakter wird dem Staatsanwalt das Antragsrecht zur tJberweisung 
eingeräumt. Art. 327. 

") über Entechädigungsbegehren entscheidet der Assisenhof 
(Art. 347) ; vergl. auch Art. 362. 

^) Die Peratnufir des Kassationshofes ist nun öffentlich. Vergl. 
Art. 7, 414—422; Li>i du 13 Juillet 1874, Art.. 48, 49 (76, 77) ; Loi du 
23 Nov. 1882, Art. 12—14; D^ret du 25 Mars 1891, Art. 12. 
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wobei jedoch rlie Stellung der ZivilparteP') unter Annähe- 
rung zujn französischen Straf prozess verändert wird^^). — 
Die Rehabilitation ist durch die Reduktion^^) um die Hälfte 
der vorausgesetzten Strafzeit erleichtert worden. 

Infolge einer Novelle vom 24. November. 1881 wird die 
Frage der schuldliafien Absicht bei einfachem Bankerott nicht 
mehr gestellt, da die Bejahung eines deT konstitutiven De- 
likiselemente die Verurteilung involviere. Seit 1891 wird 
jedoch die Frage der schuldhaften Absicht durch eine andere 
ersetzt^*): ob die anerkannten Thatsachen einen Fehler des 
Angeklagten bilden. Für andere Fälle (ujxfreiwillige Tö- 
tung, unvorsichtige Brandstiftung), in welchen die schuld- 
hafte Absieht kein konstitutives Deliktselement ist, wird 
statt dei'selben der fahrlässige Charakter zu ermitteln ge- 
sucht durch die Zusatzfrage der Unvorsichtigheit oder Nach- 
lässigheit^^). — Mit Inkrafttreten des neuen Code penal vom 
12. Februar 1891 wird bei leichtsinniger Verleumdung (Art. 
3-12) der Frage der schuldhaften Absicht diejenige^®) leicht- 
sinnigen Handelns hinzugefügt^'^). 



^) Die Schlussvorträge nach dem Plaidoyer des Staatsanwaltes 
und nach dem Verdikt, sowie das Einspruchsrecht gegen die Fra- 
gensteUung sind ihr nicht eingeräumt; vergl. Code, Art. 80 — 87, 
98—103; 206, 272—274, 328, 556,' 405— 407, 421; Loi du 13 Avrü 1892, 
Art. 1; D6cret du 25 Mais 1891, Art. 4, 6, 9. 

**) Ohne Zuziehung der Jury finden nach Code statt das Kon- 
tumazial- und das sog. Bannbruch- (rupture de ban), Vagabunden- 
und Bettler\'erfahren; vergl. Art. 364, 385, 386 (Code p6nal du 12 
F6vr. 1891, Art. 447, Ziff. 9; Dt^cret du 23 Oct. 1884, Art. 4; D6cret 
du 25 Mars 1891, Art. 10). 

") Auf 5 Jahre, bei Rückfälligen auf 10 Jahre; Code, Art. 
450—462. 

**) I.es faits reconnus constants ä Tßgard de Faccus6 consti- 
tuent-ils une faute de sa part? Die Bestrafung setzt die Bejahung 
dieser Strafe voraus. Vergl. D6cret du 24 Nov. 1881, Art. 1 ; D§cret 
du 25 Mars 1891, Art. 11; Bundesgesetz über Schuldbetreibung und 
Konkurs v. 11. April 1889, Art. 25, Ziff. 3. 

^) "N*. N. est-il coupable d*imprudence ou bleu de n6gligence? 

") L'accusC a-t-il agi par I6gdret6? D(?cret du 25 Mars 1891, 
Art. 8. 

*') Gleichzeitig werden die Fragen auf erschwerende und mil- 
dernde Umstände (Code de procöd. p^n., Art. 332 und 335) redak- 
tionell zusan» mengezogen. D^cret du 25 Mars 1891, Art. 7; Code 
pönal du 12 F6vr.' 1891, Art. 447, Ziff. 9. 
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f) Die Beschränkung der kantonalen schwurgerichtlichen 

Jurisdiktion durch die Unterstellung der kantonalen politischen 

Delikte unter die eidgen. Strafgerichtsbarkeit 1893. 

Vor der Annahme des (1893) revidierten Prozessreehtes 
vollzog Neuenbürg eine Beschränkung der kantonalen 
Schwnrgerichtsbarkeit. Auf sein Gesuch^) vom 16. Mai 
3S92 erfolgte durch Zustimmung der Bundesversammlung-) 
am .21. März 1893 die Übertragung der Beurteilung der 
»delits contre la öurote interieure^) de TEta^t« — ohne be- 
waffnete eidg. Intervention — an die eidg. Straf gerichts- 
barkeit. 

Für diese Abteilung der genannten kantonalen, politi- 
schen Delikte bestehen folgende gesetzliche Vorschriften*) : 

1. Jurisdiktion der Bundesassisen. 

2. Ausschliessliche Anv/endung des Bundes-Strafprozes- 
scs auf »das Verfahren in seinem ganzen Verlaufe 
(Voruntersuchung, Zwischen- und Ilauptverfahren)«. 

o. Anwendung des neuenhurgischen materiellen Slraf- 
rechts. 

4. Tragung der Kosten des Verfahrens^) durch den Kan- 
ton Neuenbürg. 

Auch bei bestrittener Geltung des Grundsatzes Ne bis 
in ideni gegenüber cler Kompetenz der Anklagekammer 
kann die neuenburgische Reservats befugnis bei der übertra- 
genen Jurisdiktion nicht zu Recht bestehen. Dieselbe lautet : 
. . . .»Toutefois®), les tribunaux du canton n'en poursuivront 



') Bericht des Bundesrates v. IS. Okt. 1892; Bundeabi. 1892, 

4. Bd., S. 599 ff. 

*) Bundesbeschluss betr. die UnterstcUung der Verbrechen des 
Hochverrats gegen den Kanton Neuen bürg und des Aufruhrs und 
der Gewahthiit gegen die neuenburgisclien Staatsbehörden unter die 
eidg. Strafgerichtsbarkeit in Fällen, wo eine bewaffnete eidg. Inter- 
vention nicht stattgefunden hat, v. 21. März 1893. 

*) »ö'il n'y a pas en intervention föderale, 1 attentat qui aura 
en pour but d'opßrer, par des nioyens inconstitutionnels et violents 
le renversement de la Constitution du canton ou de Tun des pouvoirs 
eonstitutionnels du canton«.... Code p4nal du 12 F6vr. 1891, Art. 
115, al. 1. 

*) Bundesbeschluss v. 21. März 1893, A. S. n. F., 13. Bd., 

5. 330 f. 

°) Soweit sie nach den Vorschriften des eidg. Gesetzes dem 
Bunde auffallen würden«. 
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la repressian que si la justice federale a ref use de se nantir« . . 
Der Bimdes-Strafprozess (Arl. 41) — jus cogens — kann 
der kantonalen (neuen burgischen) materiellen Straf rechts- 
Kodifikation kein jus dispositivum zugestehen*^). 



g) Die zweite Revision des schwurgerichtliclien Verfahrens 
nach dem Code de proc^dure pönale vom 25. Sept. 1893. ^) 

Der allzu besclileunigte-) Erlass des Strafprozesses von 
1875, modifiziert durch spätere N^ovellen (e), sowie das neue 
Strafgesetz^) veranlassten eine im Jahre 1893 vollzogene Re- 
vision des ersteren. 

Von der Einleitung des Strafverfahrens gibt der Unter- 
suchungsrichter dem Stfiatsanwalte nur noch Kenntnis für 
.flie Fälle, die der Jurisdiktion des Kriminal-Schwurgerichts 
unterstehen^). Dem Staatsanwalt wird nicht nur für diese, 
sondern allgemein für alle Delikte die (verquickende) kon- 
kurrierende Befugnis des Untersuchungsrichters einge- 
räumt®). 



*») Code pönal du 12 F6vr. 1891, Art. 115, al. 2. 

') Die Interpretation kann der neuenburgischen Reservatsbefug- 
nis lediglich historische Bedeutung zumessen. Der Code pönal wurde 
am 12. Febr. 1891 erlassen; die Zustimmung der Bundesversamm- 
lung erfolgte erst 2 Jahre später. Der Gesetzgeber Neuenbürgs hat 
sich daher im Ausdruck vergriffen: statt »justice« sollte es heissen 
lögislation födörnle. Vergl. Code 1893, Art. 15, der sich auf die eidg. 
Strafurteile bezieht. 

*) Justizdirektor Cornaz legte am 10. April 1893 sein y> Avant- 
pro jcta vor, welches einerseits durch Prof. Brusa (Turin — Mit- 
berater des Code p^nal von 1891), andererseits durch eine llgliedrige 
kantonale y>comrtmnon CGnsnltativen zum projet v. 22. Aug. 1893 
ausgearbeitet wurde, zu welchem gleichzeitig ein wertvolles Expose 
des motifs von Cornaz erschien. Die y>commission legislativen nahm 
nur wenig (14) Ändeiuugen vor (24. Aug.); auf ihren Vorschlag 
nahm der Grosse liat am 25. Sept. 1893 den vorgelegten Code de 
procßdure p(^uale in globo an (Loi Cornaz) ; vergl. Discussion (Grand 
Conseil), Bulletin oSiöme vol., p. 267—284. 

*) Expose des motifs ä Tappui du code de proc6dure pönale, 
Bulletin (du Grand Conseil), 55iöme vol., p. 148 (Separatausgabe 
p. 2 f). 
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Trotz der Vorschrift des Code von 1875 (Art. 232), dass 
die Änklagekammer nur vollzählig verhandeln und beschlies- 
sen könne, bildete sich eine Praxis ans, nach welcher die 
Mitglieder ihr Urteil über die Akten nacheinander (anf dem 
Zirknlationswege) gaben und nur bei NichtübereinÄtimmung 
zusammen berieten. Durch die Unterdrückung der frühem 
Bestimmung ist diese Praxis im neuen Code stillschweigend 
anerkannt worden. l>ieselbe ist um so weniger zu rechtfer- 
tigen, als trotz der Fülle der Instanzen (s. oben) gegen eine 
solche tiberweisung der Anldagekammer sowohl die Einrede 
als der Kassationsgrund der Inkompetenz unzulässig sind: 
Farret de la cbambre d'accusation determine y>souveraine- 
ment.Ui^') 

Als einen der Fortschritte des Code ist andererseits die 
bessere Stellung des Angeklagten bezw. der Verteidigung"^) für 



•) Code p6nal du 12 F6vr. 1891; eine Novelle dazu wurde 7 
Jahre später erlassen: D6cret du 20 Avril 1898. 

') Code de proc^d. pen. du 25 Sept. 1893, Art. 221, vergl. Art- 
225, 231, 232 ff, 237 — ^263. Über die Rekusation des Untersuchungs- 
rieliters l)efindet die Anklagekamuier, Art. 223 (früher der Appel- 
lationshof). 

^) Diese Untei suchiingsergebnisse des Staatsanwaltes dürfen 
zwar den Prozessakten nicht einverleibt werden. Die Konsequen- 
zen für das weitere Verfahren werden dabei nicht scharf genug ge- 
zogen; vergl. Art. 157, 220 ff, 155 (247 und Code 1875, Art. 149). — 
Für korrektionelle Delikte muss die Voruntersuchung in der Regel 
binnen 3 Wochen beendet sein. Ait. 231. 

*) Vergl. Codes von 1875, Art. 216; von 1893, Art. 315. Ex- 
pose des motifs, p. 204 (Sep. p. 55). 

Die »coramission ccaisultative« hat auf den Vorschlag des 
Staatsanwaltes der Souveränetät der Anklagekammer eine extensive 
Interpretation ( ! ) eingeräumt : eile est autoris6e, dans les cas de 
eoups et blessures, d'escroquerie et d'abus de confiance, ä limiter le 
maximum de la peine applicable au cas particulier, en d^cidant le 
renvoi de la cause dcvant le president du tribunal de district, siöge- 
ant avec le jnry, au lieu du tribunal d'arrondissement«. Expose 
des motifs, p. 204 (Sep. p. 55). 

•) Ihre Bestellung ist obligatorisch — vor Schluss der Vor- 
untersuchung — für inhaftierte Angeschuldigte, welche vor das KIri- 
minal- oder Dreierbezirks-Schwurgericht gestellt werden. Einen Of- 
fizialverteidiger erhalten bedürftige, nicht inhaftierte Angeschuldigte 
und solche, die auf ihren Geisteszustand hin untersucht werden. Die 
Verteidigung hat das Recht, vor Schluss der Untersuchung bei der 
Anklagekainmer zu intervenieren. Vergl. Art. 174 — 184, 158, 214, 
209—271, 273, 275, 359 (386), 414, 430 (S. 194), 432, 436, 451, 495 
bis 501, 529, 530. 
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(\ie Vomiitersnchuiig sowohl als für das Hauptverfahren an- 
zuerkennen. 

Gleichzeitig mit der Auslosung der Spezialliste wird 
(ähnlich wie nach dem Strafprozess vom 26. September 1861) 
auf dieselbe Weise eine Ergänzungsliste gebildet^): 18 Ge- 
schwonie für die Kriminal- und 9 für die korrektioneile 
Jury^). In der Vorsitzung rekusieit jede der beiden Par- 
teien ausser den Geschwornen^*^') auch noch 6 bezw. 3 (kor- 
rekt. Jury) Ergänzungsgeschwome^^). 

In den Geschworneneid wird nach Bundes-Strafprozess 
(Art. «56) das Gebot der Geheimhaltung der Beratung auf- 
genommen^^). Das Verhör des AngeJdagten^^) findet durch 
den Präsidenten vor dem Kreuzverhör der Zeugen^^) und in 
ihrer Abwesenheit statt, während die Experten jedem Verhöre 
beiwohnen. — Die Vorlesung von Voruntersuchungsakten 
bezw. kommissarischer Einvernahme^^) wird nach Analogie 



«) Art. 373,. al. 3. 

•) Ein Angeklagter hat das Hecht, vor den Rekusatiönen die 
Bildung einer besondem Jury — statt einer einzigen für alle An- 
geklagten — zu verlangen. Art. 377, al. 3. Der Code von 1875 
(Art. 27Ö) enthielt lückenhaft nur den negativen, nicht auch den 
positiven Teil dieser ßestimmung. 

**•) Erhalt der Präsident zwischen der Vorsitzung und der 
Hauptverhandlung neue üntersuelmiigsakten, so kann er den An- 
geklagten unter "Vorlegung der Gcschwornenliste dieselbe zurück- 
weisen lassen und diese A'erhandlung vertagen. Art. 386. 

") Art. 378. — Über die Entschuldigungsgründe der Geschwor- 
nen befindet nicht mehr die Ankiagekamraer, sondern einfacher der 
Assisenpräsidcnt. Art. 3Ö5. 

") Art. 409. — Bei mehreren Anklagepunkten steht die ge- 
sonderte Verhandlung darüber im Ermessen des Präsidenten. Art. 
404. Zur. 1874, Art.'OöC. 

") Er kann nicht zur Beantwortung der gestellten Fragen ge- 
nötigt werden und kann sich — ausser für die Beantwortung ge- 
stellter Fragen — während der Verfumdlung mit seinem Verteidiger 

beraten. Art. 414. 

") Haben Angeklagter oder Zivilpartei keinen Advokaten als 
Beistand, so findet statt des Kreuzverhörs die Einvernahme der Zeu- 
gen indirekt durch den Präsidenten statt; vergl. Art. 413, 212, 412. 

") In diesem Falle können die Parteien die Beeidigung vor- 
schreiben. Art. 423, 203. 



IS 
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des Bundes-Straf Prozesses^®) (Art. 88, Litt, a) eingeführte^). 
— Ausser der seit 1S62 bestehenden Vertagung^^) nimmt 
der Code eine neue auf bei speziellen erschwerenden Um- 
fctänden^^), sofern diese nicht Gegenstand einer besondem 
i^rage für die Geschwomen werden. 

Die Fragen^^) werden \vie nach der Strafprozess-Novelle 
Waadts (S. 41) nunmehr vor den Plaidoyers gestellt^^); je- 
doch können die Parteien ausnahmsweise nach den Plaidoyei^s 
eine Modifikation der Fragen verlangen, worüber der Assi- 
senhof entscheidet. Die Fragen entsprechen den 1875 auf- 
gestellten und durch die Novellen vom 24. November 1881 
und 25. März 1891 aufgenommenen^^). Die Frage der 
schuldhaften Absicht wird in diejenige auf Verschuldung^^) 
schlechthin modifiziert. Bei der Zurechnungsfähigkeit wer- 
den jetzt auch Taubstumme einbezogen; die Altersgrenze 



^®) Ausgedehnt auf seither gestorbene Mitangeklagte^ Zeugen 
oder Experten. Art. 424. 

") Jedoch darf bei Weigerung zur Wiederholung einer Aus- 
sige seitens einer nicht zeugnispflichtigen Person kein Verlesen jener 
stattfinden. Art. 185, 188, 425. 

'') Alt 427. 

^') »Lorsqnc des circon&tances specialement pr6vues dans la loi 
penale et de nature ä augmenter la penalit4 auront 6t6 articul^s, 

pour la premiore fois au cours des d^bats ; losque la cause s'est 

telleinent modifiCe au cours des debats que cette mesure parait n6- 
cessaire pour la prf-paration de l'accusation et de la defense. Art. 
427, 434. Die Vertagung kann von Amtswegen oder auf Antrag 
einer der beiden Parteien beschlossen werden. 

^) Die Hauptfragen beziehen sich auf die Anklageakte; die 
Beifragen auf die Verhandlung. 

^^) Der Vorentwurf v. 10. April 1893 (Art. 405 ff) enthielt 
noch die frühere Stellung (des Code d'instr. crim.), wobei die schuld- 
hafte Absicht nicht mehr als spezielle Frage figurierte. — Die neue 
Ordnung (Art. 4;^0, 432) wurde auf Vorschlag von A. Teichmann 
aufgenommen. Expose des motifs, p. 227 f (Separatausz. p. 75). — 
Die Vorausstellung der Fragen war schon 1863 auf dem Juristentage 
in Basel von Masse postuliert, jedoch von Büttimann nicht gebilligt 
worden. Zeitsclir. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 102, 44. 

^) Dieselben finden sich im Code zusammengestellt, Art. 433, 
vergl. hiezu Code pönal 1891, Art. 68. — Den Geschwomen wird eine 
Wegleitung gegeben für den Fall, dass die Beantwortung einer nach- 
folgenden Frage von der Entscheidung über eine frühere abhängig 
ist. Art. 437. 

**) Der Code misst der Änderung redaktionelle Bedeutung bei 
(Art. 433, Litt, c: »est-il coupable? — Ou, dans les cas oü Tinten- 
tion coupablecc. • . . ) 
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Avird von 16 auf 18 Jahre erhöht^*). — Das Einspruchsrecht 
gegen die Fragenstellung wird (Art. 431) auf die Eichter 
und Geschwomen ausgedehnt. 

Der Zivilpartei wird in der Schlussverhandlung ihr 
Vortragsrecht — jedoch ohne ßepliP^) — nach (oder vor)^®) 
dem Plaidoyer des Staatsanwaltes eingeräumt. 

Der Präsident liest den Geschwomen bei der Übergabe 
der Fragen die in Anwendung kommenden Artikel des Straf- 
gesetzes vor/ sowie die Geschv/orneninstruktion^ aus welcher 
das Verbot ihrer Denkfreiheit^^) mit Beziehung auf die 
SiTafbestimmungen gestrichen worden ist Auf Verlangen 
der Geschwomen ist der Assisenpräsident ermächtigt, ihnen 
Vor der Verdiktsfällung neue Erklärungen zu geben. Nöti- 
genfalls kann der Assisenhof in öffentlicher Sitzung die 
Fragen ändern oder vervollständigen^*). Die den Richtern 
bei Einstimmigkeit zustehende Kassation des Wahrspruches, 
wenn die Geschwomen ohne Formverletzung sich in der 
Hauptsache geirrt haben, ist nicht mehr auf ein mit blosser 
Stimmenmehrheit gefälltes Vei'dikt beschränkt, sondern er- 
langt (Art. 450) allgemeine Geltung. 

Auf den Vorschlag von Brusa^^) bricht der Code de 
procedure pönale von 1898 mit der dem Code d^instruction 
criminelle (Art. 358) allgemein nachgeahmten Bestimmung, 
wonach bei einem Verdikt auf Nichtschuldig der Assisen- 
präsident allein die ordonnance d^acquittement ausspricht. 



24^ 



^) Für Nichttaubstumme. Diese Grenze ist in tJbereinstim- 
mung mit dem Code 1861 auch für die Beeidigung der Zeugen ange- 
setzt worden. Art. 436, 214. 

") Wenn jedoch ein Kläger gegen Verleumdung sich als Zivil- 
partei konstituiert hat und vor Schluss der Untersuchung — entspr. 
Code pönal 1891, Art. 340 — ein kontradiktorisches Verfahren ver- 
langt über das Bestehen der ihm zur Last gelegten Handlung, so 
steht ihm Plaidover und Replik vor dem Staatsanwälte zu. Art. 439. 

=") Vergl. Art. 438 und 169, al. 2. 

") Vergl. Art. 440 und Code d'instr. crim., Art. 342. 

**) Mangels einer entgegenstehenden Bestimmung gibt (Art. 
444) der Präsident seine ErÖärungen im Beratungszimmer: ein Aus- 
hilfsmittel welches — der Parteikontrolle entzogen — gegebenen 
Falles zu einer grösser» Beeinflussung der Geschwomen werden kann 
als ein R^sumö, wenn au(?h daiait nicht so weit gegangen wird, als 
die Genfer ?|trafprozess-Novelle v. 1. Okt. 1890. — Vergl. Rapport 
de la commission legislative, Bulletin 55i$me vol., p. 261 (Separat- 
ausg., p. 104 f). 

») Expose des motifß, p. 237 f (Sep. p. 84). 
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Xach dem Vorbilde des österreichißcheoi Strafprozesses (Art. 
334) wird dieselbe durch ein freispi-echendes Urteil des As- 
sisenhofes ersetzt^®). Auf diese Anomalie in der Klag- und 
Straf freisprechung hatte übiigensi (?. Vogt^^) schon 1856 hin- 
gewiesen^^). 

Der Adhäsionsprozess soll in der KegeP*'*) unmittelbar 
nach dem Urteil über die öffentliche Klage erledigt werden. 

Wie bisher kann gegen jedes Endurteil Kassation^^) 
eingelegt werden. Einerseits wird jedoch der Präsident des 
Ivassationshof es ermächtigt, Beschwerden abzuweisen, welche 
wegen Nichtbeobachtung der Formen-^) unzulässig sind. 
Andererseits werden mm erweiterte^**) und bestimmtere Ka^- 
sationsgründe aufgeführt: 1) Verletzung eines wesentlichen 
Verteidigungsrechtes. 2) Nichtbeschlussfassung auf einen 
während der Verhandlungen vorgebrachten Antrag des Kas- 
sation sbegehi^nden. 3) Verworrene, unvollständige oder 
sich widersprechende IJrteilsfa^sung. 4) Unvollständige Er- 
ledigung der Anklagepunkte durch das UrteiP"^). 



^) Die Kosten können dabei (Art. 451, 239) ganz oder teil- 
weise zu Lasten des PrivatkUigers oder Denunzianten gesetzt wer- 
den, sofern er das Gericht durch seine Verschuldung in Irrtum ge- 
führt hat. Expose» des motifs (Vorschlag Michaud), p. 238 (Separat- 
ausg., p. 84 f). 

*^) Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 15. Bd., S. 321—350, spezieU 
S. 341 ff. 

") Zürich hatte in seinem Strafprozess schon 1852 die gericht- 
Ihh^ Klagfreisprecliung aufgenommen. Art. 264. 

*") Sofern das Gericht niclit eine Beweisergänzung vorschreibt. 
Alt. 1G9. — Derselbe ist dem französischen noch mehr angenähert 
worden; vergl. Art. 103—108, 159—173, 212, 306, 374^376, 486 ff, 
408. 

") Vergl. Codes 1876, Art. 7; 1893, Art. 486 (302), 491, 495. — 
Ein Zwischenurteil — jugement incident — kann nur mit dem End- 
ui'teil (jugement principal) — als Klaggrund gegen letzteres — der 
Kassation unterworfen werden. Dem Endurteil gleichgesteUt ist der 
Besehluss auf NichtÜberweisung, gegründet auf die Nicht-Delikts- 
uatur oder Verjährung der öffentlichen Klage. 

•*) Oder vorgeschriebener Fristen. Art. 491. — Expose des 
motifs, p. 242 f (Separatausg. p. 8S). 

»•) l.oi du 13 Juillet 1874, Art. 48 f ; Code de procöd. p6n. 1893, 
Art. 495. 

") Art. 407 weist die neue (selbstverständliche) Bestimmung 
auf, dass das Gericht, an welches der kassierte Fall verwiesen wird, 
sich an die Motive des Kassa tionsurteiles zu halten hat. — Den 
Parteien wird die öffentliche Sitzung des Kassationshofes angezeigt. 
Art. 492-404. 



I 
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Die Kassation des Urteils des Adhäsionsprozesses erfolgt 
nicht mehr bedingt, sondern liegt implieite in der Kassation 
eines Endurteil«*^^). 

Zu den Revisiofisgründen ist noch derjenige wegen 
JFalschheit eines belastenden Aktenstückes hinzugefügt wor- 
den (Art. 501). Bei der Rehabilitation^^) tritt neuerdings 
eine Milderung ein^^). 

Obwohl sich Neuenburg für den neuen Strafprozess von 
1893 mehrfach auf die »Wissenschaft« beruft, so werden da- 
bei doch nicht wie 7 Jahre vorher im Kanton Waadt die nö- 
tigen Konsequenzen gezogen, obschon die gleichzeitige, der 
Neuzeit angepasste Kodifikation des materiellen Strafrechts 
dies erleichtert hätte. Statt wenigstens eine Vereinfachung 
für die Jurisdiktion der Jury diirchzuführen, ist eine bis ins 
Extrem gehende Zersplitterung der Instanzen vollzogen wor- 
den. — Die »Motive« (p. 221 f ; Sep. p. 70) erwähnen die 
Tendenz y.wr T3eseilignng der Jury, welche in der Schweiz 
und »besonders in (ier\Juristcn1cr eiserne beetehe und bringen 
eine Rechtfertigung derselben — »cette institution eminem- 
ment deraocratique et populaire«; ihre Beseitigung, als einer 
der »Hauptgarnntien der Strafrechtspflege«, würde einen 
grossen Kückschritt bedeuten*^). Andererseits wurde auf 
den Vorschlag der Staatsamv altschaft (E. Borel u. G. Leuba) 
nach nur zweijähriger »Praxis(( den Geschwomen die Bus- 
senkompetenz wieder entzogen: »C^est en outre livrer VSxe- 
cution des lois au hamrd des verdicts du jurya (!) *^). Die 
Entziehimg dieser »contraventions« entspricht der mehrfach 
konstatierten Tendenz der »correctionalisation«. Auf der 
andern Seite hat sich die kantonale Schwurgerichtsbarkeit 



**) Die Zivilpartei kann ilire Rechte wieder geltend macheu 
vor dem Gerichte, an welches der kassierte Fall verwiesen wird; 
vergl. Codes von 1S75, Art. 421 j von 1893, Art. 498. 

») Reduktion der Frist auf 3 (für Rückfällige auf 5) Jahre, 
Art. 529, 530. 

«) Der Code pönal v. 12. Febr. 1891 führte die bedingte Ent- 
lassung für Verurteilungen auf wenigstens V/2 Jahre ein nach Ver- 
büssung von ^/^ (Rückfällige '/j) der Strafzeit; bei lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe nach 25 Jahren. Art. 43 — 50. 

'^) Verirl. Jeanneret, "Verhandlungen des Schweiz. Juristentages 
1881 ; Zeitschr. f. Schweiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. Bd., 
p. 410. 

**) Expose des motifs, p. 251 f (vSeparatausg. p. 97 f) ; Code de 
procM. pto. 1803, Art. 548, vergl. Vorentwurf, Art. 619. 
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deijenigen Jurisdiktion — der politischen Delikte — bege- 
ben, für die ihr theoretisch die Kompetenz am ehesten ein- 
geräumt werden könnte, wo sie sich jedoch praktisch als un- 
haltbar erweist. 



5. Wallis. 

Das konstitutionelle Jury-Postulat 1848. 

Das »Departement du Simplen« bestand nur 4 Jahre 
lang (S. 46); 1814/15 konnte es sich wieder als »souveräne?. 
Kanton Wallis« konstituieren. Er machte von seiner Sou- 
vevänetät auch in dem. Sinne Gebrauch, dass er mit der fran- 
zösischen Schwurgerichtsbarkeit gründlich aufräumte. 

Schon die erste Staatsverfo^ssung^) vom Jahre 1815 ig- 
noriert nämlich die Jury gänzlich. 

Nachdem einerseits der alte politische Gegensatz von 
Ober- und TJnterwallis, andererseits derjenige der Klerikalen 
(Altschweizer) und Liberalen (Jungschweizer) 1840 und 
1 844 zu zwei Waffengängen geführt hatte, erfolgte der An- 
schluss dieses Rantons zum Sonderbunde. Als Wallis jedoch 
3 Jahre später, am 39. November 1847 kapitulierte, machte 
sich — wie im Kanton Freiburg — ein kürzere Zeit dau- 
ernder liberaler Umschwung geltend. 

Die neue Staatsverfassung'^) v. 10. Januat 1848 räumte 
der Gescizgebung das Recht ein, die Errichtung der Gerichte 
zu ändern. Die liberale Partei entrichtete den damaligen^) 
demokratischen Prinzipien ihren Tribut, indem sie — jedoch 
erst in z «weiter Linie — in die Verfassung fakultativ die Ein- 
führung der Jury aufnahm. Dies erfolgte im Anschlüsse 
an die Bestimmung (Art. 47), nach welcher die bestehende 
Organisation imd Kompetenz bis zur allfälligen Änderung 



^) Vergl. Staatsverfassung v. 12 Mai 1815, Art. 37—53 (Ge- 
richtsordnung) . 

*) Constitution du 10 Janv. 1S48, Art. 42—47. 

») Denn die Verfassung v. 3. August 1839 (Art. 41—43) er- 
wähnte die Jury norh nicht. — Die nach dem Umschwung fünf Jahre 
später erlassene A^^erfassung — v. 14. Sept. 1844 — wies (Art. 44) 
die politischen und Press-Delikte einem »Zentralgericht« zu. 
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der Gerichte vorbehalten bleiben*) : Ces dispositions n'exclu- 
enfc pas Fetablissement du jury en matiere criminelle et de 
^presse. 

Der Geist, welcher aus der Fassung dieses konstitutio- 
nellen tlury-Postulats Avehte, Hess voraussehen, dass nach 
einem Zui'ückgehen des demokratischen Eifers nicht an eine 
Ausführung dieser subsidiären Verfaösungöbestimmung zu 
denken war. In der That Hessen die Ausführungsgesetze, 
— sowohl der Strafprozess*-) als das Gesetz über die Ge- 
richtsorganisation®) — die bisherigen ständigen Gerichte be- 
stehen und schon in der Staatsverfassung von 1852 fiel das 
Jury-Tnstitut wieder ganz weg*^); die Verfassung von 1875 
verhani;e auf demselben Standpunkte^). 



6. Tessin. 

a) Die Einführung und Organisation der Kriminal-Jury 

1855/56. 

Tessin hat für die Schweiz die liberale, regenerierende 
Bewegimg der Dreissiger Jahre noch vor der Pariser Juli- 
revolution inausfuriert. Indessen vermochten die 1830 ans 
fiuder gelangten Liberalen 1839 nur durch Waffengewalt 
ihre Herrschaft zu behaupten; ein ähnlicher Versuch ihrer 
Gegner misslang 1841. 

Die liberale Partei suchte die Reform der Verfassung 
vom 23. Juni 1830 weiter auszubauen und nahm nach dem 
Vorbilde vom Bunde und den Kantonen Genf, Waadt, Frei- 
burg, Bern, Thurgau und Zürich das demokratische Postulat 
des Jury-Instituts ebenfalls auf. Durch die Verfassungsre- 
virfon — vom 21. Itärz 1855 — wurde, beinflusst durch die 



*) La loi poiirra changer ou modifier rinstitution des tribu- 
naux dont l'organisation et la comp^tence sont^ en attendant, main- 
tenues Constitution 1848, Art. 47. 

') Vergl. Code de procßdure pönale du 24 Nov. 1848 (in Kraft 
seit 1. Juli 1849): de Torganisation des tribunaux, Art. 1 — 7; 473. 

*) Loi sur Torganisation et la comp^tence des tribunaux du 22 
Nov. 1855 (in Kraft seit 1. November 1856). 

») Constitution du 23 D6c. 1852 (Art. 39—43). 

•) Constitution du 26 Nov. 1875 (Art. 50—53). 
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Februar- Ünnihen dieses Jahres, dessen konstitutionelle Ga- 
rnntie ausgesprochen: »E istituito il Giuri per i giudizi di 
fatto nei delitti di aUo criminalea^). 

Dieser Verfassungsartikel erhielt seine Ausführung 
durch das Gesetz über die Gerichtsorganisation vom 6. Juni 
1855. Dasselbe teilte den Kajiton (wie Freiburg seit 1852) 
in S Assisenhezirhe ein: Lu^^ano, Locanio und Bellinzona^). 

Der Assisenhof eines Kriminal-Sch^^Tirgerichts bestand 
aus 3 Richtern, welche in ähnlicher Weise als Camera cri- 
minale^) des kantonalen Olergerichts^) (tribunale supremo) 
bildeten wie beim Bundesgericht die Kriminalkammer der 
Bundesassisen. — Die Jury^) bestand ans 12 Urteilsge- 
Fchwornen®) 

Tn Bezug auf die Jurisdiktion des Kriminal-Schwurge- 
richts bestimmte das Organisationsgesetz (Art. 13) lediglich, 
dass tue Ausübung der Strafrecht^pflege für die Zuchtpolizei' 
dcUMe den (7) Bezirlcsgerichten — in. 2. Instanz der Appella- 
tionskammer des Obergerichts^) — und für die schweren Ver- 

*) Ri forma costitiizionale del 1/4 Marzo 1855, Art. 6. 

*) Legge organica giudiziaria 6 Giugno 1855, Art. 31. — Die 
Assisen versammelten sich an den genannten Hauptorten oder in 
einer andern von der Anklagekanimer bezeichneten Gemeinde ge- 
mäss der Einberufung durch den Assisenpräsidenten, vergl. Riforma 
del 'Codice di procedura penale, 8 Dicembre 1855, Art. 48, Litt, h, 
60, al. 4. Legge 30 Maggio 1863, Art. 11. 
~ ») Legge 6 Giugno 1855, Art. 32; 22, § 2, 2. TeU, Litt. b. 

*) Das aus 9 Richtern und 5 Suppleanten zusammengesetzte, 
vom Grossen Rate gewählte Obergericht teilte sich für die Krimi- 
nal-Justiz in 3 Sektionen mit je 3 Richtern: a) eine Anklagekammer 
wie für die korrektioneilen Gerichte; b) eine Kriminalkammer; c) 
ein Kassationshof. id. Art. 19 ff. Leggi 8 Giugno 1858, Art. 3, 
U ff; 5 Die. 1858, Ai-t. 3; 29 Nov. 1858. Decreti legislativi 10 Die. 
1S59; 19 Die. 1861. 

'•) Die Jury für Administrativ- Streitigkeiten — 11 Oinri del 
contenzioso-amministrativo — gehört nicht in die vorliegende Dar- 
stellung des Jury-Instituts. (Dieselbe war durch Gesetz v. 7. Jiini 
1853 eingeffihrt, jedoch 11 Jahre später wieder beseitigt und deren 
Kompetenz dem Grossen Rate tibertragen worden. -Decreto legis- 
lativo 30 Nov. 1864, Art. 1-^3). 

•) Unter Einwilligung des Angeklagten und des Staatsanwaltes 
durfte sie auch wie nach Bundes-Strafprozess (Art. 55) aus 11 oder 
10 Geschwomen bestehen. Codice di procedura penale, Art. 66, 118. 

^) Camera dappello del Tribunale supremo, id. Art. 22, § 2, 
Litt. b. — Ausserdem waren die Friedensgerichte für die Polizei- 
übertretungen zuständig; vergL Procedura per le trasgressioni di 
polizia, Legge 8 Febbr. 1873 (und hiemach b). — Decreto costutu- 
zionale 10 Febbr. 1878. 
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hrpchen, delitti di aUo criminale, den Assisen zustand. In 
Ermangelnng einer flrenzbereinigung dieser Gebiete durch 
das Organisjitionsgesetz waren die Iformen des materiellen 
Strafreohfs massgebend. Der zur Zeit der Einführung der 
Jury geltende Codice penale war am 1. Juli 1816 erlassen 
(am 18. August 183 (> promulgiert und auf 1. Januar 1817 in 
Kraft er\lärt) und durch zahlreiche Novellen®) modifiziert 
worden. Nach diesem Strafgesetze galten diejenigen Delikte 
als schwere Verbrechen, auf welche die y>pene di alto crimi- 
naleu anwendbar waren^): Todesstrafe; lebenslängliche Ket- 
tenstrafe; zeitliche Zwangsarbeit (3 — 20 Jahre); Pranger 
(berlina); Verlust der bürgerlichen Rechte; Amtsentsetzung: 
Verbannung (für Kantonsfremde). Im Jahre 1851 (legge 
20 Oennajo Art. 1) wurde an Stelle äef durch die Bundes- 
vorfa5?sung von 1848 abgeschafften Todesstrafe wegen politi- 
scher Vergehen le^enslänglicJi^es Gefängnis gesetzt imd die 
lebenslängliche Kettenstrafe, sowie die zeitliche Zwangsarbeit 
durch gleichlange Gefängnisstrafe ersetzt. Die Strafe dei? 
Pranirers wurde erst durch Gesetz vom 4. Dezember 1858 
abgeschafft und die Todesstrafe auf Mord (assassinio; legge 
11 Giugno 1863^ Art. 1) beschränkt, 1871 (risoluzione 3 
Maggie) jedoch ganz aufgehoben und auch in den neuen 
Oodice penale 25 Gennajo 1873 nicht mehr aufgenommen. 
Nach dem letztem Strafgesetze entsprachen den durch die 
kantonalen Assisen aurzusprcchenden frühem pene di alto 
criminale Zuchthausstrafe von 4 Jahren an^®). 

Als General- und Spezialliste des Kantons wurden die 
bezüglichen eidg. Geschwomenlisten (5. eidg. Assisenbezirk) 
verwendet**), so dass hiefür die Normen des Bundesrechtes 
Anwendung fanden: direkte Volkswahl im Verhältnis von 
1 : .500 der Bevölkerung, gleiche aktive und passive Wahl- 



■) Diejenigen, welche auf die »pene di alto c^'iminalea Bezug 
haben, sind: Leggi 17 Die. 1822; 22 Maggie 1832; 2 Giugno 1837; 
20 Giugno 1842; V Giugno 1844; 14 Giugno 1844; 15 Febbr. 1849; 
^0 Oennajo 1851; 26 Mnggio ]856; 4 Die. 1858; 11 Giugno 1863. 
Risoluzione 3 Maggio 1871 (del Gran Consiglio portante Tabolizione 
della pena di morte). 

•) Godice penale 1816, Art. 6, 8—14, 27 ff, 101 ff. 

*®) Codice penale 1873, Art. 1, 10, 13. — Eine genaue Aus- 
scheidung der Kompetenzen des Kriminal-Schwurgerichts war nie 
ei*f«»lgt. 

' ) Legge 6 Giugno 1855, Art, 33 t 



m 



— 202 — 

fähigkeit (Dispensations- und Ausschliessungsgründe), Dauer 
der obligatorischen Geschwonienfunktion*^). 

Durch das Obergericht wurde in der 2, Hälfte jedes 
Monats in öffentlicher Sitzung aus der Spezialliste^^) durchs 
Los die Dienstliste für den folgenden Monat gebildet (lista 
mensile); sie enthielt, ^rie für die Bundesassisen, 54 6e- 
schwome. Durch je 20 R^loisationen des Staatsanwaltes 
und des Angeklagten, nötigenfalls durchs Los, wurde die 
Spruchliste gebildet, aus deren Zahl (14) durch Auslosung 
die 2 Brsatzgeschwomen^*) ausgeschieden wurden^^). Nach 
dem Organisationsgesetze vom 6. Juni 1855 sollte der auf 
diese Weise zuerst Ausgeloste Obmann und der zweite dessen 
Stellvertreter sein; der Straf prozess vom 8. Dezember 1855 
führte jedoch (Art. 69) nach Bundes-Strafprozess (Art. 58) 
die Wahl des Obmannes ein^®). 



") Vergl. Leggi suHa organisazione della giustizia federale, 
5 Oiiigno 184», Art. 22 ff; 27 Giugno 1874, Art. 40 ff. Leggi federali 
16 Liiglio 1862; 19 Liiglio 1872, Art. 36 ff. — Legge 6 Giugno 1855, 
Art. 33. Legge 10 Ottobre 1849 (Elezione dei giurati), Art. 1 — 4, 
6—10, 12—14 (16). Legge 30 Nov. 1843 (taloghi civici e assemblee 
cireolari). Costituzione cantonalc 23 Giugno 1830 (Art. 16 Census- 
vorschrift — ohne Bundesgarantie — jedoch erst 1863 aufgehoben). 
Deoreto esecutivo 14 Sett. 1863. Riforma costituzionale del 1" Marzo 
1855, Art. 10; Bundesbl. 1863, 3. Bd., S. 355 ff; Legge 19 Febbr. 1852, 
Art. 1. Risoluzione legislativo 10 Marzo 1863. ßichiarazione legis- 
lativa sulia incompatibilitä e dispensa da giurati cantonali 24 Nov. 
1879. 

") Die Gemeindebehörden hatten dem Staatsrate vorkommende 
Änderungen im Bestand der Spezialliste (TodesfaU, Abwesenheit etc.) 
anzuzeigen. Legge 6 Giugno 1855, Art. 34 — 36. 

") Dieselben waren die 2 zuletzt Ausgelosten. Art. 37. 

^^) Geschwornenbussen (durch die Kriminalkammer ausgespro- 
chen) 50—500 Fr., im Wiederholungsfälle bis 1000 Fr. und Andro- 
hung des Verlustes der politischen Rechte ! Vergl. Art. 38 und 
Codice di procedura penale, Art. 65, 69, 223. 

") Die Vollziehungsdekrete wurden am 11. Juni und 8. Dez. 
1855 erlassen. 
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b) Das schwurgerichtliche Verfahren nach dem Strafprozesse 
(Riforma de Codice di procedura pönale) vom 8. Dez. 1855. 

Wie die Orgaülsation der kantonalen Jury fast aus- 
schliesslich nach Bundesrecht nonniert wurde, so begnügte 
«ich der Gesetzgeber damit, an Stelle des Strafprozesses vom 
15. Juli 1816 für das Schwurgerichtsverfahren in den neuen 
Codice di procedura penalo einfach eine Uebersetzung des 
Bnndes-S traf Prozesses vom 17. August 1851 aufzunehmen. 
Da die Gro??ratskommis8ion dieser Vorlage nicht günstig 
gestimmt gewesen war, wurde beschlossen, den Strafprozess 
— provisorisch — bis Ende Juni 1857^), also für 16 Monate 
in Kraft treten zu lassen^). Mit diesem Provisorium erging 
es Tessin ähnlich wie Genf mit dem Code d'instruction cri- 
minelle: der auf 1. März 1856 in Kraft erklärte Straf pro- 
^zees'*) wurde definitiv beibehalten unter Vornahme von par- 
tiellen Abänderungen und Ergänzungen*). 

Der kantonale Strafprozess wies für das Schwurgerichts- 
Verfahren nur wenige Abweichungen vom Bundes-Strafpro- 
25esse auf. 

Die Funktionen der gerichtlichen Polizei^) wurden für 
die VorbereitungsuntcTc-uchung dem Friedensrichter über- 
tragen. Die Verfolgung politischer Delikte war auch einer 
vorläufigen Entscheidung^) des Staatsrates vorbehalten'^). — 
Ausser bei Todesstrafe-Delikten beurteilte die Kriminalkain- 



') Riforma del Codice di procedura penale 8 Dicembre 1855, 
Articoli transitori 1. 

-) ^'ergl. L. Coloinbi (E. Gabuzzi), Zeiischr. f. Schweiz. Strafr. 
1. Bd., S. 399 f. 

-) Decreto di attivazione delie leggi giudiziarie riformate 8 Die. 
1855, Art. 1. 

*) Vcrgl. Leggi 30 Maggio 1856; 8 Giugno 1858; 30 Maggio 
1863. 

^) Codice di proc. p.: polizia giudiziaria e informazioni preli- 
minari, Art. 12 ff. 

•) id. Art. 4. — Dies konnte sich nur um politische Delikte 
ohne bewaffnete eidg. Intervention handeln. 

') Für gemeine Delikte war der Untersuchungsrichter, abwei- 
chend vom Bundes-Strafprozess Art. 19 befugt, die Voruntersuchung 
auch von sich aus zu beginnen, Codice Art. 34. 



1 
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mer*) allein das Äntoverdiki*'*), wenn nicht, wie nach dem 
inilitärsehwnrgerichtlichen Verfahren seit 1854, die Jury ex 
officio oder nuf Antrag einer Partei^®) zuzuziehen war^^). 

Die nach Bundes-Strafprozess (Art. 4, 5) vorgesehene 
Vertagung nahm der Codice nicht auP^). 

Die Stimmenmehrheit der Geschwomen^') reduzierte 
der Codice von 10 auf 8 und bei weniger als 12 anwesenden 
Geschwomen auf deren Zahl weniger 4 (statt 2). Hiebei 
hatte schon das Organisationsgcsetz^*) die Bestimmung ge- 
troffen, dass eine der Jury vorgelegte Frage als verneinend 
beantwortet gelte, wenn sich für dieselbe nicht die vorge- 
schriebene Anzahl Stimmen aussprachen*"). 

Aferkwürdiger \\>ise blieb selbst dem Gesetzgeber ein 
Uehersetzvnfjs fehler unbemerkt. Art. 175 des Codice war die 
wörtliclie Übersetzung von Bundes-Strafprozess, Art. 135^ 
der allein von dem Kassationsrekurse gegen die Anklagekam- 



") Die Rekiisationeii ge<?en die Richter der Anklage- und Kri- 
niinalkammer (Codice Ai't. 60) wurden durch ein Spezialgesetz ge- 
regelt: Legge V) Maggio 1856, Art. 4, 1, 5. 

*) Der Strafprozess enthält keine Bestimmung darüber, ob der 
Untersuchungsricliter den Angeschuldigten zum Geständnis veran- 
laspen durfte, und wie das summarische Verfahren vorgenommen 
wurde. Codiee Art. 57; \jegge 8 Giugno 1858, Art. 25. 

") Vergl. für die Organisation und Kompetenz der Btdotsan- 
toalt Schaft und des Unter sivolmngsrichters. Legge 6 Giugno 1855, 
Art. 14 ff; Codice Art. 34 ff; 45 ff; Legge 8 Giugno 1858, Art. 
4 ff, 11 ff. 

") Über die Fntscheidung von Zwischenfragen in den Partei- 
verhandhm^rcn vorgl. Codice Art, 72 (Bundes-Strafprozess, Art. 61) 
und Legire 8 Giugno 1S58 (Riforma giudiziarie) Art. 23. 

'-) Die Beeidigung der Zeugen war nicht erst auf Antrag, son- 
dern unbedingt vorzunehmen. Art. 80. — Die zur Beeidigung nötige 
Altersgrenze setzte der Codice auf das erfüllte H, Jahr; vergl. auch 
Art. 86 a, c. 

") La cainera criminale giudica del diritto e della pena 

II Giur! ö il giudice del fatto. Legge 6 Giugno 1855, Art. 32. 

") Legge 6 Giugno 1855, Art. 32; Codice Art. 118. 

") Für den Adhäsionsprozess räumte der Codice dem Geschä- 
digten die Stellung nach Bundes-Strafprozess ein, obschon er (Art. 
25) einen Anlauf nahm, um ihm nach franz. Strafprozess die Befug- 
nis zu geben, sich als Zivilpartei zu konstituieren. Vergl. hiezii 
Legge S Giugno 1858, Art. 24. 
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mer handelt. Der Codice^®) setzte dafür aus Versehen die 
Kriminalkararaer*^). 



c) Die Beseitigung der Jury 1883. 

Les extremes se toiichent : die politischen Umwälzungen 
im »tollen« Jahre führten mancherorts direkt und indirekt 
zur Aufstellung der Jury^ — politische Reihereien bewirkten 
im Kanton Tessin ihre Beseitigung. Die Parteigegensätze 
verschärften sich durch Wahlsiege der ultramontanen Partei 
1875/77 und den blutigen Zusammenstoss heider Parteien 
in Stahio am 22. Oktober 1876. Die politischen Leiden- 
schaften waren in einejn solchen Grade entfesselt, dass die 
tessinische Jury nicht mehr und nicht weniger als ein Par- 
teigericht wurde. Mochte auch die ultramontane Jury den 
Obersten Sfola schliesslich (1880) freisprechen, so war das 
Zutrauen in die Unahiiängigkeit und Unparteilichkeit der 
Jury überhaupt erschüttert. In- und ausserhalb des Kan- 
tons^) herrschte darüber kein Zweifel; der Staatsrat Neuen- 
bürgs sprach noch 12 Jahre später offiziell von jenen »Ju- 
stizskandalen, die in der Schweiz ein so peinliches Aufsehen 
erregt habena^). Auch Anhänger der Jury anerkannten die 

-*) p]s handelt bich nicht um einen Druckfehler, denn dieselbe 
Fassung des Art. 176 findet sich in den Strafprozess-Gresetzbüchern, 
die 2Xi verschiedene! Zeit herausgegeben wurden; dass es in Art. 176, 
al. 1 Anklagekajnmer statt Kriminalkammer heissen sollte, ergibt 
sich aus dem Zusammenhang einerseits mit al. 3 und andererseits 
mit Art. 189. — Mit dieson tibersetzten Codice konnte sich über- 
haupt die Versichei-ung im Berichte des Staatsrates nicht gut ver- 
tragen, wonach der Entwurf des Codice die Frucht weitgehender 
Doktrinen und tiefer Studien sei und dass er als Ganzes fast allen 
Anforderungen des Kantons genügen würde. L. Colombi (E. Ga- 
liuzzi), Zeitschr. f. schweizer. Strafrecht, 1. Bd., S. 399. 

") Auch für die Kassation, Revision und Rehabilitation hielt 
sich »1er Codico vollständig an den Bundes-Strafprozess; für die Be- 
gnadigung berief er sich auf die bisherigen Gesetzesbestimmungen: 
liCgge 27 Maggio 1836, nur wurde die Kriminalkammer als Begna- 
digungsinstanz aufgestellt. Codice Art. 209. — Vergl. hiezu Decreto 
legisLativo 18 Sett. 1841. — Betr. Prozesskosten (Gerichtsgebühren 
etc.) und Ordnungsstrafen vergl. Codice Art. 218 ff, 223 ff. Tariffa 
giudiziaria 17 Gennajo 1856, Capit. I. B. Decreto esecutivo 22 Die. 
1SÖ6 wesentlich übereinstimmend mit Bundes-Strafprozess, Art. 183 
ff. — Die Gcschwornen erhielten ein Taggeld und eine Reiseent- 
schädigung. 

*) Blumer-Morel, Handbuch des Schweiz. Bundesstaatsrechts, 8. 
Bd., S. 200. 

^) Bundesbl. 1802, i. Bd., S. 600. 
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»berechtigte Kritik« der Jury-VerdiMe^ nur wollten sie da- 
für nicht die Geschwornen^) verantwortlich machen'*). Das 
erschütterte Ansehen der Jury hätte auch die Annahme des 
Stäbio- Artikels nicht wieder gewinnen können^), welcher dem 
Kanton den scliwierigsten Kompetenzkreis abnehmen sollte, 
für den die Jury sich unfähig er\Adesen hatte. — Unter dem 
Einflüsse leidenschaftlicher Parteigegensätze konnte auch 
das richterliche Institut — die Kriminal-Jury — nicht län- 
ger bestehen, weil die Geschwomen nicht anders als durch 
die politit-^che Brille zu sehen vermöchten. 

Mit der Preisgabe der Jury hatte somit jede Partei 
/ nichts zu verlieren, aber viel zu gewinnen, so dass durch die 
Partialrevision vom 10. Februar 1883 die Beseitigung der 
Jury vollzogen wurde'') : » le jury es t tombe chez nous"^) s ans 
lutte, sans meme avoi r eu Fhonneur d^une ora isoTi! fim pbr<>a^)- 
' I^ach dem Vertassungsgesetze von 1883 und dessen Aus- 
fiihrnngsbestimmungen — Legge organica giudiziaria del 1« 
Maggie 1883 — Avurde die Ausübung der gesamten Straf- 
rechtspflege, ausser der beibehaltenen Giudicatura di pace, 

*) So ist L. Colombi — De la rövision du code de procödure 
penale tessinois, Zeitschr. f. schweizer. Strafr., 2. Bd., p. 73 f — 
geneigt, die Schuld zum grössten Teil der Untüchtigkeit des Assi- 
senpräsidenten (Fragenstellung), der mangelhaften Anklageakte oder 
der Unfähigkeit oder Nachlässigkeit des Staatsanwaltes für die Wi- 
derlegung der Verteidigung zuzumessen ( ! ) Dabei wird der Irrtum 
begangen — typisch für die Ablehnung der Verantwortlichkeit der 
Jurj' — dem Assisenpräsidenten einen Teil der Schuld Aufzubürden 
wegen des R6sum6 über die Parteiverhandlungen, um den Geschwor- 
ncn die nötigen Aufklärungen zu geben. Der tessinische Strafpro- 
zess, Art. 102, eine übereetzung von Art. 92 des Bundes-Stra^ro- 
zesses, räumte dem Präsidenten gar kein Resum^ — »l'officio che 
loro incombe« — ein ! 

*) Der Wiederholung eines Justizskandals wie derjenige der Ab- 
uiteilung von Nessi (Tessin 1841) ist durch die Bundesverfassung 
Art. 53 (1848) bezw. 58 (1874) vorgebeugt worden. 

^) Interessant ist die Analyse des Abstimmungsergebnisses v. 
31. Mai 1884: Von den Jury-Kantonen vei-warfen den Stabio- Artikel 
nur Bern und Freiburg; 

Tessin hatte 5,299 Ja gegen 10,275 Nein, 

die 9 Jurv-Kantone 104,405 Ja gegen 100,000 Nein, 

die übrigen Kantone 54,603 Ja gegen 102,773 Nein, 

Schweiz 159,068 Ja gegen 202,773 Nein. 

") Parziale riforma 10 Febbr. 1883 della Costituzione cantonale, 
Art. 12: 11 Oiurl ^ aholito. 

') I.. Colorabi (Fi. Gabuzzi) Zeitbchr. f. schweizer. Strafr. p. 73. 

*) Aus der Volksabstimmung v. 4. März — 9118 Ja gegen 
8536 Nein (Atto di proclamazione 10 Marzo J883) — kann kein 
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den 7 Bezirhsgerichten (erste Instanz)^) und einem Appella- 
tionsgericM (letzte Instanz) übertragen, für welche bis zur 
Eevision des Straiproycsses das Tcorrektionelle Verfahren An- 
wendung fand (Are. 56). Pabei fiel der Gesetzgeber von 
einem Extrem ins andere: an Stelle der Schwurgerichte, mit 
den Geschwomen 15 leichter, traten ständige Bezirksgerichte 
mit bloss 3 Eichtem. 

Diese Einrichtung hatte den Charakter einer langen 
Übergangsperiode, indem auf Grund des Decreto costituzio- 
nale 8 N'ov. 1894 durch das Gesetz über die Organisation 
der Gerichtsbehörden vom 4. Mai 1895 ausser den Friedens- 
richtern 7 Bezirlcs-SchöffengericMe (xissisi distrettuali) und 
ein KantonS'Schöffengericht (As^isi cantonali), sowie ein Kas- 
satioiis- und Revisionshof eingesetzt worden sind. Die Be- 
zirks-Schöffengerichte (Bezirksgericht und 5 Schöffen — 
assessori — giurati) sind für die »delitti« zuständig; das 
Kantons-Schöffengericht (Kriminalkammer und 9 Schöffen) 
für die »crimini«^^). — An Stelle der frühem Anklagekam- 
mer ist eine Camera dei ricorsi getreten^^). 



Schhiss auf die Beurtfihing des Volkes gegenüber der Abschaffung 
der Jury gezogen werden, weil gleichzeitig über die Grundzüge einer 
ncaen GericJit^urganisation, so\^ ie über die Einführung des Referen- 
ilums etc. abgestimmt wurde. 

•) Vergl. auch Decreto di revisione costituzicftiale 9 Febbr. 
1891, Art. 3. Legge costituzionale 2 Luglio 1892, Art. 16—24. 
Legge 2 Die. 1892. 

*") Die Schöffen werden nach dem für die Grossratswahlen neu 
eingeführten Proportionalst stem (1: 500) vom Volke auf 6 Jahre 
gewählt, wobei auf einen Bezirk wenigstens 20 fallen müssen. Die 
ausgeloste Bezirks-Dienstliste enthält 16, die Kantons-Dienstliste 29 
Schöffen; bei ersterer stehen jeder der beiden Parteien 5, bei letz- 
lerer 9 Rekusationen zu. Aus den nicht rekusierten Schöffen wer- 
den beim Beginn der Hauptverhandlung 1 bezw. 2 Suppleanten aus- 
gelost. 

") Die neuen Assisi sind andernorts, auch offiziell, als Schwur- 
gerichte und die Assessori-giurati als Geschwome tibersetzt worden; 
sie sind jedoch ScMftengericMe und unterscheiden sich auch von 
den dem Schöffengerichte teilweise nachgebildeten Schwurgerichten 
Genfs. Für deren Darstellung verweisen wir auf den trefflichen 
Artikel von Alfred Gautier: Les nouvelles lois tessinoises sur l*or- 
ganisation judiciaire (4 Mai 1895) et la proc6dure en mati^re pönale 
(3 Mai 1895), Zeitschr. f. schweizer. Strafr., 8. Bd., p. 255—292; 
für die Beurteilung ihrer ersten Praxis auf Colombi e Gabuzzi, 
Repertorio di giurisprudenza patria, 17. Jahrg., 2. Serie, 7< Heft. 
Zeitschr. f. schweizer. Strafr., 10. Bd., S. 253 ff. 
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VI. 

Das Schwurgerichts-Verfahren 
in den Kantonen der deutschen Schweiz. 



1. Bern. ') 

a) Die Verfassungsgarantie 1846 (1884), 1893 

und die Einführung ^) der Schwurgerichte 1851/52; 

die Ablehnung der Zivil-Jury 1858. 

In Bern^) staüd, wie in Genf und Waaxit (Zürich) die 
Jnry-Frage schon in den Dreissiger Jahren zur Diskussion. 
Am 29. Februar 1836 hatten mehrere Mitglieder des Grossen 
Eates einen Anzug gestellt, dass die Richter nur noch Schuld- 
oder ünschuld-JJrteilQ, gestützt auf ihre innerste Ueherzeu- 
gung, aussprechen sollen. Dabei erklärten sie;, dass dermalen 
von dem Institut des Geschwomengerichts nicht die Rede 



') Bern Qrliesä die VcrfasBungsgarantie und die Organisation 
der Jury zwei Jahre und den Straf prozeas ein Jahr vor dem Bunde 
und da sich Bern zudem für das schwurgerichtliche Verfahren we- 
sentlich an den Code d'inslr. crim. anschloss^ so könnte es im I. 
hezw. V. Abschnitt an die Kantone Genf und Waadt angegliedert 
werden. Hievon abstrahieren wir, da einerseits das eidg. Organisa- 
tionsgesetz mehr als 2 Jahre und der Bundes- Strafprozess ebenfall» 
vor den betr. bernischen Gesetzen (1852 bezw. revidiert 1854) in 
Kraft traten und andererseits Bern in einigen Abweichungen vom 
Code den Bundes-Strafprozess und besonders die Organisation der 
Bundesassisen beeinflasste, die iJirerseits in erheblichem Masse vor- 
bildlich wurden für die tlury-Kantone der deutschen Schweiz. 

') d. h. der Beginn der Wirksamkeit; ihre Organisation er- 
folgte schon 1847, s. unter b. 

«) Der in der Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 2. Bd. n. F. (1863) 
S. 171 — 181 als Assisenvcrhanüluvg bezeichnete »Land-Taga zu Lan- 
genthal vom 9. Homung 1584 war kein Assisenverfahren. Dieses 
»Land-GrichUi, bei welchem der Landvogt mit dem Assisenpräsiden- 
ten, der Freyweibel mit dem öffentlichen Ankläger identifiziert wird, 
kannte keine Trennung der That- und Rechtsfrage und entspricht 
mit seinen vielen »Land-Richtern« eher dem Schöffengerichte. 



— 209 — 

sein Ivönne*). Die Gesetzgebimgs-Kommisfiion, welche u. a. 
»den Ent\^iirf eines Kriminalprozess-Gesetzbiiches abzufas- 
sen« hatte, reichte am 17. Februar 1838 ihren Antrag ein, 
in welchem sie zur Jury auch eine ablehnende Stellung 
nahm"*). DioFclbe Avurde einer eingehenden Untersuchung 
unter70gen, wobei schon damals der Kern der Frage — die 
Unmöglichkeit der Trennung von That- und Eechtsfrage — 
zur Sprache kam^). Der Grosse Rat selbst entschied sich 
gegen die Jury"), - — Andererseits wurde aber preisgekrönt 
fler von Iwohersieg 1838 eingereichte »Versuch einer Beant- 
wortung der im Mäi*z 1837 vom Erziehungsdepartemente 
der Hepublik Bern ausgeschriebenen Preisfrage betreffend 
eine Abhandlung über die Vorzüge und Nachteile des Kri- 
minalprozesses 1) nach der Theorie des gesetzlichen Bewei- 
ses, und :?) nach der Theorie der moralischen Überzeugung 
des Richters«. Imobersteg trat in seiner Abhandlung^) mit 
voller Ül:>erzeuguj]g für die Jury ein und seine Argumente 
für dieselbe, wie auch diejenigen der Gcsetzgebungs-Kom- 
mission gegen die Jury waren gründlicher und schärfer als 
bei der Beratung der Tagsatzungs- (Bundesrevisions-) Kom- 
mission im Jahre 1S48. 

Die Eijiführurg der Jury schien vorderhand in die 
Feme gerückt zu sein; da unterlag Neuhaiis^ liberale Füh- 
rung, die Ende 1838 derjenigen der Clebrüder Schnell ge- 
folgt war, nach dem Fehlschlagen (\cs zweiten Freischaren- 
zuges dem Anstürme®) der jungradikalen Oppositionspartei. 
Ihre Führer Niggeler, Ochsenbein und Stämpfli u. a. — 



*) über das B€wei8verfahren im bernischen Strafprozesse und 
Vorschläge z7ir"\''erb€sseruoi» desselben. Zeitselir. f. vaterländ. Recht, 

1. Bd., S. 37—52. 

') Antrag der Gesetzgebungs-Kommission an den Grossen Rat 
der Republik Bern betr. die Itestiimnung der Grundlagen des zu ent- 
werfenden Kriminal-Prozess-Gesetzbuches (gez. v. A. Tillier und Fr. 
Zeerleder). Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 2. Bd., S. 115—135, 136 
bis 151 (Kurz). 

•) Indessen verteidigte die Gesetzgebungs-Kommission aller- 
dings auch die gesetzliche Be\^eistheorie. Dieselbe besteht übrigens 
für die gewöhnlichen Gerichte erster Inatanz im Gegensatze zum 
Schwurgerichte noch nach T^ginn des 20. Jahrhunderts in Kraft! 
Strafprozess. Art. 347 ff. 

') Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 1. Bd. (Jahrgang 1837), S. 37; 

2. Bd., S. 136; 3. Bd., S. 282. 

") id. 3. Bd., S. 281—330. 

•) Vergl. Dekrete v. 27. Juni 1845 und 3. Sept. 1846. 

14 
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mächtig beeinflasst durch die demokratißchem Eeformvor- 
schläge der Professoren Suell, setzten 1846 eine Verfas- 
sungsrevision durch. Diese wurde bahnbrechend für die 
Schweiz, denn sie verwirklichte die demokratischen Postu- 
late, bereits 2 Jahre vor dem T?e\^olutionsjahre 1848. 

Die vom Volke sozusagen einstimmig^®) angenommene 
St?.atsverfassung sprach die Garantie des Ji^7-^-Instituts auä 
für Kriminal', politische und Pressvergelien, ohne jedoch des- 
sen Jurisdiktion auf diese Strafrechtspflege zu beschrän- 
ken^\). 

Als 1884 Dach den Vorarbeiten von anderthalb Decen- 
nien die Justizreform durch eine Verfassungsrevision vorge- 
nommen werden sollte, war eine Beschränkung der schwur- 
gevichtlichen Jurisdiktion vorgesehen^-), indem ihr die Press- 
delikte, welche ^y privaten Charakter a liaben^^), billiger Weise 
enl zogen werden sollten^*). Allein die revidierte Staatsver- 
fa.«sung vom 27, November 1884 wurde am 1. März 1885 
vom Volke verworfen. Mochte diese Änderung vielen als ein 
Anta.sten an das Judicium sacnim vorkommen, so würde man 



101 



*) Die am 13. Juli vom Verfassungsrate beendigte Staatsver- 
fassung wurde in der A'^olksabstimmung v. 31. Juli 1846 nüt 34,079 
Ja gegen 1257 Nein angenommen. Proraulgationsur künde vom 4. 
August 1846. 

=*) Staatsverfassung v. 31. Juli 1846, Art. 63: Für Kriminal-, 
politische und I'ress\ ergehen sind Gescliwornengerichte eingesetzt. 
Dem Gesetze ))leibt vorl)eli alten, den Geschwornengerichten nocli 
andere Teile der Strafrechtspflege zu übertragen. — Dasselbe wird 
auch die nähere Organisation der Gescliwornengerichte bestimmen. 

^-) Statt des frühern Veifassungsartikels 63 hiess der neue 
Art. 29": Verbrechen, politische Vergehen und Pressdelikte, welche 
nicht privaten ( Charakter hal)en, werden durch Gescliwornengerichte 
beurteilt. 

-') In der Sitzung der Verfassungskommission v. 9. Nov. 1883 
war die von Ed. Müller beantragte Fassung (Pressdelikte, welche 
keinen rein j)rivaten Charakter haben) mit grosser Mehrheit ange- 
nommen worden gegenüber dem Antrage Eggli mit 7 Stimmen 
(Pressvergehen, wenn ein Beklagter es verlangt — Zürcher Verfas- 
sung von 1S69). Zeitschr. des bernischen Juristenvereins, 19. Bd., 
S. 553, 556, 560, 563. 

") »JEs hat etwas Stossendes, wenn jeweilen der gesamte kost- 
spielige Apparat eines Geschwornengerichts für die Verhandlung und 
Beurteilung einer rein privaten Ehrbeleidigung, oft einer einfachen 
Schimpf-, Stich- und Verachtungsrede, die, wenn sie nicht gedruckt 
worden wäre, zu einer unbedeutenden, polizeirichterlichen Ahndung 
geführt hiltte, in Bewegung gesetzt werden musste«. Botschaft des 
Verfassungsrates des Kts. Bern v. 28. Nov. 1884, S. 60. 
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doch mit der Behauptung fehlgehen, dass der bernische Sou- 
verän nichts von dieser schwurgerichtlichen Kompetenzre- 
fonii wissen wollte; die Staatsverfassung wurde wesentlich 
aus andern Gründen, besonders wegen der Eeorganisation 
des Gemeindewesens, verworfen. 

Um jedoch mit der Verfassungsrevision zum Ziele zu 
kommen, wurde in der Folge jeder Stein des Anstosses be- 
seitigt, so dass die neue Staatsverfassung vom 4. Juni 1893 
in Art. 62 genau dieselbe Garantie ausspricht, wie diejenige 
vom Jahr 1S46. 

Seine Ausführung erhielt der Verfassungsartikel (63) 
von 1846 durch daß Gesetz über die Organisation der Gerichts- 
hehörden vom 31. Juli 1847, zu welchem schon am 11. De- 
zember 1852 eine Gesetzesnovelle erlassen wui'de^^). — Das 
am 2. März 1850 promulgierte "»Gesetzbuch über das Verfah- 
ren in Straf sachenii}^) wurde anfänglich in Kraft erklärt auf 
den 1 Januar 1851^^), hernach auf den 1. Juli 1851^**); 
allein wegen langsamer Vornahme der äussern^®) Organisa- 
tion der Schwurgerichte und infolge Verschiebung der Ge- 
schwomenwahlen^^) traten die Assisen erst mit dem Beginn 
des Jahres 1852 in Funktion-^). 

Zum Strafprozess vom 2. März 1850 wurde am 12. März 
1853 eine Novelle erlassen, beide hernach zu einem (revi- 
dierten) Strafprozesse bereinigt, welcher am 29. Juni 1854 
promulgiert und auf 1. August 1854 in Kraft erklärt 
wurde^^). 

Von der Verfassungsbestimmung (1846 und 1893), 
welche der Gesetzgebung das Recht einräumt, der schwur- 
gerichtlichen Jurisdiktion »noch andere Teile der Straf - 
recht spf lege zu übertragene, ist im Zeiträume von mehr als 



1B1 



') (8. unter b). — Vcr^l. Organisationsgesetz, Art. 76; Dekrete 
V. 7. Jan. 1851; v. 1. Okt. 1851. Kreisschreiben des Regierungsrates 
V. 1. Okt. 1847. Promulgation «Verordnung v. 21. März 1853. 

*^) Vergl. Verfassung Art. 30; Übergangsgesetz v. 13. Juli 
1846, Art. 11 f; Dekret v. 2. Sept. 1846, Art. 1, Ziff. 3. 

") Promulgation sdekret v. 2. März 1850, Art. 1. 

") Dekret v. 7. Jan. 1851, Art. 1. 

*•) Dekret l>etr. die nötigen Einrichtungen zur Abhaltung der 
Assisen v. 30. Juli 1850, Art. 1 ; Dekret v. 7. Jan. 1851. 

^) Dekret betr. die Amtsdanei der im Oktober 1851 zu erwäh- 
lenden Geschwoi-nen v. 1. Okt. 1851. 

") Zeitschr. t. vaterländ. Eecht, 13. Bd., S. 21; 1. 
') Promulgationsverordnung v. 29. Juni 1854, Art. 1 und 2. 



231 
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einem halben Jahrhundert kein Gebrauch gemacht worden, 
^ycnn es auch nicht an Yoi^chlägen dazu fehlte. In Betracht 
konnte nur die horrehtionelle Straf rechtspf lege fallen. Ihre 
Übertragung an die Assisen hätte jedoch einerseits der »cor- 
rectionalisation« widersprochen, die sich in den andern Jury- 
Kantonen, vor allem im Waadtlande zeigte, andererseits der- 
selben korrektionalisierenden Tendenz im Kt. Bern selbst 
(1853/54; 1880). 

In der .Dezembersitzung des Grossen Eates im Jahrö 
1858 war sogar der Antrag auf die Einführung der Zivil- 
Jury gestelJt worden, dessen Annalmie übrigens eine Eevi- 
sion des Verfassungsartikels 63 bedingt hätte. Vor der Mo- 
tion war eine Broschüre erschienen : »Zur Begründung des 
Antrages auf die Zivil-Jury«. Der Antrag postulierte ausser 
den Instanzen der Gerichtspräsidenten und Amtsgerichte^^) 
noch diejenige der GeschwornengericMe mit der Kompetenz 
über 250 Fr. Aus 5 Geschwomen und 2 Juristen zusam- 
mengesetzt, sollten sie »endlich entscheiden« nach der Un- 
tersuchungs' (Inquisitions-) Maxime des Strafverfahrens statt 
nach der Verhandlungsmaxime des Zitnlprozesses, Dieser 
Versuch der Keform der Maxime war jedoch schon unter 
Friedrich II. gescheitert und die Jurisdiktion der 3 Haupt- 
Verhandlungen bedingenden Zivil- Jury in England selbst seit 
1852 bedeutend eingeschränkt. Die Tendenz des Antrages 
zeigte sich übrigens auch in dessen »Vorwurf der Advoka- 
tenmoral«. Der Grosse Rat lehnte die Zi\il-Jury ab, die ei- 
gentlich nach dem gestellten Antrage mebr ein Zivil-SchÖf- 
fengericht war. 



b) Die Organisation der Schwurgerichte 1847. 

Mit der in das Organisationsgesetz vom 31. Juli 1841' 
aufgenommenen Jv.ry hat Born 3 Strafgerichte erster In- 
stanz: den (Amts-) Gerichtspräsidenten als PolizeiricJiter^)^ 



*») Veigl. E. V. (Vogt?), Die Zivil-Jury, Zeitschr. f. vaterländ. 
Recht, 16. hd., S. 49—74. 

^) Art. 1, 5 ff, 47 f; Gesetz (betr. einige Abänderungen des 
(jrfrsetzes ttl>er die Ojganisation der Gerichtsbehörden v. 31. Juli 
1847) V. 11. Dez. 1852, Art. 5; Einführungsgesetz zum Strafgesetz- 
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das Amtsgericht als JcorreJdionelles Gericht) und das Assisen- 
hey.iiTks-Schwnrfjericht^). Die JurisdiMion des letztem er- 
streckt sich OTif die »höhere Straf Justiz« : auf alle Kriminal-, 
politische und Pressdelikte*). Das Einführungsgesetz zum 
Straf gesetzhuch vom »SO. Januar 18G6 (Art. 5) wies dem 
Schwurgericlite die (Todes-') und) Zuchthausstrafe-Delikte 
zu, auch wenn das Gesetz für die fragliche Handlung eine 
niedrigere Strafart zulässt (Verbrechen)«: diese Befugnis 
wurde jedoch 1S80 wieder einschränkend modifiziert*). — 
Von diesem Jahre an kam zu den genannten Instanzen auch 



buch V. 30. Jan. 1866, Art. 7 f; Gesetz (betr. einige Abänderungen 
lies Verfahrens in Strafsachen und des Strafgesetzbuches) v. 17. 
März/ 2. Mai 18S0, x\rt. 15. — Die teils nach Artikeln, teils nach 
Paragraphen rubrizierten Gesetze werden hier einheitlich nur nach 
Artikeln citiert. 

*) Orgimisationsgcsetz 1847, Art. 1, 5, 8 ff, 47, 49; Gesetz v. 
11. Dez. 1S52, Art. 6; EinfCihrungsgesetz v. 30. Jan. 1866, Art. 6; 
Gesetz v. 2. Mai 1880, Art. 15. — Die Kompetenzausscheidung für 
die genannten 2 Instanzen deckt sich nicht mit der terminologischen 
Bezeichnung. 

•) Organipationsgesetz, Art. 1, 11 — ^28, 47, 51; Gesetz v. 11 Dez. 
1852, Art. 1 — 4, 7: Einfiihrungggesetz v. 30. Jan. 1866, Art. 5; Ge- 
setz V. 2. Mai 1880, Art. 1 ff, 15. 

*) Staatsvorfassungen v. 31. Juli 1846, Art. 63 (v. 27. Nov. 
18S4, Art. 29), 4. Juni 1893, Art. 62; Organisationsgesetz, Art. 11, 
51 ; Gesetz über den Mipsbrauch der 'Presse v. 7. Dez. 1852, Art. 5 
(9) ; der Art. 2 dieses Gesetzes enthHlt überdies die Angabe der (auf 
1. Jan. 1867 aufgehobenen) verschiedenen Gesetze des vor 1867 gel- 
tenden materiellen Strafrechts im alten und neuen Kantonsteile, 
worunter besonders das subsidiär geltende helvetische peinliche Ge- 
setzbuch mit dessen Novellen, sowie der Code p^nal zu erwähnen 
sind. — Vergl. ferner Promulgations Verordnung v. 9. April 1862; 
iDekret<j v. 17. Dez. 1862; v. 3. Juli 1863); Pf(otenhauer), Beitrag 
zur Geschichte der Strafgesetzgebung im Kt. Bern seit 50 und eini- 
£ren Jahren im allgemeinen und des Entwurfes eines Strafgesetz- 
buches vom JaJire 1852 insbesondere. Zeitschr. f. vaterl. Recht, 14. 
Bd., S. 1—18. C. Stoos, Strafgesetzbuch für den Kt. Bern 1896; 
Einleitende geschichtliche Bemerkungen, S. 6 ff. 

"*) Beschluss des Grossen Rates v. 30. Nov. 1874, Art. 1: Ah- 
»chaffung der Todefistrafe laut Bundesverfassung; sie wurde seither 
nicht wieder eingeführt. (Dekret v. 27. Dez. 1848). 

•) »Tn allen Straffällen, in denen vei-schiedenartige Strafen al- 
ternativ angedroht sind...'. Überweisung statt an den peinlichen 

Gerichtsstand an das korrektioneile Gericht« Gesetz v. 2. Mai 

1880. Art. 15. 
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noch die weitere der Kriminalkammer zur Beurteilung dee 
Aiitoverdikts^). 

Der stanze Kanton Bern ist seit 1847 in 5 Ässiseribezirke 
eingeteilt*). In jedem derselben besteht ein Schwurgericht, 
gebildet durch die Kriminalkam^mer mit 3 Richtern als As- 
sisenhof und die Urteils-Jury mit 12 Geschwomen, welche 
aus der Assisenbezirks-Liste genommen werden'). Die or- 
dentliche Kriminalkammer^®) als Sektion des kantonalen 
Obereerichts bildet den Assisenhof für alle Assisenbezirke 
mit Ausnahme des zweiten ; für letztem^^) stellte das Gesetz 
vom 11. Dezember 1852 (Ait. 2 — 4) wegen »Geschäftsan- 
häufung«^*) eine ausserordentliche Kriminalkammer auf^^). 

') Vergl. Gesetz v, 2. Mai 1880, Art. 1—10. — Die Strafsank- 
tionen des Kinfiihrungsgesetzes (Schuldbetreibung und Konkurs) v. 
18. Okt. 1891, Art. 47 f., 50 — 53 stehen der korrekt. Instanz zu. 
( Kinfttbrungsgcsetz v. 30. Jan. 1866, Art. 5). 

•) Vergl. Organisationsgesetz 1847, Art. 1, Ziff. 3, welcher die 
30 Amtsbezirke auf die 5 Assisenbezirke verteilt, teilweise abgeän- 
dert durch Cresetz v. 11. Dez. 1852, Art. 1. 

*) Organisationsgesetz, Art. 11, 27, 34. 

*") Aus der Zahl der 14 (mit dem Präsidenten 15) Oberrichter 
wühlt das Obergericht auf 2 Jahre eine Kriminal- und eine Anklage- 
kammer von je 3 Mitgliedern — wovon das erstgewählte Präsident 
ist — die übrigen 8 Mitglieder bilden mit dem Präsidenten den 
(Appellations- und) Kassationshof. — Für die Ergänzung der Kam- 
mern bei Verhindeiung eines Mitgliedes s. Note 5. Vergl. Verfas- 
sung 1846, Art. 53 ff; Organisationsgesetz 1847, Art. 34 — 40, 52; 
Gesetz V. 11. Dez. 1852, Art. 4. 

-*) Derselbe besteht aus den Amtsbezirken Bern, Schwarzen- 
burg und Seftigen; da unter Abänderung der Organisation von 1847 
(Art. 1) durch Gesetz v. 11. Dezember 1852 (Art. 1) die Amtsbe- 
zirke Laupen und Konolfingen von demselben abgetrennt wurden. 
Vergl. Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 13. Bd., S. 8, 9, 15; 2. Bd. n. 
F. (F. Moser, 1863), S. 329 ff. 

'-•) Auf das Jahr 1852 traf es für die Assisen 604 Fälle, näm- 
lich ausser den für dieses Jahr bereits anhängig gemachten 181 noch 
423 neue, von denen auf Ende 1852 noch 240 unerledigt blieben. 
Vergl. ^)tJber den Zustand der Straf rechtspflege des Kantons Bern v. 

1. Juli 1851 bis 31. Dez. 1852. (Bericht des Generalprokurators 
Hermann an das Obergericht). Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 13. 
Bd., S. 1—48; 2. Bericht für 1863. Zeitschr. 14. Bd., S. 161—195: 
Über die in dem Schwurgerichts- Verfahren im Kt. Bern bemerkton 
Afängel, Zeitschr. f. Kunde und Fortbildung der Zürch. Rechtspflege, 

2. Bd., S. 46 ff. 

") Das Recht zur Aufstellung einer solchen wurde dem Ober- 
gerichte besonders eingeräumt; sie bestand aus einem Mitglied der 
ordentlichen Kriminalkammer als Präsident und 2 aus den Amts- 
richtern und Advokaten des (2.) Assisenbezirks genommenen Bei- 
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— Ordentliche Schwiirgerichtssitzungen finden in jedem Äs- 
sisenbezirk vierteljä-hrlich statt^*). 

Die aictive Wahlfäliigkeit für die direkte VolkswahP^) 
der Geschwomen — 1 : 300 der Geraeindeeinwohner^**) deckt 
sieh mit dem Aktivbürgerreehte^''). Für die passive Wahl- 
fähigkoit (Getieralliste) adoptierte Bei*n die Äusschliessimgs- 
und DispeDsationsgründe^^) des waadtländischen Organisa- 
tionsgesetzes vom 81. Januar 1846. — Anfänglich^®) wurden 
die Geschwomen alljährlich gewählt, von 1860 an auf die 
Daner von 3 Jahren^^). 



s5tzern. Der erstere war für die ordentliche Kriminalkamraer vom 
Obergericht für jeden Ass.isenbezirk auf die vorhin angegebene Weise 
durch einen Beisitzer zu ersetzen. Gesetz v. 11. Dez. 1852, Art. 2 
bis 4. — Am 24. Okt. 1853 konnte die ausserordentliche Kriminal- 
kammer wieder aufgehoben werden. Hermann, 2. Bericht. Zeitschr. 
f. Vaterland. Recht, 14. Bd., S. 172. • . 

-*) Ausserordentliche, »wenn es die Umstände erfordern«. Die 
Sitzungen (Session) dauern bis zur Erledigung der vorliegenden 
Fälle. Zeit und Ort bestimmt in jedem Falle die Kriminalkammer. 
Organisation sgesetz, Art. 22, 24, 26, 28; Strafprozess, Art. 293; 
vergl. jedoch Dekret v. 30. Juli 1850, Art. 1. 

") Im 1. Wahlgange der politischen Gemeindeversammlungen 
entschied das absolute, in einem 2. Wahlgange das relative Mehr; 
seit 1870 ist überhaupt nur noch das relative Mehr erforderlich. 
(Dekrete über das Verfahren bei Volksabstimmungen und öffent- 
lichen Wahlen v. 11. März 1870, Art. 21, al. 2; v. 28. Sept. 1892, 
Art. 25, al. 3). Für Wahlbeschwerden ist das Obergericht zustän- 
dig. Organisationsgesetz 1847, Art. 12, 16 — ^20. Oesetz über die öf- 
fentlichen Wahlen v. 7. Okt. 1851, Art. 1, Ziff. 3; 3, 32, 41, Litt, b, 
fiO; Gesetz über die Volksabstimmungen und öffentlichen Wahlen 
V. 31. Okt. 1869, Art. 3, 7, 8; Dekrete v. 11. März 1870 und 28. 
Sept. 1892. 

^'') Die Bruchzahl über 150 wird berücksichtigt. Organisations- 
j/esetz 1847, Art. 12. 

") Organisationsgesetz 1847, Art. 12. Wahlgesetz 1851, Art. 
(; — 10 (Anhangsdekret v. 11. Okt. 1851, Art. 1 ff; Kreisschreiben 
des Regierungsrates v. 22. Dez. 1851). 

") Organisationbgesetz 1847, Art. 12, 14, 15. Wahlgesetz 1851, 
.\rt. 13, 60. 

-•) Vergl. Organisationsgesetz 1847, Art. 13; Dekret v. 1. Okt. 
1851, Ai-t. 1. 

^) Gesetz betr. die Verlängerung der Amtsdauer der Geschwor- 
nen v. 21. März 1860, Art. 1. Dasselbe bestimmte die gleichzeitige 
Wahl mit den eidg. Geschwomen auf 3 Jahre, allein 1862 wurde für 
letztere die sechsjährige Dauer eingeführt. ^ 
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Das Obergericht lost für jede Schwurgerichtssitzung 
ans der Speziallistc eines jeden Assisenbezirks eine Dienst- 
liste von ^0 Gesehwornen^^) — wie Genf 1844^^) — aus. 
welche einberufen werden^^^). 

Der Kanton Bern hat zuerst in der deutsehen Schweiz 
ein Gesetz für die Organisation der Schwurgerichte erlassen. 
In den Hauptbcstimmungen hielt es sich an die Gesetze über 
die Jury der Kantone Genf (184-1) und Waadt (1846). Eine 
wesentliche Verbesserung, die für die Organisation der Bun- 
desassisen (1849) vorbildlich wurde, nahm jedoch Bern vor 
durch die Aufstellung der AssisenhezirJce und einer einkeit- 
liehen, obergerichtlichen Kriminalkammer als Assisenhof. 



c) Das schwurgerichtliche Verfahren 

nach dem Strafprozesse vom (2. März 1 850) 29. Juni 1 854 

und dessen Novelle vom 2. Mai 1880. 

Der Bemer Strafprozess ist für das schwurgerichtliche 
Verfahren, wie bei den bisher betrachteten Jury-Kantonen, 
eine weitgehende Nachbildung*) des Code d'instruciion cri- 



") Die öffentliche Auslosung wird 8 — 14 Ta^e vor Eröffnung 
der Assisenaitzung vorgenommen. — Die Einberufung hat 3 Tage 
vor der Sitzung zu erfolgen. Organisationsgesetz, Art. 23, 25. 

^) Loi du 12 Janv. 1844, Art. 22, 25, 32. 

^) Die Ti^tschädiguTig, welche die Geschwomen nach dem Or- 
ganisationsgesetz, Art. 28 »für ihre Versäumnisse« beziehen, wurden 
durch die Gesetze v. 11. Dez. 1852, Art. 33 (36) bezw. v. 3. Dez. 
1861, Art. 1 bestimmt: eine Rei«eentschädigung von 1 Fr. pro Stunde 
und ein Taggold von 3 bezw. 4 Fr., seit 1875 ist die Reisevergütung 
auf P/j Fl*, und das Taggeld eines (Geschwomen der Dienstliste 
auf 4 Fr. und eines) Urteilsgeschwornen auf 6 Fr. erhöht. Dekret 
über die Taggelder und Eeiseentschädigungen v. 1. April 1875, Art. 
11, 2; 12. — Die Gerichtsgebühren wurden ebenfalls durch das Ge- 
setz V. 11. Dez. 1852 festgesetzt. Tarif v. 31. August 1898, Art. 16; 
vcrgl. auch Strafprozess, Art. 575 ff. 

1) Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 14, Bd., S. 10. 
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niinelle^), sowie andererseits des Genfer Jur}^-Gesetzes^) vom 
12. Januar 1844. Der Bemer Straf prozess selbst wurde 
Mieder das »Original« (für die übersetzte »Kopie« des 
Hauptverfahrens) des Freiburger Strafprozesses von 1850 
CS. 162). Die Abweichungen vom Code beziehen sich auf 
die nachfolgenden Bestimmungen*). 

Die für die Einleitung des Strafverfahrens und die 
Vorbereitungsuntersuchung funktionierenden Organe der 
(französischen) gerichtlichen Polizei sind die Polizeiangestell- 
te7i. die Eimvohner-Gemeinderatspräsidenten und Regierungs- 
statihaUer, die Untersuchungsrichter, sowie die Assisenbe- 
zirks- und der Generalprokui-ator; hierbei besteht eine suc- 
cessiv geordnete Kontrolle*^). — Die geheime Yorunter- 
suchung^) fülirt der für jeden der 30 Amtsbezirke aufge- 
stellte Untersuchungsrichter; dessen Funktionen sind dem 



*) E. H. Höchster, Lehrbuch des französischen Strafprozesses 
(1850) hat im Anschlüsse an seine Analyse in der Spezialgesetz- 
«rebung ausser Wtirtemberg (Gesetz v. 14. Aug. 1849) auch das 
Hemer »Gesetzbuch« über das Verfahren in Strafsachen v. 2. März 
1850 herangezoeen; S. 90, 93, 96, 100, 103, 106, 114, 126, 177, 178, 
r>25— 328, 352—353, 448—451, 466, 536—538. Die Angaben und Ver- 
'.veisungen stimmen jedoch nicht mehr völlig mit der neuen (1853 
vei^änderten) Ausgabe v. 29. Juni 1854 ii berein; ausserdem ist das 
Schwurgerichtsverfahren seit 1850 durch das Einftihrungsgesetz zum 
Strafgeset-zbuch v. 30. Jan. 1866 und das Gesetz v. 2. Mai 1880 mo- 
difiziert worden, 

') Rttttimann (die zürch. Gesetze S. 244) irrte sich, dass für 
die vom franz. Code abweichenden »Lücken hauptsächlich der Straf- 
prozess des Kts. Waadt zu Rate gezogen« wurde. Der letztere fusste 
ja seinerseits auf dem. Code und dem Genfer Gesetz und der Berner 
Sti'afprozess lag zudem früher vor. 

*) Soweit der Straf prozess Berns mit demjenigen Freiburgs 
übereinstimmt, wird für die Abweichungen vom Code d'instr. crim. 
auf S. 161 ff. verwie&en. 

») Strafprozess 1854, Art. 39 ff, 44 ff, 61 ff, 70 ff, 85 ff: Orga- 
nisationsgesetz 1847, Art. 53, ?9; Dekret v. 15. Febr. 1849: Beschlusts 
betr. Auslegung des Art. 168 des Strafgesetzbuches v. 30. Jan. 1866 
(»Polizeibehörde«) v. 13. März 1868, Art. 1. — Vergl. hiezu Zeitschr. 
f. schweizer. Recht, 12. Bd., S. 6 (König), S. 33 ff, 72 ff (Hermann). 

®) »Sie wird ohne Einmischung der Parteien geführt«. Vergl. 
Strafpr. Art. 89, 85, 212. — Der Angeschuldigte wird über sein Vor- 
leben verhört. Seine Weigerung zur Beantwortung oder die unvoll- 
ständige Erklärung bildet eine Praesumtion der Schuld. Art. 205 
(214), 211. 
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Gerichtspräsidenten^) oder Stellvertreter*) und nur aus- 
nahmsweife®) einem besondern TJntersuchimgsiicliter über- 
tragen^®). — Die Überweisung^^) an die Assisen für die der 
sch-wTirgeriehtlichen Jurisdilvtion imterstellten Delikte steht 
der Anhlagckammer zu^-). Diese erlässt auch für konnexe 
Delikte einer oder mehrerer Personen, auch bei Eealkon- 
kurrenz, nur einen Überweisungsbeschluss und eine Anklage- 
akte; die letztere Tvird erst nachträglich vom Bezirksproku- 
rator abgefas<^l. — Zweimal, 1853/54 und 1880, macht sich 
die Tendenz der Korrektionalisierung geltend, welche wir 



^) rt. i. der Präsident des ( korrekt ionellen) Amtsgerichts. — 
Ed. Müller schlug 1875 vor, dem »Angeschuldigten die Rechte einer 
Prozesspartei möglichst ungeschmälert einzuräumen« Die Re- 
form des bei'ni seilen Strafverfahrens. Zeitschr. des bern. Juristen- 
vereins, 11. i3d., S. 100. 

■) Straf prozes«! Art. S9 — 223; Organisationsgesetz Art. 54; 56 
bis 58 (ausserordentlicher Untersuchungsrichter). 

") Vergl. Organisationsgesetz Art. 55; Dekrete v. 29. Mai 1852 
(29. Mai 1865; 30.' Nov. 1878) ; 8. März 189i (besond. Untersuchungs- 
richter für Bern); v. 19. Mai 1876. 23. Juli 1878, 29. Mai 1880; 
17. Nov. 1891 (für Pruntrut). 

'®) Für die Abweichungen vom Code d'instr. erim. vergl. Straf- 
prozo?s Art. 90 f, 101, 103, 108—121, 124 ff, 131—133, 135, 141 f, 144, 
146 f, 156, 159 ff, 167 f, 171—174, 178, 180, 199, 204r-207, 220 f, 
223—230; bei Höchster S. 93, 96, 114 f, 100, 126 f, 106, 103 f. - 
Kocher, Straf-Gerichtsorganisation und Prozessgebung des Kantons 
Bern, S. VI ff; auf welche Ausgabe hier auch wegen der darin ei- 
tierten Speziallitteratur (Zeitschr. f. vaterländ. Recht, Zeitschr. des 
bern. Juristenvereins) verwiesen sei. 

") Der Beschluss derselben und die Anklageakte werden dem 
Angeklagten durch den Untersuchungsrichter mitgeteilt und dieser 
sorgt gleichzeitig für die — gesetzlich eingeschränkte — Bestellung 
der Verteidigung (ohne dass hiebei, wie nach dem Code d'instr. 
crim., Art. 294 ff, der Kassationsrekurs zulässig ist), sowie für die 
Vorladung der 3 Parteien und der Zeugen. Straf proz. Art. 262 f, 
300—302, 293, 288, 296, 193. 

") Ihren Sitzungen wohnt der Generalprokurator bei; er hat 
das schriftliche oder mündliche Antragsrecht, Ai-t. 247; ausdrück- 
lich wird die Nichtzulassung der Zivilpartei und der Zeugen fest- 
gesetzt, Art. 248, woraus (unter Vergleichung mit Code d'instr. crim. 
Art. 223) die Zulassung des Angeschuldigten gefolgert werden kann. 
Der letztere hat das Recht, eine »Vervollständigung der Untersu- 
chung« zu verlangen und einem verhafteten Inkulpaten steht durcli 
seinen \erleidiger die Akteneinsicht mit der Verteidigungsbefugnis 
zu, Art. 246. (Die frühere Ausgabe v. 2. März 1850 enthielt im 
gleichen Art. 245 die Bestimmung, dass der Angeschuldigte »sieh 
durch einen Anwalt verteidigen lassen« könne. — Vergl. hiezu Art. 
234 ff, 241, 250 f, 256, 261 ff. 
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bei allen bisher betrachteten Kantonen konstatiert haben. 
Dieselbe bezieht sich auf die Befugnis der Anklagekajnmer, 
Straf fälle unter nähern Voraussetzungen statt vor die Assi- 
sen, an die niedere Instanz zu verweisen^^). 

Im Jahre 1880 führte Bern die von andern Kantonen 
schon in den Fünfziger Jahren aufgestellte^*) Beurteilung 
des Autoverdiktß durch die Kriminalhammer ohne Zuzie^ 
hung^^) der Oescliwornen ein, mit dem Vorbehalte, dass sie 
dieselben ausnahmsweise von sich aus dennoch zuziehen 
dürfe. 

Für die Hanptverhandlung können die durch den An- 
geklagten und die Zivilpartei bezeichneten, von dem Assisen- 
präsidenten jedoch nicht angenommenen Zeugen^®) nur ge- 
gen KostenvorFchuss eingeladen werden"). — Beim Beginn 
der Sitzung wird aus den einberufenen Geschwomen der 
Dienstliste die Urteils-Jury gebildet nach dem Vorbilde des 
Genfei'-Gesetzes^^) vom 12. Januar 1844 (Art. 35—40) i»). 



") Vergl. Gesetz v. 12. März 1853 = Strafprozess- Ausgabe v. 
29. Juni 1854, Art. 256, al. 2; Einführungsgesetz v. 30. Jan. 1866 
Art. 2, Ziff. 15; Gesetz v. 2. Mai 1880, Art. 15. 

") Vergl. S. 115 ff, 130, 148, 179. 

") Voraussetzungen: Unumwundenes Geständnis der Schuld 
für alle zur Last gelegten strafbaren Handlungen (ausser für kor- 
rektioneile und polizeiliche Vergehen neben dem eingestandenen 
Plauptverbrechen) des Angeklagten bezw. sämtlicher Mitschuldiger. 
Gesetz v. 17. März / 2. Mai 1880, Art. 1—10. 

^•) Von allen, 3 Tage vor der Sitzung auf der Gerichtsschrei- 
berei aufgelegten Akten, sowie der Geschwornen- und Zeugenliste, 
können alle Parteien Kenntnis nehmen: einem inhaftierten Ange- 
klagten werden diese beiden Listen spätestens am Vortage mitge- 
teilt. Vergl. Note 12, Art. 298 (386). 

") Strafpr. Art. 295, 291, 300—302. — Die Ausgabe v. 2. März 
1850, Art. 294 enthielt die Einschränkungsbefugnis nicht; sie wurde 
erst 1853 nach Analogie des Bundes-Strafprozesses Art. 49, al. 8 auf- 



genommen. 



^*) Jedoch rekusiert zuerst der Angeklagte (Verteidiger) ; es 
Iwsteht kein Maximum der Rekusationen, so dass nur der 2. Teil des 
x\rt. 37 aus dem Genfer Gesetz adoptiert wurde. Es werden immer 
2 Ergänzungsgeschwome aus der Zahl der nicht rekusierten Ge- 
schwornen gezogen. Strafproz. Art. 372, 383, 385 — 387. 

") Mit den nachfolgenden Variationen (die auch der Freibur- 
ger Strafprozess kopierte, jedoch nur für die Jahre 1851 — 1853 bei- 
behielt) ; sie beziehen sich ausser den motivierten Rekusationen, über 
die der Assisenhof zu befinden bat, Art. 371, 27—33, 35, 37, auf die 
Bildung der Urteils-Jury für den schwersten Fall — event. nach Ent- 
scheidung des Assiserhof es — ; die Anfrage an jeden Angeklagten 
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Das Ifauptverfahren selbst mit der Fragenstellung^^) ist 
anticipierend'^) bei dem Freihurger Strafprozes^ vom 11. 
r\färz 1850 (S. 164 ff) darffestellt worden. Jedoch findet 
im Berner echwnrgeriehtlicben Verfahren Icein Resume^^) 
statt lind es wird l^eine subsidiäre Frage auf Mitschuld oder 
Versuch srestellt^^) ; die Geschwonieninstniktion statuiert 
avisdrücklich die intime conviction der Schuld des Angeklag- 
ten. Femer kennt es kein Moniturverfahren bei nnvoll- 
st'indiffem Verdikt, ebenso nicht eine Febenberatung durch 
dieselbe Jury infolge eines illegalen oder kontradiktorischen 
Wahrspruches, dagegen bei Einstimmigkeit der 3 Assisen- 
richter eine Verweisung^*) des Falles an eine neue Jury für 
die nächste Session^'). 



und an die Staatsanwaltschaft auf die Annahme dieser Jury und 
bei rechtzeitiger Verneinung auf die neuen Kekusationen und Er- 
gänzungen; die Wahl des Obmannes; die Beurteilung nicht erschie- 
nener Geschwomer und das Rekureverfahren gegen deren Bestra- 
fung und die Aburteilung ausbleibender Angeklagter; statt des Ei- 
des wurde indessen Geltibde anerkannt. Vergl. Strafpr. Art. 370 
bis 3S2, 384, 385, 387—399 (Code Freib. Art. 385—397, 401, 402, 
404—416. 

») Vergl. G. Vogt, Zeitschr. f. Vaterland. Recht, 15. Bd., S. 
338 ff; Hermann, Zeitschr. f. schweizer. Recht, 12. Bd., S. 80 f. 

^) Eine Vergleichung der Strafprozesse von Bern (1850/54) 
und Freiburg (1850) fflr die Verhandlungen vor den Assisen ftihii 
zur Thatsache, dRss der letztere die CJbersetzung des erstem ist. Der 
Berner Strafprozess war nämlich schon 1848 gedruckt als Entwurf 
eines Kriminal prozessGfsetzlnwhes für den Kanton Bern und 1849 
die Revisiofi durch die erste Beratung desselben erschienen. — Der 
Aufbau der vorliegenden »Geschichte« bedingte indessen die Darstel- 
lung des Freiburger Strafprozesses an früherer Stelle, so dass die 
Verweisung umzustellen wäre. — Vergl. Zeitschr. f. vaterländ. Recht, 
Pf.(otenhauer), 14. Bd., S. 10. 

") Ed. Müller hielt eine Kechtsbelehrung für nötig. Die Re- 
form des bemischen Strafverfahrens, Zeitschr. des bem. Juristen- 
vereins, 11. Bd. (1875), S. 118. 

*•) Betr. der Vorschrift (Freib.) gesonderter Fragenstellung für 
mehrere Angekläffte öder Anklagepunkte vergl. Art. 250 — ^251, 384. 
301 f, )i(i: die Hauptfrage weist keine Zweiteilung auf, vergl. hiezu 
Art. 247 mit Freib. Art. 444, 447. 

$*) Vergl. übereinstimmend, meist wörtlich Freiburger Straf- 
proz. (Ilauptverfahren) Art. 417-442, 354—361 (443), (444-446), 
(447), (448). 449—455, (456, 457, 460), 458, 461-^63, (464, 465), 
4(56_472, 378—381. Berner Strafpr. Art. 400—425, 332—339, (420, 
427), 428-434, (435—437), 438-441, 442—448, (W), 365—368. 
(Abweichungen v. Code d'instr. crim. im Strafpr. Art. 371 — 400 für 
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Der Adhäsionsprozess weicht nur unerheblicH von der 
priyilegierten Stellung der Zivilpartei des französischen 
Verfahrens ab^®). 

Im Widerspruche mit dem Wesen des Geschwornen- 
iiistituts hat der Strafprozess das KontumajAalverfakren 
nicht ohne Zuziehung der Jury geregelt^^). 

Gegen den Überweisungsbeschluss der AnMagekamnier 
iässt das Strafverfahren weder Kassalionsrelcurs zu, noch 
gericlitsdblelmende Einreden beim Beginn der Hauptverhand- 
lung, noch die Inkompetenz des Gerichts für die Kassation^^). 
Die Kassation kann mündlich oder schriftlich binnen 3 Ta- 
gen gegen die Endurteilcr^) des Assisengerichts eingelegt 
werden; als Kassationsgründe stehen dem Verurteilten und 
der Staatsanwaltschaft zu: 1) Beteiligung einer ex officio 



die Bildung der Uiieils- Jury ; 102, olme Ermahnung (311) des Ver- 
teidigers, 403—408, 411 oline Expoaö, 415, 421, (199), 422, 423, 431 
bis 433, 439, 410, 305—369). 

*^) Zu der im Berner Strafpr. Art. 443, 446 adoptierten KUuj- 
und Straffreisprechnnp des Code d'instr. erim. Art. 358, 364 hatte 
(ti. Vogt i*^5t> eine griniduclie Abhandlung als Beitrag zur Interpre- 
tation des Gesetzbuches ttber das Strafverfahren veröffentlicht. 
Zeitschr. f vaterlünd. Kecht, 15. Bd., S. 321—350. 

=*") Vergl. Strafpr. Art. 3 f, 4, 7—9, 90, 91, 243 f, 248, 288, 291, 
:>93, 295. 208—304, 321, 323 f, 329, 332—330, 365, 368, 403 f, 40S, 
412, 410, 424, 41^4, 480, 4vS2, 493 ff, 502 ff; Zeitschr. f. vaterlünd. 
Kecht, 15, Bd., S. 343 ff; Eine ausführliche Darstellung des Adhä- 
sionsprozcsse.s nach dem Berner Strafverfahren gibt C. Stoos, Zeit- 
schrift f. schweizer. Strafr., 3. Bd., S. 22 — 45. 

") Yergl. Art. 403, 393, 493, 494; andererseits Art. 242, dagegen 
Code d'instr. crim., Art. 470; auch die andern Kantone können wie 
der Bundes-Strafj)rozess Art. 133, keine Intei^ention der Jury im 
Konturaazialverfahren, — Imnjerhin wurde das letztere im Strafpr. 
von 1854 gegenüber demjenigen von 1850 verbessert, so sind Art. 
242 und 494, al. 2, neu aufgenommen worden. Art. 493 führt zwar 
den ^)Veru)teilten(c nicht auf, spricht aber doch von Kontumazial- 
nrtdlen^ 

*■) Diese Einschränkung ist nicht genügend motiviert durch 
die Stellung der Verteidigung vor der Anklagekammer; vergl. Or- 
ganisationsgesetz 1847, Art. 50; Strafpr. Art. 246 ff, 263 ff, 405, 479; 
Code d'instr. crim. Art. 269 ff, 416 ff. 

») Organisationsgesetz Art. 34—40; Strafpr. Art. 35, Ziff. 5—7 
(Gesetz v. 19. Mai 1891, Art. 41); 479 ff. — Die (unbedingt sus- 
pensiv wirkende Kassation ist somit gegen verurteilende und frei- 
sprechende Urteile zul'issig; eine Sukkunibenzsumme ist nicht zu 
deponieren. 
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KU rekusierenden Gerichtsperson^") ; 2) VerletÄung durch 
A^or- oder Zwi?chenentscheide während der Verhandhingen; 
3) Verletzung einer wesentlichen Prozessforra nach Schluss 
der Verhandlungen; 4) Falsche Anwendung des Straf- und 
5) des Zivilgcsetzes"^'). Der Zivilpartei steht für ihre In- 
teressen der Kassationsrekurs im .2. und 5. Falle zu. — Bei 
Kassation ans dem 2. und 3. Grunde verweist der (Appella- 
tions- und) Kassationshof den Prozess »vor die Assisen des- 
selben Bezirkes«'-). 

Als Revisionügründe^^) gegen alle Endurteile gelten: 1) 
lilin Wirkung durch ein Verbrechen auf das Ergebnis des 
Strafverfahrens; 2) P^ntdeckung neuer Indizien des Verur- 
teilten; 3) Späteres Gestiindnis des Freigesprochenen; 4) 
Späteres kontradiktorisches Straf urteiP*). — Erklärt der 
Appellation«- und Kassationshof die llevision begründet, so 
erfolgt unter Aufhebung des Strafurteils die Verweisimg des 
Falles an die zuständige schwurgerichtliche Instanz. 

Gegen Kontumazialürteile räumt der Strafprozess (Art. 
493 ff) nnter gewissen Voraussetzungen, die restitutio in 
integrum ein. — Rehabilitation und Begnadigung werden 
ebenfalls durch den Strafprozess normiert^^). 



»») Vergl. Art. 470, Ziff. 1; 27 (die offiziellen Ausgaben von 
1850 und 1S54 und nach ihnen diejenige von Kocher verweisen irr- 
lümlieh auf Art. 7). 

**) Für den 5. Punkt kann der Rekurs »nur gegen die Zivil- 
be??iiramung dee Erkenntnipsea gerichtet werden«. Art. 479. 

"'') Nur für den 2. Crund wird ausdrücklich der Ausschluss der 
Mitglieder der Kriininalkammer vorgescliriel>en, vergl. Organisa- 
iionsgesetz Art 38. Beim 4. und 5. Kassationsgrunde fällt nach 
Massgabe des Verdikts der Kassationsliof das Endurteil, während der 
Strafprozess weder eine Norm aufstellt für das Verfahren aus dem 
1. Grunde noch für einen anhängig gemachten zweiten Kassations- 
rekurs desselben Straffalle«. 

'') Für die Staatsanwal tscliaft, die Zivilpattei für ihre Zivil- 
intoresson und den Verurteilten bezw. seinen überlebenden Ehegat- 
ten, Kinder, Verwandte oder Erben. Art. 502 ff. 

^*) Die Revisionsgründe der Strafprozess- Ausgabe v. 2. März 
1850 bezogen sich in Art. 501, Ziff. 1—4, auf diejenigen Punkte, 
welche nachher der Piindes- Strafprozess Art. 159, Litt, a — d, auf- 
nahm, auch im übrigen weichen die Bestimmungen der alten (Art. 
001—515) von der neuen Ausgabe (Art. 502 — ^514) ab. 

«') Art. 56ß ff bezw. 557 ff (Grossratsbeschluss v. 12. Mai 1848; 
Dekret v. 23. Sept. 1850). 
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Für die 1876 beschlossene^^) und zuerst^^) ohne, dann 
1S84 durch eine Verfassungsrevision an Hand genommene 
Justizreform w^ar in den Entv^ürfen der revidierten Gerichts- 
organisation die Jury beibehalten worden, obschon vom 
Grossen Eate 1879 ein Anzug gutgeheissen wurde, welcher 
der Kegierung die Beseitigung der Jury zur Prüfung und 
Antragstelluug überwies^*). — Über die schüchterne Ab- 
rüstung der Pressvergehen herrschte Übereinstimmung; um- 
somehr wäre die Wiederaufnahme dieser eingeschränkten 
(larantie in die Verfassung von 1893 geboten gewesen. Sie 
wurde fallen gelassen, sodass schlechterdings die Aufnahme 
der YeiiB.ss\mgsgarantie^^) selbst nicht in lYage kommen 
durfte. Dagegen wagte 1883 (7. Stoos den Vorschlag zur 
Beseitigung der Jury zu machen*^): »Die Verfassungsrevi- 
sion würde Gelegenheit bieten, wenigstens die verfassungs- 
mässige Garantie dieses Dualismus (der Geschwornenge- 
richte) zu beseitigen. Eine. Neugestaltung der Strafgerichts- 
Organisation ohne Jury würdeübrigens keine ausserordent- 
lichen Schwierigkeiten verursachen«. An Stelle der Schwur- 
gerichte schlug er für »die Strafsachen höchster Ordnung« 
ein KriminalgericM vor, bestehend aus 3 Juristen und 6 
I^aien. 

Das Bedürfnis einer Lösung der gerichtsorganisatori- 
schen und strafprozessualen Frage betonte auch Kocher*^) 
im Jahre 1893. Gegenüber seinem Vorsehlage (aut-aut), 



^) BeschJuss der Kegierung v. 21. Okt. 1876. C. Stoos, Jiistiz- 
reform durch VerfassimgsreTiaion? Zeitschr. des bern. Juristen- 
vcieins, 19. lid., S. 415—445. 

^) Vergl. A. Zeerleäer, Zeitschr. des bern. Juristenvereins, 14. 
Wu, S. 376 ff. 

^) R. Ntischeler, Das moderne Schöffengericht, Zeitsclir. für 
scliAveizer. Gesetzgebung und .Rec)itspflege, 4. Bd., S. 456. 

**) So sprach sich A, L. Reichet nur für die Aufnahme der 
Grundprinzipion in die Verfassung aus: »Zahl und Organisation der 
Gerichte bleibt der Gesetzgebung überlassen«; die Frage der Wahl- 
art und Wahlfilhigkeit der Richter und die Garantie der Jury soU 
verfassungsrechtlich bestimmt sein. Verhandlungen des bern. Ju- 
ristenvereins V. 26. Okt. 1883; Zeitschr. des bern. Juristenvereins, 
19. Bd., S. 547; vergl. auch S. 549 (Hofer, Stoos). 

*^) Zeitschr. des bern. Juristenvereins, 19. Bd., S. 444 f. 

") Vergl. Vorwort seiner Festausgabe der Gerichtsorganisa- 
tion und des Strafverfahrens, S. VITI f. — Zeitschr. f. schweizer. 
Strafr., 7. Bd., S. 165 ff. 
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vier wohl mit Eüoksicht auf die herrschende Volksstimmung 
/gemacht wurde, ziehen wir nach der Ansicht von Stoos. den 
einheitlichen Vorschlag ständiger Beamtengerichte vor. — 
Auch Ed. Müller hatte 1875 den Vorzug ständiger und 
recht sgel eil rter Beamter als »Richter der Thatf ragen aner- 
kannt, allein die Jury unangetastet gelassen, da die Ge- 
schwornen »als Vertreter des Volkshewusstseins« die beru- 
fensten Richter der Schuldfrage seien*^). Obergerichtsprä- 
sident Leuenherfjer beurteilte auf dem Juristentag in Zug 
IS81 in objektiver Weise die Jury im Kanton Bern und 
erkliirte, dass sie »im demokratisch organisierten Staate niclit 
notwendig sei<(*"^). 

Die Revision der Gerichtsorganisation und des. Straf- 
verfahrens Berns befindet sich schon 30 Jahre in der 
Sehwebe. Dieselbe wird überhaupt nicht mehr durchge- 
führt werden, bevor über das vereinheitlichte schweizerische 
Sirafrecht die Entscheidung gefallen ist: Dessen Annahme 
würde die Vereinheitlichung des formellen Strafrechts nach 
sich ziehen und dadurch auch für Bern die Entscheidung 
bringen. 



2. Zürich.^) 

a) Die Aufnahme des doktrinellen Jury-Postulates 
in die Verfassung 1851 und 1869. 

Zürich ist der ei-ste Kanton, der die Jury nicht infolge 
einer Kevolution oder eines durch den Stimm- und Wahl- 



*^) Ed. MiiUer, Die Reforin des bern. Strafverfahrens. Zeitschr. 
des bern, Juristen verein», 11. Bd., S. 117 f, 119 f. 

**) Zeitscbr. f. schweizer. Gesetzgebung und Rechtspflege, 6. 
lid., S. 409 f. 

^) Von den Kantonen der deutschen Schweiz hatte zuerst Bern 
die Jury adoptiert (Verfassungsgarantie 1846, Organisationsgesetz 
1847, Strafprozess 1850; s. unter Mo. 1), hierauf Thurgati (Verfas- 
sungsgarantie 1849, Ausfnhningsgesetz März 1852) und dann Zürich 
(Verfassungsgarantie 1851, Organisationsgesetz und Strafprozess, 
Sept. 1852). Dennoch stellen wir Zürich voran, weil einerseits dessen 
J 11 rj'^- Gesetze im Entwürfe früher vorlagen, andererseits Zürich 
(Rüttimann) für die Schwurgerichtspflege des Bundes und einzelner 
Kantone mit dem Jahr 1849 die führende Rolle übernommen hatte. 
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Zettel bewirkten Systemwechsek aufnahm^), sondern wesent- 
lich aus doktrinellem Einflüsse^ unterstützt einerseits durch 
(las Bedürfnis einer Eeform der Strafrechtspflege, anderer- 
seits durch die 1849/51 eingeführten Institutionen der Bun- 
desassisen und der kantonalen und eidgenössischen Militär- 
Schwurgerichte, Denn weder die auf den Ustertag vom 22. 
November 1830 folgende Staatsverfassung vom 10. März 
1831, noch die 7 Verfassungsgesetze der Dreissiger und Vier- 
ziger Jahre — wovon 3 vom 23. Oktober 1849 — hatten die 
Jury aufgenommen. Wäre in Zürich wie anderw^ärts die 
Jury aus politischen Motiven aufgestellt worden, so hätte 
sie die liberale Partei 1848/49 bezw. 1845 oder schon in den 
Dreissiger Jahren postuliert, war ihr Führer doch derselbe 
I^odr. Ludw. Keller, der 1837 die Tagsatzung direkt und 
indirekt auf die englische Jury aufmerksam gemacht hatte 
(S. 100). Allein noch 1847 sprach sich die Züricher Eegie- 
rung bei Anlass der Eeform der Strafrechtspflege zwar für 
volle Mündlichkeit und Öffentlichkeit, jedoch mit Entschie- 
denheit gegen die Jury aus^). 

Am 15. März 1836 hatte der Züricher Eegierungsrat 
seinen Staatsanwal t-Substituten J. Rüttimann beauftragt, 
)tdas strafrechtliche Verfahren der englischen Gerichte zu 
beobachten und über die Ergebnisse seiner Wahrnehmungen 
Bericht zu erstatten«. In diesem am 8. Februar 1837 her- 
ausgegebenen, ausführlichen »Bericht« zeigte sich bereits 
der begeisterte Jury-I-'reund, der doktrinell eifrig für das 
englische Institut wirkte. Die Anhänglichkeit verstärkte 
sich noch durch sein Studium*) des nordamerikanischen 
Bundcsstaatsrechtes'^). Auf seine Initiative hin führte Zü- 



*) Die 1831 zur Herrschaft gelangten Liberalen wurden infolge 
des »Ztiriputsches« (Strauss-IIandel) durch die Konservativen ver- 
drängt, gewannen jedoch 1845 wieder die Oberhand. 

') Botschaft des Regierungsrates v. 14. Juni 1847. 

*) Rüttimann, Das nordanierikanische Bundesstaatsrecht ver- 
glichen mit den politischen Einrichtungen der Schweiz (Bundes- 
staatsgewalt, Gesetzgebung, Regierung und Rechtspflege, 3 Teile 
186ft— 1876). 

") Die Vereinigten Staaten Nordamerikas nahmen die Garantie 
der (englischen) Jury auch in ihre Verfassung auf: The trial of all 

erimes, except in cases of impeachement shall be by jury CJon- 

stitution of the United States of America, 25 June 1788, Art. III, 
Sect. 2, Ziff. 3. 

15 
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rieh die Schwurgerichte ein; er arbeitete schon 1851 für den 
Fall der Annahme des Verfaßsiuigsgesetzes die Gesetzesent- 
wiirfe für die Orgaaiisation der Eechtspflege und den Straf- 
prozess aus und veröffentlichte 1853 diese Gesetze mit aus- 
führlichen Motiven. Zudem waren Büttimann eifrige Mit- 
arbeiter erstanden, die seinen doktrinellen . Einfluss noch 
vermehrten®): Begieningsrat Heinrich Escher, Staatsanwalt 
Vfibs, Prof. Dr. Alois v. Orelli u. a. Escher publizierte im 
Jahr nach liüttimanns »Bericht« die iibhandlung: »Ver- 
such über die Zweckmäsöigkeit und Möglichkeit der Wie- 
derherstelhmg der Volksgerichte in der Schweiz nach. den 
Verhältnissen und Anforderungen unserer Zeit«. In der- 
selben postulierte er neben zahlreichen andern Beformvor- 
schlägen die Einführung der Kriminal- und Zivil-Jury, 
Pubs behandelte im »Gerichtssaal« 1852 die eidg. Kriegs- 
gerichte (Militär-Jury) und K. v. Orelli gab unmittelbar 
nach Annahme der Verfassungsgarantie der Schwurgerichte 
eine Darstellung der »Jury in Frankreich und England, ein 
Beitrag zur Beform der zürcherischen Strafrechtspfleged 
heraus^). 

Nach der Verfassung vom 10. März 1831 und. deren 
Ausführungggesetz vonqi 7. Juni 1831 war die Ausübung der 
Strafrechtspflege den Bezirksgerichten und einem Kriminalr 
gerieht in erster und dem Obergericht in zweiter Instanz 
übertragen worden. . Das Verfassungsgesetz vom 7. Oktober 
.IS51 — vom Volke unter »ziemlich geringer Teilnahme« 
pm ?3. November 1851 angenommen^) — führte y>für poU- 



®) Der VerftisBer (]o^^ Artikels: über die Gebrechen des neu eiu- 
geführten (»esehwornfenverfahrens (Zeitschr. von Schauberg: Bei- 
trüge zur zürch. Rechtspflege, 18. Bd., S. 33—84, 229—314, 371—435) 
bemerkt, dass die Jury nur von eini.;^en einflussreichen Männern der 
herrschenden Partei aufgestellt wurde. S. 35 f. 240. 

'^) Unrichtig waren, wie die Darstellung unserer »Geschichte« 
gezeigt hat, die an nach bezeichneter Stelle von Orelli gemachten 
Angaben: II. Escher habe 1838 »zum erstenmal die Einführung von 
Gescliwornen in der Eidgenossenschaft« besprochen; der Zeitpunkt 
dtr Ausarbeitung der zürch. Gesetzesentwürfe und die V^i^ahlart der 
Geschwornen in der Schweiz (»partout les jurös sont ^lus par le 
peuple«) ; vergl. Krit. Zeitschr. f. Rechtswiss. und Gesetzgeb. dea 
Auslandes, 25. Bd., S. 421. 426 (s. G«rif und hievor Note 1); Etat 
actuel de la I^gislation en Suisse et les tendances unificatrices, Revue' 
de droit international et de Ißgislation conipar^e, 4. Bd. 1872, p. 379. 

») Orelli, ]<rit. Zeitschr. f. Rechtswiss. und Gesetzgeb., 25. Bd.; 
S. 423. . . ' 
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fische und Kriminälverbrechen« Qeschivornehgerickte em, für 
welche es die direkte Volk^wahl, das^ Eekusationsrecht und 
die Bildung der Urteils-Jnry durch das Tx)s Torschrieb, die 
Verwendung der eidg. Geschwornen für die kantonale 
Rechtspflege vorbehielt und die richterlichen Funktionen 
bei der Jury dem .Obergerichte oder den Bezirksrichtem 
einräumte®). 

Das Verfassungsgesetz von 1851 hatte in wörtliche^ 
Übereinstimmung mit der Berncr Verfassung von 1846 den 
Vorbehalt der x\usdehnung der schwurgerichtlichen Juris- 
diktion auf andere Teile der Strafrechtspilege aufgenom- 
men. Bei der Revision des schwurgeriehtlichen Kompe- 
tenzkreises im Jahre 186G wurde hievon Gebrauch gemacht 
durch die Aufnahme »aller Pre.ssvergehen, in denen ein Be- 
amter in amtlicher Stellung oder eine Behörde als Klägerin 
auftritt«'*). Die demokratische Revision der Verfassung 
vom 18, April 1869 (Art. 57) erweiterte diese Befugnis auch 
auf die Zivilreclitspjflege^^). Die drei Jahre. vorher aufge- 
nommenen Pressprozesse blieben der Kognition der Schwui- 
gerichic zuerkannt, jedoch mit fakultativer Umstellung des 
Zuständigkeitsanspruches: »in welcher ein Beklagter es 
verlangt«. 



b) Die Organisation der Schwurgericlite 1852. 

Das Verfassungsgesetz vom 7. Oktober 1851 erhielt 
seine Ausführung durch das Gesetz betreffend die Organi- 
sation der Rechtspflege vom 29. September 1852 und das 
Gesetz betreffend das Strafverfahren vom 30. September 
1852. Beide wurden auf 1. tTanuar 1853 in Kraft erklärt^). 

Wie Bern 1846/47, fährte Zürich 1851/52 drei Straf- 
gerichte erster Instanz ein: das Kreisgericht, das Bezirks^ 

•) Vergl. Verfassungsgesetz v. 7. Okt. 1851, Art. 1 — 6 (revi- 
dierte Verfassungsartikel 12, 44, 61, 63, 66, aufgehoben. Art. 68, s. 
bereinigte Staatsverfassung v. 22. Nov. 1865). 

") Gesetz betr. das Gerichtswesen im allgemeinen, v. 30. Okt. 
JSm, Art. 105, Ziff. 17. 

") Vergl. J. Rüttimann, das nordamerikanische Bundesstaats- 
recht, 1. Bd., S. 376. 

') Organisationsgeset2 Art. 128; Strafproz. Art. 284. 
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gerichP) und das Sehwurgericld. Für die schwurgerichtliche 
Jurisdiktion stellt der Strafprozess spezielle Kompetenzbe- 
stimmungen') auf: 1. Hoch-*) und Landesyerrat^ Aufruhr 
und politische'*) A^erhrechen^). 2. Münzvergehen*, Fäl- 
schung öffentlicher Urkunden, Meineid. 3. Notzucht, 
Schändung, Blutschande, Bigamie, Wollust. 4. Tötung, 
vorsatzliche und fahrlässige, Abtreibung, Aussetzung. 5. 
Köi-perverletzung 1. Grade?. 6. Menschenraub, Entführung, 
Gefangenhaltung 1. Grades. 7. Gerichtliche Verläumdung 
auf Delikte 1 — 16. 8. Eaub und Erpressung. 9., 10. Aus- 
gezeichneter und einfacher Diebstahl, Unterschlagung 1.* 
und 2.** Grades. 11. Absichtliche Brandstiftung, Über- 
schwemmung, alle gemeingefährlichen Eigentumsschädigun- 
gen, böswillige Eigentumsschädigung**. 12., 13. Ausge- 
zeichneter* u]id einfacher** Betrug. 14. Betrüglicher* 
Bankerott**. 15. Bestechung, Amtserschleichung, vorsätz- 
liche Verletzung der Amtspflicht von Kantonal- und Be- 
j'irksbeamten. IG. Andere vom Bezirksgericht oder der An- 
klagekommission wegen der Grösse deö Strafmasses zuge- 
wiesene Delikte. 

Die Schwurgerichte bestehen; aus dem durch das Ober- 
pericht für jede Sitzung ernannten^) Assisenhof von. 3 Eich- 



^) Das ei-ste entspricht dem Polizei-, das zweite den korrek- 
tioneHen Gerichten; vergl. Verfassuiigsgesetz v. 29. Aug. 1865. 

') l)eren Kategorien werden hier in der Reihenfolge des Straf- 
prozesses, jedoch verkürzt angegeben. Das Schwurgericht hat die 
Kompetenz für die Zuerkennung aller gesetzlich zulässigen Strafen; 
Ijei einer das Kreis- bezw. Bezirksgericht übersteigenden Kompetenz 
(Strafmass imd Deliktskategorie) hat Überweisung an das Schwur- 
gericht zu erfolgen. Vergl. Strafpr. Art. 14, 15 — ^20. 

*) Strafpr. Art. 14 (mit dem A''orbehalt von Art. 41 der Verfas- 
sung V. 10. MUTZ 1831). 

^) Eine Definition wird nicht gegeben, so dass hiebei und für 
andere Kategorien auf das materielle Strafrecht zurückzugreifen ist: 
Strafgesetz v. 24. Sept. 1S35. 

") In die letztere Kategorie fallen auch die der Zuständigkeit 
der Bezirksgferichte überwiesenen Delikte, »wenn sie einen politischen 
Charakter haben«. Strafi»roze&s, Ai*t. 15, Schlussalinea. 

* ül^r 150 JV. ** ül>er 300 Fr. 

') Elbenso die Ersatzmänner aus der Zahl der 12 Mitglieder 
und 12 Ersatzmänner des Obergerichts und der Bezirksgerichte. — 
Das Obergericht bestimmt auch Zeitpunkt und Ort der Sitzungen, 
für welche eine Reiseentschädigung von 70 Cts. pro Stunde und ein 
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tem®) "und einer ürteils-Jurv von 12 Geschwömcn. Die 
Sitzungen finden in der Regel zwei Mal im Jahre in Zürichy 
Winterthur und Pfäjfikon statt*); dabei ist das Obergerieht 
nach englischem Vorbilde^®) zur doppelten Besetzung des 
Schwurgerichts befugt^^). 

Die für die Bundesas-sisen Gewählten, welche das 25. 
Altersjahr angetreten haben, sind auch kantonale Ge- 
schwome; darüber hinau? wird jedoch die kantonale Ge- 
Echwomenliste — im Totalverhältnis von 1 : 200^^) — gleich- 
zeitig mit der Wahl der eidg. Geschwomen in jeder Kirch- 
gemeinde ergänzt^^). Die aktive und passive Wahlfähigkeit 
siimmt mit den Vorschriften für die Wahlen der eidg. Ge- 
schwomen überein, jedoch ist das Minimum. des Altersjahres 
für die passive Wahlfähigkeit um 4 Jahre erhöht worden^*). 
Dem eidg. Organisationsgo-^etz und Strafprozess entsprechen 
also im übrigen die Ausschliessungs- und Dispensations- 
gründe, femer die Instanzen^**) für Beschwerden über Wahl 
und Geschwomenqualität, die Bildung der kantonalen Spe- 



Geschwomen-Taggeld von 4 iV. festgesetzt wird. Organisationsge- 
setz 1852, Art. 54—61, 83. 

®) Wir behalten die Bezeichnung Assisenhof (und Assisenprä- 
sident statt Schwurgerichtspräsident) bei, trotzdem die Gresetze 
Zürichs etc. diese Terminologie nicht anwenden, dafür aber Schwur- 
gericht bald mit, bald ohne Juiy bezeichnen. 

•) Es bestehen jedoch keine Assisenbezirke. Art. 82 bezieht 
sich auf die gewöhnlichen Bezirke. 

*•) Central crim. court, Old Baley, London. Orelli, Krit. Zeit- 
schrift, 25. Bd., S. 429. 

") Ohne diese weitgehenvie Verwendung der Geschwomen ist 
ihre Einberufung (Dienstliste) aus einem grossen Assisenkreise 
nicht gerechtfertigt. 

") Hiebei werden 100 oder mehr Einwohner für voll gezählt. 
Art. 62—68. 

") Vergl. hiezu die Wahlgesetze v. 27. Dez. 1854 und 15. Dez. 
1862 (Art. 5," 7, 19, 32) ; Einteilungsgesetz mit Anhang v. 28. Febr. 
1855; Gesetz betr. das Gemeindewesen v. 20. Juni 1855; Verordnun- 
gen betr. die Wahlen der Geschwomen v. 14. Okt. 1854, 12. Jan. 
1856, 10. Sept. 1863. 

") Hatte Rüttimann in den Entwurf nicht das erfüllte 24., 
sondern wie für die eidg. Geschwomen das erfüllte 20. Jahr gesetzt, 
so sprach er sich selbst 1853 gegen letzteres Minimum aus. Krit. 
Zeitschr., 25. Bd., S. 430; Rüttimann, Die zürch. Gesetze betr. die 
Oi'ganisation der Rechtspflege, S. 29 f. 

") 1. Bezirksrat; 2. Regierungsrat. 
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ziäl- und DieDstliste, die Er^nzungswahlen^*) und der Ge^ 
ijchwomerieid^*'). Die Dienstlißte weist indessen 36 Ge- 
hchwome aiif*^^), die einberufen werden^®). 

Die Kriminalabteilung des vom Grossen Bäte gewähl- 
ten Ohergerichts bestellt jährlich eine Anklagekommission 
\on 3 Mitgliedern^®). 



c) Das schwurgerichtliche Verfahren nach dem Strafprozesse 

vom 30. September 1852. 

Das Gesetz betreffend das Strafverfahren vom 30. Sep- 
tember 1852 war unter Anlehnung an den englisch-schot- 
tiseh-amerikanischsn Strafprozees zugleich eine weitgehenäe 
Nachbildung des militärschwurgerichtlichen Verfahrens 
b€zw. des Bundes-Straf Prozesses^), von welchem nachfol- 
gende Abweichungen bestehen. 

Die Vorbereitungsuntersuchung ist den y^Polizeiange- 
stellten^, die geheime^) Voruntersuchung dem (Bezirljs-) 
Staithalieramte übertragen*), unter Anzeige an die Staats- 

") Wenn die kantonale SpeziaUiste nicht mehr 700 Geschworne 
aufweist. Art. 75. 

- ") Vergl. Art. 69 — 81 und eidg. OrganisationsgeiBetz 1849, Art. 
25—31, 33, 39, 68; Bundes-Strafprozess, Art. 49, 54, 56, 57. 

• ") Diese werden 10 — 14 Tage vor der Hauptverhandlung in öf- 
fentlicher Sitzung der Kriminalahteihmg des Oberg^richts durch den 
Präsidenten ausgelost. Der Assisenpräsident ist zudem zur Aus- 
lösung und Einberufung einer Anzahl Ergänzungsgeschworner be- 
fugt. Art. 76, 82. 

") Unentschuldigt wegbleibende Geschworne können zu Scha- 
den und Kosten und (wie eid verweigernde) zu einer Busse von 25 
bis 300 Fr. verurteilt werden. Art. 78, 81. 

2") Art. 83, 94, 102, 103. — Nach Orelli war nie die Rede von 
einer Anklage- Jury. Krit. Zeitschr., 26. Bd., S. 4. 

^) Vergl. hierilber S. 73 ff, 108 tf. 

*) Der Entwurf wollte dem Publikum den Zutritt gestatten 
und den Angeschuldigten für die Verteidigung besser stellen. Orelli, 
Krit. Zeitschr., 25. Bd., S. 443 f. Vergl. auch Art. 121, Referate von 
RUttimann und Honegger (und Diskussion), Zeitschr. f. schweizer. 
Recht, 12. Bd., S. 4, 5, 7, 8. 13—33, 57—63. 

») Art. 2 ff, 18, 42 f, 50 ff, 54 ff; 203 ff. Nach dem Organisa- 
tionsgesetze Art. 113 beauftragt die Anklagekommission des Ober- 
gerichts den Präsidenten oder ein Mitglied des Bezirksgerichts vom 
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anwaltschaft*) in wichtigen Fällen. Da» Statthalteramt 
kann in »besonders notwendig erseheinenden Verhältniseen« 
die Mitwirkung des Untersuchungsrichters beanspruchen'). 
Pem Verhafteten steht schon flir die Voruntersuchung die 
Wahl eines Verteidigers zu'). Prozeduren, die auf ein Ab- 
legen eines Geständnisses hinarbeiten, sind ausgeschlossen'^). 

— Der Staatsanwalt kann die Anklageakte®) der Anklage- 
kömmission^) sofort einreichen oder ziir Vervollständigung 
der Voruntersuchung die Überweisung^®) der Sache an einen 
Untersuchungsrichter beantragend^). 

, .1 « • ^ ' 

forum delicti commissi, oder ausnahmsweise ein Mitglied der An- 
kla^ekommission selbst mit der Voruntersuchung ( ! ) Vergl. Art. 
7; Rüttimann, Die zürch. Gesetze, S. 43 ff. ' 

.*) Ihr kommt als Prozesspartei im schwurgerichtlichen Ver- 
faliren die Ffihrung der Anklage zu; sie hat volle Interventiona- 
bcfugnis für die Yoruntersuchimg; gegen ihr Nichteinschreiten ist» 
beim "Vorgesetzten, in letzter Tnstanz beim Begierungsrate Be-. 
schwerde zulässig. 

°) Auch die Einleitung von politischen Strafprozessen, Art. 5 
(6) — Weisung des Regierungsrates — entspricht dem Bündeä- 
Strafprozesse, Art. 4. 

' **) Eine Annäherung an das englisch-amerikanische Verfahren. 

— Ihr freier Vorkehr steht im Ermessen des Gerichts. — Zeugen- 
aussagen; für welche die Unt'ersuchungsbehörde dem Angeschuldig- 
ten seine Anwesenheit nicht gestatteten, sind ihm zur Erklärung 
vollständig mitzuteilen. Art. 64, 121, 125 f. Die Vornahme von 
Konfrontationen und die Ladung von Zeugen im Vorverfahren ent- 
sprechen dem Bundes-Strafpr. Art. 24, lÜtt. c iind 49 (Hauptver- 
fahren). 

^) Art. 51, 130 ff, 134. Rüttimann, Die zürch.. Gesetze, S. 91 f. 

*) Ihre formellen und materiellen Bestimmungen, Art. 206, ent- 
sprechen wörtlich dem Bundes-Strafpr. Art. 35. Vergl. hiezu Rüt- 
timann, Die zürch. Gesetze, S. 170 — 180. 

•) Vor ihr finden keine Partei Verhandlungen statt, indessen 
stehen der Verteidigung schriftliche Rechtseinwendungen zu. Ai*t» 
209. 

'') Art. 205. 

'^) Befugnisse der Anklägekbmmission: 1) Zurückweisung einer 
Anklageakte wegen UnvoUständigkeit oder unbestimmter Fassung. 
2) Definitive Inkompetenzerklärung des Schwurgerichts. 3) Abwei- 
sung der Anklage oder einzelnei* Punkte infolge einer Rechtsein- 
wendung. 4) Abweisung wegen unzureichender Verdachtsgründe. 
5) Zulassung der Anklage und Überweisung von Rechtseinwendun- 
gen an das Schwurgericht. 6) Einfache Zulassung der Anklage. — 
Dem Staatsanwälte und, für die Kompetenz, dem Angeklagten steht 
gegen den Beschluss der Ank]agekomn;iisaion binnen 4 Tagen die 
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ISTach dem Vorbilde Englands und Amerikas führte der 
Strafprozess bei SchuldgegfÄndnip des Angeklagten anch das 
Verfahren ohne Jnry ein, eine Bestimmung, welche andere 
Kantone ebenfalls nach imd nach aufnahmen. Soweit der 
Angeklajrte nacb Verlesung der Anklageakte vor einer rich- 
terlichen Abordnung auf ihre Frage hin sich für schuldig 
erklärt^*), wird dies als (verurteilendes) Autoverdikt aner- 
kannt, so dass der Assisenhof^^) allein nur noch über die 
Strafe, ihr Mass, Schadenersatz und Kosten befindet. - 

Der Staatsanwaltschaft und dem Angeklagten stehen 
vor dem Ho.uptverfahren^^) schriftliche Bekusationen zu^®). 
Vier Tage vor Beginn desselben^^) ist den Parteien gegen- 
seitig ihre Zeugenliste zuzustellen^^). Bei getrennter Ver- 
liandlung deliktischer Eealkonkurrenz kann nach einem 
Schuldigverdikt über das schwerste Verbrechen der Assisen- 

Beschwerde beim Obergerieht zu. Art. 208, 210 f, 214 f, 19 f. (150, 
152). Betr. Beschwerden der Vonmtersuchimg vergl. Organisations- 
gesetz Art. 10 ff. 101, Litt. b. 

") Um »den Geschwomen und den Zeugen Zeit und dem Staate 
oder, dem Angeklagten Kosten zu ersparen«. Rüttimann, Die zürch. 
Gesetze, S. 182. 

") Art. 212, 213: »Stillschweigen wird als Berufung auf das 
Schwurgericht ausgelegt. 

") Damit bestehen eigentlich 4 erste strafrichterliche In- 
stanzen. 

") über spätere, motivierte, Ablehnungen befindet der Assisen- 
hof, Art. 221 f. 

") Aus den nicht rekusierten Gesehwornen wird die Urteils- 
Jury ausgelost. Bei weniger als 12 anwesenden Geschwomen wer- 
den die einzuberufenden Ergänzungsgescbwomen (Org. Art. 82, s. 
hiervor b, Kote 18) nach Bundes-Strafpr. Art. 65 ermittelt. — Das 
Austreten von 1 — 2 Geschwomen bewirkt nicht die Nichtigkeit des 
fortgesetzten Verfahrens. Art. 223 — ^227. — Das Gesetz bestimmt 
nicht, Art. 228, zu welchem Zeitpunkt vor dem Beginn der Verdikts- 
beratung die Jury ihren Obmann (offen oder geheim) zu wählen 
habe; der Entwurf (Art. 246) wollte dieselbe dem Assisenpräsiden- 
ten übertragen. 

") Es J=*oll innert 3 Monaten — ohne Zustimmung der Parteien 
nicht vor Ablauf von 6 Tagen seit der definitiven Anklage — in der 
Regel an einem der 3 dem forum delicti commissi zunächst gelegenen 
Sltzungsortc stattfinden: Ausnahme kann das Obergericht zulassen. 
Die Anklagekommission bestimmt die Sitzungsperiode; der Assisen- 
prHsident die Verteilung der Fälle fCir jeden einzelnen Sitzungstag. 
Art. 216—218. 

") Ebenso die Geschwomendienstliste. — Hat der Angeklagte 
noch keinen Verteidiger, so erfolgt — wie aus Art. 64 und 220 zu 
folgern ist — die Bestellung desselben. 



— 233 — 

hbf allein die Schnldfrage*®) der übrigen, nicht in die 
sehwurgericbtliche Kompetenz einschlagender Delikte ent- 
scheiden, sofern dies auf das Maximum der Strafe ohne Einr 
fluss bleibt^^). — Für seine eigenen Handlungen hann der 
Angeklagte ausschliesslich durch den Assisenpräsident ver- 
hört werden, wobei das Gesetz die Verdachtspräsumption 
des Bundes-Straf Prozesses mit Recht nicht kopiert hat; bei 
mehreren Angeklagten kann jeder für die Handlungen der 
übrigen durch den Verteidiger und den Staatsanwalt be- 
fragt werden^^). 

Der Assisenpräsident hat (nach den Plaidoyers der bei- 
den Parteien vor dor Fragenstellung) ^^) die Pflicht einer 
Rechtsbelehmng und die Befugnis eine^ Resume^^) (Art. 
214). Eine hiegegen oder über eine gerichtliche Entschei- 
dung geführie Beschwerde einer der beiden Parteien wird 
Gregenstand einer kurzen, aber genauen, gerichtlich kontrol- 
lierten ProtokoUierung^*). 

-*) Ist diese von kciDem erheblichen Einflüsse auf das Straf- 
mass, so kann ihre Ausmittlung unterbleiben. Art. 231 (241, al. 2). 

^) Die Zeugeneinvernahme — Kreuzverhör — Art. 232 — ^237, 
239 t 107—112, 114 (115), 120, 122, 125 f entspricht dem Bundes- 
Strafpr. Art. GS — 80, 83, 87f; jedoch werden Zeugen und Experten 
(Art. 230, 113) nur beeidigt auf ausdrückliches Verlangen eines 
Richters oder Geschwornen oder einer Partei unter Ausschluss eines 
Richters oder Greschwomen. — über die Zulässigkeit der erst wäh- 
rend des Hauptverfahrens angegebenen Zeugen entscheidet der As- 
sisenhof. Art. 241 (219). Vergl. betr. Stellung der Experten Rütti- 
inann. Die zürch. Gesetze, S. 110, 115 f. 

^^) Der Benutzung von Schriftstücken ist im Gesetze Art. 240, 
105, 255 eine weniger enge Grenze gezogen als im Bundes-Strafpr. 
Art. S8, 103. 

***) Bestimmte Formen der Geschwomenfragen werden wie nach 
Bundes-Strafprozess nicht vorgeschrieben. — Vergl. hiezu Zeitschr. 
f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 9, 11, 42—57, 66—72. 

") Die Vorbereitung einer neuen Anklageakte, die Schlussver- 
handlung und Fragenstellung, ausgenommen auf Unzurechnungs- 
fähigkeit Art. 242, 243, 245—251, 253 stimmen meist wörtlich mit 
dem Bundes-Strafprozess überein Art. 100, 89, 94^96, 98, 99, 101 
bis 102. — Art. 251 f weichen vom Bundes-Strafpr. Art. 101 insofern 
ab, als sich die Einwendung der Verteidigung auch auf den freiwil- 
ligen Rücktritt vom Verbrechen auf Unzurechnungsfähigkeit oder 
auf Notwehr bezieht und die Stellung dieser Frage auch von Amts- 
wegen oder ein entsprechender Zusatz durch die Greschwornen er- 
folgen kann. 

**) Art. 254. — Im Indizienbeweis war — so lange die Todes- 
strafe bestand — der Angeklagte schlechter gestellt als nach dem 
frühem Verfahren, weil diese Strafe auf Grundlage des Indizienbe- 
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Die vorgeschriebene (schottisch-fraiusÖBische) MehrÜeif 
fiu' ein gültiges Verdikt beträgt 8 Stimmen^'^). Kommt die- 
selbe trotz einer zwölf«tiindigen Beratung der Geschwomen 
nicht zu stände, so miiss eine neue Jury für ein neues Haupt- 
verfahren gebildet werden, wenn der Staatsanwalt nicht die 
Anklage fallen lässt^'). Ausser der Konsultationsbefugnis 
der Jury und dem Rechte des Aseisenhofes, das Moniturver- 
fahren vorzuschreiben"), erklärt ihn der Strafprozess nach 
Analogie des Code d'instr. crim.**) Art. 352 fitr zuständig, 
bei einstimiYiiger Überzeugung, dass die Gescfawomen sich 
zum Nachteil des Angeklagten geirrt haben, den Fall vor 
ein zweites Schwurgericht zu weisen. 

Entgegen dem französischen System der TJrteüsfällung 
weist Zürich schon 1852 die bessere gerichtliche Klagfrei- 
sprechung auf; dagegen liegt die Straffreisprechung (nulla 
poena sine lege), die Beurteilung der Ünzurechnungsfähig- 
l.eit^®), sowie die Einrede der Verjähnmg und der res iudi- 
cata, mit der Inkompetenz des Schwurgerichts in der Kom- 
l)etenz der AnTclageJcommission. — Ohne Mitwirkung der 
^^eschwomen können noch Ergänzungen des Beweisverfah- 
rens vorgenommen werden^^), die »auf das Strafmass Ein- 
fluss haben«^^). 



weises ausgeschlossen war, von 1863 an jedoch diese Beschränkung 
für die Geachwomen wegfiel. 

*^) Die Zahl der im Beratungszimmer (offen) abgegebenen 
Stimmen darf nur insoweit angegeben werden, dass sich für das 
Verdikt mehr als 7 Stimmen aussprechen. Art. 261. 

-') In diesem Falle liegt die unehrenhafte absolutio ab instantia 
vor, trotzdem Rüttiraann (Die zllrch. Gesetze, S. 158) ihr Vorkom- 
men in Abrede stellt. 

^) Vergl. Art. 258, 262, Bundes-Strafpr. Art. 106, 113. — Die 
übrigen Bestimmungen über die Verdiktberatung der beiden Prozess- 
jrepetze Art. (255), 256 f, 260 — - 103, al. 1, 104 f, 109 f entsprechen 
«ich ebenfalls, jedoch hat Zürich unter Abänderung des Entwurfes 
mit gutem Grunde die Greschworneninstruktion weggelassen. 

"*) Der Gcsetzesentwurf enthielt diesen Artikel (263) nicht. 

^) Die Strafmündigkeit reicht nur bis zum 12. Jahre. Straf- 
gesetz V. 24. Sept. 1835, Art. 63, Litt. a. 

^) Z. B. Zeugen verhöre, Bescheinigungen, die auf einen spätem 
Zeitpunkt verlegt werden können. Art. 267. — Die weitern Normen 
der Urteilsfällung Art. 264 — 266, 268—272 stimmen mit dem Bundes- 
Strafpr. Art. 114—118, 120 f (127). 

'0 Die Gerich tsgebtihren Avurden durch das Gesetz betr. die 
Gebühren und Sporteln der Verwaltungs- und Gerichtsbehörden v. 
28. Dez. 1853 festgesetzt; Schwurgerichtsgebühr 10—100 Fr, Art. 6. 
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Dör Adhäsionsprozess ist im wesentlichen nacü Bniides- 
StTtifl»rozess geregelt, so dass die privilegierte Stellung der 
franzöeivschen ZiTilpartei nicht vorkommf*^). Von den all- 
cemeinen NonDen dei* Adhäsionsprozesses abweichend ist 
Jie Bestimmung (Art. 13), dass der Entscheid über Schuld 
oder Nicbtschuld im 8 traf urteil für das damit zusammen- 
hängende Zivilurteil massgebend sein soll. 

Für das Kontumazialverfahren wird die Jury nicht bei- 
gezogen (Art. 176). 

Gesten die Beschlüsse des Assisenhofes kann wie über 

o .... 

cliejenigen der Anklagekommission beim Obergericht schrift- 
lich Beschwerde geführt werden^^). 

Die (3) Gründe der binnen einer viertägigen Frist dem 
Obergerichte einzureichenden Kassation eines Schwurgericht" 
liehen Urteils entsprechen dem Bundes-Strafprozesse Art. 
149, Litt, b, c, e"). 

Gegen rechtskräftige, schwurgerichtliche Urteile kann 
ilie nicht befristete Restitution. (Revision )^^) in folgenden 
Fällen verlangt werden, ohne dass angegeben wird, wem sie 

") Dem Geschädigten steht mit Genehmigung der Anklagekom- 
inission die (schottische) Straf klage zu unter Kaution der Prozess- 
kosten und einer an den ev. freigesprochenen Angeklagten zu lei- 
stende Entschädigung. Muss der Geschädigte nicht auf Verlangen 
einer Partei als Zeuge erscheinen, so ist er fakultativ zur Haupt- 
verhandlung vorzuladen. — Erledigt das Schwurgericht die bei ihm 
aufgehobene Zivilklage nicht mit der Straf klage, so kann auf Ver- 
langen des Geschädigten direkte Überweisung der erstem an das 
zust9,ndige Zivilgericht erfolgen. — Im Vorverfahren kann die Un- 
tersuchungsbehörde dem Geschädigten gestatten, dei- Zeugeneinver- 
nahme beizuwohnen. Art. 10 — 13, 121, Note 33; Zeitschr. f. Schweiz. 
Recht, 12. Bd., S. 33—42, 63—66. 

") Mangels einer von der Unterinstanz angesetzten Frist. gilb 
die zehntägige. Art. 150—152; s. S. 231, Note 11. 

") Vergl. S. 82, Ziff. 2, 3, 5. Jedoch berücksichtigt das Gesetz 
hiebei nur das »materielle Stiafgesetz« und hat das Kassationsgesuch 
des Geschädigten fttr den Zivilpunkt nicht aufgenommen. Die Ver- 
handlung vor der Kassationsinstanz ist mfindlich mit Parteivorträ- 
geu, Replik und Duplik. Bei Vei'weisung an die schwurgerichtliche 
Instanz sind neue Assisen zu bilden. — Art. 164 — 170, Organisations- 
gesetz Art. 10 ff, 60, 91, 101. Das Gesamtobergericht (Art. 91 f) 
beurteilt nuch die Konflikte und interpretiert die von seinen Ab- 
teilungen oder von 2 Mitgliedern als zweifelhaft aufgeworfenen 
Rechtsgrundsätze. 

») Strafpr. Art. 171—173, H//. 
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zustehe: 1) Nichtverübung des abgeurteilten Delikts bezw. 
Begehung durch einen Andern. 2) Späteres kontradikto- 
risches trrteil. 3) üeliktische Einwirkung auf das Urteil. 

Rehdhilitationsinstan?^^) ist die Kriminalabteilung des 
Obergericht?, Begnadigungsinstanz für Todesurteile'^) und 
bei Ketten- und Zuchthausstrafe*') der Grosse Bat'®). 



d) Die erste Revision der schwurgerichtlichen Organisation 

und des Strafverfahrens 1866. 

Aus dem dreijährigen Provisorium^) der Gesetze betr. 
die zürcherische Eechtspflege wurde ein vierzehnjähriges-: 
die Eevision fand erst statt durch das »Gesetz betri das Ge- 
richtswesen im allgemeinen« und diewStrafprozessordnuiig« 
vom 30. Oktober 1866. 

In die schwurgerichtliche Kompetenz') werden die 
amtlich eingeklagten PressdeliJcte neu*) aufgenommen (s. 
oben). 



•*) Die Bestimraungen über die Rehabilitation, Art. 275 — ^281, 
sind eine Kopie des Bundes-Strafpr. Art. 175 — 182. — Die genannte 
Instanz ist auch zuständig für die Gesuche um Strafverwandlung 
wegen Wohl Verhaltens. Organisationsgesetz Art. 101, Litt. d. 

•') Für diese bestand eine Verpflichtung zur Einreichung des 
Gesuches, Art. 273, 274, 283. 

") Dem Asbisenhofe und der Jury steht für diese Strafen das 
(englische) Antragsrecht zu. Art. 274. 

") Staatsanwalts-Substitut J. H. Hotz gab 1853 einen »Leit- 
faden für Geschwome« heraus, der zugleich eine populäre Darstel- 
lung des geltenden materiellen Strafrechts enthielt. 

*) d. i. der Verzicht des Grossen Rates auf eine einlässliche 
Diskussion 1852 mit dem Vorbehalte ihrer Vornahme »jedenfalls vor 
Ablauf von 3 Jahren, unter Benutzung der inzwischen zu machenden 
Erfahrimgen«. Küttimann, Die zürch. Cresetze 1853. Einleit. S. U. 

*) Dieselben traten auf 1. Jan. 1867 in Kraft. Gesetz betreff. 
Einführung der Gesetze über die zürch. Rechtspflege v. 30. Okt. 
1866, Art. 1. 

*) Vergl. hiezu Straf pr. 1852, Art. 15, Schlussalinea und Orga- 
nisationsgesetz 1866, Art. 105. 

*) Ebenso werden bei den Amtsdelikten die Notare einbezogen. 
Art. 105, Ziff. 16. 
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Die GeschworDenwahlen werden in den politischen Ge- 
meinden vorgenommen^). 

Für die Vorbereitiingsnntersuchung werden auch die 
Gemeindeammänner verpflichtet®). Dem Angeschuldigten, 
dem die Vonmtersuchungsbehörde nach vierzehntägiger 
Haft die freie Beratung mit seinem gewählten Verteidiger 
verweigert, wird ausdrücklich der Rekurs an die Anklage- 
kommission eingeräumt^). Er darf zur Autoverdiktsprpze- . 
dar seinen Verteidiger beiziehen^). Das Urteil übe:r das 
volle^) Autoverdikt fällt die Krimindlabteilung^^) des Ober- 
trerichts. 

Für die Hauptverhandlung^^) werden 6 Tage vorher aus 
Cen nicht rekusierten^'^) Geschwornen durch den Präsiden- 
ten der Kriminalabteilung öffentlich 15 ausgelost und ein- 
berufen^^); die dopi^elte Besetzung des Schwurgerichts ist 
deshalb wieder weggeiallen. Es findet Jceine Zeugetibeeidi- 
gung^*) mehr statt^^). Das Expose, welches 1852 aus Furcht 



*) Art. 44. Vergl. Gesetz betr. das Gemeindewesen vj 25. April 
1866; Wahlgesetz v. 7. Nov. 18C9 (s. hiernach c). — Einteilungs- 
gesetz y. 14. Apiil 1873. 

•) Für Beschwerden gegen dieselben ist das Statthalteramt zu- 
ständig. Strafpr. Art. 14, 300, 26. 

^) Art. 81. — tJber eine Privatanklage befindet die Anklage- 
konunission (Art. 34 f) — ebenso über die Ausnahme in der Bestel- 
lung der Verteidigung, Art. 158. 

®) Art. 167. — Betr. der vorläufigen und der definitiven An- 
klage vergl. Art. 19, 21, 24; 157; 2. Organisationsgesetz Art. 131. 

*) Im übrigen bleibt für die Schuldanerkennung einzelner 
Punkte die bisherige Zuständigkeit des Assisenhofes. Strafpr. Art. 
168, 160. 

^®) Nach vorheriger mündlicher Partei Verhandlung; vergl. 232 
ff; 2. Organisationsgesetz 18C6, Art. 77, 80, 129, Ziff. 1. 

") Die Fristen sind verlängert worden auf 10 Tage für die Bö- 
tch werde gegen die Anklagekommission, die Vorladungen, Zusendung 
der Zeugen- und Geschworneudienstliste, Art. 170 — 172 (174), 175, 
305. Die Rekusa tionen sind binnen 4 Tagen einzureichen. Art. 1761. 
— Von den von Amtswegen vorgeladenen Zeugen wird den Pai-teien 
unverzüglich Kenntnis gegeben. Art. 173, 144. 

") Sofern ihre Zahl mehr als 15 beträgt. Art. 179. 

") Aus dieser Zahl wird in Gegenwart sämtlicher Angeklagter 
die Urteils- Jury wie bisher ausgelost. Art. 181. 

") Weder im Vor- noch im 'Hauptverfahren. Art. 131. 

") Die nach Bundes-Str. Art. 49 aufgenommene Beschränkung 
det Zeugenvorladungen wird für das Hauptverfahren deutlicher als 
bisher vorgeschrieben. Art. 144, 143. 
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der »Zügelloeigkeita der Anwälte (l) und der Verwirrung 
und Irreleitung der Geschwornen nicht aufgenommen 
wurde, wird nun wie im Aargau dem Staatsanwälte einge- 
räumt^*) und aus Wahrung der Waffengleichheit auch der 
Verteidigung zugest^inden (S. 267) ^"). Zu den bisherigein 
Ausnahmen von der Mündlichkeit im Hauptverfahren 
kommt eine dritte: Experten dürfen nötigenfalls mit Er- 
laubnis des Assisenhofes schriftliche Aufzeichnungen be- 
nutzend^). Die Strafprozessordnimg räumt auch dem Ge- 
schädigten nach beendigter Zeugeneinvernahme das Beeilt 
ein, die Zeugen zu befragen (Art. 209) und gestattet jeder- 
zeit die A-^erbeeserung der Anklageakte (Art. 195). 

Die Mehrheit der Geschwornen für ein gültiges Ver- 
dikt^^) wird von 8 auf 9 Stimmen erhöht — und wie für 
die Richter die Abstimmungap flieht eingeführt*®). Das Mo^ 
nitur\'erfahren kann nur noch von Amtswegen vorgeschrie- 
ben werden (Art. 229). 

Für den PrivatJeläger, dessen Klage zu einem Schuldig- 
verdikt führte, stellt der Staatsanwalt den Straf antragt*). 
— Die Verbindlichkeit des Strafurteils in Bezug auf das 



") Art. 201. Vergl. Eüttimann, Die zürch. Gesetze, S. 194. 

^^) Das Kreuzverhör wird auf die Experten ausgedehnt. — Be- 
rufen sich beide Parteien auf die nämliche Person als Zeugen, so 
ist er von der ihn zuerst zitierenden zu verhören. Bei Widersprü- 
chen zwischen Zeugen und Experten finden Konfrontationen statt; 
ein amtlicher Experte hat hieboi gegenüber einem nicht amtlichen 
das letzte Wort. Art. 202, 204, 207. 

") Art. 211, Ziff. 2. Diese Ervi^eiterung der Ausnahme erfolgte 
nach Analogie der Strafprozessordnung Aargaus von 1858, Art. 331, 
liitt. c. 

'") Die Unterlassung der das Strafmass nicht beeinflussenden 
Schuldausmittlung ist nicht mehr aufgenojnmen worden. 

^) Ai-t. 226; 2. Organisationsgesetz Art. 177, 178. — - Bei der 
Frage auf die geltend gemachte Straflosigkeit vei*weist Art. 220 
nicht mehr auf die Un/urechnungsfähigkeit und die Notwehr und 
gibt den Geschwornen nicht mehr die Befugnis, darüber einen allfäl: 
ligen Zusatz zu machen; vergl. die Kompetenz der Anklagekommis- 
?ion, S. 267, 270. 

") Jener tritt in die Stellung des Geschädigten zurück, Art. 
232. 
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Schuldig- . oder Mchtschuldigverdikt^^) für das ZiYilurteil 
wird wieder fallen gelassen^^). 

Gegen einen durch rechtskräftiges Urteil freigesproche- 
nen Angeklagten wird das Restihitionsgesuch (Revision) auf 
den bisherigen 3. Grund beschränkt^*). 



e) Die weitere Revision der schwurgerichtlichen Organisation 
1870, 1874, 1880, 1889, 1891, 1897. 

Das Gesetz betreffend die zürcherische Rechtspflege 
vom 2. Dezember 1874 machte einem 22jährigen Pl-oviso- 
rinin derselben ein Ende; die erste Revision^) vom Vorabend 
der neuen Verfassung rief einer zweiten nach der Annahme 
der letztem^). Dieser neuen Kodifikation war 1870 die Re- 
vision^) des Strafgesetzes (vom 24. September 1835) voran- 
gegangen. 

Die schwurgerichtliche Jui'isdiktion (S. 228) erleidet 
die nachfolgenden Veränderungen: 



^) Vergl. Art. 45, 46; Verurteilung 2u den Kosten, Art. 43, 44. 

^) Bestimmter als im Strafpr. von 1852, .Art. 170 (»die Mit- 
;2jlieder des Schwurgerichts«) wird festgesetzt, dass bei Verweisung 
i'alles — infolge Kassation — an ein anderes Schwurgericht Richter 
und Geschworne des 1. Verfahrens nicht mitwirken dürfen. Art. 327. 

-*) Art. 329 ff. — ' 2. Organisationsgesetz Art. 119. — Für die 
Rehabilitation erweitert das Gesetz die dreijährige Frist auf 10 
Jahre. Art. 3G3, Ziff. 1. 

*) Ihr Organisationsgesetz und Strafprozess wurden durch das 
Einführungsgesetz v. 30. Okt. 1866, Art. 1, für die Jahre 1867/68 
provisorisch erlassen und durch Grossratsbeschluss v. 28. Dez. 1868 
»für unbestimmte Zeit provisorisch in Kraft« erklärt. 

*) Vergl. Beschluss des Kantonsrates (betr. Durchführung der 
Verfassung v. ,18. April 1869) v. 30. Juni 1869, Art. 2, Ziff. 8 (9). 

•) Strafgesetzbuch v. 8. Jan. 1871, neue Ausgabe v. 6. Diez. 
1897 (mit Kommentar v. E. Zürcher 1898). —- Das am 24. Okt. 1870 
Tom Kantonsrat angenommene Strafgesetz revidierte in Art. -3 der 
Übergangsbestimmungen die Kompetenz des Schwurgerichts, die 1874 
unverändert in das Gesetz betr. die Hechtspflege aufgenommen 
wurde. 
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A. Nrweitening^), 1. Meuterei von Gtefangenen. 2. Statt 

der frühern gerichtlichen Verleumdung: a) falsche An- 
schuldigung, sofern die vorzeigte Handlung mit Züchte 
haus bedroht ist; b) falsches Zeugnis in Straf sacheii 
schwurgerichtlicher Kompetenz; c) falsches Zeugnis in 
Zivil' und Vertvaltungsstreitigkeiten (über 150 Fr.). 3. 
Verf ühiniTig von Pflegebefohlenen zur Unzucht^) ; Kup- 
pelei, einfache und gcvrerb!?mässige bei erschwerenden 
Cmitänden. 4. Tötung im Zweikampf, im Raufhandel; 
gemeingefährliche Vergiftung; Kindsmord, Beseitigung 
eines neugebomen Kindes. 5. Gewerbsmässige oder 
wissentlich für einen Eaub oder Erpressung begangene 
Hehlerei, sowie nach dem 8. Rückfall derselben; höswU- 
lige Eigentumsbeschädigung mit Gefahr für Leib oder 
Leben Anderer oder Schaden über 500 Fr. 6. Fälschung 
des Familienslandes. 7. Diebstahl und Betrug über 50 
Fr. nach dem 3. Rückfall oder bei Schärfungsgründen. 
8 PrcÄSvergehen auf Verlangen des Klägers*) oder des 
Beldagten. 9. Seit 1892: (Betrüglicher Bankerott und) 
Pfändung sietrug über 300 Fr.''). 

B. Einschränkung^), 1. Erfolglose Aufreizung zum Auf- 

ruhr®). 2. Widernatürliche Wollust. 3. Erpressung, 



*) Die Kompetenzbestimmungen Art. 93, Ziff. 1 — 3 verweisen 
a.if das Strafgesetzbuch v. 8. Januar 1871. Bei der Divergenz der 
beiden Strafgesetze von 1835 und 1871 ist die Erweiterung einiger 
IJestimmungen von redaktioneller Natur, während bei andern der 
Einfluss der schwurgerichtliehen Deliktskategorien des Kts. Thm*gau 
von 1852 bezw. 18Ü7/68 unschwer zu erkennen ist. 

^) Die Bestimmungen über die Sittlichkeitsdelikte des Straf- 
gesetzes V. 8. Jan. 1871 sind durch das Gesetz v. 27. Juni 1897 
modifiziert worden, vergl. neue Ausgabe des Strafgesetzbuches v. 6. 
Dez. 18^7, Art. 109—129. 

") Mit dieser Befugnis des Klägers , welche ihm zuerst durch 
Art. 3 der Übergangsbestimmungen des Strafgesetzbuches v. 8. Jan. 
1871 eingeräumt wurde, setzt sich das Gesetjs in Widerspruch zur 
Verfassung von 1869 (S. 227). Vergl. Strafpr. Art. 1013. 

') Gesetz (betr. die Einführung des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs v. 11. April 1889) v. 6. Juli 1891, 
iVrt. 103 ff, 111, 126, 129, 143. 

*) Die Jury- Anhänger werden dies bestreiten und dem formel- 
■len den materiellen Einwand entgegensteUen. 

*) Bei der Kategorie der Amtsdelikte figuriert der Vorbehält 
lon Art. 31, Ziff. 4 der Verfassung von 1869 und Art. 43 des Ge^ 
gctzes über die Geschäftsordnung des Kantonsrates. 
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sofern liur Oefänguis^iraf e in Frage kommt. 4. Unter- 
schlagung von mehr als 150 — 300 Fr. ; Fundunterschla- 
gung; böswillige Eigentumsbeschädigung von mehr als 
300 — 500 Fr. 4. Betrüglicher Bankerott von mehr als 
1 50--300 Fr. 5. Statt der früheren »alle gemeingefähr- 
lichen Eigentumsschädigungen« umfassenden Bestim- 
mung gilt nur noch^") die absichtliche und rechtswid- 
rige Tötung von Tieren oder Schädigung von Tieren. 

Ausser dem ObergericJde^^), das in die Appellations- und 
in die Rekurs- und Anhlagekammer^^) zerfällt, wird noch ein 
besonderes Kossationsgericht^^) eingeführt. An die Stelle 
des Assisenhofes, sofern er nicht mehr versammelt werden 
kann, tritt die Anklagekammer (Ai-t. 47). 

An Stelle des Statthalteramtes als Untersuchungsbe- 
hörde treten 1889 für Zürich und Winterthur die vom Volke 
gewählten Bezirksanwälte^*), 
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') Die Verursachung von Überschwemmung war 1852 und 18Ö6 
ausserhalb dieser Kategorie besonders angegeben. 

") Dasselbe besteht nun aus 9 — seit 1880 aus 11 — Mitglie- 
dern (nötige Besetzung 7). Ersatzmänner sind nötigenfalls die Prä- 
bidenten der Bezirksgerichte. Art. 20, 35, 105 — 111. Es beurteilt 
die Rekurse (und bis 1880 die Nichtigkeitsbeschwerden) gegen Ur- 
teile und Beschlüsse des Schwurgerichts und — soweit zulässig — 
der Anklagekammer. Kechtspflegegesetz v. 2. Dez. 1874 und 13. 
Juni 1880, Art. 105, 106. — Vergl, für die Neuorganisation des Ober- 
gerichts Gesetz V. 29. Okt. 1899. 

^^) Diese wird alljährlich ernannt und besteht aus dem. Präsi- 
denten (Vizepräsidenten) des Obergerichts und 2 Oberrichtern; 
keiner dieser beiden darf ihr länger als 2 Jahre angehören. Zwei 
Appellationsrichter werden jährlich als Ersätzmänner bestimmt. Art. 
.32—36, 103, 104. 

") Mit 9 Mitgliedern und 5 Ersatzmännern vom Grossen Rate 
wie das Obergericht auf 6 Jahre gewählt; es beurteilt die Nichtig- 
keitsbeschwerden über urteile und Beschlüsse des Obergerichts und 
seiner Kammern — sowie seit 1880 des Schwur geiHchts, Art. 60—65, 
112, 1090; Gesetz v. 13. Juni 1880, Art. 112, 1090. 

") Gesetz (betr. Abänderung des Gesetzes betr. die zürch. 
Rechtspflege v. 2. Dez. 1874 und 13. Juni 1880) v. 5. Mai 1889, 
Art. 68, 68 a. — Das Gesetz v. 13. Juni 1880, Art. 68, hatte für die 
Funktionen der spätem Bezirksanwälte spezielle Statthalteramts- 
Adjünkte eingeführt gehabt. — Das Institut der Bezirksanwälte, an 
»ich durchaus gut, hatte anfänglich an qualitativen Unzukömmlich- 
keiten ihrer Inhaber zu leiden, die jedoch keineswegs ein Ausfluss 
der direkten Wald waren. 

16 
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Der Aitersimterschied für die passive Wahlfäliigkeit^^) 
der eiögenössischen und kantonalen Geschwo];iieii wird 1874 
fallen gelassen^®). 

Das Zuteiltingsgesetz Zürichs vom 9. August 1891, 
sanktioniert durch das Verfassungsgesetz vom 9. August 
1891, übertrug die WfM der kantonalen Oeschtvofnen dem 
Grossen Stadtrat^"'), wobei die vom Volke gewählten eidg. 
Geschwomen wieder als kantonale Geschwome gelten^*). 



f) Die zweite Revision 

des schwurgerichtlichen Verfahrens 1874 (1880) mit der 

Normierung des Fressprozess-Verfahrens. 

Das Gesetz betreffend die zürcherische Rechtspflege vom 
2. Dezember 1874 umfasst ausser der Gerichtsorganisation 
auch die Zivil- und Strafprozessordnung. 

Die Voruntersuchung ist durch dasselbe gebessert wor- 
den'); sie \7ird ausnahmsweise »wegen Weitläufigkeit luid 
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') Ftit diese wird auch die Kategorie der VoUziehungsbeamtett 
und der richterlichen Behörden präzisiert; an die SteUe der bisheri- 
gen Instanzen . för die > Wahlen (s. oben) treten die Gemeinderäts- 
behörde bezw. die Direktion des Innern. 

^") Die Geschwomen können mittelst der Wahlurne durch ge- 
heime, öchriftliche oder offene Stimiagabe gewählt werden. Gesetz 
betr. die Wahlen und die Entlassung der Beamten und öffentlichen 
Angestellten v. 7. Nov. 1869, Art. 1, 2, G. Art. 11 dieses Gesetzes, 
welcher die Wahl in den Mai verlegt, steht im Widerspruche zu 
Art. 4 des Rechtspflegegesetzes von 1874 (Wahl im Oktober).. Ver- 
.ordnung (Wahlurne) v. 7. März 1874. — Bei Umenwahlen gilt von 
1878 an im 1. WahJgange das absolute und im 2. (letzten) das re- 
lative Mehr der abgegebenen Stimmen. Gesetz v. 28. April 1878, 
Art. 1. — Die Einteilung des Kantons ist dieselbe geblieben. Ein- 
toilungsgesetz v. 28. April 1878, Art. 1. 

") Vergl. hiezu Gesetz betr. das Gemeindewesen v. 27. Juni 
1875, Art 63. . . 

^*). Dadurch bestehen 2 klasseii von kantonalen Geschwomen: 
direkt und indirekt Gewählte. 

/) Dagegen zeigte in der Stadt Zürich 1899 die Organisation d^T 
Vorbereitungsuntersuciiung , im Schwurger ich tsfall Kleinhenne- ein^ 
unverzeihliche Blosse, deren übelstand ^ wi^ Referent Wettstein in 
der Sitzung dos Grossen Stadtrates v. 24. .Fe|>r., IftQQ.i^iQhtig heryori 
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"Veipwiekluiig einer seh'WiirgcrichtlicHen Sache, und, soweit 
nötig, in Fällen von Privatklage« statt vom Statthalteramt^) 
darch einen Unterffuehnngsriohter*) geführt (Präsident oder 
Mitglied des Bezirksgerichts). Der Angeschuldigte und der 
Geschädigte dürfen den Verhandlungen (Zeugeneinver- 
nahme) der Vorimtersuehung beiwohnen und an die Zeugien 
Fragen richten; erstei'er auch mit Zuziehung eines Kechts- 
beistandes*), während der Geschädigte sich durch einen sol- 
chen vertreten lassen kann; ihre Einsicht in die Akten kanö. 
ihnen gestattet werden. Die Konfrontationen sind nicht 
mehr auf die Ermittlmig der Identität der Personen be- 
schränkt*^). . « 

Die Kompetenz^) der Anklagekammer wird erweitert*). 
In der Zuständigkeit für die Beürteiluüg deö Autoverdikts 

hob -^ im »Dualismus der Kriminalkompetenzen der kantonalen und 
der städtischen Polizei« liegt, ^''ergl. hiezu Bericht des. PoliSseäin- 
spektors Kundert, Postulat Schollenberger; , Zeitschr. t schweizi 
Recht, 12. Bd., S. 4 ff (1. Frage). E. Zürcher, Zeitschr. f. Schweiz, 
Strafrecht, 10. Bd., S. 1—36; S. 38S ff. 

*) Hiefür kahn die Staatsanwaltschaft eine vorläufige Anklage 
einreichen, die -.auenahmsweise vorläufig zugelassen werden kann. 
Dasselbe kann eintreten bei der schwurgerichtlich abzuurteilenden, 
der Anklagekatnmer einzureichenden Ehrverletzungsklage ; vergl. 
Art. 760, 781, 782, 1014-1022, 891. 

») Statthaiteramts-Adjunkte für Zürich und Winterthur 1880 
bis 1889, seither Bezirksanwält^ (s. hiervor ei). 

*) über Verfügungen desselben kann bei der Anklagekammer 
rekurriert werden. Art. 1070, ZiÖ. 4. ' 

'^) Art. 6 der Verfassung v. 18, April 1869. — Neben der bis- 
bisherigen Zulassung der Verteidigung erwähnt das Gesetz auch füir 
das Hauptverfahren, diejenige der Selbstverteidigung, Art. 915, 172, 
176; 1037. 

«) Vergl. Art. 784, 874, 879. 

') Eine anhängige, Pressdeliktsklage überweist sie bei Zulassung 
dem Schwurgerichte erst nach Kautionsleistung des Klägers event. 
des Beklagten für die Prozesskosten. Art. 1023; 1038. 

*) Sie kann die Anklage auch einstweilen nicht zulassen und 
die Akten zur Vervollständigung zurückweisen. Art. 916, Ziff. 3, 
917, Ziff. 5 (919, al. 2). — T)i^ Beschwerde gegen den Beschluss der 
Anklagekammer wird ausser dem Ankläger noch dem ^ie Straf klage 
betreibenden Geschädigten eingeräumt im Fall der gänzlichen oder 
teil weisen (ausgenommen der eiristweiligen) Abweisung der Anklage. 
Im übrigen ist hiebei nur Nichtigkeitsbeschwerde beim (Obergericht 
bis 1880), K^assätiönsgeriöht zuFässig. Art. 779, 921, 707, 1070, Ziff. 
5; Gesetz v. 13. Juni 1880, Art. 92i. 



— 244 — 

tritt abermals ein Wechsel ein: sie wird der AppellationÄ- 
kammer des Obergerichts übertragen. liegt keine vollstän- 
dige Schuldigcrklämng vor, so hat der Angeklagte zu erklä- 
ren, ob er sich auf die Gegchwornen berufen wolle®). 

Bei Eekusationen über 24 Geschwome^®) hinaus soll 
soweit als nötig für einzelne Fälle beim Beginn der betref- 
fenden Huuptverhandlnng eine besondere Jury^^) durch eine 
p]rgänzungsaus]osung gebildet werden. Die ürteilsgeschwor- 
nen legen ein Gelübde ab (x\rt. 941), 

Zur Hauptverhandlung kann der Geschädigte imter Ga- 
rantie der Kosten auch Vorladung von Zeugen und Experten 
für den Zivilpunkt verlangen; diese Bestimmung des Adhä- 
sionsprozesses ^It ebenfalls für die Beweisführer^^) im Pro- 
zesse. Bei der Einvernahme der Zeugen und Experten aus 
der Voruntersuchung und derjenigen des Angeklagten über- 
haupt wei*den nur wesentliche Abweichungen von ihrer frü- 
hern Aussüge^^) protokolliert auf Verlangen einer Partei 
oder des Assisenpräsidenten^*). Die bisher entsprechend 
dem ßundes-Strafprozess Art. 100 l)estehende Pflicht des 
Slaatsanwaltes zur Einreichung einer neuen Anklageakte^") 

•) Art. 924, ^25. Für die Hauptverhancilung droht die Vorla- 
dung an, dass unentschuldigtes Ausbleiben des Klägers den defini- 
tiven Rückzug der Anklage und des nicht persönlich erscheinenden 
Angeklagten Aburteilung ohne Jury zur Folge habe. Art. 927, 910, 
1026. 

^^) Die Dienstliste wird frühestens 3 Wochen vor der Haupt- 
verhandlung durch den Assisenpräsidenten unter Zuzug von Ober- 
richtern ausgelost. Art. 929, 93*1:, 936. 

^^) Das Taggcld der Geschwornen wird auf 8 Fr. erhöht und die 
Reiscauslagen auf 50 Cts. pro Wegstunde festgesetzt. Art, 1133. 

") Art. 928, 1024, 1025, 1012. Im allgemeinen hat zuerat der 
Ankläger die von ihm anerbotenen Beweise zu führen; für Behaup- 
tungen des Angeklagten sind zuerst seine Beweismittel und hernach 
des Anklügers Gegenbeweismittel zu produzieren. 

'^) Von noch nicht einvernommenen der wesentliche Inhalt. 
Vergl. Art. 952; Thurg. 135; Aarg. 297; Code d'instr. erim. 318. 

") Ein Teil der Beweiaverhandlung kann auf Parteiantrag hin 
oder ex officio durch Vornahme eines Augenscheines durch Richter 
und Geschwor ne geführt werden. Art. 954. — Beharrliche Verstösse 
der Parteien (Rechtsbeistände) gegen die bestehenden Vorschriften 
können zur Stellung ihrer Fragen durch den Präsidenten führen. 
Art. 966. 

") über das Verfahren und die Verfügungen der Staatsanwalt- 
schaft als Untersuchungs- und Anklagcbehörde ist beinx Regierungp- 
rate die Beschwerde zulässig, ausgenommen seither des Angeklagten 
gegen die Anklageerhebung Art. lO^O, Ziff. ?; 838. • . 
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wird in eine Befugnis geianderi, sofort eine beti^ifende An- 
klageakte einzureichen, üher deren Zulassuüg der Aseisen- 
hol unter Wahrung der Eeehte und der Verteidigung und 
der Kontinuität des Verfahrens entscheidet^*). 

Bei der Behauptung auf Ausschliessung pder Aufhe- 
bung der Strafbarkeit infolge eines gesetzlichen Grunde 
hahen die Geschwomen »im Bejahungsfalle einfach die 
Sehuldfrage zu vemeineni<"). Das Konsultationsrecht der 
Jury wird auödrücklich auch ei]ier Minderheit der Geschwor- 
nen eingeräuint und das Maximum der Beratungszeit auf 10 
Stunden reduziert. Kommt hiebei kein Verdikt zu stände**), 
so wird die Jury entlassen und dier Assisenhof fasst über die 
»Kosten etc.« einen vorläufigen Beschluss. Derselbe wird 
definitiv, wenn der Ankläger nicht binnen 10 Tagen bei 
der Anklagekaramer Überweisung an ein neues Schwurge- 
richt verlangt^®). 

Im Pressprozesse ist nach einem Schuldigverdikt der 
Privatkläger zur Stellung des Strafantrages für das Urteil 
befugt (Art. 990). Einem freigesprochenen Angeklagten^^) 
kann eine Entschädigung^^) zugesprochen werden^^). 

^^) Mit BewiUigung des Assisenpräsidenten kann auch der An- 
kläger nach den Ei^ebuiseen der Beweisverhandlung seine Anklage 
für die eingeklagten Handhuigen und Unterlassungen modifizieren, 
wenn daraus keine schwerere Qualifikation resultiert. Art. .951, 
Ö48, 969. 

") Art. 978, 970, 917, Strafgesetz Art. 44 ff. 

**) Vergl. A. Schneider, Verhandlungen des Schweiz. Juristen- 
tages 1S81; Zeitschr. f. sch^veiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. 
M., 8. 401 ff. 

") Bei Unterlassung dieses Begehrens oder wenn es auch bei 
einem 2. Schwurgerichte zu keinem Wahrspruche kommt, darf später 
die Anklage nur unter Voraussetzungen weiter betrieben werden, 
unter denen die Revision (Restitution) gegen ein freisprechendes 
Urteil verlangt werden kann. Art. 984. 

**) Das Gesetz dehnt diese Bestimmung auf den Geschädigten 
nicht aus. Vergl. H. Strauli. Kommentar zum Gesetze betr. die 
zürch. Rechtspflege von 1874, Supplementband 1896, S. 215. 

**) Aus der Staatskasse mit Regress auf einen allfälligen Ver- 
reiger; im Pi*essprozesse (bei Rückzug der Anklage oder Freispre- 
chung) vom Ankläger, dem dann auch sämtliche Kosten inkl. Staats- 
gebtihr aufzulegen sind. Art. 905; 1039, 776, 906; 1109. 

") Die frühere Staatsgebühr des Sch\\airgerichts (s. hiervor 
Ziff. 2, Litt, c) trifft noch zu für einen Erledigungsbeschluss; die 
Gebühr für ein Strafurteil beträgt 30—300 Fr. Art. 1182. 
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Den bisherigen' 3 KassationBgrunden**) setzt das Gesetz 
3 (2) neue vor: 1) die Inkompetenz dee Gerichtf? gegenübei? 
dem Beechlusse der AnWagekammer^*). 2) Ungehörige Be- 
eetznng des Gerichts, 3) Mitwirkung einer unfähigen Ju:- 
siizperson. Die bisher angegebene Verietzung des materiel- 
len Strafrechts wird im 6.- Grunde erweitert auf »materielle 
Gesetzesvorschriften«. Im 3. .und G. Falle fällt die Kassa^ 
tionsinstanz das ITrieil. '• - 

Gegen Urteile der Appellationskammer ist das Oberge- 
richt die Instanz für die Kestitution (Revision), ebenso für 
tlie Rehabilitation, deren Voraussetzungen wieder gemildert 
werden^'^). — Mit der Beseitigung (1 869) und N'ichtwieder- 
einführung der Todesstrafe erstreckt sieh die Begnadigung^*) 
noch auf die Zuchthaus-, Arbeitshaus- und Gefangnis- 
strafe^^). 



g) Die Jury in der Civilrechtspflege seit 1875. 

Von der in die Verfassung vom 18. April 1869 aufge- 
nommenen fakultativen Einfühnmg der Gesehwomenge- 
richte für die Zivilrechtspflege wurde durch das Gesetz be- 
treffend die zürcherische Rechtspflege vom 2. Dezember 1874 



^) über die Instanz — Kasaationsgericlit — vergl. hiervor c, 
Note 13. 

'*) Vergl. Art. 1091, Ziff. 1 (921), 2, 3, 6; 1096. 

*») Art. 1099; 984, 1027 (1124); 1127 ff. 

^•) Art. 1110 — 1115. — Hatte schon Art. 14 der Verfassung v. 
10. März 1831 postuliert, dass das Gesetz für Abschaffung der Pein- 
lichkeit sorgen werde, so verwirklichte sich diese Bestimmung erst 
durch die Verfassung v. 31. März/18. April 1869, Art. 5: Das Straf» 
recht ist nach humanen Grundsätzen zu gestalten. Die Anwendung 
der Todesstrafe und der Kettenstrafe ist unzulässig. — Am 27. Mai 
1883 stimmt^} da^- Zürcher Volk einem Initiativbegehren betr. Wie- 
de^reinführung der Todesstrafe zu, verwarf jedoch 1886 die betr. Ver- 
fassungsänderunsr. Vergl. E. Zürcher, Das Strafgesetzbuch für den 
Kt. Zürich v. 6.' Dez. 1897, S. 24 f. 

") Das Gesetz betr. den Vollzug der Freiheitsstrafen v. 24. Okt 
1870 regelt in Alt. 12 ff die bedingte Entlassung« /. .. 
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(Art. 78) ein sehr bescbetäcfner Anfangt) gemacht. Dieser 
bezieht sich äiif die Kompetenz des Friedeiiörichters d. i. 
iBappellable* Zivilstrfeitigkeiten bis auf 50 Pr. Hiebei ist er 
znr' Beweisaufnahme und Urteilsfällüng befugt und^) auf 
Verlangen einer Partei ver^fliehtöt, ans den Geschwornen 
(der Spezialliste) des Wahlkreises, zu dem seine Gemeinde 
geh<)rt, 2 Beisitzer zuzuziehen; die Parteien hab^n- das Ee- 
ttisationsrechti 

Bei Zuziehung der Beisitzer lost der Friedensrichter in 
Gegenwasrt beider Parteien 6 Geschwome aus, von denen 
jede unmotiviert 2 rekusieren darf. Wird hievon nicht Ge- 
bratich gemacht, dass also noch mehr als 2 N^amen bleiben; 
feo sind die 2 zuerst ausgelosten (der 6) Geschwornen Bei- 
eitzer; andererseits nimmt der Friedensrichter die weitern 
nötigen Auslosungen aus der Spezialliste vor, wenn') infoige 
gesetzlicher, motivierter Eekusationen*) weniger als 2 Ge- 
schwome'^) übrig bleiben®). 



^) Derselbe kehi-t gerade den Kompetenzvorbehalt der nord-: 
amerikanischen Verfassung um, nach dessen Analogie Zürich die 
Jury für die Zivilrechtspflege aufnahm: »In suits at common law, 
where the value is controversy schall »exceed twenty dollars«, the 
right of trial by »jury shall be preserved«; and no fact tried by a 
Jury shall be other\^'i8e re-examined in any court of the United 
States . than according to the rules of thf» common law«. Att. 7, 
Amendements to the Constitution, March/Sept. 1789." r - , 

') Bei Erklärung nach gestelltem Rechtsbegehren beim ersten 
Vorstande beider Parteien, der 2 — 6 Tage nach jenem veranstaltet 
wird, sofern dabei der Streit nicht gütlich beigelegt werden kann.- 
Art. 448, 44i>, 174 (Zivilprozessordnung). 

*) Vergl. Art, 126, 127. Obergerichtliche Verordnung z. Geset/^e 
betr. die zürch. Rechtspflege v. 19. De?.. 1874, Art. 1 — 23. 

, *) tJber streitige Ausstandsbegehren entscheidet der Friedens- 
richter; Beschwerde ist zulässig. 

") In diesem Falle oder bei Unfähigkeit der Geschwornen sind 
die unmotiviert rekusieiteu wieder zuzuziehen, nötigenfalls auf An- 
stichen des Friedensrichters und Weisung des Bezirksgerichts durch 
Zuzug der Spezialliste des benachbarten Wahlkreises (Gemeinde). 

•) Jeder Beisitzer hat dem Friedensrichter den Empfang der 
Vorladung zur Hauptverhandlung zu beseh einigen und Ausstands- 
begehren seinerseits oder Abhaltungsgründe ungesäumt anzuzeigen. 
Eine nötig gewordene Ergänzungsauslosung braucht nicht in Gegen- 
wart der Parteien zu erfolgen; vom Resultate ist ihnen jedoch 
Kenntnis zu geben. Art. 452, 132. Verordnung Art. 6— -8. 
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Die Hauptverhandhing'^) wird vom FriedensrichteT un- 
ter Berücksichti|Eruiig der Wünsche der I^arteien angesetzt^ 
Verlangen die Parteien niclit ausdTÜcklich schriftliehe Ein- 
gaben, so können sie ihm ihre Erklärungein mit Unterzeich- 
nung mündlich zu Protokoll geben. 

Die Einvernahme der Zeugen und Sachverständigen 
ni]nmt der Friedensrichter®) vor; den Bedsitzem und Par- 
teien steht zu, die Stellung weiterer erheblicher Prägen zu 
begehren. Eine besondere SchluESverhandlung zum Zwecke 
der Würdigung der Beweise ist nicht anzuordnen. 

Das Erkenntnis (Urteil) kann in Gegenwart der Par- 
teien oder nachher®), jedoch in der Regel nicht später als 3 
Wochen nach der Klaganhebung ausgefällt werden**^); es 
>vird sofort rechtskräftig^*). — Gegen dasselbe kann die Kas- 
sationsbeschwerde") beim" Bezirksgerichte geführt oder die 
Abänderung durch die Revision*^) (Wiederherstellung) oder 
vlie »Erläuterung«**) nachgesucht werden. 

Die Beisitzer bildon nur in Bezug auf ihre organisato- 
rische Aufstellung eine Jury, dagegen nicht hinsichtlich des 
Verfahrens: in Wirklichkeit ist diese Institution des Frie- 
densgerichts eine Kombination des Geschwornen- und Schöf- 
fengerichts. 



*) Nichterscheinen eines Geschwornen vor Ablauf einer Stunde 
wird dabei ohne genügende Entschuldigung mit 5 Fr. (und einer 
Entschädigung an die Parteien bis auf je 5 Fr.) gebüsst, im Wieder- 
holungsfalle- bis , 15 Fr., wobei die Parteien die Bezeichnung eines 
neuen Geschwornen verlangen können. Verordnung Art. 9, 22. 

■) Er ladet schriftlich vor »allfällige Zeugen, deren Abhörung 
ihm notwendig scheint und bezeichnet die Beweismittel, welche die 
Parteien bei Vermeidung des Ausschlusses noch beizubringen haben«. 
Die Fristen können bis auf 4 Tage verkürzt werden. Art. 452 — 455. 

•) Die Namen der Beisitzer werden auf der Geschwomenliste 
gestrichen, in eine neue Liste eingetragen und bei weiteren Aus- 
losungen erst im Notfalle wieder herangezogen. Verordnung Art. 10. 

") Den Beisitzern fällt für ihre Funktionen zusammen die 
Hälfte der friedensrichterlichen Spruchgebühr (Maximum 8 Fr.) zu. 
Art. 1133, 1134, Zift. 3, Verordnung Art. 21. 

^*) Der Friedensrichter führt für die Prozesse ein Geschäftsver- 
^.eichnis, Protokoll und Protokollheft. Art. 456 — 459. 

'^) Art. 459, 704 (Ziff. 1—9) ff. 

") Art. 459, 714 ff. 

") Art. 459, 724 ff. 
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Sonderbar ist, dass man für solche Bagatellsachen ein 
so ximstkndliches Verfahren aufstellt, statt sie einem rechts* 
kundigen Einzelrichter (Präsident des Bezirksgerichts) zu- 
zuweisen, der mit weniger Anfwand von Zeit und Kosten 
ineljr Gewähr für eine zuverlässigere Bechtssprechimg bietet. 



h) Die projektierte Beseitigung des Schwurgericlits 

mit der Ersetzung durch das Schöffengericht unter Korrelctionali- 

sierung seiner Jurisdiiction, 1995, 1896/1901. 

G, Wolf^) stellte am 3. Januar 1895 im Zürcher Kan- 
tonsrat^) eine Motion^) auf Revision des Rechtspflege-Ge- 
setzes von 1874. Von ihren 8 Vorschlägen beziehen sich 
der 2., 3., 4. auf das richterliclie Institut der Jury^) : 

2) Einführung des Qnmdsatzes, dass alle Sistierungen 
schwTirgerielitlicher Kompetenz der Anklagekammer zur Ge- 
nehmigimg vorzulegen seien. 

3) Beschränkung der Kompetenz des Schwurgerichtes 
auf vrirklich schwere StraffäUe. Aburteilung auch nicht ge- 
ständiger schwurgerichtlicher Fälle durch das Obergericht 
im schwurgerichtlichen Verfahren, sofern der Angeklagte 
es verlangt. 

4) Eedukiion der Zahl der Geschwomen auf 8 oder 6; 
Zusammensetzung des Schwurgerichtshofes aus 3 Mitgliedern 
des Obergerichts. Zusammemoirleen der Oeschwornen und 
des Schwurgerichtshofes, sowohl bei der Schuldfrage als 
beim Strafmass^). 

^) Früherer Oberrichter, der u. a. mit Erfolg die Kevision des 
BoUiger-Prozesses betrieb. 

^) Antrag des Regienmgsrates v. 5. Nov. 1896, S. 30 f, auch 
Zeitschr. f. Schweiz. Strafr., 8. Bd., S. 120. 

•) Der 1. geht auf Einftihning der Einzelkompetenz des Ge- 
richtspräsidenten für geringfügigere Straffälle — (mit oder ohne 
Appellation) ; der 6., 6., 7. auf Kegulierung der Gebühren und Be- 
boldungen; der 8. auf Beseitigung der Auswüchse der Advokatur 
(seither geregelt durch Gesetz v. 3. Juli 1898). 

*) Dieser Vorschlag bedeutet die Beseitigung der Jury bezw. 
ihre Ersetzung durch die Schöffengerichte, wie sie (teilweise) Genf 
1890/91 (s. oben) und vollständiger Tessin 1894/95 (s. dort) ein- 
führte. 
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G. WoU' begründete im Kantonsrate am 26.' FeTiruar 
1895 vor allem den 1., 2. und 3. Vorschlag seiner Motion, 
die ohne Widerspruch erheblich erklärt wiirde. 

Am 26. Februar 1895 wurde andererseits dem Eegie- 
rtinofsrate eine Petition des Vorstandes des kantonalen land- 
wirtschaftlichen Vereine«» zur Antragstellung überwiesen, die 
u. a. die Erhöhimg der Komnetenzsumme der Zivil-Jury von 
50 auf 100 Fr. beantragte').' 

Am 30. März 1896 erhielt der Regierungsrat ein Ini- 
tiativbegehren (115§§) von ca. 7000 Unterschriften zur Re- 
vision des Rechtspflegoge<?et7es von 1874/80*), das jedoch 
am 27. Jnni 1897 auf ablehnende Begutachtung des Kan- 
tonsrates vom Volk verworfen "VAiirde. Anch dieses Initia- 
tivbegehren postulierte dieselbe Erhöhimg der KompeWnz- 
summe der Zivil-Jnry und ihren Ausbati als gewerbliches 
Schiedsgericht^) für 2 Hauptkategorieh*). 

Der Regierungsrat ernannte am 30. März 1895 eine 
Kommission®) von 30 Mitgliedern zur Revision des ganzen 
Rechtspflegegesetzes: deren 1. Entwurf 1896, der 2. im Juli 
1900 vorlag; die Vorlage des Regierungsrates der Gesetzes- 
entwürfe betreffend die. Rechtepflegq wurcle am 21. Novem- 
ber 1901 erlassen^*^). Die Zivil- Jury wird durch denselben 
wieder beseitigt^^)„ für die Strafrechtspflege das Schwurge- 

') Antrag des Regierungsrates v. 5. Nov. 1896, S. 31. 
"*) Und des Einftihrungsgesetzes z. Bundesgesetz über Schuld- 
betreibung und Konkurj».. 

'') Dasselbe ist nachher eingeführt worden (Gresetz v. 22. Dez; 
1805), . . , ; . 

*) Initiativbegehren Art. 78, 448 ff. — Auffallend ist dabei, 
dass durch dasselbe (Art. 284, 322 ff) neuerdings der Versuch un- 
ternommen wurde, im Zivilprozesse vor dem Bezirksgerichtspräsident 
und Bezirksgericht die Untersuch ungsmaxime an die Stelle der Ver- 
handlungsmaxime zu setzen (»Inatruktionsverfahren«). 

•) Auf ihre Einladung erhielt sie von 24 verschiedenen Seiten 
Revisionsvorschläge. Antrag des Regierungsrates v. 5. Nov. 1896 
S. 32. 

^'^) Diese Vorlage (386 S.) enthält ausser den einzelnen Rechts- 
pflegegesetzen auch einen vortrefflichen Bericht über die Kommis- 
sionalent würfe und eine Rechtsstatistik Zürichs 1831 — 1900. Wir 
treten nur auf die "wichtigsten einschlägigen Bestimmungen der »Ent- 
\7ürfe« ein, 

'^) Vergi. »Entwurf« des Gesetzes betr. das Grerichtswesen 
Art. 1 ff und des Gesetzes betr. den Zivilprozess, Art. 105 ff.. 
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rieht dem ^NTamen nach beibehalten. (Kömpromisß !)> in Wirk- 
lichkeit jedoch abgeschafft und durch ein SchöffengericM, 
»nach dem Vorbild des Kantons Tessin«, ersetzt. Dasselbe 
besteht aus 3 Oberrichterv. und S GescliwommricMern, die 
gemeinsam die Vor- und Zwischenfragen erledigen und ohne 
Fraeenstellung den Entscheid über die yySchuldfragen fas- 
sen und hierauf das Urteil festsetzend^). Über die Motivie- 
rung schweigt sich der Entwurf vollständig aus; sie wird 
nicht eingeführt; denn der dafür in Betracht kommende 
Kassationsgrund (Art. 385 f) über »Urteile und Erledigungs- 
beschlüsse des Schwurgeriehteß.« . . . . lautet: »wenn das Ge- 
richt seinen Entscheid auf offenbar aktenwidrige Annahmen 
gestützt hatv. — Die Dieu&tlistc ist auf 24 Geschwöme, die 
Tteknsationen je auf 8 reduziert'^);, für besondere Berufs- 
oder Lebensverhältnisse köunen statt zweier gewöhnlicher 
Geschwornenrichter. 2 Fachgeschworhe zugezogen iverden^*), 
— Bei der schwurgerichtlichen Jurisdiktion werden nicht 
mir die Kompetenzsummen von 15Q bezw. 300 Fr. auf öÖÖ 
bezw. 1000 Fr. erhölrt^*^), sondern ihr auch folgende DeKkts- 
Jcategorien etdzog^en: Mtinzbetrug; Bigamie^®) ; fahrlässige 
Tötung; böswillige Eigen turas«chädigung; Fälschung des 
Familienstandes; Diebstahl und Betrug über 50 Fr. bei 
Riiekfall (s. hiervor e); Pfändungsbetrug; die konkurrie- 
rende Zuständigkeitsklausel (S. 228 Nr. 16); die Beurteilung 
der Pressdelikte wird wieder in Übereinstinmiimg gebracht 
mit der Verfassung, wonach nur der Angeklagte sich auf: 
das Schwurgericht berufen kann"). 



") Strafproz. Entwurf Art. 281 ff, 244 ff, 271 ff. 

^) Die Wahl für di6 Spezialliste im Verhältnis von 1:400.' 
Gerichtswesen Art. 60. Strafpro?. Art. 221, 224. 

") Durch Kekusation aus einem Vierervorschlag, Art. 229, 231. 
Xoten 15 ff. 

") Diese Regel ist durchbrochen in Art. 69, Ziff. 2 (Gerichts- 
wesen) mit einer Erhöhung auf nur 200 Fr. 

") Hiezu bemerkt der Bericht der Kommission (S. 269), dass 
die Geschwornen in einem Falle unter Anwendung von Grundsätzen 
des in^emationalen Privatrechtes über die Rechtsgültigkeit einer 
vom Angeklagten abgeschlossenen ersteh Ehe zu befinden hatten, 
wozu ihnen gewiss alle und jede Qualifikation abging. 

") Vergl. Gerichtswesen, Art. 69, Ziff. 1—11. 
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Mit dieser KorreMiondlisierting^^) der Aufstellung d^'i 
Schaff engericMs^^) und der Einführung eines kantonalen 
VerhörrichtßHnsUtuts^^) übei'trifft die projektierte Revision 
qualitativ "bei weitem die Bechtspflegegeisetze von 1852, 
1S66 und 1874-'). 
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3. Thurgau. 

a) Die Verfassungsgarantie 1849 und 1869. 

Der von Bornhaußer aufgerüttelte Thurgau war durch 
seine liberale Verfassung vom 14. April 1831 vorbildlich 
für die Regeneration der Kantone geworden. Bomhauser 
selbst stellte 18 Jahre später^) im Verfassungsrate den An- 
tragt) auf Einführung der Jury, wobei er sich auf einen 
im Thurgau weilenden Engläuder als Autorität berief^). 
üie revidierte Staatsverfassung vom 9. Fovember 1849 nahm 
folgende Garantiebestinuniuig auf*): »es ist zunächst 

") (regen Ende 1899 reichte Wolf neuerdings eine Motion ein, 
die u. a. die Zuständigkeit des Schwurgerichtes enger begrenzte. — 
Die bezirksgerichtliche ätrafkompetenz wird erweitert, die direkte 
Beweisaufnahme vor Bezirksgericht mehr als bisher ermöglicht. 

") Vor der hierauf bezüglichen Motion Wolf .vom Jahre 1895 
hatte schon K. Nüscheler 1880 das Schöffengericht an Stelle des 
Schwurgerichts empfohlen. Zeitschr. f. Schweiz. Gesetzgebung und 
Rechtspflege, 4. Bd., S. 456-464. 

-'') Gerichtswesen Art. 105 ff. — Strafpr. Art. 27 ff. Das Ver- 
höramt soll für den ganzen Kanton die schwereren Strafuntersu- 
chungen führen. 

") Der Entwurf stellt auch eine JttsUzkommission (Rekurs- 
kammer gegen die Untersuchung) auf. Gerichtswesen Art. 110 ff ; 
Strafpr. Art. 45 ff. 

^) Sowohl die Verfassung v. 14. April 1831, Art. 101 ff, als die 
revidierte Verfassung \. 17. Juni 1837, Art. 98 ff stellten ständige 
Gerichte auf. 

') Dies erklärt wohl den Umstand, dass die Redaktion des 
Verfassungsartikels durchaus im Widerspruche stand zur Opportu- 
nität seiner Ausführung. 

') N. V. Z. Einige Bemerkungen über das Geschwornengericht 
im Thurgau (»B« kann sicli dabei nur auf Bornhauser beziehen). 
Schaubergs Zeitschr. Beiträge zur zürch. Rechtspflege, 19. Bd.,*S. 353. 

*) Die Organisation der Strafrechtspflege ist Sache der Gesetz- 
gebung mit dem »Grundsatz der Öffentlichkeit und Mündlichkeit«. 
Art. 67. 
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Abänderungen In der Strafprozessreform 

im Kanton Zürich 

gegenüber den in der Arbeit enthaltenen Angaben laut den 
Beschlüssen der kantonsrätlichen Kommission. 

Das Schwui'gericht wird in seiner jetzigen Zusammen- 
setzung und Organisation beibehalten. 

Die Gemeinden wählen auf 500 Einwohner einen Ge- 

schwornen. « , , . -i \. a..^ 

Die Kompetenzabgrenzung erfolgt emerseits nach der 

Schwere der Verbrechen, anderseits nach der Rücksicht auf 
das mündliche Verfahren vor Sch^vurgericht. 

Angeklagte, die »die Anklage anerkennen«, werden dem 
Obergenchte^zur Beurteilung zugewiesen. 

fMitt. von Herrn Dr. E. Harter, Privatdozent, Zürich, v. 19. XI. 1903.) 



utTiir-fiutrii djviaii/ j. 

Wie ISTeuenburg 1848 erliess Thurgau 1850 trotz der 
Verfassungügarantie ein Gesetz betreffend die Organisation 
der Kriminalrechtspflege, nach welchem y>transitorisch<i 
ständige Eriminalgerichte 1. und 2. Instanz organisiert wur- 
den"). — Das Geschwornengericht führte der Kanton im 
Jahre 18ö2 ein^). 

Anlässlich der Verfassungsrevision im Jahre 1869 wurde 
ein Antrag auf Beseitigung der Jury mit grossem Mehr ab- 
gelehnt*): Die Verfasjsung vom 28. Februar 1869 sprach 
wieder die Garantie der Jury aus*). 



') Auch der Konkordatswcg war im Autrage Solothurns ent- 
halten (Ziff. 4, Litt, d) und wurde auch 2 Jahre später der Orga- 
nisation der Militär-Jury der Kantonalkriegsgerichte vorbehalten. 
Bundesgesetz über die Strafrechtspflege f. d. eidg. Truppen v. 27. 
Aug. 1851, Art. 292, 295. 

"") Gesetz v. 22. März 1850 Ingress; Art. 1023 ff, 30 f. 

"*) In der Note 3 citierten Stelle, S. 354 wird behauptet, das 
Volk habe mittlerweile eine Apathie bekommen und man hätte die 
Jury 1852 nicht eingeführt, wenn deswegen nicht wieder eine Ver- 
fassungsänderung nötig geworden wäre. 

■) Zeitschr. f. Schweiz. Gesetzgebung und Rechtspflege, 5. Bd., 
S. 411. 

") Verfassung Art. 53, Litt, b: Die Beurteilung von Strafpro- 
zessen (!) wird nach der nähern Ausscheidung des Gesetzes in Fäl- 
len von Verbrechen dem Geschwoxuengerichte übertragen. — Die 
gesetzliehen Kompetenzbestimniungen erweitem freilich den Umfang 
der Verfassungsgarantie. 



\ 
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b) m§ Organisation des Schwurgerichts 18S2 und 1868. 

Thurgau regelte sowohl die Organisatioii der Jury als 
das schwurgerichtlicbe Verfahren durch ein einheitliches 
Gesetz vom 24. März 1852; dasselbe wurde auf 17. Mai 1852 
in Kraft und auf 1. September^) 1852 in. Vollziehung err 
kläit^). Es ist inn formellen Recht zum grössten Teile eine 
Kopie des Bundes- Strafprozesses, basiert jedoch auch auf 
dem Zürcher- und -ß^rMßr-Straiverfaliren (S. 224 f). 

Der Kanton besitzt mit der Einführung der Jury 3 
Strafgerichte en^ter Instanz: die bezirJcsgerichtlichen Kom- 
missionen, die Bezirksgerichte und da$ Schwurgericht^), — 
Die Jurisdiktion des letztem weist SS Deliktshategorien auf*), 
die mit annähernder Kongruenz einerseits dem Kompetenz^ 
Jcreise des frühem Kriminalgerichts^), andererseits der zür- 
cherischen achwurgerichtlichen Jurisdiktion®) von 1852 ent- 
sprechen''). 

■ ■ — - ■ — T — — - ■ ^- - ■ — -' 

') VoHziehungs Verordnung v. 14. Aug. 1852, Art. 1 ff. 

") Das thurg. ^Gesetz über das Geschwomengericht d. d. 24. 
März 1852, hat 2 Ausgaben. Wie una auf eine Anfrage der Vorsteher 
.des Justizdepartementes» Reg.-Rat A. Böhi, mitteilte, wurde das Ge- 
setz modifiziert anlässlich einer sog. redaktionellen — ^m TeU auch 
materiellen — Bereinigung, vorgenommen Mitte der Sechziger Jahi*e 
.bczügl. der ganzen thurg, Gesetzessammlung. Per bereinigte Text 
wurde im Amtsbl. 1867, S. 943 ff dem »Veto des Volkes« unterstellt 
und weil es nicht ergriffen wurde, durch Vollziehungsordnung v. 8. 
i'ebr. 1868 aufl. Jan. 1868. als in Kraft getreten erklärt. . ( Verfas- 
sung 1849, Art. 41, 42, Gesetz betr. die Abhaltung der Vetogemein- 
den V. 19. Febr. 1850). — Bier wird nach der Originalausgabe und 
nur für deren revidierte Punkte nach der neuen Ausgabe von 1868 
(luröh die in Klammei'n ätehendon Artikel zitiert. 

^) ..Gesetz über. die. Organisation dei* körrektionellen Straf i:echts- 
j3flege V. 25. März 1852, Art. 1 ff. — Die Kriminalkammer für das 
Autoverdikt in Betracht gezogen, bestehen 4 erste Instanzen. 

*) Gesetz v. 24. März 1852, Art. 68, 69, Ziff. 1—32; 70 f. 
' ") Vergl. Gesetz über das gerichtliche Verfahren v. 19. Juni 
1843, Art. 52, Litt, a^^w ; jOrganisationsgesetz v. 9. Nov. 1837, Art. 
75, Litt, a — X. , .^ , 

•) Vergl. hiebei Gesetz v. 24. März 1852, Art. 68 und 69, Ziff. 
30 (Zürcher Strafprozeas 1852, Art. 14, Litt, a) -, Art.. 69, Zi|f. 1—10 
rd); 11 (e); 12, 13, 19 (f ) ; 14r-17 (c) ; 18 (g) ; 20 (h) ; 21— 2r (b, 
i, k, m^ n, o); 28, 29 (1) ; 32 (p) Litt, a— q — : Ziff. 1—16 s. ,Zürich, 
Abschn. b). Im einzelnen bestehen freilich Abweichungen: so wer- 
den besonders erwähnt Vergiftung, Beeinträchtigung der Familien- 
rechte, Duell, »Vereinigung in Banden«, dagegen ist betrügl. Ban- 
kerott unter Betrug zu subsumieren;" die Maxima von 100 bezw. 
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Für den ganzen Kanton besteht ein' Gescihwonienge- 
licht, zusammengesetzt ans den 3 erstgewählten . ObemcH- 
tern als Kriminalkammer (Assisenhof) ^) nnd 12 Oeschwor- 
ncn. Es hält in der Eegel in WeinMden vierteljährlxGhe 
Sitzungen^). ' ' .' 

Jeder der 33 Kreise^"*) ernannte bis 18^8 in offener 
Wahl auf 3 Jahre viermal so viel Geschwome als er Gross- 
ratsmitglieder wählte. Nach der Berechnung der Verfas- 
sung von 184.9 traf es einen Gesell Women auf 55 Stimm- 
berechtigte'^). Mit der revidierten Ausgabe des Geechwor- 
nengerichtsgesetzes wird auf 1. Januax 1868'^) für jede der 
74 Mnnizipalgemeinden die geheime Stimmgabe eingeführt 
im Verhältnis von 1 : 75 unter Berücksichtigung einer 
Bruchzahl von 40 Aktivbürgern^^). iErgänzungswahlen ord- 
net der Eegierungsrat schon an, wenn auf der Generalliste 
iDfolge Verlustes der Geschwornenqualität mehr als 50 Na- 
men gestrichen werden (Ai-t. 46). 



üO Fr. entsprechen denjcni^i^en Zürichs von 300 bezw.. 150 Fr.; die 
Eigentumsbescliädigungen sind mehr eingeschränkt und die letzl:^ 
Kategorie (Zürich, Abschn. b) nicht aufgenommen. Yergl. Art. 70 f 
i)nd hiernädi unter d. 

'') Sie vei-weisen auf ca. 120 Artikel (innerhalb 98 — 381) des 
Strafgesetzes v. 15. Juni 1841. .-.,.... 

**) Mit 3 ordentlichen Suppleanten; ausserordentliche bezeich- 
net der Assisenpräsident wie nach dem Organisationsgesetze Berns, 
Art. 38. ' 

") Art. 1, 33 ff, 53, 66. 

'") Einteilungsgesetz v. 10. Jan. 1816, Art. 1: 8 Bezirke, 3^ 
Kreise, 74 Munizipal-, 240 Ortsgemeinden. 

'') Vergl. Verfassung 1849, Art. 30 f ; Gesetz v. 24. März 1852, 
Art. 39 ff, 43: Dekret v. 14. April 1832, Art. 1, 31 ff. 

")^ Art. 40. Wahlgesetz v. 3. April 1870, Art. 1, 2^ 3 ff, 19 ff. 
Gesetz betr. die Ausübung der Stimmberechtigung v. 19. Jan'. 1879, 
Art. 1, 2. '^ * \ 

^*) Über Ablehnung entscheidet die Wahlversammlung, nach- 
her, sowie bei Beschwerden, der Regieningsrat. Art. 42, 44. In Be- 
2ug auf die Ausschliessungsgründe von der passiven Wahlfähigkeit 
weicht das Gesetz vom Zürcher Organisationsgesetz darin ab, dass 
die »Schullehrer« (Primär- und Sekundarlehrer seit 1868) nicht 
wählbar sind (Art. 40) ; ausgeschlossen werden seit 1855 die krimi- 
nell B^traften. Nächtiagsgesetz v. 28. Nov. 1854, in Kraft- 19. Jan. 
1855, Art. 40. Seit 1S69 gehört zur passiven Wahlfähigkeit nicht 
mehr das angetretene 25., sondern das erfüllte 20, Aliersjahn 
Yergl. Gesehwornengesetz 1852, Art, 40?; 1868, Art. 39; Verfassung 
V. 28. Febr. 1869, Art. 7. 



' 
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Spätestens 10 Tage vor der Hauptverhandlung zieht der 
AssiseDpräsident in öffentlicher Kriminalkammersitzimg aus 
der kantonalen Geschwornenliste die Dienstliste von 36 Ge- 
schwornen durchs Los und bildet a.uf dieselbe Weise eine 
ErsatzlJste^*) von 6 Gcschwornen für allfällige motivierte 
Rekusationen. 

In der Besetzung der Anklagelcammer fällt auf, daßs das 
Prinzip der Gewaltentrennung auch nicht durchgeführt ist: 
ihr Präsident ist der Chef des Juj3tizdepajtenientee^^). 



c) Das schwurgerichtliche Verfahren nach dem Gesetz Über 

das Geschwornengericht vom 24« März 1852 bezw. 1. lan. 
(8. Februar) 1868 >nit der Anerkennung des Autoverdikts 

seit 1855. 

Für die Vorhereiiungsuniersuchung beeteht eine gerichi- 
liehe PolizeP), für die geheime Voruntersuchung ein vom 
Grossen Rat auf 3 Jahre gewählter Verhörrichter^), Die Be- 
stimmungen über die Voruntea-suchimg sind zum Teil wört- 
lich dem Bundes-Strafprozegs entnommen*), jedoch findet 
keine Beeidigung im Von'crfahren statt. Über die Vor- 
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') Art. 47, 48; 3. — Geschworne, die funktioniert haben, dür- 
fen nicht auf die folg. Dienstliste gestellt werden. Nachtragsgesetz 
1S54, Art. 47. ~ Ihr Taggeld beträgt 2 Fr., seit 1862 3 Fr.; sie er- 
halten eine Reiseentschädigung, Art. 60; Besoldungsgesetze v. 2/5. 
März 1852, 20. Okt. 1862, Art. 10; v. 30. Nov. 1863, Art. 9. 

^') Die übrigen 2 Mitglieder werden vom Grossen Rat aus den 
(bis 1869 mehr als 24 Jahre alten) Aktivbürgem Äuf 3 Jahre ge- 
wählt: Art. 28 f. 

^) Hiefür gilt das hiervor unter b, Note 2 Gesagte. . 

■^) Polizeibeamte und Angestellte; Ortsvorsteher und Gemeinde- 
ammänner; Bezirksstatthalter; Staatsanwaltschaft. Anzeigen ge- 
langen von den untern Organen an den Bezirksstatthalter und -von 
diesem an den Staatsanwalt. Gresetz Art, 10 — 16, 24 — 27; Gesetz 
über Aufstellung eines Staatsanwaltes v. 25. März 1852; Verordnung 
betr. die gerichtl. Polizei v. 27. Okt. 1852;- Strafprozessordnung v. 
2ß, No^^ 1867, Art. 19; Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 4 f, 8 f, 

^) Zur Bestellung eines ausserordentlichen Verhörrichters ist 
die Anklagekammer befugt. 

*) Vergl. Art. 72—76 (1868: 65—70), Bundee-Strafpr. Art. 17, 
18, 23—25, 27, 29, al. 1. 
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untersuchiiiigsakten (mit einem 1854/55 eingefülirteii fi^- 
sum^ des Verhörrichters), denen der Staatsanwalt einen mo- 
tivierten Antrag — seit 1855 in der Eegel auch den Bnt- 
\rurf einer Anklageakte — beifügt, befindet die Anklage- 
kammer in geheimer Sitzung; in der Kompetenz entscheidet 
sie seit 1855 endgültig*^). Zu der Eröffnung des Überwei- 
sungsbeschlusses, der Anklageakte und der Angabe der Ge- 
richtspersonen®) für allfällige Eekusationen führt Thurgau 
JS54 genau wie Zürich die Anerkennung des Autoverdikts 
ein, wozu der Angeklagte einen Verteidiger') beiziehen darf. 
Indessen kann ausnahmsweise die Kriminalkammer oder der 
Staatsanwalt auf dem Wahrspruch der Geschwomen beste- 
hen®). 

Die Vorbereitungshandlungen®) für das Hauptverfah- 
ren stimmen mit dem Bundes-Straf prozesse (Art. 49 f) über- 
ein; jedoch finden die Eekusationen der Geschwomen von 
der vorher aufgelegten liste in der Hauptverhandlung statt; 
über motivierte Eekusationen gegen Eichter oder Gerichts- 
personen entscheidet der Assisenhof i der Staatsanwalt ist 
ebenfalls gehalten, die Einvernahme seiner in der Vorunter- 
suchung nicht verliörten Zeugen summaiisch zu bezeichnen. 



*) Art. 32, 75—78; Nachtragsgesetz v. 28. Nov. 1854, Art. 76, 
77 (80, litt, b); revidierte Gesetzesausgabe 1868, Art. 31, 69—72, 
75. — Die Bestimmungen über die Deliktskonkurrenz und Konnexi- 
tät, sowie die Fassung der Anklageakte überhaupt, ihre Zustellung 
und Abweisung der Anklage, Art. 79—82, 86—90 (73—77, 83—88) 
entsprechen dem Bundes-Strafpr. Art. 33, 35, 39, 41. Seit 1868 (Art. 
89) steht dem Staatsanwalt, wie auch dem Damnifikaten das Ke- 
kursrecht an den Kegierungsrat (!) zu, wenn die Anklagekammer 
die Wiederaufnahme einer Strafuntersuchung ablehnt. 

•) Seitens des Verhörrichters. Art. 84, 3 — ^9. 

') Jeder Angeklagte mas& durch einen rechtskundigen Vertei- 
diger verbeiständet sein; vergl. Note 9; Dekret v. 10. März 1862; 
Anwaltsgesetz v. 11. Ai^ril 1880, Art. 10 f, 14, 16. 

*) Vergl. wörtlich übereinstimmend bis auf die Befugnis der 
Kriminalkammer und des Staatsanwaltes Zürcher Strafpr. Art. 212 f 
mit Nachtragsgesetz 1854, Art. 83 f ; revidierte Ausgabe 1868, Art. 
78, 80, 81. 

•) Hat der Angeklagte noch keinen Verteidiger (Autoverdikt), 
&o erfolgt die offizielle Bestellung; vergl. Art. 3—9; 50, 53; 91—93 
(a~-9; 49, 63, 90—92). Gesetz betr. die Organisation des Gerichts- 
wesens T. 22. März 1850, Art. öS al. 2. Die Tagesordnung für den 
Sitzungstag wird publiziert. 

17 
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olme das8 hiebd di^ i^^onsequenzen wi^ für .die YeiH^idigisuQLg 
gezogen werden. 

Abweichend von der nach Bnndes-Strafprozees (Arti 
4S) *•) aufgenommenen Öffentlichkeit**) der HaupverJioMdr 
iung für das Schwurgericht und den Aseiseohof, (kann letz- 
terer nach Verlesung der Anklageakte »geheime Siteung« 
beschliessen, d. i. mit Ansechlußg des Publikums; gelt 186S 
ist auch die Beiiatung des Assisenhofes über das Strafurteii 
geheim. 

DieBildung der UrteiU-Jury^^) ist formell und materiell 
erkennbar dem Berner Strafprozesse^) vom 2. März 1850 
nachgebildet; die Büssung und der Geeehwomeneid — - seit 
1875 ein iVmtsgelübde**) — dem. Bundes-Strafprozesse- (Art: 
54, 56 f), ebenso näcli Art. Gl— 69 die diskretionäre Gewalt 
des Präsidenten, die Sitzungspolizei und Vor- und Zwischen- 
fragen' °). Dagegen verbessert das Gesetz durch die Nicht- 
aufnahme des Kreujfverhöres die Einvernahme der Zeugen^ 
Experten und Angeklagten : dies© nimmt der Assisenpräai' 
äent vor, wie im Bemer Strafverfahren^*), wobei jedoch die 
Interventionsbefugnis der Zivüpartei wegfällt. Gegen seine 
Beschränkung der Fragenstellüng seitens der Bichter, 6e- 
schworuen, Staatsanwalt, Verteidiger und Angeklagten ist 
die Berufung.an den Assisenhof zulässig (Art. 123). An die 
Stelle des Ze-ugeneidcs ist da» Zeugenhandgelübde g^r^r 

^°) Die nach dessen Art. 45 aufgenommene VertC^ung kaun 
nach dem Geschwomengesetz Art. 54 (52) auch von Amtswegen 
oeschlossen werden. 

^^) Beiwohnen dürfen der Beschädigte, die Richter, Anwälte, 
Ärzte, Beamten, volljährige Verwandte imd Verschwägerte des Be- 
schädigten und Angeklagten, die einberufenen Geschwomen, andere 
Personen mit Erlaubnib des Präsidenten. Art. 57- — ^59 (55-— 57). 

. ") Der Assisenhof ist zur sofortigen* Bildung für mehrere oder 
alle Fälle berechtigt. Art. 105; die Anklageakte wird voni Staats- 
anwälte verlesen. Art. 111 (110), 

") Dadurch indirekt auf der Genfer Jury-Bildüng von 1844 ba- 
sierend; yergl. Bemer Strafpr. Ai-t. 371, 382, 384—388 (also mit A.us- 
«jchluss der zuerst für den schwersten Fall zu bildenden Art), Ge- 
sehwornengesetz Art. 06 — 100 (95 — 109) mit einer unwesentlichen 
Differenz in Art. 98 (: 97), 100 f (101). 

. ' ' ") Ver^r. Regierungsbeschluss betr. Ersetzutg des Amtseides 
durch das Amtsgielübde v. .10. Sept. 1875. 
V '') Art. 112(111)— 120 stimmen mit denselben wörtlich übereiDi 

") Vergl. dessen Art. 41Ü, 321, 323, 417 (nach dem Code d'instr. 
crim.).mit Art. 121, 122. ; 
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ten^^) ; im übrigen enfepr^fhcn sowohl Faftei-^^) als Sehlms* 
Verhandlung dem Bundes-Siraffvozess^^), ebenso mit-iden 
nachstehenden Abweichungen die Ffagenstellung^^), Fer- 
diJcis- und Urteilsfällung, der AdhäsionsprozesSy die Kassa- 
iions-^^) wnd Kevisionsgründe^^) mit dem bezüglichen Ver- 
fahren und die Nichtznziehung der Jury für die Aburtei- 
lung in contumaciam. Die Fragen stellt der Assisenhof auf; 
übereinstimmend mit Zürich (Abschn. c) hat der Präsident 
eine Rechtsbelehrung zu geben, wobei ihm auch ein Besum6 
zustellt, jedoch können die Parteien nur gegen die Fragen- 
stellnng Beschwerde führen^^). Dieses Eecht kann freilich 
im Notfälle versagen, da derselbe AssisenJiof über die Ein- 
v.'endungen zu entscheiden hat, welche]^ die Fragen aufstellt. 
Das revidierte Gesetz führt 1868 eine (partielle) absolutio 
ab instantia ein unter Zustimmung des Aasisenhofea, des 
Staatsanwalt es und des Angeklagten (Art; 154). — Die Ge- 
schwornen wählen ihren Obmann erst vor der Verdiktsbe- 



") Vergl. Note 14; Gesetz v. 19. Jan. 1879; Amtsblatt 1878, 
S. 82S. ^ 

") In den 2 Ausnahmen für die Isiclitverlesung der Vorunter- 
auehuiigsakten nimmt das revidieite Gesetz von 1868 (Art. 139, Litt, 
cj die 3. Ausnahme auf aus der Zürcher Strafprozessordnung v. 30. 
Okt. 1866, Art. 211, Ziff. 2. 

»] Art. 75t-83, 85, 86, 88, 87, 89—91; Gesetz Art, 127—143; 
vergl. mdedsen Alt. 135 mit Code d'instr. crim. Art. 318. 

") Das revidierte Gesetz behält die eventuelle Anklage bei, 
ohne sie bei der Fragenstellung noch speziell zu berücksidhtigeh, 
Art. 77; andererseits ist auf Verlangen der Verteidigung nach Zür- 
cher Verfahren die Frage betr. Straflosigkeit wegen freümlUgem 
Rücktritt zu stellen. Art. 153. Zeitschr. f. Schweiz. Recht, S. 9. — 
Die (französische) Gesehworneninstruktion fällt 1868 auch weg. 

") Art. 93—101, 103—107,, 109—127; Gesetz Art. 145—153 
(144—154), 155—160, 162—181 (163—179). — Die Kassatibnsfrlst 
beträgt 5 Tage. Für den Staat kann ausser dem Staatsanwälte auch 
der Regierungsrat (!) rekurrieren. Art. 184. Die in Art. 197 auf- 
geführte Inkompetenz galt nur bis 1855; die illegale Besetzung des 
Schwurgerichts ist als besonderer Kassationsgrund angegeben, Art, 
197 (196). Das Kassationsgericht besteht (7. Titel) aus 7 Ober- 
richtern nach Analogie des Organisationsgesetzes von Bern. 

") Das revidierte Gesetz erwähnt ausdrücklich ihre Zulässig- 
keit für Schuld- und Freisprechungsurteile und nimmt einen weitem 
Revisionsgrund {xkrt, 208, Litt, e) auf, nach Analogie der Restitution 
des Zürcher Verfahrens. 

*) Vergl. Art. 223 (222); 144, 154 (145). 
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ratniig**). Die Mehrheit mit 8 (Jeschwomen — seit 1868 
auch die offene Abstimmung — und das Maximum der Be- 
ratimgszeit sind nach Analogie Zürichs festgesetzt, jedoch 
mit Verweisung des Falles vor eine neue Jury bei resultat- 
loser Absthnmung. Die Beratungsdauer ist seit 1868 auf 
höchstens 6 Stunden reduziei*t, wobei die bisherige und vom 
Angeklagten nicht begehrte Venveisung im Ermessen der 
Anklagekammer liegt-'). Ausdriicklich statuierii das revi- 
dierte Gesetz (Ari. 197) in »thatsächlicher« Beziehung die 
Unumstösslichkeit des Verdikts nach dem Code dlnstmc- 
tion criminelle (Ari;. 350). 

Die Rehabilitation (Begnadigung und gerichtliche 
Strafverwandlung) -®) wird durch ein besonderes Gesetz ge- 
regelt; Kehabilitationeinstanz ist der Grosse Rat, ein Gesuch 
ist erst nach zweijähriger Strafabbüssung zulässig und bei 
Rückfall ausgeschlossen. — Die Todesstrafe ist seit der Be- 
seitigung durch die Bundesverfassung 1874 nicht wieder 
eingeführt worden. 



d) Die Revision der schwurgerichtlichen Jurisdildion 1854, 
1858, 1868, 1872, 1879, 1887, 1891. 

Durch das Nachtragsgesetz über das Geschwomenge- 
richt vom 28. November 1854 (Art. 69) werden die bishe- 
rigen 33 Deliktskategorien auf 35 erhöht. Neu hinzu kommt 
der Wucher^), sowie die Zuständigkeit für »alle Vergehen, 
für deren Beurteilung der Jcorrehtionelle Richter sich inkom- 
petent erklärt, hat«. Gegenüber dieser Erweiterung^) tritt 

") Vergl. Art. 155, Bundes-Strafpr. Art. 68; Code Art. 341, 
342. Die Geschwornen erhalten im Gegensatze zum Bundes-Strafpr. 
die Akten über den objektiven Thatbestand. 

") Art. lül (162). — Die Ordnungsstrafen entsprechen dem 
Bundes-Strafpr.; die Gerichtsgebülir betrligt dagegen 50 — 500 Fr., 
beim Assisenhof (Autoverdikt) 10 — 100 Fr., beim Kassationshofe 
25—200 Fr., Art. 228; Gesetz botr. den Eniolumententarif fttr die 
gerichtlichen Beamten und Behörden v. 5. Juni 1867, Art. 109 f. 

==«) Gesetz hierüber v. 30. Mai 1866, Art. 3, 12 f. 

*) Bei wucherischem Gewinn (Betrug des Zuvielbedungenen 
oder Bezogenen) über 100 Fr. bezw, bei Kückfall über 50 Fr. 

*) Beim falschen Zeugnis wird ausdrücklich noch dasjenige vor 
Gesehwomengericht hinzugefügt. 
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andererseits bei Betnig und Fälschung*), sowie bei Amts- 
delikten*) eine Tcorrekiionalisierende Beschränkung ein. 

Das Kompetenzgesetz für den Straf prozess vom 10. Juni 
1858 erhöht (korrektionalisierend) die bisherige Kompetenz- 
summe*^) von 100 bezw. 50 Fr. einheitlich auf 200 Fr.®). 
Andererseits wird der Anklagekammer der Vorbehalt einge- 
räumt, dem Ge?chwomengericht auch korrektioneile Fälle 
von nicht bloss geringerer (sachlicher) Bedeutung zuzuwei- 
sen, bei welchen »die Beweisfrage das öffentliche Haupt- 
verfahren wünschbar erscheinen lässt« (Art. 2). 

Das revidierte Gesetz über das Geschwomengericht vom 
8. Februar 1868 fusst auf der revidierten Fassung des Straf- 
gesetzes (die am 10. Februar 1868 vom Grossen Bat^ be- 
schlossen, am 23. März publiziert und am 13. Mai 1868 in 
Kraft trat). Die Eevision beider Gesetze, namentlich des 
Strafgesetzbuches^), ist so weitgehend, dass sie mit "Unrecht 
3n beiden Fällen auf das alte Datum (24. März 1852; 15. 
Jyim 1841) bezogen wird. — Obschon 1868 42 Deliktskate- 
gorien^) angeführt werden, bezieht sich die Firweiterung des 
Kompetenzkreises®) nur auf Schändung, widernatürliche 
Unzucht; betrügliche Verleitung zu einer ungültigen Ehe; 
Jlehlerei über 200 Fr. und Urkimdenfälsehimg^^)^ 

Mit dem Kompetenzgesetz für den Strafprozess vom 10. 
November 1872 vollzog sich abermals eine Änderung der 



') Verweisung an den korrekt. Richter, wenn die beabsichtigte 
oder eingetretene Schädigung nicht 100 bezw. 50 Fr. übersteigt. 

*) Bei Fällen von »geringerer Bedeutung«. 

■) Beim gemeinen Diebstahl, Unterschlagung, Betrug, Fälsch- 
ung, Wucher und vorsätzlicher Eigentumsbeschädignng, während sie 
für den gefährlichen Diebstahl neu auf 100 Fr. angesetzt wird. — 
Art. 1, Ziff. 1—35. 

°) Zur Münzfälschung kommt noch die Münz Verfälschung. 
Strafgesetz Art. 292 f bei Betrag über 100 Fr. 

"*) Vcrgl. Stoos, Die Schweiz. Strafgesetzbücher, S. XXI; Pfen- 
vinger, Das Strafrecht der Schweiz, S. 476 — 482. 

•) Kevid. Gesetz über das Geschwomengericht, Art. 240, Ziff. 
1—42, mit Verweisungen auf 105 Artikel (innerhalb 58 — ^279) des 
revid. Strafgesetzes. 

•) Der Fallimentsbetrug ist hiebei speziell angegeben, einige 
bisherige Kategorien zusammengezogen, andere getrennt; beim Wu- 
cher wird nur noch der »erzielte« Gewinn berücksichtigt. 

") öffentlicher; privater und öffentl. Kreditpapiere je über 
2«30 Fr. 
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sachlichen Zuständigkeit des Geschwomengerichts. TXe .De- 
liktskategorien Arerden wieder anf 34 reduziert, tJneaebi^t 
Kindern und Schändung wegigelasscn und die Amtsdelikte 
zam 2. Male korrektionaliHierend eingeschränkt^^). 

Infolge Beseitigung des Eidäs tritt 1879 an Stelle de$ 
Meiiieiddeliktes das y>fahehe Handgelnidea b^i eiliem Streit- 
werte über 200 Fr.^^). 

In Bezug auf den Wucher gelten seit 1887 statt der Be- 
jfimmungen des Strafgesetzes die Normen des spezieHen 
Wuchergesetzes^*). 

Mit dem Einführungagesetz zum Bundesgesetz über 
•Schuldbetreibung und Konkurs vom 3. Mai 1891 (Art. 78) 
fallen in die schwurgeriehtliche Kompetenz Pfandunter- 
scMagung, teträglicher Bankerott, widerrechtliche Begünsti-^ 
gung von Gläubigern und Pfänduugsbetrug, wenn die be- 
absichtigte oder eingetretene Schädigung 200 ¥t. übersteigt. 

Speziell sßii noch hervorgehoben, dass im Thurgau die 
PressdeliJcte nie der schwurgcrichtlichen Jurisdiktion unter- 
stellt wurden, sondern korrektionell (durch. die Bezirksge- 
richte) verfolgt werden. 



4. Aargau. 

a) Der Umfang der Verfassungsbeetimmung t852, 1863 

(1876), 1885. 

Unmittelbar nach der vom Zürcher Volke am 23, No- 
vember 1851 angenommenen Einführung der Jury nahm sie 
der Nachbarkanton Aargau durch Volksabstimmung vom 
32. Februar 1852 in seine Verfassung auf*). Hiebei wurde 
zr*m ersten Male neben der hürgerlichen auch für die militä- 
rische Strafrechtspflege die kantonale, konstitutionelle Gkb- 

") Art. 1. — Die Befugnis der Anklagekammer zur Überwei- 
sung korrektioneller FäUe bleibt stillschweigend bestehen. 

") Gesetz betr. " Ersetzung des Bideö durch das Handgelübde 
als Beweismittel im Zivilprozess v. 19. Jan. 1879, Art. 3. 

") Gesetz betr. den Wucher v. 24. April 1887, Art. 1-^; 5. 

^) Damit hielt sich Aargati konsequent an die auf der Tag- 
satzung 1848 abgegebenen Standesstimme. 



ffTT 
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raiitie ausgesprochen. Diese statuierte daher das andere 
Fxtrem zii dem gleichzeitigon Vorbehalte und fttaaterpoht- 
liehen Eekurse von Appenzell A./Eh.-) 

Nach dem Verfassungsartikel (78) sollte die Organisa- 
tion der bürgerlichen Straf reehtspflege durch die Gesetz- 
gebung »auf Orundlage der Schwurgerichte« festgesetzt 
werden. Hierin lag implicite einerseits die Garantie der 
Jury für Kriminal-, Ziichtpolizei- und Polizeigerichte, oa- 
dererseits für letztere beiden die Anerkennung des münd- 
lich-öffentlichen Verfahrens für den Fall, dass nur die Kri- 
tninal-.Tury eingef ühli: werde. 

Charakteristisch ist, wie ein Verteidiger der Jury selbst 
berichtet, da^'s im x\argau 1858 und in Thurgau 185^ (s. 
dort a) die Jury »ihre Existenz nur dem Zwangsgeioi der 
Verfassung zu verdanken hatte«'). So nur ist es- erklärlich, 
d:iss dcis Volk 5 Jähre tiachder Einführung der Jury am 
G. April 18<i3 den vorge^chlagentii, revidierten Verfßitöi^nga- 
artikel (75) eanktioniertö*). »Die Oigaai^ation der bürger- 
liehtcn' Straf rechts];!>f lege ist der O-esetzgiebung anheimgestellt, 
welche entscheiden wird, ob das Schwurgericht in veränderter 
Organisation'*) fortbestehen' oder aufgebol)en werden soll«. 
Auch die Totalrevisipu von;i,2.3. April 1885 behielt diese 
Frage offen ; denn sie setzte in. AH^ 62 lediglich fest, dass 
die Strafrecbtspflege auf dem Anklageverfahren und auf 
dem Gnmdsatz der Öffentlichkeit und Mündlichkeit zu be^ 
ruhen habe*). 



') Nach .eidg. Verfassungtrecht von 1848 war die aargauische 
konstitutionelle Garantiebestimmung für die kantonale militärische 
Ptrafrechtspflege prinzipiell durchaus richtig, wenn sie auch nach 
der Interpretation des Bundesbeschlusses v. 9. Aug. 1852, unnötig 
erschien. 

») Baldiager, Zeitschr. f. Schweiz, Recht, 12. Bd., S, 92. 

*) Vergl. auch Verfassung, revidierte Ausgabe, v. 27. Novemb. 
1876, Art 78. 

•) Diese Frage ist durch den iErlass der Strafprozess-Novelle 
V. 29. Mai 1863 keineswegs prinzipiell entscliieden worden. 

•) AI. 2 des cit. Art.: y>Zur Bildung des Schwurgerichts wählt« 
bezieht sich nur subsidiär auf al. 1 und ist so zu interpre- 
tieren, dass die Beibehaltung der Jury noch immer der Ges^zgebung 
vorbehalten bleibe. 
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b) Die Organisation und EinflUirung des Scliwurgericlits 

1858 (1863). 

Aargftu stand zur Zeit der aufgenommenen VerfassungB- 
garantie des Schwurgerichts noch unter der Herrschaft des 
Kriminalstrafgesetzes und der peinlichen Prozeesordnung 
vom 19. Dezember 1804^). Die Einführung der Jury er- 
forderte daher zugleich eine gründliche Revision dieser Ge- 
setze*). Dieselbe erfolgte erst durch das peinliche Straf- 
gesetz vom 11. Februa,r 1857 und das Gesetz über das Ver- 
fahren in peinlichen Strafeachen vom 3. März 1858. Diese 
Strafprozessordnung enthält auch die Organisation und das 
Verfahren des Schwurgerichts; sie trat am 1. Oktober 1858 
in Kraft^). 

Die aargauische Bechtspflege kennt seit 1858 3 (bezw. 
4) *) Arten von Strafgerichten erster Instanz') : Bezirhsge- 
richtspräsident, Bezirksgericht und Schwurgericht. — Der 
Kompetenzkreis des letztem erstreckt sich auf alle mit Kri- 
mindlstrafe^) bedrohten Handlungen oder Unterlassungen 
im einheitlichen kantonalen Schwurgerichtskreise'^). 

Das Schwurgericht besteht aus 12 Geschwomen®) und 
dem Kriminalgericht, das ein vom Grossen Bat auf 4 Jahre 



^) Einfülirungsgesetz z. peinl. Strafgesetze v. 11. Febr. 1857, 
Art. 3; Strafproz. v. 3. März 1868, Art. 397. 

^) VerfaBsung 1852, Art. 31. 

*) Verordnung des Regierungsrates v. 4. Mai 1858, Art. 1. 

*) Mit der Kriminalkammer fttr Autoverdikte. 

*) Hafner, Motive z. Entwurf betr. Organis, der Bundesrechts- 
pflege, Zeitschr. f. schweizer. Strafr., 1. Bd., S. 242, erwähnt nur 2; 
vergl. indessen Verfassung 1852, Ai*t. 72, 1885, Art. 61. 

') Als solche kennt das peinliche Strafgesetz v. 11. Febr. 1857 
(Art. 4, 1) Todes- und Zuchthausstrafe (mit Nebenstrafen) ; erstere 
wurde durch Gesetz v. 19. Febr. 1868 auf Mord beschränkt, lt. De- 
kret V. 13. Nov. 1876 durch lebenslängliche Zuchthausstrafe ersetzt. 
Die Todesstrafe ist nicht wieder eingeführt worden. 

') Sitzungen, vom Präsidenten des Ki'iminalgerichts bestimmt, 
finden in Aarau und Baden in der Kegel je 4 mal im Jahre statt. 
— Strafproz. Art. 1, 36—39, 51. 

'') Ihr Taggeld beträgt 6 Fr., die Reiseentschädigung 70 Cts. 
pro Stunde, Art. 84. 
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gewähltes Dreierkollegiiiin ist, srozu seit 1863 nur die Ober- 
richter®) wahlbefähigt sind^*^). 

Die Geschwomen werden durch die Versammlungen 
der Einwohnergemeinden in geheimer Abstimmung auf 4 
Jahre gewählt^^) und zwar je 1 auf 50 Stimmberechtigte^^) 
einer Gemeinde*^), seit 1885 vne für den Grossen Eat 1 auf 
1100 Einwohner^*) eines Kreises^*^). 

Die Auslosimg der Dienstliste von 36 Geschwomen 
(Art. 71) ist nach dem Zürcher Organisationßgesetze von 
1852 geregelt^«). 

Die BestellungsaHen der Anklagekammer^'^) und des 
Kriminalgerichts^^) sind 1863 gegenüber 1858 vertauscht 
worden. 



•) Mit Ausnahme desjenigen, der Präsident der Anklagekam- 
mer ist. Strafprozess-Novelle v. 29. Mai 1863, Art. 25 f. Bezüglich 
ihrer Wahlfähigkeit vergl. Gesetz tihcr die Organisation des Ober- 
gerichts V. 22. bez. 1852, Art. 6. 

") Sie sind abwechselnd Assisenpräsidenten, Nov. Art. 26, 30. 

") Die passive Wahlfähigkeit mit den (Ausschliessungs- und) 
Dispcnsationsgrtinden Art. 65 ff entsprechen dem eidg. Organisations- 
gesetze; jedoch sind die Geistlichen nicht ausgeschlossen. Rekurs- 
instanz ist der Regierungsrat, 

") Die aktive Wahlfähigkeit wurde erst durch die Verfassung 
von 1885, Art. 11 mit der eidg. in Übereinstimmung gebracht; nach 
derjenigen von 1852, Art. 36 begann die Stimmberechtigung mit dem 
erfüllten 21. Jahre. 

") Jede wählt wenigstens 1 Geschwomen. 

") Mit Berücksichtigung der Bruchzahl von 550. 

") Vergl. für die Geschwomen wählen: Gremeindeorganisations- 
gesetz V. 26. Nov. 1841^ Art. 6 ff; Wahlgesetze v. 5. Nov. 1841, v, 
28. Dez. 1867; v. 22. März 1871 (Wahlurne); v. 10. Juli 1894 (das 
relative Mehr im 3. Wahlgange einführend). 

*•) Das Minimum, auf welches die Spezialliste infolge vorzeiti- 
ger Wegnahme früherer Urteilsgeschwomer durch diese wieder zu 
ergänzen ist, wird indessen statt auf 700 auf 400 angesetzt. 

") Ihre 3 Mitglieder werden vom Grossen Rat auf 4 Jahre 
gewählt, den Präsidenten seit 1863 aus dem Obergerichte (früher 
aUe drei), die andern aus den Bezirksgerichtspräsidenten, Art. 27 
ff, Nov. 16 ff. 

*•) Art. 40—62, Nov. 25—34. 
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c) Das schwtirgericIitUeh^ Verfahren 
nach der Strafprozessordnung vom 3. Mftrz 1858 und 

* • ■ • 

deren. Novelle vom 29. Mal 1863. 

Die Strafprözessordnimc: von 1858/63 ist eine nahezu 
ausschliessliche Nachhildxing^) des Zürcher Strafprozesses 
von 1852. Infolge einer andern kompilatorischen Anordr 
nung der stellenweise redaktionell veränderten Jlechtssatze 
entstanden sogar Wiederholungen. Bietet dieses Verfahren 
in der Hauptsache eigentlich nichts Selbständiges, so ge»- 
nügt es, die einzelnen, unwesentlichen Abweichungen*) vom 
Zürcher Verfahren (18S2) zu skizTieien. 

Die Voruntersuchung^) wird wie in Bern vom Bezirks- 
gerichtspräsidenten geführt*). — Für die Beurteilung des 
Autoverdikts kann wie nach der Novelle (von 1854, Art: 
338 a) des Militär-Strafprozei?srechte6 ex officio oder auf 



') Man Ycrgl. successive die lür das schwurgerichtliche Ver- 
fahren in Betracht fallenden Art. 71—84 {Zur, Org. 76—82, 56) ; 
11^^-119, 17, Nov. 14 (Zur. Strafpr. 1, 7, 9—13) ; 120 ff, 3, Nov. 9 ff 
(2—4); 173—175 (64, 209), 222—237 (107—113, 119—123, 126); 
238—240, 242—249 (127 t, 130, 129, 131, 133, 132, 134 f ) ; 259—264 
(320), 265—276, 278 f (205 f^ 206 (246), 207—213, 214 f, 180); 280 f, 
234, 288. 291, 294 f, 297, 298—302 (218/19, 115, 135, 181 f, 138, 143 f 
(Org. 22) 183 f ) ; 303—311, Nov. 306, 309 (218 (216), 219, 218/19, 
221, 222, 220, 179) ; 312—320, Nov. 313 f, 323. 325, 327—339 (223— 
225 (Or«r. 82), 227 i (Org. 80 f), 226, 229—283, 238 al. 1, 234 f, 241 
al. 2, 240. 237, 238 al. 2, 239, 243 f, 241 al. 1 u. 3, 242, 254) j 340— 
346 (245 f, 206, 247—253); 347—351 (352 f ) ; 354 (255—258 (252, 
274, 259), 260, 262) ; 355 (366)— 358 (359)— 363' (364), 365 (264 (17) 
265..f (268, 2Ö8), 269, 274, 270 f (264), 272); 369 (176); 372 ff (150 
ff, 211, 229 (208 f, Org. 101); 376 ff, 382—385 (165 f, 164, 169 f ) ; 
:W ff (171 ff). 

-) Sie entsprechen mei&t dem Verfahren des Bundes und des 
Kantons Thurgau. 

■) Gerichtliche Polizei für die Vorbereitungsuntersuchung: 
Polizeiangestellte, Gemeinde- und Bezirksammänner, Staatsanwalt- 
schaft. Art. 3 ff, 7 ff, 120 ff, Nov. 1 ff. Die Erhebung der Straf- 
klage — an den Untersuchungsrichter — steht dem Staatsanwalt zu. 
Art. 115 ff, 19, 131, Nov. 14 (Note 1). — Vergl. Referat von Bal- 
dinger auf dem Juristentag 1863 in Basel ; Zeitachr. f. Schweiz. Recht, 
12. Bd., S. 81—86. 

*) Vergl. Art. 21 ff, 173 ff, 222 ff, 238 ff, 242 ff, Note 1. — Die 
Auskunftsverweigerung des Angeschuldigten Art. 241 entspricht 
nahezu Art. 85 des Bundes-Strafpr. im Hauptverfahren und steht im 
Widerspruch mit der Tendenz des Art. 292. 
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Antrag einer Parbei :die Zuziehung der Jilry b^chlössea 
werden (Arf. 27?, hiemaxjh' d). Der Anklagökammer wird 
ausdrücklich die Befugnis eiugfer^amnt'), dem Angekiagi^n 
eine Entschädlgujig zuzusprechen, wenn si0 die AnWage®) 
fÜT unzulässig erklärt oder die Staatsanwaltschaft dieselbe 
fallen lässt; im letzteren Falle, sowie bei Verweisung einer 
Strafsache an den Zuchtpolizeirichter steht seit 1863 dem 
Kegierungsrate sowohl als einem allfälligen Privatkläger 
binnen 10 Tagen die Beschwerde an die Ankla^ekammer 
zu"'). 

Für die Bildung der Urteils-Jury sind die Bekusätionen 
nicht ziffemmässig limitiert'^); die 1858 hiefür angesetzten 
Fristen®) werden 1863 er\?^eitert^^). — Dem Staatsanwalt 
steht für den Belastungs-^^) und dem Verteidiger für den 



") Art. 278 Bundes-Strafpr. Art. 39. 

*) Für die vom Staatsanwalt der Anklagekamraer einzurei- 
chende Anklageakte ist das Legalprinzip — die Begründung durch 
das Strafgesetz — nicht ausdrücklicli vorgeschrieben, Art. 261. Für 
jeden Angeklagten und bei Realkonkurrenz für jedes Delikt wird 
fiine Anklageakte verlargt (Art. 264), im letztern Falle tritt in der 
Hauptverhandlung gesondertes Verfahren ein (Art. 320). Ausser 
der Änderung der Anklage steht dem Staatsanwälte auch das Fallen- 
lassen derselben bis nach der Fragenstellung (Jury) zu. Art. 293. 

') Art. 260, 266, 269, 272, 278 f, Nov. 279 b. 

*) Ihr Maximum beträgt, wie sich bei der Gleichberechtigung 
der Partelen ermitteln lässt,. 12. 

•) Die zuerst unbestimmte Frist ftir deren Binreichung vor der 
Hauptverhandlung wird 1863 auf 4 Tage angesetzt und die bisherige 
Auslosung für die Sitzung unter Erhöhung auf die Zahl 14, nur vor- 
genommen, wenn weniger als 24 Geschworne rekusiert. worden sind; 
die 2 zuletzt Ausgelosten können als ErgHnzungsgeschwome zuge- 
zogen werden. (Nur wenn — bis 1874 — Todesstrafe in Frage stand, 
konnte das Austreten vom 1. oder 2. Urteilsgeschwomen Nichtigkeit 
des Verfahrens bewirken, Art. 315.) Vergl. Art. 309. 313, 314, 72— 
S3; Nov. 309, 313, 3l4. 

") Für die Richter-, Geschwornen- und Zeugenlisten von 4 auf 
8 Tage, Art. 306, Nov. 306; vergl. Art. 318, 99 ff, Grossratsbeschluss 
V. 24. Sept. 1867. — Mit den Paiieien wird auch der Geschädigte 4 
Tage vor der Sitzung vorgeladen. Art. 284. 

") Die Zeugenbeeidigung entspricht dem Bundes*Strafpr. Art. 
74, d. i. ohne die Zürcher Ausschhissklausel. Die Beeidigung der 
Kxperten und Dolmetscher ist vorgeschrieben. Art. 286, 289 f. — 
Durch Grossratsbeschlusi^ v. 26. Aug. 1875 wird der Eid durch das 
Uandgelühde ersetzt. 
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Entlastungsbeweiß**) ein Expos6 zu: die Strafprozessord- 
nung^^) räumt ausdrücklich beiden für die »Straf Verhand- 
lung**) völlig gleiche Rechte« ein*'^). 

Wenn die Geschwomen*®) sich nicht auf eine Mehrheit 
von 8 Stimmen einigen können*^), erteilt ihnen der Assisen- 
präsident über die obwaltenden »erheblichen Zweifel« im 
Sitzungssaale neue Belehrung. Kommt trotzdem nach läng- 
stens 24 Stunden (!) kein Verdikt zu stände, so erfolgt ab- 
solutio ab instantia*®) oder Verweisung vor eine neue Jury 
wie im Zürcher Verfahren. 

I)ie Straffreisprechung**) geschieht wie nach Code 
d'instr. crim. (Art. 364, Bundes-Strafpr. 117) durch den 
AssisenhoP®). 



13^ 



') Nicht zeugnispflichtige Personen können trotz Vorunter- 
suehungsverhör ihr Erscheinen für die Hauptverhandlung ahlehnen. 
Art. 285. 

^) Zu den Ausnahmen von der Mündlichkeit des Bundes-Straf- 
proz. (Art. 88, Zur. 240) kommen Zeichnungen, Pläne etc., die in der 
Voruntersuchung aufgenommen wurden. Art. 331, Litt. c. 

^*) Die ProtokoUieiiing der Aussagen des Angeklagten und der 
Zeugen (Code d'instr. crim. Art. 318), sowie der Nichtausschluss 
beteiligter Personen von geheimen Gerichtssitzungen, Art. 282, 297, 
al. 2 entsprechen dem Thurgauer Verfahren Art. 59 (57), 135. 

«) Art. 292 f, 322, 324. 

") Die Fassung der Hauptfrage Art. 342 scheint von der Zür- 
cher Fragenstellung abzuweichen, die Übereinstimmung ergibt sieh 
jedoch, wenn man den Zusammenhang aufdeckt: Art. 342 ist näm- 
lich unter Wiederholung von Art. 261 kompilatorisch aus dem Zürch. 
Strafpr. Art. 206, 247, 248 zusammengestellt. — Diese redaktionellen 
Änderungen erweisen sich überhaupt nicht immer als Verbesserun- 
gen: man kann sich des Eindruckes kaum erwehren, dass dieselben 
stellenweise die »Anleihe« etwas verschleiern sollten. Diese Wieder- 
holung von Original und Kopie zeigten sich auch auf dem Juristen- 
tage 1863 in Basel durch die Darstellung der Zürch. Fragenstellung 
von Büttimann und Honegger und die Kritik der aargauischen von 
Baidinger. Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 91 — 100. 

") Abweichend vom Zürcher Straf pr. Art. 245, 252, 274 steht 
es im Ermessen der Geschwornen, »eine Frage teilweise zu bejahen 
und teilweise zu verneinen«. Art. 352. — In Bezug auf die Frage 
der Zurechnungsfälligkeit setzt das Aargauer Peinl. Strafgesetz Art. 
45, die Strafunmündigkeit bedingt auf das 15. Altersjahr. 

") »Es hängt in diesem Falle von dem Staatsanwälte ab, ob 
die Sache nach Art. 278 auf sich beruhen soll«; wörtlich mit Zur. 
Strafpr. übereinstimmend. 

^•) Vergl. Art. 359, 356, 366. 

^) Bei Freisprechung entscheidet der Assisenhof, ob und welche 
Entschädigung dem Angeschuldigten zuzuerkennen sei. Art. 364. — 
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Die einfache Besehwerde gegen alle Beschlüsse des 
Untersuchungsrichters, der Anklagekammer, des Assisen- 
präsidenten und des Schwurgerichts steht dem Staatsan- 
Avalte, dem Angeklagten und dem Geschädigten (»Zivil- 
partei«) zu, im 1. Falle an die Anklagekammer, im übrigen 
Ö31 das KassationsgericM'^^), Der Kassationsrekurs gegen 
ein Urteil des Schwurgerichts^*) ist dem Assisenpräsident 
zu Händen des Kißsationsgeriehts einzureichen*^). 

Die Rehabilitation ist durch das Gesetz vom 15. März 
1854 geregelt**). Für die Begnadigung^'^) steht den Ge- 
scliM^ornen das Antragsrecht zu. 



d) Die Korrekfionalisierung der schwurgerichtlichen Juris- 
diktion 1868, 1886, 1891. 

Erklärte schon das Peinliche Strafgesetz von 1857 
(Art. 1) diejenige Handlung oder Unterlassung als Ver- 

Die Gerichtsgebühren und Prozesskosten sind in einem Tarif als An- 
hang I z. Strafpr. festgesetzt: Urteilsgebühr des Assisenhofes (Auto- 
verdikt) 30—300 Fr., des Schwurgerichts 50—500 Fr., des Kassations- 
gerichts 20—200 Fr. 

") Für den Angeklagten bezüglich der Inkompetenz; für den 
Staatsanwalt überhaupt gegen deren Beschluss. Art. 268, 273, Nov. 
37; Note 1. 

^) Damit hat sich das Gesetz im Ausdruck vergriffen, denn 
dessen Bestimmungen über den Adhäsionsprozess gestatten dem Ge- 
Bchädigten nicht, sich für das Strafverfahren als Zivilpartei zu kon- 
stituieren. — Vergl. hiezu Baidinger, Zeitschr. f. Schweiz. Recht, 12. 
Bd., S. 86—91. 

^) Es besteht aus 5 Mitgliedern; die Bildung aus dem Ober- 
gerichte entspricht derjenigen in Bern und Thurgau; Art. 85 — ^91, 
Nov. 35—38. 

**) Dem Geschädigten steht er wie in Zürich nicht zu (s. oben) ; 
Art. 372—375, 376—386; Note 1. 

*) Auch das Wiederhei-stellungsgesuch (Revision Art. 387 ff) 
stimmt mit dem Zürch. Strafproz. überein. Note 1. 

^) Sie ist zulässig 3 Jahre nach Strafabbüssung, ausgeschlossen 
l)ei Rückfall; Instanz ist der Grosse Rat über Rehabilitation pein- 
lich Verurteilter v. 15. März 1854, Art. 1 — 4: Reglement v. 23. Nov. 
1985, Art. 31, Ziff. 6; 64. 

*^) Vergl. Verfassung 1852, Art. 44, Litt, c, 1885, Art. 33, Litt, 
t; Organisationsgesetz v. 19. Febr. 1868, Art. 12 ff (bedingte Ent- 
lassung) ; Verordnungen v. (6. Jan. 1869, 19. Febr. 1872) 22. Nov. 
1897. 
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brechmj auf die es eine Strafe setze^ welche y>nicM ausdrück- 
lich als eine bloss zuchtpolizeiliche erklärt sei, »oder sich 
naoh Strafart oder Strafdauer als solche darstelle«, so schied 
erst das ZuchtpoUzeigeseiz vom 19. Februar 1858 (Art 1) 
die korrektionellen Delikte'aus, o/me jedoch den Thathestand 
derselben auf legale Weise festzusetzen. Die Folge hievon 
war, dass die B«chtsprechung streng genommen nicht selten 
gegen den Grundsatz nulla poena sine lege verstiess^). Diese 
Praxis auf Grund einer zti weitgehenden Anwendung der 
Analogie auf dem Gebiete des materiellen Strafrechts führte 
nolens volens zu einer (gewohnheitlichen!) Korrektionalisie- 
rung der schwurgerichtlichen Jurisdiktion. 

Das Zuchtpolizeigesetz von 1868 erklärte als Jcorrektio- 
nette Delikte: »sofern sie nicht ihrer Natur oder den S:ie be- 
gleitenden umständen nach der kriminellen Bestrafung un- 
ierliegen«: Ehrverletzungen^), körperliche Angriffe auf Per- 
ponen, Verletzungen des öffentlichen und Privateigentums, 
Beschädigungen durch Misshrauch des Vertrauens, Vergehen 
gegen die bffentlidie Ruhe^ Ordnung, Sicherheit und Sittlich- 
keit. — Die Gj«nzbereinigung mit dem Mangel legaler That> 
bestände war lückenhaft*). Deshalb wurde in die Verfaß 
sung von 1885 im Art. 62, al. 3, 5 folgende Beistimmung 
aufgenommen: »Ein sofort zu erlassendes Gesetz wird die- 
jenigen strafbaren Handlungen bezeichuien, welche aus dem 
pedrüichen Strafgesetz auszuscheiden und als Zuchtpolizei- 
vergehen zu beurteilen sind. Es soll ein Zuchtpolizei-Straf- 
gf setz erlassen werden«. — Diese neue »reinliche Scheidung« 



-) YeTfrl, H. Guggenheim, Zeitsehr. f. Schweiz. Strafr., 1. Bd., 
S. 306 If. C. Stoos, Die Gmndzüge des Schweiz. Strafr., 1. Bd., S. 
130 ff; ZeitscÜr. f. Schweiz. Straft-., 10. Bd., S. 351 ff. 

-) Die Pressdelikte waren in Übereinstimmung mit Thu'rgau 
durch die Verfassung der schwurgerichtlichen Jurisdiktion nicht 
vorbehalten worden. 

') Ihnen wurde gleichsam die Bedeutung apriorischer zuchtpo- 
Hzeilicher Deliktsiormen zugemessen, denn ausser den angeführten 
Kategorien wurden z. B. zuchtpolizeilich bestraft: Gewaltthätigk^t 
(Diebstahl, Unterschlagung,. Verschleppung von g^dj»t^liehem Ver-i 
mögen. Betrug, Prellerei), Wahlbestechung, falselie Anzeige, falsches 
Jlandgelübde, unrichtige Eidesleistung, Täuschung der Behörden, 
widerrechtliche Verhaftung, Versetzung in die Zwangsarbeitsanstalt 
ete, Jahresbericht des Obeigeridits 1872, S. 7 f ; bei Guggenheim 
S. SIC f. 
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erfolgte durch das Ergänziuigsgesetz*) zur Strafrechtspflege 
vom 7. Juli 1886*^). KorreMionalisiert wurden durch das- 
selbe®) : Aufreizung zum Ungehorsam, Gottesdienststörung, 
xVmtswiderspenstigkeit, Unzucht gegen die Natur, absicht- 
lich hülflpse Mederkunft, Körperverletzungen, Gewaltthä- 
iigkeit, ein?elne Diebstahls-, Betrugs-, Unterschlagungs- 
uiid laetrüglifehfe Baiikerottäkategorien, falsche Anklage, bös- 
willige Eigentumsbeschädiguug u, a.') 

Im Vergleich zu den sohwurgerichtlichen Kompetenz- 
en nunen des betrüglichen Bankerotts und des Pfändungs- 
betrugs der Kantone Thurgati und Zürich — 200 bezw. 300 
Fr. (s. oben) — korrektionalisiert Aargau gleichzeitig auch 
bei dieser Kategorie: durch das Einfiihrungsgesetz zum Bun- 
desgeäet2 über Schuldbetreibung und Konkurs vom 17. 
März 1891 wird das Schw'urgericht nur zuständig erklärt*), 
wenn die herbeigefiihrte Schädigung 1000 Pr. übersteigt^). 

Interessant ist auch die Thatsache, für die Hürbin 1893 
für die 20 Jahre von 1872 — 1892 den statistischen Nachr 
weis geliefert hat, dass sich die Zuständigkeit der Kriminal- 
Jcammer ohne Jury gegenüber dem Schwurgerichte numerisch 
vergrösserte : »Man möchte aus der Verminderung der 
sehTvurgerichtlichen Bestrafungen gegenüber den kriminal- 
gerichtlichen schliessen, die letztere habe an Vertrauen ge- 
wonnen, die erstere aber verloren«^^). 



*) Eine einheitlichere Bereinigung soUte durch ein neues Straf- 
gesetz bezweckt werden, dessen Entwurf von Heuberger 1892 vorlag; 
vergl. Zürcher und Gretener, Zeitschr. f. Schweiz. Strafrecht, 6. Bd., 
S, 67 ff; 221 ff; Heuberger, 4. Bd., S. 422; Merz, 9. Bd., S. l25. 

'') Vergl. die Zusammenstellung der Strafgesetze 1857, 1868, 
1886 von G. L. SHerli mit fterücksichtigung von C. Stoos, Zeitschr. 
f. Schweiz. Straf recht, 1. Bd., S. 522 f. " . . , 

•) Unter gHnzlicher oder teilwdser Aufliebung von y^ des be- 
sonderen Teils des Peinlichen Strafgesetzes von 1857. 

') Vergl. Gesetz v. 7. Juli 1886, Art. 1, Ljtt. a— o, 2 Ziff; 
I — ^III. Schweiz. Obligationenrecht, Art. 877 — 879. 

•) Gesetz v. 17. März 1801, Art. 23, Litt, c, 49. 

•) Diese Kompetenzsumme zeigt den Charakter der Korrek- 
tionalisierupg s^uch gegenüber dem Gesetze v. 7. Juli 1886, Art. 1, 
Litt, ii— o, zudem unter?? teilte Aargau nicht wie Thurgau den Wu- 
cher dem Schwurgerichte, sondern ahndet ihn zuehtpolizeilleh. Straf- 
^'eaetz ^egen den Wucher v. 26. Sept. 1887, Art.- 4. 

*•) Zeitschr. f. Schweiz. Sjtrafrechtj 0. Bd., S. 263. 



» 1 
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5. Solothurn. 

a) Die Einführung und Beibehaltung des Schwurgerichts 
ohne Verfassungsgarantie (1866), 1862/63, 1875, 1887. 

Die jüngere demokratische CTeiieration hatte uninittel- 
bar vor und nach 1848 nicht nur den erschlafften Segeln 
des »regenerierten« Schiffes frischen Wind zugeführt^ son- 
dern demselben auch einen neuen Steuermann mit radika- 
lerem Kurse vorangestellt. Diesem Wechsel in Bern, Zü- 
rich, Thurgau und Aargau etc. folgte auch Solothurn mit 
seiner neuen Verfassung vom 1. Juni 1856. 

Nachdem dieser Kanton auf der Tagsatzung 1848 mit 
seinem Jnstruktionsantrage auf Einführung eidgenössischer 
zentralisierter Schwurgerichte (S. 59) nicht durchgedrungen 
war, kann es befremden, dass er zu Hause nicht bestrebt 
war, das als »recht« einzuführen, was er für die Eidgenos- 
senschaft als »billig« erachtet hatte. Denn es bedurfte erst 
des Systemwechsels 1S56, um dann 1862, 14 Jahre nach 
dem genannten Antrage, die erwähnte Konsequenz zu zie- 
hen. Die Verfassung vom 19. Januar 1851 (Art. 38) behielt 
nämlich die Organisation der Strafreehtspflege der Gesetz- 
gebung vor und stellte nur den für die 2. Hälfte des 19. 
Jahrhunderts schon gesetzlich anerkannten Grundsatz auf, 
(lasS in »Kriminalsachen Anhlage und Verteidigung a statt- 
finde. Solothurn führte nun diesen Verfassungsartikel 
nicht bloss »transi torisch« wie Thurgau 1850, sondeni 
definitiv aus durch die Organisation ständiger »Kriminal- 
gcrichte erster Instanz« nach dem Gesetze voxn 19. März 
1851. 

Acht Jahre nach dem ßevolutionsjahre 1848 hatten ge- 
nügt, um eine demokratische Verfassungsrevision durchzu- 
führen, ohne die »konstitutionelle Garantie« des Jury-Insti- 
tuts aufzunehmen. Die Verfassung von 1856 (Art. 41) 
stimmte für die Organisation] der Strafrechtspflege wörtlich 
mit derjenigen von 1851 überein, nur wurde in. den Zu- 
satzbestimmungen (Art. 49) der Gesetzgebung für die »Re- 
organisation der Strafrechtspflege der Grundsatz der Öf- 
fentlichkeit und Mündlichkeit besonders zur Pflicht ge- 
' macht«. 
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OVschon diese Prinzipien die Einführung der Jury 
durciiaus nicht bedingten, der Gesetzgeber also hierin grös- 
sere Vorsicht gezeigt hatte als in den Kantonen Thiirgau 
lind Aargau, so glaubte die »rote« Partei, welche über die 
»graue« mit dem Postulate der Erweiterung der Volksrechte 
gesiegt hatte, die Demokratisierung der Institutionen auch 
mit der Einführung des Schwurgerichts durchführen zu 
müssen. 

Die Keorganisation der Strafrechtspflege kam im Kan- 
ioiisrate am 22. Mai 1862 zur Entscheidung und zwar auf 
Grundlage von 2 Entwürfen, einer mit und einer ohne Ge- 
schwome. Gegen die Jury wurde betont: Die angeblichen 
Vorteile des Schwurgerichts berulien auf dem mündlichen- 
öffentlichen Verfahren, welches auch bei ständigen Gerich- 
ten einzuführen sei; aucjn die Unabhängigkeit gegenüber 
der Eegierungsgewait sei dem Schwurgerichte in der Schweiz 
im Gegensatze zur Monarcliie nicht eigen, da das souveräne 
schweizerische Volk die ständigen Richter wählen könne. 
Andererseits seien die Geschwomen durch Augenblicksstim- 
inungen und die öffentliche Meinung zu schnell beeinflusst, 
wodurch sie sich mehr vom Gefühl leiten Hessen; der Vor- 
teil eines enveiterten Rekusationsreehtes werde illusorisch, 
indem dadurch schliesslich die Unfähigsten zu Geschwomen 
bestimmt mirden, die weder Verantwortlichkeit noch Ge- 
richtsehre kennen; zu all dem käme eine ungerechtfertigte 
.Kostenvermehrung. Die Argumente für die Jury machten 
geltend, dass häufige Geständnisse die Kosten reduzieren; 
Jas Judicium per pares habe als solches stärkere Repressiv- 
kluft, zugleich "Würdige es den Straffall individualiter besser, 
um so mehr als die Geschworiien durch die jedesmalige Be- 
eidigung zur skrupulösesten Prüfung veranlasst werden; der 
Vorteil des vermehrten Richterwechsels mache aus der Juiy 
eine rechtliche und moralische Bildimgsschule für das 
A^olk^). 



^) Wir haben die Argumente pro und contra aus dem zeitlichen 
in einen logischen Zusammenhang gebracht. Wir wollten zum Ab- 
schlüsse aus den Quellen nachweisen, dass die vor 1848 geltend ge- 
machten Argumente seither stereotyp geblieben sind. S. 3. — Vergl. 
4. Sitzung der Verhandlungen des Kantonsrates, Beilage z. Amts- 
blatt 1862, S. 59—85, 86 f. 

18 
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Von 83 Stimmenden der 94 anwesenden Kantonsrate 
votierte nnr eine Minderheit von 13 nicht für die Jury. 
(Protokoll des Kantonsrates vom 23. Mai 1862.) 

Die späteren Verfassungsrevisionen wurden keineswegs 
durch die Jury-Frage veiunlaest; dennoch ist anzuführen, 
wie anisfekehrt dieselben sich zur Jurv stellten: sie nahmen 
weder Garantie- noch Fakultativbestimmung des Schwurge- 
richts auf, so dass dessen Beseitigung keine Veriassungsanevi- 
sion bedingen ^\ürde^). Sowohl die Verfassung vom 12. 
Dezember 1875 (Art. 53) als diejenige vom 23. Oktober 1887 
(Art. 45) bestimmen nämlich nur allgemein, dass die Straf - 
rechtspfiege aus dem Anklageverfahren mit grundsätzlicher 
Beriicksichtigimg der Öffentlichkeit und Mündlichkeit be- 
ruhen müsse. 



b) Die Organisation des Schwurgerichts 1863. 

Solothum ist der Benjamin der Jury-Kantone; er äus- 
sert dies auch dadurch, dass er 1885 nach einem Zeiträume 
von 22 Jahren sqhon die dritte Strafprozessordnung auf- 
stellte. 

Die Organisation des Schwurgerichts wird durch den 
ersten Teil der Strafprozessordnung vom 5. März 1863 nor- 
miert; diese trat auf 1. Juli 1863 in Kraft. 

Von 1863 an hat Solothum für die hürgerlicJte Straf- 
rechispflege nicht weniger als 8^) — wovon 5 erste — In- 
stanzen: Die Friedensrichter, Amtsgerichtspräsidenten, Amts- 
gerichte^), die Anklagekammer, das Schwurgericht, den 
' Schwurgerichts-( Assisen- )hof , das Obergericht und das Kas- 
gationsgericht^). — Die schwurgerichtliche Jurisdiktion er- 
streckt sich auf die Yerhrechen. Die Strafprozessordnung 
bestimmt zwar nur allgemein, dass ein kantonales »Schwiir- 

*) Denn die in den Verfassungen von 1875 (Art. 22, Litt, e) 
und 1887 (Art. 20, Ziff. 4) aufgestellte Volkswahl der Geschwomen 
ist subsidiärer Natur. 

^) Hiebei ist die Anklagekammer als Instanz schlechthin mit- 
gezählt. 

«) Art. l' 10, 12 ff, 17 ff, 31 ff. 



i 
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gericht zur Beurteilxuig der ihm von der Anhlagekammer 
iibenviesenen Straffällc aufgestellt« werde. Allein anderer- 
seits enthält das seit 1. August 1859 in Kraft bestehende 
Strafgesetz die franzöc^ische Trichotomie*) ; durch die Straf- 
prozessordnung werden für alle Polizeiübertretungen kon- 
liurrierend die Friedensrichter, die Amtsgerichtspräsidenten 
imd Amtsgerichte und für »alle Zucht polizeivergeherm die 
Amtsgerichte zuständig erklärt''). Hiedurch ist nach Mass- 
gal)e des Ai*t. 8 der Kompetenzkreis des Amtsgerichts er- 
schöpfend normiert, so dass es nach demselben nicht auch 
noch für leichtere Verbrechensfälle kompetent erklärt wer- 
den kann. Daraus folgt, dass die schwurgerichtliche Juris- 
diktion, statt der umschreibenden Überweisung, direkt auf 
die Verbrechen hätte bezogen werden können. Als solche 
definiert das Strafgesetzbuch diejenigen Delikte, gegen 
welche das Gesetz Kriminalstrafe androht« d. i. Tod — bis 
1874 — , Zuchthaus und Einsperrung®). 

Das Schwurgericht vnri gebildet dxirch 10 — 1^ Oe- 
schworne'^) und den Assisenhof, bestehend aus S Richtern 
und 2 Suppleanten, die alljährlich vom Kantonsrat aus den 
Oberriehtem®) (der Assisenpräsident) und deren Supplean- 
ten gewählt werden®). Die Sitzungen finden in der Eegel 
rJle Monate in Solothum statt^^). 

Jede Gemeinde wählt alle 5 Jahre^^) einen Geschwomen 
auf 150 Einwohner*^). Die Geistlichen sind auch von der 
aktiven^^) Wahlfähigkeit ausgeschlossen; die passive (bezw. 



*) Emführungsgesetz z. Strafgesetzbuch v. 3. Juni 1859, Art. 1 ; 
^Strafgesetzbuch v. 8. März 1855/3. Juni 1859. Art. 3. 

») Vergl. Art. 17, 16, 65, 3—7, 8; 164. 

•) Strafgesetz Art. 3, 8. Hiebei galt bis zum Inkrafttreten der 
Bundesverfassung von 1874 (Art. 65) körperliche Züchtigung als 
Zusatzstrafe; vergl. hiezu Art. 13 ff; 79 — 136: Gesetz v. 1. März 
1865, Art. 1 f. 

^) übereinstimmend mit Bundes-Strafprozess, Art. 55. 

•) Betr. Wahlfähigkeit derselben vergl. Gesetze v. 29. Dez. 1860 
und 24. Dez. 1870, Art. 2. 

•) Art. 17, 29, 124 f, 20; Gesetz v. 9. Mai 1864, Art. 1. 

") Art. IS, 16, Ziff. 4, 19; 37; Gesetz v. 1. März 1865, Art. 1. 

") Ergänzungswahlen finden statt, wenn die kantonale Spezial- 
listc unter 300 Namen sinkt. 

") Wenigstens 1, die Bruchzahl über 80 zählt voll. 

^') Ihre übrigen Ausnahmen entsprechen den allgemeinen Nor- 
men. Art. 22—25; revid. Verfassung v. 24. Nov. 1867, Art. 18, 24 f. 
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die Ausschliesstings- und Dispensationsgründe) entspricht 
dem eidg. Organisationsgesetze^*). 

Die Dienstliste (40 Geschworne, von denen jedoch nur 
die nicht rekusierten einberufen werden), sowie die Beetel- 
hmg der Anklagekammer nnd des KassationßgOTichtes^*^) 
btimraen mit dem Berner Organigationsgesetze überein^®). 



c) Das schwurgerichtliche Veriahren nach der Strafprozess- 
ordnung vom 5. März 1863 und der Novellengesetzgebung. 

Nach dem Bundesstrafprozesse vom 27. August 1851 
haben die dentschen Jurj'^-Kantone für ihr Schwurgerichts- 
Prozessrecht nicht mehr direkt auf den Code d'instruction 
criminelle zurückgegriffen. Solothum ist der 4. Kanton, 
der auf Grundlage des Bundes-Strafprozessrechts beinalie 
ausschliesslich kompilatorisch legiferieri;: er macht seine 
»Anleihen« durcheinander bei den Strafprozessen des Bun- 
des und der Kantone Bern, Zürich, Thurgau und Aargau. 

Die Einleitung des Strafverfahrens, die Vorbereitungs- 
und Vonintersuchung entsprechen im wesentlichen dem 
Zürcher Strafverfahren von 1852; Untersuchungsrichter^) 
ist wie im Kanton Bern der Amtsgerichtspräsident (Art. 34). 
Die Zuziehung des Verieidigercr ist vom 1. Verhöre an statt- 
haft (Art. 88). Die Einstellung der Untersuchung kann 
wie nach Bundes-Strafprozess Art. 29 bei Übereinstimmung 
des Unters iichungsri cht ers nnd des Staatsanwaltes verfügt 
werden (Art. 109, 116). Über die nach Zürcher Vorbild 
abgefasste und eingereichte Anklageakte des Staatsanwaltes^) 

") Vergl. Gesetz über Volksabstimmungen und Wahlen v. 29. 
Dez. 1860, Art. 1-Ht; v. 23. Mai 1862; v. 28. Mai 187Ö, Art. 7. 

*'') 'Es besteht aus 7 Mitgliedern und ist Kassations- und Re- 
visionsinstanz. 

*«) Vergl. Art. 26 ff, 12 ff, 31 ff, . 

*) Auf offizielle .Kequisition hin hat er die Untersuchung ein- 
zuleiten, für die ihm eine weitreichende Befugnis zusteht; vergl. 
Art. 66—73, 74—76, 85—96; Zürch. Straf pr. Art, 1—5, 9, 12 f;, 127 
ff, 107 ff. 

') Er hat derselben seine Zeugenliste und B6wei«nittel beizu- 
Jtügen. Art. 112. . / 
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befindet die Anklagekammer^), die den Angeklagten auch 
nach seiner vorhergehenden Beratung mit dem Verteidiger 
A^emehmen lässt, ob er ein Autoverdikt abgeben wolle*). 

Der Assisenpräsident ordnet für die Parteien eine Vor- 
sitzung^) an znr Vornahme der Eekusationen von Richtern 
lind Geschwoinen ; für letztere werden sie nach Analogie des 
Berner Strafprozesses®) vom 29. Juni 1854 vorgenommen, 
jedoch ist das Rekusationsrecht des Staatsanwaltes und des 
Angeklagten erschöpft, wenn für den einzelnen Straffall 
noch 15 Geschwome übrig bleiben^). 

Am Sitzungstage erfolgt die Konstituierung der Urteils- 
Jury wie bei den Bundesassisen*'). Zeugen und Experten 
haben unbedingt einen Eid^) bezw. ein Handgelübde zu lei- 
sten^^). Seit 1864 werden ausnahmsweise Obergutachten^^) 



•'•) 1) Auf Ergänzung der Voruntersuchung. 2) Einstellung des 
Verfahrens. 3) Überweisung oder 4) Moti"vderte Zuweisung an den 
Polizeirichter. Sie bestellt nötigenfalls die Offizialverteidigung, Art. 
113, 116. — Im 2. Falle hat sie seit 1864 motiviert zu entscheiden, 
ob und welche Entschädigung zuzuerkennen sei. Hiegegen steht 
dem Angeschuldigten und Staatsanwälte die Appellation an das 
Obergericht zu. Gesetz v. 9. Mai 1864 betr. den Entscheid der Ent- 
schädigungen vor der Anklagekammer, Ai*t. 1 — 4. 

*) Bei Verneinung hat er 8 Tage Frist für die Bezeichnung der 
Entlastungszeugen. Art. 115; 171. 

') Eine solche wurde 11 Jahre später auch in Neuenburg ein- 
geführt. 

•) Art. 385 ff bezw. Code d'instr. crim. Art. 399 ff. 

^) Zunächst sind die motivierten, hernach die unmotivierten 
Kekusationen vorzubringen. Art. 117 — 120, 41, 29. 

®) Bundes-Strafproz. Art. 55 — 58; jedoch lost der Assisaaprä- 
sident direkt die Ergänzungsgeschwomen aus der Liste des, Sitjsungs- 
ortes aus; beim Geschwomeneid (Gelübde) ist die Pflicht zur Ge- 
heimhaltung der Vota weggelassen. Art. 124 — 127, 30. 

") Für die franz. Formel vergl. Kegierungsbeschluss v. 25. Aug. 
1866. 

^^) Nicht beeidigt werden dürfen Bevogtete, mit Verlust Ver- 
geldstagte, Nichtaktivbürger; Personen unter 16 Jahren; Unzurech- 
nungsfähige. Über Eingaben hierüber entscheidet der Assisenhof. 
Art. 128—130. 

") Für den Angeschuldigten und den Geschädigten über Gut- 
achten der Voruntersuchung vor der Haupt Verhandlung einzureichen. 
Gesetz v. 9. Mai 1864 betr. Einvernahme von Experten im Straf- 
verfahren. Art. 1 — 4. 
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zugelassen. Die Einvernahme des Angeklagten, der Zeugen 
und Experten duiich den Präsidenten und die Stellung von 
Ergänzungsfragen (Art. 1 34) entsprechen dem Geschwomen- 
gerichtsgosetz Thurgau's^^), das Expose beider Parteien (Art. 
135) der Strafprozessordnung Aargaus (Art. 332, 324), die 
Voraussetzungen zur Abhörung der in der Sitzung ange- 
tragenen neuen Zeugen (Art. 136) dem Strafverfahreni von 
Zürich (Art. 241, al. 2) und der übrige Teil der Partei- und 
Schlussverhandlung^') dem Bundes- 8 rafprozess. 

Der Präsident hat ein Kesume und eine Rechtsbeleh- 
rung^*) zu geben; die Fragenstellung steht dem Assisenhof 
zu (Thurgau) ^^*): sie ist im wesentlichen materiell dem 
Zürcher Strafverfahren^") nachgebildet, dagegen die Ver- 
diktsfällung und die Stimmenmehrheit unter Weglassung 
der Qeschwomeninstruktion wörtlich dem Bundes-Srafpro- 
zessc'') und die ürteilsfällung (Art. 160—172)") direkt 
dem Strafprozesse von Aargau^^) bezw. indirekt demjenigen 
von Züricli^^). Durch eine Novelle vom 9. Mai 1864 wird 
das zwölfstündige Mjiximum der Verdiktsberatung einge- 
führt, bei Resultatlosigkeit mit Verweisung des Falles vor 



^*) Ebenso die Bestimmungen (Art. 46) für nicht öffentliche 
Hauptverhandlungen; vergl. dessen Art. 121 f. 

") Art. 132 f, 137— -144. Bundes-Strafpr. Art. 60 f, 78—81, 
87—91. 

") Er setzt die »zu lösende Aufgabe auseinander und erörtert 
die Merkmale und den Rechtsbegriff des Verbrechens« Art. 145. 

") Übereinstimmend nur mit der Einwendung gegen die Fra- 
genstellung. Art. 150. 

^•) Vergl. dessen Art. 246 f, 249—251 mit Art. 146—149. Die 
Fragentrennung ist nicht im einzelnen vorgeschrieben, die qualifi- 
zierenden Umstände nicht ausdrücklich erwähnt und allgemein »die 
allfällige Ausschliessung der Strafbarkeit« als Offizialfrage aner- 
kannt. 

'^) Art. 103 (al. 1) —106, 108—113. Strafprozessordnung, Art. 
151—159. 

") Für den Entscheid über das Strafmass, Milderungs- und 
Schärf ungsgründe und die Zivilfolgen statuiert das Gesetz (Art. 164) 
besondere mündliche Fragen des Präsidenten an den Assisenhof. — 
Die Nichtverurt^ilung des freigesprochenen Angeklagten zu den Ko- 
sten ist unbedingt ausgesprochen. Art. 168. 

") Art. 355, 364, 357—359, 356, 360, 362 f, 365 f. 

*») Art. 264. — 265 f, (268, S. 268), 268 (17), 269—272. --- 
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eine neue Jury und absolutio ab instantia, wenn wieder kein 
A^erdikt zu stände kommt-*). 

Kontumazialürteile werden nicht auf ein Verdikt basiert 
(Art. 176). 

Die üTos^a^tonsgründe, die binnen 3 Tagen geltend zu 
machen sind^-), entsprechen dem 1. — 3. und 5. Grunde des 
Bnndes-Straf Prozesses (Art. 149, Litt, a — c, e, S. 82), je- 
doch schweigt sich die mit allzu grosser Knappheit redi- 
gierte Strafprozessordnung aus, ob bei Kassation, aus den 3 
ersten Gründen Verweisung an dieselbe oder au eine neue 
Jury erfolge und wem überhaupt der Kassationsrekurs zu-, 
stehe, so dass er me im Zürcher und Aargauer Strafverfah- 
ren dem Geschädigten für seinen Zivilpunkt nicht zuerkannt 
ist^*), trotzdem die Strafprozessordnung ihm nominell — im 
Widerspruche zum thatsächlichen Verfahren — das Kecht 
zur Konstituierung als »Zivilpartei« einräumt. Dem Adhä- 
sionsprozess^^) ist also diet^elbe Stellung zugewiesen wie in 
Zürich 1852 (Aargau 1858), auch in Bezug auf die Verbind- 
lichkeit des strafriehterlichen Schuld- bezw. Mchtschuld- 
entscheides auf das ZivilurteiP^). 

Die Revision (;> Wiederaufnahme« Art. 185 — 189) wird 
allgemein nur an die Geltendmaehung der nova geknüpft 
und die »analoge Anwendung« des Kassationsverfahrens 
vorgeschrieben^«^ 



^) GesetJS v. 9. Mai 1864 betr. Vervollständigung des Straf- 
verfahrens, Art. 1. 

^) Binnen 8 Tagen können die einfachen Beschwerden anhän- 
<y;ig gemacht werden; hiezu kommen noch diejenigen gegen den Prä- 
sidenten des Kassationsgerichts und — an den Regierungsrat — 
gegen die gerichtliche Polizei (Polizeibeamte und Angestellte, Ober- 
amtsmänner), Art. 195 — 198. 

^) Der 4. KassatJonsgiund; Art. 178, spricht nicht wie der 
Bundes-Strafpr. vom »Gesetze«, sondern nur, wie Zürich und Aargau 
vom Strafgesetze. 

") Vergl. Art. 73. 90, 121. 161, 164; Gesetz v. 9. Mai 1864, 
Art. 1 ff. 

^) Gerich tsgebühreu : Assisenhof 20 — ^50 Fr.; Schwurgericht 
20 — 300 Fr.; Kassationsgericht 10 — 50 Fr.; Taggeld der Geschwor- 
nen Fr. 4. 50 und Reiseentschädigung. Gesetz (v. 18. Mai 1863, 
x\rt. 1 f) v. 19. Mai 1863, Art. 10, 20. 

") Betr. Rehabilitation vergl. Strafgesetz 1859, Art. 27; für die 
Begnadigung gilt noch das Gesetz v. 14. Dez. 1835. 



-»»" 
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d) Die Reorganisation des schwurgerichffichen Verfahrens 
durcli die Strafprozessordnung vom 18. Juli 1874. 

Die revidierte Strafprozessordnung enthält im allgemei- 
nen ein verbessertes Verfahren^). Der Zürcher Straf prozess 
ist dabei noch umfassender^) als 1863 zum Vorbilde genom- 
men worden. Dies ist auch für das Von^erfahren der PaU^), 
jedoch mit der Beschränkung, dass die llntersuchung wie- 
der einen geheimem*) Charakter annimmt: »In der Vor- 
untersuchung findet die Zulassung eines Verteidigers nicht 
statt«. Die Einstellung*) der Untersxichung steht nur noch 
der Anklagckamraer*) zu, der (aus dem Zürcher Verfahren 
wörtlich herübergenommen) erveitertc Befugnisse*^) einge- 
räumt werden. TJm die fnihcre absolutio ab instantia zu be- 
seitigen, erklärt die Strafprozessordnung, Abbs »die Einstel- 
lung der Untersuchung oder des Verfahrene die Bedeutung*) 
einer gerichtlichen Preispi-echung« habe. 

l^Hir die Autoverdiktsprozedur^) ist die Beweisführung 
auf die geltend zu machenden Erschwerungs- oder Milde- 



*) Gleichzeitig ist auch das materielle Straf recht neu kodifiziert 
worden durch das Strafgesetzbuch v. 18. Juli 1874. 

^) Der äussere Umfang der Strafprozessordnung hat sich nahe- 
zu verdoppelt: von 241 auf 457 Artikel. 

*) Bei der Einvernahme von Angeklagten und Zeugen, Kon- 
frontationen, Art. 160 f, 167—170, Zürcher Strafpr. v. 30. Okt. 1866, 
Art. 139, 142, 146, 150—152. 

*) Art. 57 und 161, 206 gegenüber Strafpr. 1863, Art. 90, 88. 

**) Gibt der Amtsgerichtspräsident als Untersuchungsrichter 
einer Anzeige keine Folge, so steht hiegegen die Beschwerde ans 
Obergericht offen. Art. 203, 117. 

®) Die Anklageakte weist die Zeugenliste des Staatsanwaltes 
nicht mehr auf. Art. 208 f. 

■) Vergl. Art. 213, 216, 218; Zur. 160, 161 f. 

*) In heidcn Fällen, Art. 219, 295 können dem Angeklagten die 
Kosten (Art. 221, 310) nur Überbunden werden wie Zur. Art. 43 (b. 
Hauptverfahren). Auch im 1. Falle kann der Angeklagte bezw. der 
Denunziant gegen die Kostenverfällung, ebenso der Staatsanwalt und 
der Angeklagte gegen den Entscheid der Anklagekammer über die 
von letzterem eingereichte Entschädigungsforderung beim Oberge- 
richt rekurrieren. — Im 2. Falle, sowie bei Freisprechung des Ange- 
klagten wird über diese beiden Punkte nach kontradiktorischer 
Verhandlung entschieden. Art. 213, 220—223, 295, 301, 302. 

') Hiebei ist die bisher weggelassene Bestimmung des Zürch. 
Verfahrens aufgenommen worden (Ai*t. 226), dass Stillschweigen als 
Berufung auf das Schwurgericht angesehen werde. 
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rangsgi'ünde beschränkt. Bezweifelt der Assisenhof^®) nach 
dem Verhöre, welchem der Angeklagte durch den Präsiden- 
ten in Gegenwart der Parteien und des Verletzten nnter- 
worfen wird, die Biclitigkeit des AutoVerdikts, so kann er 
Verweisung vor die Jury beschliessen ; ebenso, wenn der An- 
geklagte hiebei sein Geständnis ganz oder teilweise widerruft. 
Andernfalls urteilt der Assisenhof allein, selbst wenn ein 
negierender Angeklagter erst vor dem Zusammentritt der 
Gesehwornen zur Verdiktsberatung im vollen Umfange 
schuldig plaidiert^^). 

Die Dienstliste der Jury vard auf 38 Geschworne er- 
höht^-), das Maximum der Eekusationen für den Staatsan- 
walt und den Angeklagten bezw. Verteidiger mit je 12 an- 
gegeben und nach Berner Strafverfahren (Art. 384, 392) die 
TJrteils-Jury^®) zuerst für den schwersten Fall gebildet. Die 
Entlassung und das Austreten von XJrteilsgeschwomen nor- 
miert die Strafprozessordnung wörtlich nach dem Zürcher 
Verfahren, ebenso die Eingaben^*) imd den Austausch der 
Beweisanträge der Parteien (Beweis- Vorverfahren) ^^). Fer- 
ner stiiümen überein die Form der Zulässigkeit von Be- 
schwerden gegen Vor-^*) und Zwischenentscheidungen des 
Assisenhofes und gegen Verfügungen oder Unterlassungen 



^") Derselbe wird nun bestellt wie bisher die Anklagekammer; 
Siippleanten sind für diese und den Assisenhof die Suppleanten des 
Obergerichts. Art. 17. 

*^) Haben von mehreren Angeklagten einige ein Autoverdikt 
«gegeben, so wird die Jury nur für die übrigen zugezogen. — Vergl. 
Art. 22(5, 233, 314^-318. 

") Ihre Auslosung nimmt nun 2 — 3 Wochen vor der Sitzung 
der Obergerichtspräsident vor, wobei ein Urteilsgeschwomer 1 Jahr 
laug niclit mehr auf die Liste gesetzt wird; dafür fällt, wie 1893 b. 
3. eidg. Organisationsgesetz, der 2. Dispensationsgrund für die Spe- 
zialliste weg. Für letztere wird die Verhältniszahl auf 1 : 250 an- 
gesetzt. Vergl. Ai-t. 18, 20 f; 235, 237, 240. 

") Ergänzungsgeschworne werden nötigenfalls nach Bundes- 
Strafpr. Art. 55 (bezw. Waadt 1846) bestimmt. Art. 250. 

") Mit der Ausdehnung der bedingten Zulassung von Zeugen 
auf den Staatsanwalt (wie Thurgau, Aargau) und den Denunzian- 
ten. Art. 258 f; 181 f (Zur. 189, 193, 143, 170 ff). 

") Vergl. Art.. 227—234, 245. 

") Der Kompetenzentscheid der Anklagekamm.er ist für das 
Schwurgericht nicht verbindlich. Art. 263. 
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des Präsidenten; die Nichtbeeidignng der Zengen*^); das 
Ergänzimgsverfahren auf Gmnd neuer Anklagepnnkte; die 
Nichtimterbrechung der Hauptverhandlung infolge Auffin- 
dung neuer Mitschuldiger; die offene Abstimmung der Jury; 
die Stimmpflicht für Richter und Geschwome; die Entlas- 
sung der letztem, ungeachtet der noch auf das Strafmass 
einwirkenden Vervollständigungen; die einmalige Annullie- 
nmg eines Verdikts nnt der Verweisung vor eine neue Jury; 
die allfällig vertagte Ergänzung des Beweisverfahrens (Mass 
der Strafe oder dee Schadenersatzes) und das Begnadiguiigs- 
antragsrecht^**) des Assisenhofes und der Jury^®). — Das Be- 
lastungs- und Entlastungsexpose werden Avieder fallen ge- 
lassen. Einen bedenklichen Mangel logischer Kombina- 
tionsfähigkeit verrät die Strafprozessordnung dadurch, dass 
die Schlussanträge im Plaidoyer des Staatsanwaltes »die 
dem Wahrsprtiche der Geschwomen 'unterliegenden Fragen 
umfassen sollen« (Art. 378), während Art. 280 bestimmt, 
dass dieselben vom Assisenhof festgesetzt werden, y>nacJidem 
die Vorträge geschlossen sind«. Eine weitere Inkonsequenz 
kommt in der Pragenstellung selbst zum Vorschein. Xach 
Art. 216 entscheidet nämlich die Anklagekammer über die 
Einrede der Verjährung endgültig^^). Art. 286 behält sie 
wieder, wie den Rückfall, dem Assisenhof vor. — In Bezug 
auf die Zurechnungsfähigkeit — yyztir Zeit der Thata — ist 



") Und die Voraussetzung zur Vorladung entfernt wohnender 
Zeugen. Wegen verspäteter Angabe darf kein erheblicher Umstand 
und kein Beweismittel unberücksichtigt bleiben. — Der Denunziant 
und der Verletzte, auch als Zivilkläger, können zum Zeugnisse ver- 
pflichtet werden. — Falsche Zeugenaussagen können die Parteien 
protokollieren lassen. Die Ausnahme von der Mündlichkeit des 
Hauptverfahrens wird erheblich ausgedehnt (mit dem Einspruchs- 
rechte beim Assisenhof), ebenso liinsichtlich der Verdiktsberatung. 
Vergl. Art. 268; 174; 265—270, 273, 289. 

") Das Recht der Begnadigung (und Amnestie) für die der 
sehwurgerichtlichen Jurisdiktion untei'stellten Delikte steht dem 
Kantonsrat, die eingeführte bedingte Entlassung dem Kegierungsrat 
zu. Art. 448—457, 440. 

") Vergl. Art. 263, 264, 176, 275, 276, 292, 78, 277, 298, 305, 
448, Zürch. Strafpr. 1866, Art. 190, 191, 131, 195, 194, 224 (Organi- 
sationsgesetz 1866, Art. 17S), 194, 230, 234, 345. 

^") Denn Art. 263 statuiert als nicht endgültige Entscheidung 
nur die Kompetenzfrage. 
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die Stellung einer besondem Frage^*) (bei weniger als 18 
Jahre alten Angeklagten nnbedingt) genau so vorgeschrie- 
ben, \vie sie A, Lenz auf dem Juristen tage in Freiburg 1899 
als 4. These aufgestellt hat^^). — Das bisherige Resume und 
die Eechtsbelehmng (hiervor c) werden durch einen Zusatz 
so interpretiert (Art. 288), dass der Präsident sich dabei 
jeder Beurteilung der Beweise und jedes Ausdrucks seiner 
eigenen Ansicht über die Schuldfrage zu enthalten habe. 

Die Verurteilung zu einer Strafe zieht nicht mehr »im- 
mer«, sondern in der Eegel die Auferlegung der Prozedur- 
kasten nach sich, bei korrektioneller Bestrafung zu einem 
verhältnismässigen Teile (Art. 311). 

Für den Adkäsionsprozess wird die Verbindlichkeit des 
Strafnrteils für das Zi\nlurteil wieder aufgegeben. Derselbe 
hat sich der privilegierten Stellung der französischen Zivil- 
partei angenähert: der Verletzte kann für die Hauptver- 
handlung einen Anwalt beiziehen oder sich durch einen sol- 
chen vertreten lassen; er ist für die Beweiseingabe xmd die 
Zeugeneinvernahme (Ergänzungsfragen) den Hauptparteien 
gleichgestellt; üim, bezw. seinem Anwalt oder in event. Ver- 
tretung dem Staatsanwälte steht gegenüber dem schuldigen 
Angeklagten ein Plaidoyer zu^^); die Restitutionspflicht 
wird im Strafiirteile verordnet und dem Verletzten nicht nur 
die einfache Beschwerde, sondern für seine Zivilansprüche 
auch der Kassationsrekurs' gegen die Anwendung des Zivil- 
gesetzes und bei Antragsdelikten die Eevision eingeräumt^*). 

Zu den Kassationsgründen^*^) wird (^vie in Zürich) neu 
aufgenommen^®) derjenige wegen unrichtiger Besetzung des 

**) Ebenso, wie bisher, über gesetzliche Straf aussehliessungs- 
f^ründe; die event. Anklage ist hiebei nicht mehr speziell berück- 
sichtigt. Art. 281—286. 

-■*) A. Lenz, Die geisteskranken Verbrecher im Strafverfahren 
:ind Straf Vollzüge. Verhandlungen des schweizer. Juristen Vereins 
1S99. S. 228. 

^) Gegen die Anträge derselben kann die Verteidigung Ein- 
wendungen erheben und Gegenanträge stellen. Art. 103. 

^*)^Vergl. Art. 63, 99—101. 174, 181 f, 202, 205, 231, 265, 303, 
305, 308, 313. 315, 334, 339, 342, 345, 348. 

-") Die Mitglieder des Kasaationsgerichts werden nun »gleich 
den Mitgliedern des Obergerichts« besonders gewählt; ihr Präsident 
i-it der Obergerichtsprasident. — Die einfachen Beschwerden gehen 
nun an das Obergericht. Art. 25, 51, 47, 115, 117. 

^) Zudem noch der genannte zivile Kassationsrekurs. 
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Gerichtes**). Sämtliche Gründe, ausgenommen wegen In- 
kompetenz nnd Strafan&messang, werden an die Bedingung 
geknüpft, da SS sie vor dem entsprechenden richterlichen 
Entscheide geltend gemacht ^vl^rden. — Bei Kassation und 
Verweisung eines Falles vor ein Schwurgericht wird nun 
neue Jurj' und neuer Assisenhof vorgeschrieben*®). 

Die Iievisionsgi'ünde werden nach dem Zürcher Straf- 
prozerse von 1866 modifiziert; zu demjenigen gegen ein frei- 
sprechendes Urteil jedoch noch ergänzend ein gerichtlich 
oder aussergerichtlich abgelegtes Geständnis des Freigespro- 
chenen hinzugefügt**). 



e) Die zweite Reorganisation 
des scliwurgericlitliclien Verfahrens durcli die Strafprozess- 
ordnung vom 28. August 1885. 

Die Strafprozessordnung vom 18. Juli 1874 wurde 
gleichzeitig mit dem Strafgesetzbuche provisorisch zunächst 
für weitere 3 Jahre^) und 1880 bis zum Inkrafttreten einer 
neuen Strafprozessordnung in Kraft erklärt. Die beschlo&- 
sene l^evision polle »im Sinne der Vereinfachung des Ver- 
fahrens und behufs Erzielung von Kostenersparnissen« 
durchgeführt werden^). 

Ein schon Ende der Siebenziger Jahre von Leo Weber 
vorgelegter Ent^vurf, veranlasst durch die »grossen Mängel 
der bisherigen Gesetzgebung« seheiterte an dessen Beseiti- 
gung der Appellation^). Die geltende Strafprozessordnung 
wurde von A. Äff alter ausgearbeitet. 

^) Vergl. Art. 72 f, 36 ff. Kantonsratsbeschluss. 

^) Vergl. Art. 333, 45, 264; 101 f; 343. 

=^») Art. 347—359. 

^) Einfilhnmgsbeschluss v. 27. Mai/18. Juli 1874; Kantons- 
ratsbeschluss V. 7. Juli 1877. 

^) Kantonsratsbeschluss v. 10. Juli 1880. 

*) A. Affolter, Das neue Strafgesetzbuch und die neue Straf- 
prozessordnung f. d. Kt. Solothurn. Zeitschr. des bem. Juristen- 
Vereins, 21. Bd., S. 497 ff. 
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Organisatorisch werden, abgesehen vom Kompetenz- 
kreise, wenige Ifenentngen eingeführt: Jeder der 10 WaM- 
Tcreise wählt die Greschwomen der Spezialliste im Verhältnis 
von 1:600*); die Dienstlisie wird wieder wie 1863 auf 36 
Geschwome festgesetzt; die Urteils- Jury auf 10 reduzieirt'*). 

Soweit das sch^nirgerichtliche Verfahren von dem bis- 
herigen Prozessrechte abweichiy ist sie namentlich der deut- 
schen Strafprozessordnung vom 1. Februar 1877 nachgebil- 
det®), so die Eekusation der Kichter, die Verteidigung für 
die Voruntersuchung'), die Eröffnung des Hauptverfahrens 
bezw. die Stellung de« Angeschuldigten ausser Verfolgung, 
das (fakultative) Krenzverhöi-*). Die Einvernahme der An- 
geklagten entspricht dagegen der Zürcher Straiprozessord- 
nung von 1874 (Art. 962). Dem Staatsanwälte und dem 
Verteidiger werden wieder Belastungs- und Entlastungsex- 
pose^) zugestanden. 

Die Fragenaufstellung an die Geschwomen*®) erfolgt 
nun richtiger vor den Haidoyers. ISTeben dem Rückfall und 
der Verjährung behält sich deor Assisenhof auch ausschliess- 
lich den Entscheid vor über das Vorhandensein der Voraus- 
setzungen für die Verfolgbarkeit der Handlung. Hiebei 
^vird jetzt ausdrücklich die Nichtverbindlich keit der Ent- 
scheide der Anklagekammer hierüber ausgesprochen (Art. 



*) Art. 10; Verfassungen v. 12. Dez. 1875, Art. 3; 23. Okt. 
18S7, Art. 16. 

') Damit fällt das Austreten von 1 oder 2 Geschwornen weg 
und die Entlassung eines einzelnen ist nur bedingt zugegeben, Art. 
(255) 232; 6, 244 ff. — Anklagekammfer und ^Assisenhof werden in 
1. Linie dureh Oberrichter ergänzt. Art. 5, 9, 29. 

«) Vergl. deren Art. 22 ff; 137, 140, 146, 150 (138), 148, 147; 
138; 2S8 f, 241 mit Strafpr. Soloth. Art. 28 ff; 53—58; 200; 26^, 
2G3 al. 1, 265. 

') Wie 1863 ist die Zuziehung eines Verteidigers wieder voiii 
1. Verhöt-e an Zulässig. Vergl. Art. 163, 195, 201 f, 204, 208, 216; 
105, 148. 

') Jedoch kann der Assisenpräsident dasselbe dem Staatsan- 
wälte und dem Verteidiger ohne deren tibereinstimmenden Antrag 
einräumen. 

•) Vor je einem oder einer Reihe von Zeugen. Art. 262. 

^'*) Diesen, sowie dem Staatsanwälte und dem Angeklagten soll 
der Präsident dieselbe in Abschrift geben; zu ihrer Prüfung können 
beide Parteien die Unterbrechung der Verhandlung verlangen. 
Art. 278. 
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284). — Das Maximum der Yerdiktsberatimg beträgt durch 
Reduktion um % noch 8 Stunden. (Art. 295). 

Der Geschädigte erleidet im Adhäsionsprozesse eine Ein- 
schränkung der ihm 1874 allzuweit eingeräumten Befug- 
nisse : er hat bei der Einvernahme der Zeugen und Experten 
nur mit Erlaubnis des Präsidenten und erst am Schlüsse der 
Beweisaufnahmen ein Interventionsrecht, soweit es »zur Be- 
gründung der Zivilan Sprüche notwendig« erscheint^'). Ge- 
gen das Endurteil steht ihm für den Zivilpunkt (ebenso dem 
Angeklagten) binnen 8 Tagen der Rehurs an das Ohergericht 
zu. 

Die Kassationsgründe weisen die InlcompeMiz^^) nicht 
mehr auf ; die nicht vorschrif tsgemässe Benutzung wird noch 
deutlicher auf die »Geschwornenbank« ausgedehnt und eben- 
so der Kassationsgrund aufgenommen wegen Beteiligung^^) 
eines Geschwomen^*) oder Eichters an der Verdikts- bezw. 
Urteilsfällung, der gesetzlich in Ausstand hätte treten 
sollen"). 

^') Art. 264; vergl. 32, 59, 70, 79, 94, 95—99, 103, 115, (118), 
170, 177, 228, (238), 2G1, 303, 305 f, StS, 331, 345. 

") Art. 259 räumt jedoch, wie bisher, der Anklagekammer 
keinen verbindlichen Kompetenzbeschluss ein, setzt aber nicht fest, 
dass der Assisenhof diese Vorfrage endgültig entscheide, sondern 
erklärt ausdrücklich »Beschwerden gegen einen solchen Entscheid 
im Falle eines Kassationsgesuches gegen das Haupturteil zulässig«. 
Die Weglassung ist daher um so weniger zu begreifen, als seit 1886 
noch eine erste, mit dem Schwurgericht konkurrierende Instanz 
ftielir besteht. 

") Art. 330, 260, 28 ff. 

") Das Taggeld der Geschwomen wird auf 6 Fr. erhöht, die 
«ierichtsgebühren wie folgt angesetzt: Assisenhof 20 — 100 Fr., 
Schwurgericht 50—500 Fr., Kassationsgericht 20—100 Fr.; Art. 470, 
486. Vergl. Regierungsbeschluss v. 25. April 1888 und v. 24. Juli 
1896. 

") Die RehaUlUation wurde 1874 und 1885 durch das Straf- 
gesetz normiert (Art. 19 bezw. 18) ; die Begnadigung, Amnestie und 
bedingte Entlassung neuerdings durch die Strafprozessordnung. Art. 
.k'iZ ff, 460, 445 ff: vergl. Verfassungen v. 12. Dez. 1875, Art. 41, 
Ziff. 9 und v. 23. Okt. 1887, Art. 31, Ziff. 10; Kantonsi«glement v. 
29. Mai 1876, Art. 69; v. 2. Dez. 1891, Art. 70; Regierungsbeschluss 
V. 7. Nov. 1882. 
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f) Die Beschränkung — Korrektionalisierung 
bezw. Kriminalisierung*) — der scliwurgericlitliclien Jurisdiktion 

1874, 1885, 1891. 

Die scliwurgerichtliche tJiirisdiktion erstreckte sich von 
1863 — 1874 auf 11 Deliktskategorien, die der Mehrzahl der- 
jenigen des Zürcher Straf rechts von 1852 entspraxjhen. Die 
erste Beschränkung dieses Kompetenzkreises erfolgte 1874, 
die zweite 1885; die letztere nämlich durch formelle Straf- 
rechtsnormen; die ersiere durch materielle. Wie das Straf- 
gesetzbuch von 1885, erklärte schon dasjenige von 1874 als 
Verbrechen diejenigen Delikte, welche mit Zuchthaus oder 
Einsperrung über 2 Jahre bedroht waren. Dadurch blieben 
von 1874 an der schwurgerichtlichen Jurisdiktion korreJctio- 
nalisierte Delikte entzogen: Fahrlässige Tötung, Blutschan- 
de, Fälschung des Familienstandes, Münzbetrug, Urkunden- 
fälschung (ohne Gebrauch) ^). 

Seit 1886 hat Solothum wie Neuenburg 1893 eine starke 
Zersplitterung der Instanzen : mehr als die doppelte Zahl als 
der annähernd 10 Mal grössere Nachbarkanton Bern. So- 
lothum weist nämlich nicht weniger als 6 erste Instanzen 
auf, indem durch die auf den 1. Juli 1886 in Kraft getretene 
Strafprozessordnung zu den bisherigen noch — mit dem 
Schwurgericht konkurrierend — das Obergericht als erste 
Strafgerichtsinstanz aufgestellt wird. Schon der 1. Entwurf 
von Leo Weber^) entzog gewisse DeHkte, besonders solche 
jugendlicher Personen, dem Schwurgerichte, um sie dem 
Amtsgerichte zuzuweisen. — Die Strafprozessordnung vom 
28. August 1885 (Art. 4) ven\'eist folgende Falle an das 
Obergericht mit Umgehung des Schwurgerichts: 1) Delikte 



*) Statt der üblichen negativ bezeichnenden Terminologie müs- 
sen wir hier die positive gebrauchen, denn die Zuweisung des ent- 
zogenen Kompetenzkreises erfolgt nicht an das (niedere) Amtsgc^ 
rieht, sondern an das (höhere) Obergericht. 

*) Auch für ^en Wucher als solchen wurde nicht das Schwur- 
gericht zuständig erklärt. Gesetz betr. Betrieb von Geld- und Be- 
treibungßgeschäften v. 17. Mai 1878 bezw. 25. Febr. 1879, Art. 5 f. 

*) Vergl. hiervor e mit Note 3. 






' 
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gegen öffentliche Treue und Glauben*); 2) Betrug^)', 3) 5e- 
friigerisvhen Oeldsiag^). Der Verfasser der Strafprozessord- 
nung motivierte den Entzug dieses Kompetenzkreises in fol- 
gender Weise^): »Die Erfahrung hat gezeigt, dass Haupt- 
verhandlungen, bei welchen mehr Urkunden und Bücher als 
Zeugen eine Rolle spielen, sich jiicht zur Abspielung vor Ge- 
schwomen eignen. Das vorausgehende Studium der Akten 
ist ja imtersagt; zudem sind gerade in solchen Fällen Rechts- 
kenntnisse (namentlich auch Kenntnis des Zivilrechts) äus- 
serst wünschenswert. Die Geschwomen haben mehr Inte- 
resse an einer dramatischen Hauptverhandlung, sie folgen 
den Aussagen wichtiger Zeugen mit grosser Aufmerksam- 
keit; beim Verlesen wichtiger Urlainden fehlt aber sehr oft 
die nötige Auffassungskraft«. 

Auch die Delikte, welche das Einführungsgesetz (vom 
27. Mai 1891) zum Bundesgesetz über Schuldbetreibung und 
Konkurs bedroht, werden nicht wie in Zürich, Thurgau etc. 
dem Schwurgerichte unterstellt; die kriminelle Bestrafung 
bleibt dem Ohergerichte zugewiesen**). 

Andererseits zeigt sich 1891 die korrehtionalisierende 
Tendenz in einer authentischen Interpretation, indem der 
Kantonsrat entgegen dem Obergerichte als Forum für Straf- 
fälle bei konkurrierenden Vergehen nicht das Schwurge- 
richt^), sondern das Amtsgerichf bezeichnete^^). 

*) Einfache und qualifizierte, gewöhnliche und »intellektuelle« 
Urkundenfälschung und deren Gebrauch; Vernichtung, Beschädi- 
gung oder Unterdrückung einer Urkunde; Verletzung von Grenz- 
hezeichnungen. Strafgesetzbuch v. 29. Aug. 1885, Art. 81 — 88. 

'^) Über 200 Fr. bezw. über 100 Fr. bei Rückfall, Art. 157, Ziff. 
1 und 2. 

") Bei Verlust über 500 Fr. bezw. bei Vernichtung oder Bei- 
seiteach äff ung der Haus- oder Geschäftsbücher. Art. 163, al. 1. 

') A. Affoli&r, Zeitschr. des bem. Juristenvereins, 21. Bd., 
S. 500. 

'') Vergl. Art. 5, al. 2, 6; Strafgesetzbuch 1885, Art. 149, 162 
bis 165; Strafprozessordnung 1885, Art. 4. 

•) Letzteres liege weder in den Intentionen des Gesetzgebers, 
noch sfei es eine Folgerung aus Art. 54, al. 2 des Strafgesetzbuches 
und Art. 3 der Strafprozessordnung. Kantonsratsbeschluss v. 26. 
Febr.. 1891.. 

^^) Solothum anerkennt die Pressvergehen wie gewöhnliche 
Delikte; sie fallen nicht in die Kompetenz des Schwurgerichts. 
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VII. 



Das Jury-Postulat 
in den übrigen Kantonen der deutschen Schweiz. 



1. Schaff hausen. 

Beeinflußst durch die in den beiden Nachbarkantonen 
Thnrgan und Zürich garantierte Einführung des Schwur- 
gerichtes nahm Seh äff hausen ebenfalls das Jury-Postulat in 
seine Verfassung vom 5. April 1852 auf, die am 2. Mai 1852 
nur mit 136 Stimmen Mehrheit vom Volke angenommen 
wurde und erst am 19. Juli 185G die Bundesgarantie erhielt. 
Das Postulat bekam in Art. ()5 folgende Fassung: Bis zur 
Einführung der Schwiirgerichte ist die Behandlung der Kri- 
minal- und Zuchtpölizeifälle, welche nicht in die Kompetenz 
des Bundesgerichts fallen, einem Kantonsgerichte, . . über- 
tragen. 

Die Verfassungsbestimmung hatte 1852 den Anschein 
eines Obligatoriums ; sie konnte 3 edoch für die Folge als 
ausweichende Fakultativbestimmung interpretiert werden. 
Das Jury-Postulat war nicht viel mehr als ein volkstümliches 
Declanäntelchen, welches — dem damaligen »Zeitgeiätecc 
-seinen Tribut zollend — der Verfassung^ einen demokrati- 
schen Anstrich geben imd ihr dadurch um so eher zur An- 
nahme verhelfen sollte. Denn in den Übergangsbestimmun- 
gen (Art. »3) derselben waren die Gesetze aufgezählt, diie 
binnen Jahresfrist oder doch »mit Beförderung« zu erlassen 
waren und darunter befand sich keines, welches auf die bür- 
gerliche Rechtspflege Bezug gehabt hätte. Trotzdem in den 
ersten 3 Jahren nach der Verfassungsannahme das Schwur- 
gericht noch immer nicht eingeführt war, wurde in deren 
Partialrevision vom 30: Dezember 1855 gar keine Bestiin: 
mung über das unausgeführte Jury-Postulat aufgenonameiv 

Mochte der Gesetzgeber also »bis auf weiteres« das Ge- 
«chwomengericht nicht einführen, so zeigte auch das Volk 

19 
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hiebei keine Initiative, wozu es infolge einer Reihe von Ver- 
urteilungen Unschuldiger durch die Zürcher Jury um so 
weniger Grund hatte. 

Das Geschwomeninstitut war im Kanton Schaffhausen 
nie populär^). »Nach dem Tu krafttreten der Verfassung 
vom Jahre 1852 kam das Postulat der Einführung von 
Schwurgerichten nicht gerade in Vergessenheit, aber so aus 
der Mode, dass gar niemals nur ein Versuch zu deren Ein- 
führung gemacht wurde. Auch bei den spätem Verfa^sungs- 
revisionen vom Jahre 1876*) und der neuesten abgelehnten 
Revision wurde die Einführung von Schwurgerichten von 
keiner einzigen Seite aufgenommen und man denkt bei uns 
gar nicht mehr daran, ein Schwurgericht gegen unser stän- 
diges Strafgericht (Kantonsgericht) einzutauschen«. . . .^) 



2. Baselland. 

Auch Baselland blieb von der Neuerung in der Straf- 
rechtspflege seiner Nachbarkantone nicht unberührt^). 
Nachdem das Schwairgericht in Zürich schon 10 Jahre be- 
stand und Solothum 1862 sich prinzipiell für dessen Ein- 
fühning entschieden hatte, nahm Baselland das Jury-Postu- 
lat in seine Verfassung vom 6. März 1863 auf. Dies ge- 
schah jedoch nur durch eine subsidiäre Bestimmung (Art. 
78), indem ein ständiges Kriminalgericht als erste Instanz 

*) Ständerat Frenlei% dem wohl niemand den Mangel gestren- 
ger Forderung der Strafrechtspflege vorhalten wird, da wesentlich 
auf seinen Einfh.iss hin die Kantone 1879 wieder »todessouverän« 
wurden, führte auf dem Juristentag 1881 eine Reihe wichtiger Ar- 
gumente gegen die Jury vor und verwarf sie für die Schweiz als po- 
litisches und als richterliches Institut. Zeitschr. f. Schweiz. Gresetz- 
gebung und Rechtspflege, 5. Bd., S. 412; Verhandlungen des Schweiz. 
.Juristenvereins 1881, S. 107. 

') Vergl. Verfassung v. 24. März 1876, Art. 82. 

^) Wir verdanken diese Mitteilung Herrn Staatsar<;hivar G. 
Walter, auf unsere Aufrage hin, ob im Kanton Schaffhausen je eine 
UV, Gesetzesausftthrung des genannten Verfassungsartikels 1852 vom 
-Grossen Rate oder vom Volke verworfen worden sei. 

*) Baselland hatte schon voi 1863 ständige Gerichte postuliert, 
vergl. Verfassungen v. 27- ApriJ 1832 ,u^d '23. ^z. 1850, Art 76. 
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für alle Verbrechen eingesetzt und der. Vorschlag Solö- 
thums^) auf der Tagsatzxmg 1848 (S. 59) bezw. dei* Verfas- 
sungsartikel Thurgaus van 1849 (S.253) hinzugefügt wurde: 
»Der Kanton soll zur Einführung des Oeschwornengerichts, 
sei es im Wege der Zentralisation, sei es durch Konkordate 
mit andern JCantonen möglichst Hand bieten«. 

Die Aussichtslosigkeit der Verwirklichung dieses Postu- 
lates ist an anderer Stelle (S. 59, 253) ausgeführt worden. 
Aber auch für sich selbst mochte es Baselland, wie noch 
manche andere Bestimmungen dieser Verfassung, nicht ausr- 
führen und bei der Aufstellung der 1889 verworfenen wie 
auch der angenommenen Verfassung vom 4. April 1893 »hat 
kein Verfassungsrat die Bestimmung der 63er Verfassung 
hinübernehmen wollen«^). 



3. St. Gallen. 

Der »politische Schicksalskanton«, der das kantonale 
Veto inaugurierte, suchte nachher auch andern demokrati- 
schen Postulaten nicht verschlossen zu bleiben, wenngleich 
religiös-politischer Hader ihn oft an deren Ausführung 
hinderte. 

Pie Verfassung vom 17. November 1861 stellte in Art. 
6ß als erste Instanz für die kriminelle Strafrechtspflege^) 
ein ständiges (Kriminalgericht) Kantonsgericht^) auf, behielt 
Jedoch der Gesetzgebung vor, »die Organisation der gesam- 
ten Strafrcchtspflcge zu revidieren und darnach Bestand, 
Wahlart und Befugnisse der erforderlichen Oerichtsiehorden 
und Beamten festzusetzen«. 

Die Gesetzgebung — Gesetz betreffend die Q^chtsorga- 
nisation vom 1. März 1867 — liess es jedoch bei der primä- 
ren Verfassungsbestimmung des ständigen Kantonsgerichts 

') Für diesen Antrag hatte Baselland 1848 nicht gestimmt; der 
Umschwung trat also später durch den angeführten Einfluss ein. 

*) MitteUung von Herrn alt Reg.-Rat Ed, Heinis auf eine von 
uns gestellte Anfrage. 

*) Vergl. entspr. Verfassung v. 16. Nov. 1890, Art. 79. 

') Kriminalprozess-Gesetz v. 3L März 1865, Art. 29; Gesetz 
betr. die Gerichtsorganisation v. 1. März 1867, Art. 60. 
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bewenden und es wurde »nie der gesetzgeberische Versuch 
gemacht, die Jury einzuführen«*). 

Auf dem Juristentag 1863 wurde u. a. in Referaten und 
in der Diskussion die Frage erörtert, wiefern eine Stellung 
der Jury-Fragen auch auf ständige Gerichte anwendbar wäre. 
Eüttimann empfahl dieselbe; die Fragenstellung sei dabei 
»im Sinne der Anklagemaxime strenge an den von der An- 
klagekammer zugelassenen und bestimmt formulierten An- 
Irag der Staatsanwaltschaft zu binden«. Bei denjenigen 
ständigen Instanzen, für welche wie bei der Jury die Apel- 
lation ausgeschlossen sei, schien es Rüttimann geboten, in 
der Trennung der That- und Eechtsfrage noch weiter zu 
gehen als im schwurgerichtlichen Verfahren. Ihm stimm- 
ten bei Oeneialprokurator Hermann (Bern) mit einem, spe- 
ziellen Fragenschema, ebenso Staatsanwalt Haberlin (Thur- 
gau), während sie die Staatsanwälte Baidinger (Aargau) und 
Honegger (Zürich) »für nicht sehr bedeutend« bezw. für eine 
blosse Formalität hielten und Staatsanwalt Thurneysen 
(Basel) sie für nicht zweckmässig erachtete, da die ständigen 
Grerichte »allmählich Übung im Kechtsprechen erlangen«*). 

Anderthalb Jahre nach dieser Erörterung führte wirk- 
lich St. Crallen im Kriminalprozess-Gesetz vom 31. März 
1865 (Art* 1C5) die Fragenstellung bezw. die Trennung der 
That- und Rechtsfrage für das ständige Kantonsgerieht ein'') : 
j)Über die Hauptfragen, und wenn dieselben in. T^i^e. zerfal- 
len, auch bei diesen findet stets getrennte Abstimmung statt. 

Die Hauptfragen sind: 

a) die Thatfragim über das vorliegende Verirechen;' 
h) die Thai fragen über die Zurechnung; 

c) die Thö tf ragen üherAaiS Vorhandensein der Milde- 
rrings- und Frschwerungsgründe; 

d) die Rechts frage über Strafzumessung; 

e) die Rechtsfrage über den Zivilpunkt; 

i) die Jiechisfroge über die Verlegung der Kosten a< 

') Nach einer erl)etenen Auskunft von Herrn Staatsschreiber 
Müller. Vergl. Nach weiser der Botschaften, Berichte und^ Gresetzes^ 
vorsehläge 1895. 

*) Vergl. Zeitachr. f. Schweiz. Recht, 12. Bd., S. 9, 10, 57, 71 f, 
81, 99. f. ^ 

") Ebenso später Freilmrff im Strafproz. von 1873, Art. 370 fflr 
das Kriminalgericht. 
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Damit sind die Urteilsfunktionen ständiger Gerichte ifi 
systematiscTier Weise geeetzlich fixiert, wie sie anderwärts 
ii praxi anerkannt Und nicht missachtet werden dürfen, da 
das Endtirtdl die Kontrolle darüber zulassen muss, 

Im Gegensätze zu der von Eüttimann 1863 aufgestell- 
ten Vorbedingung ist jedoch nach St. Galler Strafprozess- 
recht (Art. 166) das Gericht »bei Beurteilung der Thaifragen 
an das Anklagedekret oder an die vom Staatsanwälte formu- 
lierten Fragen nicht gebunden, sondern kann sich dieselben 
Aach eigenem Gutdünken stellen«. 

Dieser "Unterschied, sowie die Einheitlichkeit der urtei- 
lenden Funktionen lassen deutlich den innem Gegensatz 
zum schwurgerichtlichen Verfahren erkennen, obwohl äus- 
serm Anscheine nach eine Ä.hnlichkeit zu vermuten wäre. 

Die Entwicklung deö Strafprozessrechtes hat auch in 
dieser Beziehung Eüttimann Unrecht bezw. dem Grundsatze 
des St. Galler Verfahrens Eecht gegeben und deshalb konnte 
ihn letzteres durch das N^achtragsgesetz vom. 18. Mai/27. 
.luni 1892 (Art. 166, al. 2) erweiternd sanktionieren! 



4. Graubünden. 

Graubütiden stellte durch seine Verfassung vom 24. Ok- 
tober 1853 {Art. 31 ff) ständige Gericht;ö auf, deren Kom- 
petenz der Gesetzgebung zugewiesen wurde^). Zu dieser 
bleibenden Errungenschaft gegenüber der Jury trugen we- 
sentlich P. C. Planta und C. Hilty bei.' Ersterer veröffent- 
lichte hierüber eine Abhandlung: Die Oeschwornengerichte, 
gewürfligt für den Kanton Graubünden^), in welcher er (S. 
15 f) folgende meist berechtigte Einwände gegen die Ein- 
führung derselben erhob : Weder in den Volköanöichten noch 
in den politischen Verhältnissen sei der leiseste Anknü- 
pf ungsT)unkt vorhanden ; der Mechanismus der Geschwomen- 
<rerichts-Ors:anisatiou sei für Gräubündens einfache Verhält- 
nisse zu kompliziert; die territoriale Lage und die sprach- 



*) Vergl. Verfassungen v. 2Ö. Mai 1880, Art. 51 ff und v. 2. 
Okt. 1892, Art. 52. 

^) Zeitschr. f. Schweiz. Kecht, 4. Bd., S. 29—46. 
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liehen Differenzen böten zu grosse Hindernisse iincE es würde 
unpolitisch sein, die neugeeehaffenen Bezirksgerichte »her- 
ahzuTTÜrdigen«. — Diesen speziellen Betrachtungen schickte 
er mehrere allgemeine Argumente voraus (id. S.. 39 ff) ge- 
gen die Trennung der TTiat- und Rechtsfrage und deren 
Konsequenz; gegen den angeblichen Vorzug der Geschwor- 
nen als berufenere Richtet über die den Thatfragen zu 
Grunde liegenden Rechtsverhältnispe; er rügte ihreai Man- 
gel an geistiger Selbständigkeit und bezeichnete das Ge- 
schwomeninstitut als »eine Satyre auf die Bildung sowohl 
als auf das Volk selbst«. 



5. Nidwaiden. 

Die Verfassung Nidwaldens vom 1. April 1850 stellte 
ausser dem Ehe-, dem Vermittlungs-, dem Sieben-, dem 
Polizei- und dem Kriminalgericht auch das »geschv/orne 
OerichUi auf als die »höchste Zivil- und polizeisliaf richter- 
liche Behörde«^). Allein dasselbe war — ohne Beigabe einer 
Jury — kein Oeschtvornengericht im eigentlichen Sinne des 
Wortes, sondern ein gewöhnliches, ständiges Gericht^ beste- 
hend aus 11 Mitgliedern*). 

Als höchste kantonale strafrichterliche Behörde wurde 
das ebenfalls ständige^) KriminalgericM eingesetzt*), welches 
»alle Kriminalverbrechen beurteilt und bestraft, auf welche 
vom Gesetze (entweder Todesstrafe oder andere) schwere 
Strafen festgesetzt sind« (Art. 53). 



^) Art. 47; 53 f; .54 ff; 59; 60 f; 62 f; 64. 

*) Die Darstellung dieses geschwomen Gerichts kann ebenso- 
wenig in uns^m Bahnen fallen als diejenige der Preis- Jury (Preis- 
gericht). 

*) Vergl. ebenso Verfassung v. 2, April 1877, Art. 58 f. 

*) Mit folgender Zusammensetzung: Präsident des geschwor- 
nen Gerichts und des Landrats mit Ausschluss der Mitglieder des 
Woehönrats. ( Gewaltentrennung ! ) 
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6. Luzern (Uri, Zug, Schwyz, Obwalden, 
Appenzell A.- und L-Rh*) 

Von vornherein könnte man vermuten, dass auch an- 
dere Kantone als Freibiirg und Wallis infolge politischen 
Umschwunges nach dem Ausgange des Sonderbundskriege» 
die Jury postuliert hätten. Diese Vermutung erweist sich 
als irrig. 

Luzern hatte in sseiner Verfassung vom 27. Februar 1848 
(Art.^f?)^) ein ständiges Kriminalgericht aufgestellt zur erst- 
instanzlichen Beurteilung aller Kriminalverbrechen und 
auch die Proklamation des Grossen Rates vom 2. Februar 
1848 enthielt keinerlei Erwähnung der Jury. Dagegen kam 
die Jury-Frage Ende 1857 zur Besprechung im Schosse der 
1855 konstituierten juristischen Gesellschaft des Kantons 
Luzern. Sebastian Schmidlin gab in einem Vortrage: »Über 
Eevision des luzemischen Strafreehtsverfahrens«^) ein skiz- 
zierte Darstellung des englischen und französischen Jury- 
Instituts. Das reine schwurgerichtliche Verfahren gedeihe 
nur auf englischem Boden imd lasse sich keinem andern 
Volke des Kontinents aufpfropfen. Schmidlin empfahl die 
Einfithmng des Schwurgerichts im Kanton Luzem, wenn es 
in den bereits bestehenden Jury-Kantonen »nicht nur auf 
dem Papier und in der Idee schön, sondern gut und nütz- 
lich in der Anwendung und im Leben gefunden« werde; 
für den Fall der Einführung postulierte er die englische 
Jury als Vorbild, mit unbedingtem Bekusationsrechte, ein- 
facher Anklageakte, einfacher Fragestellung, gründlicher 
Beratung, offener Abstimmung und Einstinmiigkeit der 
Geschwomen (id. S. 8G f, 97). — In der folgenden Jahres- 
versammlung der juristischen Gesellschaft am 1. August 
1858 in 'Wahlhusen stellte Jost Weler in seinem Korreferate: 
»Kritische Bemerkungen über die Eevision des luzemischen 
Strafverfahrens^) die Einführung der Geschwomengeaichte 



^) übereinstimmend mit der frühern Verfassung v. 11. Mai 
1841, Art. 73. 

-) Zeitschr. der Jurist. Gesellschaft von Luzern, 3. Lieferung, 
8. 7^-97. 

») id. S. 98—114. 



— 296 — 

als notwendig hin. Er erblickte im luzemisclien Entwrtrfe 
von (Biindesgeriehtepräsident) Kasimir Pfpffer eine Annä- 
heruDg an die Jury, indem nach demseltien daß Kriminal- 
srericht zuerst die Thatsache mit % Stimmen und erst nach- 
her das Strafmass mit Stimmenmehrheit entscheide. Im 
übrigen wies er durch eine Analyse der ^yneuen, reiflich 
durchdachten und systematisch einheitlichen« Aargauer 
Strafprozessordnung vom 5. März 1858 empfehlend auf das 
Gefchworneninstitut hin*). — Die juristische Gesellschaft be- 
schloß« am gleichen Tage'*), dem Grossen Rate ein Memorial 
einzureichen, in erster Linie mit dem Gesuch auf Einfüh- 
rung des GeschtcornenverfahrenSj in zweiter Linie auf An- 
nahme des modifizierten Entwurfes von Kasimir Pfyffer. 
Dasselbe wurde von Ph. Willi verfasst und Ende 1859 vor- 
gelegt. — Der Grosse Kat behielt jedoch in der revidierten 
Verfassung vom 2. März 1863 (Ari^. 80) neuerdings das stän- 
dige Kriminalqericht bei*). 

Auch JJri'^), Zvg^), Scltwyz^), Ohwdlden}^) und Appenzell 
Ausser-^^) (S. 122 f) und Inner-Eh}^) stellten stets ständige 
KriminalgericJite auf. 



*) Zeitschr. id. S. 98—114. 

*) 13 anwesende Mitglieder (10 Nichtmitglieder) id. S. 185 L 

•) Vergl. auch seither übereinstimmend Verfassung v. 6. März 
1875, Art. 79 und P. Meyer von Schauensee, Die Revision des lu- 
zernischen Straf rechts Verfahrens. Zeitschr. des bern. Juristenvereins, 
20. Bd., S. 11—42. 

^) Vergl. Verfassungsgesetz v. IS^ Dez. 1847, Art. 10 (Art. 15: 
Die Aufhebung der geheimen Prozesse \^ird grundsätzlich erklärt!); 
Verfassungen v. 5. März 1852, Art. 37; v. 6. Mai 1888, Art. 69. 

■) Vergl. Verfassungen v. 8. Jan. 1848, Art. 102;. v. 22. Dez. 
1873, Art. 64 f. . 

•) Verfassung v. 18. Febr. 1848, Art. 106 ff; Verfassungsgesetz 
V. 29. Nov. 1854, Art. 91 ff; Verfassungen v. 11. Juni 1876, Art. 76; 
v. 23. Oktober 1898, Art. 68 f. 

"<>) Verfassung v. 28, April 1850, Art. 60 (Regierungsrat!), 71:, 
Kantonsgericht als 2. Instanz. Verfassung v. 27. Nov. 1867, Art. 61 
( Krirainalgericht ) . 

'*) Verfassungen v. 3. Okt. 1858, Art. 9; v. 15. Okt. 1876, 
Art. 34. 

^*) Verfassung v. (26. April 1829: Grosser Rat; Wochenrat mit 
>»Zuztigen!«) 24. Nov. 1872, Art. 38 (Kantonsgericht). 
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7. Glarus und Baselstadt. 

Die Iteihe der Kantone wird mit diesen Ständen ab- 
gescblosBen. weil sie 18Jf8 die einzigen waren, welche auf 
der Tagsatziing gegen die Aufnahiiie der eidg. Jury gestimmt 
hatten. 

Glarus war immer konsequent bei seiner ablehnenden 
Haltung geblieben : 1799 im helvetischen Senate (S. 48 f — 
zu einer Zeit, wo alle vorbehaltlos die Jury ianerkannten) ; 
1 848 auf der Tagsatzung (S. 58) und femer bei der Bera- 
tung der neuen Bundesverfa*?8ung von 1874 (S. 62). — Gla- 
rus hat denn auch stets die ständigen Gerichte — von der 
Laiidsgeroeinde gewählt — schon durch die Verfassung ein- 
gesetzt^). 

Baselstadt überlie^Js zwar die Organisation der untern 
richterliche^n Behörden (1. Instanz) der Gesetzgebung^), be- 
hielt aber durch diese immer die ständigen Gerichte unan- 
gefochten bei. 

Als der Juristentag 1863 in Basel das schwurgerichtliche 
Verfahren diskutierte, hatte der Kanton sein Strafprozess- 
recht bereits reformiert^). Selbst im gleichen Jahre, in wel- 
chem Solothum sich für die Einführung des Schwurgerichts 
entschieden hatte, erhob sich in den Behörden Basels auch 
nicht eine Stimme zu Gunsten der Jurv. r)ie im Juni 1858 
im Grossen Rate beantragte Reviision des strafrechtlichen 
Verfahrens im Sinne der Mündlic?ikeit und Öffentlichkeit 
war dem Kleinen Rate und von diesem dem Justizkollegium 
zur Begutachtung überwiesen worden. Dieses begründete 
darin seine ablehnende Haltung*) gegenüber dem Schwur- 
gerichte, deren Gründe auch der Kleine Rat am 1. Mai 1861 
dem Grossen Rat vorlegte : .... »Es lag durchaus keine ge- 
nügende Veranlassung vor, in der Organisation unserer Ge- 
richte, die sich stets volkstümliche Elemente bewahrt hat- 
ten, wesentliche Änderungen vorzuschlagen, umso weniger, 

*) Vergl. Verfassungen v. 22. Mai 1842 bezw. 11. Mai 1851, 
Ai-t. 69 (Kriminalgericht) und 22. Mai 1887, Art. 58. 

*) Verfassungen v. 22. März 1847, Art. 40; 8. Febr. 1858, Art. 
41; 2. Dez. 1889, Art. 51. 

•) Strafprozessordnung v. 5. Mai 1862. 

*) Nach einer Mitteilung von Gerichtspräsident E. Thurneysen. 
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da unsere gemischten ständigen Gerichte gegenüber den 
GeschwomengericJiten wesentliche Vorzüge bieten, auf die je- 
doch näher einzutreten zu weit führen würde. — Auch an- 
dere Kantone der Schweiz haben die Mündlichkeit und Öf- 
fentlichkeit eingeführt, ohne deshalb ihre Gerichtsorganisa- 
tion der Einführung der Geschwomengerichte zu opfern, so 
Graubünden und Baselland; Glarus ist im Begriffe, das 
Gleiche zu thun«. 

Auf Grund der geltenden Gerichtsorganisation besteht 
das Strafgericht nach dem Systeme ständiger, durch Volks- 
wahl bestellter Gerichte, wobei der Gerichtspräsident ein 
rechtsgelehrter Richter sein muss; das Volk hat jedoch die 
Einsicht, auch ausser demselben noch rechtsgelehrte Eichter 
zu wälilen. Da beinahe kein Landbezirk vorhanden ist und 
der Stadtkanton von jeher ein bedeutendes geistiges Milieu 
aufweist, so ist weder die innere Organisation der ständigen 
Strafgerichte kontrovers noch deren Rechtsprechung ernst- 
lich beanstandet worden. 



-<3fe>- 
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Kritik. 



^{^ 

I. 

Die Abrttstung« 

Einer Kritik des Schwurgerichts - Verfahrens der 
Schweiz fällt nach Beginn des 20. Jahrhunderts nicht mehr 
die Aufgabe zu^ das Jury-Institut als solches allen wissen- 
schaftlich-juristischen Kriterien zu unterstellen. Dieses 
Problem ist schon vor Decennien erschöpfend gelöst worden; 
vor allem haben von Eye-Olunek: Über das Schwurgericht 
(1864) und Karl Binding: Die drei Grundfragen der Orga- 
nisation des Strafgerichts (1876) die Jwry vernichtend kri- 
tisiert. Der Erfolg stand leider nachher ha umgekehrten 
Verhältnisse zu ihrem wissenschaftlichen Siege, erklärte 
doch der Regierungsvertreter im deutschen Reichstage, 
»dass selbst die bedeutenden juristischen Gesichtspunkte 
hinter den politischen zuriickzutreten hätten«^). 

Ein fünfzigjähriger Rückblick auf die Entwicldung der 
schwurgerichtlichen Rechtspflege in der Schweiz hat den 
Vorkämpfern für die Beseitigung der Jury vollständig Recht 
gegeben. — Die Preisgabe der unhaltbar gewordenen Posi- 
tion in der Schweiz würde ihren Rückschlag auf die andern 
Länder bewirken, umsomehr, als auch in Prankreich die 
Gegner der Jury immer zahlreicher und lauter ihre Stimme 
erheben. 



*) Binding, S. 79. — Dieser Grundsatz der Staatsraison ( ! ) für 
den Erla<3s des Strafgesetzbuches v. 15. Mai 1871 kam in dem Streite 
um die Geriehtsverfassung noch zu verschärfter Geltung. 
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1. Die militärsohwurgerichtliche Strafrechts- 
pflege« 

In Franlcreinh fristete die Militär-Jury ihre Existenz 
5 Jahre lang (S. 98), in der Schweiz hrachte sie es immerhin 
nahezu zum kanonischen Alter. So enthusiastisch die Ein- 
führung der schweizerischen Militi^r-Jurs'' um die Mitte des 
19. Jahrhunderts besTÜsst worden war, ebenso skeptisch 
zeigte man sich ihr gegenüber später. Nicht wissenschaft- 
liche Doktrinen haben sie wieder beseitigt, sondern wesent- 
lich die Erfahrung ihrer allzu vielen Mängel selbst bei ein- 
facheren Verhältnissen, um ihre TJnhaltbarkeit bei schwe- 
reren nicht erst noch gebührend zu illustrieren. — Ein Ver- 
gleich nötigt zum Schlüsse, dass eine ebenso häufige Ver- 
wendung der eidg. bürgerlichen Jury dasselbe Schicksal der 
Beseitigung heraufbeschworen hätte. 

Die empirische Beweiskraft zeigt uns die absolute Un- 
anwendbarkeit des schwurgerichtlichen Verfahrens für die 
stehende Heeresorganisation wie für das Milizsystem. Der 
frühere Militär-Strafprozess enthielt aber noch einen innem 
Widerspruch. Die Weglassung des Rechtsmittels der Revi- 
sion deckte nämlich einen Mangel innerer Konsequenz der 
bei der Jury-Einführung herrschenden Rechtsanschauungen 
auf. Die Jury sollte die Gerechtigkeit der militärischen 
Justizpflege garantieren; allein die ausführenden Organe 
brachten sie aus dem Finge zur Erhabenheit in die natür- 
liche Sphäre der Irrenden hei-unter; zur Korrektur gebeug- 
ten Rechtes sollte allein die Kassation genügen, indem in- 
folge Mchtaiifnahme der Revision nova vornehm ignoriert 
wurden. 

Die erste Bescliränkung der Jury trat durch die Novelle 
vom 10. Juli 1854 ein für die Beurteilung des Autoverdikts. 
Die militärische Rechtspflege verträgt jedoch weniger als 
die bürgerliche ein Experimentieren: statt einer schrittwei- 
sen Abriistung kam es plötzlich zum. Grabe, das sich die 
Jury selbst geschaufelt hatte. Damit war Appenzell A.-Rh. 
in materieller Hingicht, von der Souyeränetätsfrage abge-, 
sehen, zu «einem Rechte gelangt, welches ihm ein Viertel- 
jahrhundert früher auf seine staatsrechtliche Beschwerde 
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tin von Bundesrat und Bundesversammlung nicht zuerkannt 
worden war (S. 122 f). 

Die Beseitigung der eidg. und kantonalen Militär-Jury 
ist auch nachträglich sanktioniert worden, denn seit der 12- 
jährigen Wirksamkeit der ständigen Militärgerichte liess 
sich nicht eine einzige Stimme hören, welche die frühere 
militnrgerichtliche Organisation zu Tlngunst^n der geltenden 
zurückgesehnt hätte. — (A^ergl. im übrigen: die Beseitigung 
der Militär- Juiy S. 119 ff). 



2. Die bürgerliche Strafrechtspflege 

des Bundes. 

Die politischen Verhältnisse dßr Schweiz in den 30er 
und 40er Jahren liefern den Schlüssel zur Genesis der eidg. 
hürger liehen Jury. Bei der Gründung des schweazerischen 
Bundesstaates stimmten ihr viele Volksvertreter nicht nur 
zu, weil «^ie ein (iraportierter) demokratischer Programm- 
artikel war, sondern auch aus einem national-politischen 
Gnmde. Nicht bloßs eine Putsch-Theorie war aufgestellt 
werden, sondern manche Kantone hatten zwischen den beir- 
den Polen der grossen Juli- und Februarrevolutionen eine 
Putsch-Praxis inauguriert. Dazu kamen die interkantona- 
len Putsche — die Rreischarenzüge und endlich der eidge- 
nössische Putsch -— der Sonderbundskrieg. Diese politischen 
AVirren waren ein günstiger Boden zur Aufnahme der Jury; 
sie bildeten wenigstens eine grössere innere Veranlassung 
zu deren Einführung als durch das Gerichtsverfassungsger 
setz vom 27. Januar 1877 für das deutsche Reich. — Argu^- 
mentierte man für sie in monarchischen Ländern besonders 
mit ihrem Schutze gegen fürstliche und absolute Eichterge- 
walt, so glaubten manche 1848 auch in der Schweiz an die 
Notwendigkeit einer Schutzwelir der Bürger gegenüber ari- 
stokratisch-oligarchischer oder parteipolitischer Herrgchaft* 
Dabei trat freilich ein gewisser Widerspruch zu Tage: viele 
stimmten aus Motiven für die eidg. bürgerliche Jury/ deren 
konsequente Anwendung die Aufnahme des Instituts auch 
m ihre kantonale Gerichtsorganisation bedingt . hätte (S. 
295). Allein die Gewaltentrennung war ja noch zu einenl 
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guten Teile Schlagwort; man gab vor, dass die^ Jmy[ $ifs 
durchführen werde. Der Bundesmt al>er, der ihr LöbJ-ied 
in allen Tonarten sang und deu ständigen Eichtern noch die 
»farbige Brille einer Beweiatheorie« vorhielt, fand es ganz 
in der Ordnung, sich seine Einmischung in das gerichtliche 
Verfahren nicht bloss bei politischen Delikten vorzubehal- 
ten*). Die Jury hat thatsächlich auf die Entwicklung der 
Gewaltentrennung seit 1848 nicht den mindesten Einfluss 
ausgeübt; ihre Beseitigung und. Ersetzung A^iirde im Gegen- 
teil noch die notwendige Beschränkung der allzu weitgehen- 
den Administrativ-Oerichisbarkeit ennöglichen. 

Die eidg. bürgerliche .Tur}' (Bundesassisen) verdankt 
ihre Existenz einzig noch dem Umstände, dasö sie etwa jedes 
Decennium einmal zur Venvendung gelangt; dadurch erhält 
sie gleichsam den Charakter eines Sondergerichts für die 
bürgerliche Straf rechtsptlege des Bundes. Aber auch in 
diesem spärlichen Gebrauche erleidet sie jedesmal die hef- 
tigste Kritik. Trotz der sehr grossen Assisenbezirke, welche 
es ermöglichen, politische Delikte nicht ajn forum delicti 
commissi im engem Sinne zu beurteilen, ist der Jury jier 
Vonnirf eines Parteigerichtes^) nicht erspart geblieben; im 
letzten Decennium ^vurde sie selbst in der Schweiz gar noch 
zum Standes- bezw. Klassengericht gestempelt. Ein richter^ 
liches Institut aber, von breiten Schichten mit solchen Epi- 
theta bankerott erklärt, ist überhaupt kein Gericht mehr. 
— Es war jederzeit ein seltener liuxusartikel der schweizer. 
Eidgenossenschaft; heute ist zudem nicht einzusehen, wel- 
chen Zweck noch im ganzen Schweizerlande die Wahl der 
eidg. Geschwomen haben soll, die doch nie in Funktion 
treten. Diese Art Sinekure, zu der die eidg. Jury geworden 
ist, widerspricht der ganzen Argnmentierung, die 1848 und 

^) Entwurf und Botschaft des Bundesrates, Bundesbl. 1851, 1. 
Bd., S. 392 ff, 648 ff. 

') Auch die allg. Geschichte beweist, dass sich die Jury in re- 
volutionären Zeiten durchaus nicht bewährt hat; man denke in ne- 
gativem Sinne an die unrühmlichen State trials Englands, m posi- 
tivem an das Revolutionstribunal Frankreichs, wo ein ausserordent- 
licher Sta^tsgerichtshof mit Geschwornen 1794 in V/2 Monaten 1400 
Todesurteile und nur 296 Freisprechungen aussprach. Schaubergs 
Zeitschr., Beitrüge z. zürch. Kechtapflegre, 18. Bd., S. 244, 295 ff. — 
In der Helvetik unterlief auch hiebei (Gerichtsbarkeit) ein Irrtum. 
S. 48 ff, . . 
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18'?.2/74 für dieselbe geführt worden ist. Aber ebenso sehr 
steht im Widerspruche zu der nach und nach ausgebildeten 
Bundesstaatsgewalt der bisherige Ausweg der Vorenthaltung 
richterlicher Beurteilung aus dem Kompetenzkreise der Bun- 
desassisen, insofern die letztere der ganz verschiedenartigen 
Rechtsprechung der Kantone überwiesen wurde. So trat 
während eines lnter\"alls von 45 Jahren die sonderbare That- 
sache eines successiven Eückschritt^s hinter die verfassungs- 
mässige Gerichtsorganisation der Bundesurkunde von 1832/ 
33 (S. «54) zu Tage. Darin lag zwar in praxi eine weitgehend- 
delegierte Abrüstung der Jurisdiktion der Bundesassisen 
vor, jedoch ohne prinzipielle Lösung im Sinne der Bundes- 
staatsgewalt nach Massgabe des eidg. Gerichtsverfassungs- 
rechtes. Hiezu wurde erst 1893 durch das 3. Organisations- 
gesetz der erste Anfang gemacht, allerdings auch wieder 
"unter gleichzeitiger gesetzlicher Sanktion der bisherigen 
Konzessionen. 

Der Vergleich der Jurisdiktion der Bundesassisen von 
1848—1893 einerseits und seit 1893 andererseits (S. 91 ff, 
89 ff) zeigt den operativen Eingriff durch das 3. Organisa- 
tionsgesetz in solchem Umfange, dass nach dieser Abrüstung 
die eidg. bürgerliche Jury fast nur noch eine papieme Exi- 
stenz fristet. Während deir Auflösungsprozess in den Kan- 
tonen, Tessin ausgenommen, schrittweise erfolgt, vollzieht 
er sich in der militärischen und bürgerlichen Bundes-Straf- 
rechtspflege in entscheidenderem Masse. Hiebei ist indes- 
sen in Berücksichtigung zu ziehen, dass der merkwürdige 
Kompromis-Reehtsartikel des Bundesverfassungs-Entwurfes 
von 1872 (S- 61) eine Abrüstung schon 2 Jahre nachher 
durch das 2. Organisationsgesetz nicht zuliess. 

Mit den sehr häufig vorgenommenen Revisionen der 
kantonalen Juiy änderte sich auch der schwurgerichtliche 
UeberweisungS'KompetenzJcreis des Burfdes^) in derselben kor- 



•) Vergi. über diese der kantonalen schwurgerichtlichen Juris- 
diktion bedingt zufallende Bundessphäre, soweit das Bundes-Stral- 
recht und die Nebenstrafgesetze in Betracht kommen, die von Bun- 
desrichter Hafner 1888 in seinen Motiven z. Entwürfe der Organi- 
sjition der Bundesrechtspflege aufgestellte Skizze (Zeitschrift für 
schweizerisches Strafrecht, 1. Bd., S. 242 ff). Unter Zuziehung seit- 
heriger Bundesgesetze mit Strafsanktionen ist dieselbe auch heute 
noch grundlegend, wenn man wegen der (erweiterten) konkurrie- 
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rektionalisierenden Weise, die wir in der Einzeldarstellung 
der Kantone Schritt für Schritt airfgedeclct haben. In den 
ersten 4 Decennien des Bunde^staatee konnte die Überwei- 
sung der den Bundesassisen nicht ausschliesslich zufallen- 
den eidg. Straffälle an kantonale Schwurgerichte nicht wohl 
umgangen werden wegen des schwerfälligen, kostspieligen 
und Aufseben erregenden Apparates der eidg. Jury und um 
das Misstrauen und die kantonale Eifersucht gegenüber den 
Kantonen mit ständigen Gerichten zu vermeiden. Dieser 
A^ntagonisrnua fiel 1893 mit der Aufstellung des Bundes- 
strafgerichts weg; das letztere beseitigte thatsäehlick die eidg. 
Jury als richterliches Institut, so dass die eidg. schwurge- 
richtliche Jurisdiktion auf die beiden Hauptkategorien der 
Völkerrechts- und politischen Delikte der Bundesverfassung 
Art. 112 (Ziff. 1 — 3) für die Jury als politisches Institut be- 
schränkt bleibt. 



3, Die bürgerliche Strafrechtspflegre 

der Kantone. 

a) Die konstitufionelle Devolution. 

Kein einziger Kanton hat die urspriigliche verfassungs- 
mässige Garantie der Jun^ in vollem Umfange beibehalten. 
Zwar gilt in Oenf noch immer die ffaraw Stehest] mmung für 
die Kriminal- Jury; allein einerseits ist diese Verfassung vom 
21. April/24. Mai 1817 nie einer Totalrevision unterworfen 
. worden, andererseits besteht die ursprüngliche Kriminal- 
I Jury nur noch dem Namen nach, denn durch- die Eeyision 
des Code d^instruction penale vom 1. Oktober 1890 ist sie 
i halb Geschwornengeiichi, halb SchöjfengeTicht geworden 
(S. 148 ff). 



/ 



renden Jurisdiktion des Bundesstrafgeriehts Art. 125 des S. eidßf. 
Organisationsgesetzes einerseits und die von uns dargestellte Revi- 
sion der Schwurgericlitsbarkeit von Genf 1890 und Neuenburg 1893 
berücksichtigt. Vergi. auch F. Meili, Das Verhältnis des eidg. Run- 
des-Strafreehts zu den kantonalen Strafrechten und C. StooSy Das 
Bundes-Strafrechi in seinem Verhältnisse zu der eidg. Spezial-Stral- 
^esetzgebün^f. Zeitsclir., f;^j3ehwei2, Strafr., S. Bd., S» 34 ff; 249 ff. 
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Dieselbe Thatsaehe. wie beim führenden Stand der ro- 
manischen Jury-Kantone zeigt sieh bei demjenigen der 
deutschen Kantone. Zürich erweiterte durch seine Verfas- 
sung vom 18. April 1869 die Garantie des Veriassungsge- 
setzes vom 7. Oktober 1851 (S. 227), allein nach dem Ent- 
wxxde der Bechtspflegegesetze 1900/01 wird nicht nur die 
sehwurgerichtliche Jurisdiktion bedeutend eingeschränkt, 
sondern auch unter dem bisherigen Namen Schwurgericht 
ein eigentliches Schöffengericht aufgestellt (S. 249 ff). 

Berns Garantiebestimmung der Verfassung vom 31. 
Juli 1846 ist sich nach dem Scheitern des Verfassungsent- 
wurfes vom 27. November 1844 in der Verfassung vom 4'. 
Juni 1893 gleich geblieben, allein die schwurgerichtliche 
Jurisdiktion ist dennoch 1866 und 1880 in materieller imd 
formeller Hinsicht eingeschränkt worden (S. 212 ff). 

Waadt reduzierte die Garantie durch die Verfassung 
vom 1. März 1885 auf die Kriminal' Jury, in diesem Um- 
fange sanktionierten sie auch die Verfassungen Thurgaus 
vom 9. November 1849 und 28. Februar 1869 (S. 134, 
252 f). 

Den Übergang von der Garantie- zur FakultativbQierihn.- 
mung vollzogen die Kantone Freiburg 1857, Neuenbürg 1858 
und Aargau 1863 (S. 166, 175, 262). 

Die /''afct^Z/o^ii'bestimmung behielt von Anfang an So- 
lotJiurn bei (S. 272), ebenso Oenf für die korrektioneile Jury 
und Zürich für die Erweiterung der Schwurgerichtsbarkeit 
(S. 227). • 

Die Beseitigung der Jury erfolgte 1883 in Tessin (S. 
205), der korrektionellen Jur^-^ 1885/86 im Kanton Waadt, 
sowie der kantonalen MilHär-Jury 1889/90 gleichzeitig mit 
der eidg. Militär-Jury. 

Unaiisgeführt und wieder fallen gelassen blieben die be- 
züglichen Verfassungsbestimmungen der Kantone Wallis, 
Schaffhausen und Baselland (S. 198, 289, 290). 
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b) Die politische Jury. 

Die politische Jurj', das Agens imd Stimmiingsiiuttel 
für die Sch^vurgerichtsbewegimg von 1848, ist in den Kan- 
tonen glücklicherweiee fast nie zur Verwendung gelangt. 
Die Straffälle, für die sie am ehesten in Funktion zu treten 
hätte, sind ihr meistens durch Interventionen entzogen und 
den Bundesassisen überwiesen worden. 

Die kantonale politische Jury hat weniger als; die eid- 
genössische den Charakter eines Sondergerichts. Die Kan- 
tone, welche Schwurgerichte besitzen, weisen diesen die 
schwerere Strafrechtspflege zu, so dass sae;, wie in den an- 
dern Kantonen das Kriminalgericht, auch für die politischen 
Delilcte zuständis: erklärt werden müssen. 

Theoretisch mochte früher die politische Jury am be- 
stricken sten sein ; in praxi gilt von ihr dasselbe wie von den 
Bundesassisen als politisches Institut. Den schlagendsten 
Beweis hiefür lieferte selbst ein Jury-Kanton, indem N"euen- 
burg 1893 diese Jurisdiktion an die eidg. Strafgerichtsbar- 
keit abtrat (S. 190 f). 

Rüttimann verfocht 1866 im Anschlüsse an die englisch- 
amerikanische Doktrin die Ansicht, dass die Jury in der 
Republik ein Schutzmittel sei gegen die herrschende Majo- 
rität; die richtige Ürteils-Jury vertrete alle Parteien, so dass 
fs einer Majorität nicht leicht gelingen wird, in einem ein- 
zelnen Falle die Jury unbedingt zu beherrschen«^). — Man 
braucht nur an den Stabiofall zu erinnern, um diese Theorie 
ad absurdum zu führen^). Die Jury weiss sich von der 
herrschenden Meinung nicht zu emancipierenund bringt ihr 
vorgefasstes Urteil in die Verhandlungen mit^). Wie. aber 
die öffentliche Meinung in aufgeregten Zeiten ungerecht 

^) J. Rüttiniann, Das nordamerik. Bundesstaatsrecbt, 1. Bd., 
S. 375 f. 

*) En mati^re politiquo, le jury est une löterie; bei GaUot, 
Quelques mots encore sur le jury 1854, p. 12. 

') »In der Demokratie wird die Jury stets ein politisches Werk- 
zeug bleiben«, schrieb 1847 ein Anhänger der Jury, Prof. Cherbulicz 
in Genf. Krit. Zeitsehr. f. Rechtswiss. und Gesetzgebung des Aus- 
landes, 19, Bd., S. 215 f. Vergl. J. Glaser, Handbuch des Strafpro- 
zesses, 1. Bd., S. 262. 
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sein kann, dafür wird wohl in unseirn Tagen der Dreyfus- 
Prozess ein imbestriitenee Beispiel bleiben. — Ein Blick 
auf Frankreich, und Östen-eieh zeigt uiis in letzter Zeit zu- 
gleich^ T^ae die Jury nicht bloss gegenüber politischen Ein- 
flüssen vorbehaltlos kapituliert, sondern auch der Sugges- 
tion schlimmster Vorurteile der Rasse und Nationalität 
erliegt*). 



c) Die Press-Jury. 

Die Presse vermochte sich in einigen Kantonen ver- 
hältnismässig früh der Censur zu entwinden; für die Schweiz 
gewährleistete die Bundesverfassung von 1848 die Pressfrei- 
heit in demselben Umfange (Art. 45) Avie diejenige von 
1874 (Art. 55). Dennoch blieben die Kantone souverän, die 
Grenzbereinigung zwischen der »Freiheit« und ihrem »Miss- 
brauch« selbst zu ziehen; das Pressgesetz Berns vom 7. De- 
zember 1852 liefert hiezu ein treffendes Beispiel. Diese 
Ausnahmestellung der Presse von den allgemeinen ßechts- 
normen und die frühere Auffassung, dass Pressdelikte in 
vielen Fällen sich nur durch ihr geistiges Medium von po- 
litischen Delikten unterschieden, führte in manchen Jury- 
Kantonen zu einem Sondergerichtsstand^) der Presse. 

Bern unterstellte 1846 wie die romanische Schweiz die 
Pressvergehen der Jnry; diese ist hiefür auch heute noch 
zuständig; denn der Verfassungsentwurf von 1884 mit der 
Beschränkung auf »Pressdelikte, welche nicht privaten 
Charakter haben«, wurde 1885 verworfen (S. 208 ff). 



*) Wir stimmen daher der Ansicht von Wettsteiu nicht zu: 
»Wenn überhaupt wo, so verdient das Schwurgericht für solche 
l'alle beibehalten zu werden, die auf einem politischen oder sozialen 
Hintergrund sich abspielen. Das geben auch Gegner des Schwur- 
gerichts zu. Aber freili(;h, in der Bekämpfung umstürzender Bestre- 
bungen ist man der Zustimmung der überwiegenden Mehrheit des 
Schweizervolkea sicher, nur nicht der jeweiligen 12 Greschwomen«. 
Züricher Post, No. 48 v. 27. Febr. 1900. 

*) Ein solcher in Form einer Spezial-Jurj-^ (Fachleute) für Press- 
tlelikte war schon 179(» in der franz. Nationalversammlung durch 
Sieyes beantragt worden. Vergl. Krit. Zeitsehr. f. Rechtswiss. u. 
öesetzgeb. des Auslandes, 25. Bd., S. 384. 



— 308 — 

Zürich überwies 1866 gerichtsorgauisatorisch die von 
amtlichen Klägern anfa&ngi^ gemachten Pressdelikte der 
Jury; durch die Verf«issuiig von 1869 wurde die Wahl dieses 
aonderrechtlichen Gerichtsstandes dagegen dem Beklagten 
überlassen, aber 1871 durch das Strafgesetz und 1874 ge- 
richtsorganisatorisch dennoch auch dem Kläger eingeräumt. 
Der Enty^airf von 1901 sucht wieder die Übereinstimmung 
mit der Verfassung herzustellen (S. 240, 242 ff, 249 ff). 

ThurgaUy Aargau und Solothurn unterstellten die Press- 
delikte nicht der Schwurgerichtsbarkeit, sondern weisen sie 
dem ordentlichen Siebter zu, vor den sie de jure gehören. 

Wenn man heute überhaupt noch Pressvergehen durch 
die Jury beurteilen lassen will, so verdient die Bestimmung 
des Bemer Verfassungsentwurfes vom 27. November 1884 
den Vorzug vor derjenigen der geltenden Zürcher Verfas- 
sung (Art. 57): jene Norm des nicht privaten Charakters 
enthält eine prinzipiellere Stellung als das Privilegium des 
Beklagten. Denn dasselbe macht das Eecht des Klägers 
illusorisch; die Jury zeigt sich hier »sehr indifferent«*), in 
der Eegel erfolgt eine Freisprechung*). 

Nachdem mehrere Kantone die Normen der Pressver- 
gehen in ihr materielles Strafrecht einbezogen haben, bleibt 
der gewöhnliche Gerichtsstand für dieselben weniger kon- 
trovers als der Begriff der Haftbarkeit. 



d) Die korrektioneile Jury. 

Seitdem Waadt 1886 die korrektionelle Jury beseitigte, 
besteht sie nur noch in den Kantonen Oenf und Neuenburg. 
Sie verdankt ihre Existenz allein der Durchführung der 
französischen Trichotomie und wird dahinfallen, wenn der 
Entwurf des schweizerischen Strafrechts mit seiner Zwei- 
teilung zur Annahme gelangt^). 

') Deshalb wurden die Pressdelikte in Frankreich nach wech- 
sclvoller Zuweisung der Jury jeweilen wieder entzogen. 

*) Urteil von Obergerichtspräsident Leuenherger von Bern auf 
dem Juristentag 1881. Verhandlungen S. 104 f ; Zeit sehr» f. Schweiz. 
Gesetzgebung u. Rechtspflege, 5. Bd., S. 409. 

^) Die Scheidung zwischen Verbrechen und Vergehen hat sich 
für das Strafrecht nicht bewährt, weil derselben kein brauchbares 
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Wollte man überhaupt die Zulässigkeit der korrektio- 
nellen Schwurgerichtebarkeit nicht bestreiten, so wäre ihre 
Ziii\'eisnng an die Kriminal- Jury richtiger; dies ermöglicht 
die Bildung eines grösseren Assisenkreises, wodurch der Lo- 
kalgeist, der sich bei korrektioneilen Fällen stärker bemerk- 
bar macht, mehr paralysiert werden kann. Der Einwand 
dagegen i?t nur scheinbar berechtigt, da^s korrektioneile 
Straffälle lediglich als Bagatellen beurteilt würden, wenn 
nur eine Kriminal-J'aTy bestehe. Denn ein Urteil aus dem 
Kanton NTeuenburg selbst^), zu einer Zeit, wo die korrek- 
tionelle neben der Kriminal-Jury annähernd 20 Jahre funk- 
tioniert hatte, widerlegt jene Behauptung: . . . .en matiere 
corredionneUe, les d6faillances du jmj etaient bien plus com- 
mtmes et les entrainements bien plus frequents qu'en ma- 
tiere criminelle. O^est que les simples delits, dont la gravite 
n'est que relative, frappent moins vivement que les crimes 
la consjcience du jury; c'est qu^en ces mati^res plus qu'en 
toutes autres le jury se montre dispose ä user de ce droit de 
grace quMl s'attribue arbitrairement« .... 

Kein Kanton ausser Waadt, Genf und Neuenburg hat 
die korrektionelle Schwuxgerichtsbarkeit je aufgenommen; 
derjenige, welcher sie zuerst (1846) einführte, schaffte sie 
auch wieder zuerst aib und in den andern beiden Kantonen 
trat nach und nach eine nicht unbedeutende Abrüstung zu 
Gunsten der ständigen Gerichtsbarkeit ein (S. 141 f, 153 ff, 
182 ff, 197 f). Damit harmoniert auch andererseits das Ur- 
teil der vorhin angeführten Stimme aus dem Kanton Xeuen- 
biirg: Dans im petit pays comme le notre le jury correction- 
nel peut eneore ä la grande rigueur fonctionner röguliere- 
ment, mais nous ne eonseillerons jamais d personne de nous 
Vemprunier. 



TTiiterscheidungsmerkmal zu Grunde liegt. Diese künstliche Ein- 
teilung zwingt den Richter, die Strafe nach willkürlichen Gesichts- 
])unkten abzustufen. 81008, Motive zu dem Vorentwurf eines Schweiz. 

Strafgesetzbuches, S. 8. 

♦ 

*) Bei Leloir, Etüde sui* le Jury correctionnel dans les cantons 

de la Suisse romande, Bulletin de la Soci6t6 de l^gislation comparöe, 

17. Bd., p. 583 f. 



Tr 
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e) Die Kriminal-Jury. 

Der Umfang der Kriminal-Schwurgerichtßbarkeit war 
in den Kantonen vielfach schwankend; dies kam schon in 
den GniTidhe?timmnngen der Verfassungen widersprechend 
zum Aiisdnick. Die sachliche Zuständigkeit der Jury 
knüpfte an 2 verschiedene Prinzipien an: 1) den Jcriminellen 
Charakter, so dass im allgemeinen die Verbrechm der Juiy 
zufallen; 2) die Aufstellung von Deliktskategorien, wobei 
für die Thatbestände auf das materielle Strafrecht verwie- 
sen wird. Das letztere System kennen nur Thurgau, Zürich 
und seit 1869/74 Freiburg. Hiebei macht sich die Abrü- 
stung durch Reduktion von Deliktskategorien schlechthin 
gelteud, wie auch iunerlialb der beibehaltenen Kategorien 
durch eine verminderte Unterstellung der vorauszusetzenden 
Thatbestände (S. 228, 23G, 240 ff, 249 ff, 254, 260 ff, 168). 
Die erstere Gruppe der übrigren Kantone (mit Freiburg 
1848—1869/74) stellt für die Verbrechen ab teils auf den 
qiialitativen, teils auf den quantitativen Umfang der Krimi- 
nalstrafe (Zuchthaus, Straf dauer). Die Abrüstung zeigt sich 
hier nach beiden Seiten: nach der quantitativen durch Er- 
höhung der Minimal-Straf Sanktion (S. 287), nach der qua- 
litativen durch humanisierende Revisionen des materiellen 
Ecclits (Strafgesetzbuch) bezw. durch Ausscheidung verbre- 
, cherischer Thatbestände unter Zuweisung derselben an die 
korrektionellen Iformen (S. 269 ff). Zu dieser materiellrecht- 
lichen Abrüstung tritt in der Folge kombinationsweise die 
formellrecMliche^) (S. 287 f), indem auf jene das System der 



') Eine Kritik an Hand der schwurgerichtlicTien Judikatur 
lassen wir absichtlich >\'cg. Der Aufwand an Zeit zur Verarbeitung 
der in Hunderten von Berichten vorhandenen schwurgerichtlichen 
Rechtsprechung der Schweiz würde in keinem Verhältnis zu dessen 
Erfolg stehen. Gestehen wir es offen: Die Jury-Gegner braucht man 
damit nicht erst zu überzeugen und deren Anhänger sind für eine 
solche Kritik unzugänglich; sie schreiben zwar die gebilligten Ur- 
teile voll in das Haben ihres Instituts, wälzen jedoch die Verant- 
wortung der schlechten schwurgerichtlichen Rechtsprechung ab und 
bürden sie bald dem Assisenhofe und der Fragenstellung, bald der 
Verteidigung und dem Staatsanwälte auf. Darin excellierte schon 
vor 40 Jahren in langen Variationen kein Geringerer als Mitter- 
maier ^ der auch in der Schweiz Schule machte; von Rüttimann ab- 
gesehen verweisen wir sogar für die neuere Zeit auf das Urteil von 
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zweiten Gruppe in Anwendung kommt: zu der steten Eni>^ 
wickhmg der Korrehtionalisierung des In- und Auslandes ist 
1885 nnd 1893 die Kriminalisierung getreten, d. h. die Auf- 
stellung bezw. Zuständigerklärung eines hohem Gerichts zur 
erstinstanzlichen Beurteilung bestimmter, der Schwurge- 
richtcbarkeit entzogener Delikte. 



f) Das Autoverdikt. 

Die von Zürich durch seinen Strafprozess vom 30. Sep- 
tember 1852 (Art. 212 f) nach englisch-amerikanischem 
Rechte eingeführte Beurteilung eines geständigen Angeklag- 
ten ohne Jury — in der Regel durch den Assisenhof — 
wurde successive von den andern Jur}'-Kantonen, ausgenom- 
men Freihiirg, nacheeahmt: (Militär-Schwnrgerichtsprozess 
1854) Thurgau 1854, Waadt 1859, Neuenburg 1863, Bern 
1880^ Genf 1890 für die korrektionelien Straf fälle; (Tessin 
1855), Aargau 1858 und Solothurn 1863 nahmen sie in ihren 
ersten Schwtirgeriehtsprozess auf^). 

Durch diese Anerkennung des Autoverdikts ist der Wir- 
kungskreis der Jury erheblich eingescliränkt worden. In der 
hilrger'tichen Strafrechtspflege ist diese Prozedur, auch ab- 
gesehen vom Kostenpimkte, durchaus berechtigt, da sie 
einem Kollegium des ständigen höhern Gerichts zugewiesen 
wird und dabei die ÄcÄZ^issverhandlungen der Parteien vor- 
geschrieben sind. 

Ein quantitativer Vergleich zwischen dieser Prozedur 
und dem gewöhnlichen sehwurgerichtlichen Verfahren zeigt 
in auffallender Weise den Rückgang in der Zuziehung der 
Jury. Aus den uns zu Gebote stehenden Rechenschaftsbe- 
richten kantonaler Obergerichte führen wir die nachstehen- 
den Verhältnisse in der Beurteilung von Kriminalfällen an : 



Schneider auf dem Juristentag 1881 und von GolomU 1889 (S. 206). 
-^ Um so grössere Anerkennung zollen wir E. Picot sowohl als A. 
Gautier für ihre Stellung in der Schweiz. Jury-Frage. 

') Vergl. die Einzeldarstellung der verschiedenen Kantone. 
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Zürich 1898 (S. IZS) 71 Fälle mit 


Jury 


125 


» 


ohne 


» 


Thurgau 1898 (S. 8) 12 


» 


mit 


)) 


24 


)) 


ohne 


)) 


Solothum 1898 (S. 129,132) 16 


)) 


mit 


)) 


20 u. 92) — 29 


» 


ohne 


» 


Aargau 1896 (Tab. II) 8 


)) 


mit 


» 


39 


)) 


ohne 


)) 



(S. 271). 



4. Die Civilrechtspflege. 

Die Zivil-Jurv war von Anfan«? an neben der Kriminal- 
Jury postuliert, die Nachahmung des englisch-nordamerika- 
nischen Verfahrens für den Straf- und Zivilprozess ange- 
strebt worden. Die französische Nationalversammlung 
lehnte die Zivil-Jury nach langer Debatte am 30. April 1790 
ab. — In Deutschland, wo 1848 deren Einführung durch 
Petitionen bei der Frankfurter Nationalversammlung be- 
gehrt wurde, war ihre Nichtzulässigkeit weniger kontrovers; 
denn selbst Mittermaier erklärte sich gegen dieselbe, wäh- 
rend Biener — »der ausführlichste Historiograph der 
Schwurgerichte« (Brunner) — »gegen die Anwendung der 
ßeschwomen im Zivilprozess keine Bedenken« hatte^). 

In der Schweiz wurde die Zivil-Jun^ zuerst in den Kom- 
mi?sions-Entwurf der Verfassung des' Kantons Waaät 1845 
(S. 33) aufgenommen, jedoch nachher abgelehnt; dasselbe 
war der Fall im Kanton Bern 1858 (S. 212). Der spärliche 
Versuch von Zürich seit 1875 — denn als solchen darf die 
Aufstellung im Gesetz über die Eechtspflege immerhin be- 
zeichnet werden — soll nach dem EntMoirfe von 1901 wieder 
ganz fallen gelassen werden (S. 247, 250). 

Zu allen Zeiten haben die Anhänger der Jur}' diese als 
Bildungsmittel des Volkes hoehgepriesen ; Favey nannte dies 
1881 auf dem Juristentage^) in seiner 10. These »son meil- 

*) 9 FäUe durch das Obergericht in erster Instanz. 

^) ¥, A. Biener, Das engl. Gesehwornengericht, 1. Bd., S. 327, 
335 f. 

') Verhafidlungen S. 55; Zeit sohl*, f. Schweiz. Gesetzgebung und 
Kechtspflege, 5. Bd., S. 275. 
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leur cdt6((. — Nach dieser losen Begründung') müsste die 
Zivil- neben der Kriminal- Jury bestehen; Büttimann jedoch 
stand prinzipiell für pie ein und erkläri;e, dass das Juiy- 
Institut »natüriich im Volke keine Wurzeln schlagen« 
könne, weil es bei der Zivilrechtspflege nirgends zur Ver- 
wendung gelange. Er befürwortete 1866 »die Ausdehnung 
der Jury auf alle wichtigern Zivil- und Kriminalsachen« 
sowohl für den Bvnd als die Kantone^). — Ähnlich wie in 
Deutschland die beiden Hauptvertreter der Jury, Biener und 
Mittcrmaier, über die Zivil-Schwurgerichtsbarkeit entgegen- 
gesetzter Ansicht waren, so differierten in der Schweiz Rüt- 
timann und Orelli; letzterer sprach sich 1856 entschieden 
gegen die Jury in Zivilsachen aus ; was er für die Kriminal - 
Jury als Axiom hinstellte, verwarf er für die andere*^): »die 
einzig denkbare vernünftige Basis der Zivil- Jury, nämlich 
jene angebliche Trennung von That- und Rechtsfragen, ist 
schon in der Theorie ganz unrichtig und in praxi unaus- 
führbar«. — Diibs dagegen sah (1868) »keinen innem 
Grund« zur Verneinung der Zivil- Jury"), indem sie ebenso 
gut als die Kriminal- Jurj' das gleiche »Schuldig oder Nicht- 
schuldig« auszusprechen befähigt sei. Einerseits hielt er die 
Tury im Zivilprozesse »sogar vorzugsweise gut für alle Pro- . 
zesse gegenüber Beamten, für Vormundschafts-, Ehe-, Va- 
ter?chaftsproze«se und für Beurteilung von Streitigkeiten 
ans Geschäftsführungen, welche ein besonderes Vertrauen 
A'^omussetzen«. Pliebei müsse wie im Strafprozesse die ver- 
ständige Führung der Hauptverhandlung durch einen ge- 
bildeten Richter die unerlässliche Voraussetzung bilden. 
Andererseits erklärte er aber die Jury in Zivilstreitigkeiten 
»gar nicht für geeignet, langfädige Rechnungsstreitigkeiten 

•) In rhetorischem Schwungc %vird erklärt, dass die Jury »die 
Kenntnis des Kechts in den Gesichtskreis populärer Auffassung her- 
abzieht und Ungelehrten die Natur und AuJsdehnung seiner gesetz- 
lichen Rechte und Hülfsmittel verstehen lehrt«, wie »Sokrates zuerst 
die Phüosophie aus den Wolken herunter holte und sie auf Erden 
wandeln machte«. Biener, Das engl. Geschwomengericht, 3. Bd., 
a 61. 

*) Rüttimann, Das nordamerikanische Bundesstaatsrecht, 1. 
Bd., S. 374, 376. 

*) Zeitschr. f. Kunde und Fortbildung der Zttrch. Rechtspflege, 
3. Bd., S. 3—24 (15). 

•) J. Dubs, Die Schweiz. Demokratie in ihrer Fortentwicklung, 
S. 57. 
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und ähcliche, auf yiele vereinzelte Akte sich verteilende 
Händel zu erledigende. 

Sowohl der IJnterschied im Endzweck der Prozesse, die 
materielle und die formelle Wahrheit, als auch derjenige 
ihres Verfahrens — die XJntersuchungs- und die Verhand- 
lungsmaxime — schliessen die einfache Übertragung des Ge- 
schwomenelementes vom Strafverfahren auf den Zivilpro- 
zess mit seinen statisch — objektiv — widerstreitenden In- 
teressen aus^). 

Hätte man in der Schweiz auf den Vorschlag Eütti- 
manns die Zivil- Jury vor 3 Decennien eingeführt, so wäre 
der Auflösungsprozess des Jury-Tnstituts sogar rascher er- 
folgt. Wir geben dieser Überzeugung Ausdruck nach un- 
serer Kenntnis der Entwicklung des schwurgerichtlichen 
Verfahrens, trotzdem sich in England**) das umgekehrte 
Verhältnis zeigte; denn dort hatte sich die Zivil- Jury in 
langer historischer Entwicklung herausgebildet, während ihr 
die Kriminal- Jury nur nachgebildet wurde. — Niemand 
wird heute mehr die Aufstellung der Zivil-Jury verlangen*), 
im Scbwurgerichts-Prozesse zeigt sich ja bekanntlich die 
Abrüstung der Jury da am markantesten, wo hinsichtlich 
des Beweisverfahrens eine Analogie mit dem Zivilprozesse 
vorliegt (S. 287 f). 



n. 

1. Zur Organisation der Jury. 

Für das schwurgerichtliche Verfahren und damit auch 
für die (übrige) Organisation im engem Sinne ist den Im- 

^) Auch die Expropriationskommission, wie sie Frankreich 
nach dem Gesetze v. 3. Mai 1841 aufstellte und in denen auch in 
der Schweiz das Laienelement weitgehende Aufnahme findet, ist als 
liehterliches Institut betrachtet keine Zivil- Jury. 

*) Die Entwicklungsstadien in der Geschichte der Zivil-Jury 
hat H. Brunner, Die Entstehung der Schwurgerichte, S. 36 ff, 428 
ff, aufgedeckt: der Inquisitiomhcweis (fränkische Rechtsentwick- 
lung), die Beweis-Jury (normannische und anglonoiinannische 
Kechtsentwioklung) und die ürteils-Jury (engl. Recht). 

") Vergl. J. Glaser. Handbuch des Strafprozesses 1885, 1. Bd., 
S. 14, 17. 
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tisierten Punkten der Einzeldarstellung (Geschichte) noch 
eine allgemeine Erörterung anzuschliessen. Aus den beste- 
henden organisatorischen Differenzen ergibt sich die Ab- 
straktion, dass die Bildung der Jury je länger je. mehr ein 
accessorischcr Punkt ist. 

Mittermaier wies in seinem Werke : »Erfahrungen über 
die Wirksamkeit der Schwurgerichte in Europa und Ame- 
rika« in ermüdeuden Wiederholungen darauf hin, dass die 
Schwurgerichte »im nächsten Zusammenhange mit den in 
dem Staate bestehenden sittlichen, politischen und sozialen 
Zuständen« stehen. Dies kann sich jedoch nur auf den 
accessorischen Teil — die Organisation — beziehen. Das 
Prinzip der Jury aber ist dasselbe, ob sie im autokratischen 
Russland oder in den demokratischen kantonalen Eepubli- 
ken der Schweiz funktioniere. 

In den letzteren ist für die Organisation nach Verfas- 
sungsprinzipien ein Census- und Kapazitäten-System selbst- 
verständlich ausgeschlossen. Unlogisch jedoch sind die auf 
die passive Wahlfähigkeit der Geschwomen sich beziehenden 
Vorschriften. Die Jur\^ richtet bei uns ihre Spitze gegen 
die gemischten Beamtengerichte^), denen ihre Befähigung 
zur Beurteilung des Thatbestandes bezw. der Schuld abge- 
sprochen wird: das ist das Lebensprinzip der Jury, ihre an- 
gebliche Existenzberechtigung. Indem sie keine rechtskun- 
digen Richter zur Abspreehung über die »Thatfrage« duldet, 
sollte dieser negierende Charakter nicht bloss auf die Assi- 
s-enrichter ausgedehnt werden; konsequenterweise müssten 
dann auch alle rechtskundigen Personen: die Professoren 
und Doktoren der Hechte, Advokaten etc. von der passiven 
Wahlfähigkeit ausgeschlossen werden. 

Die Bildung der SpeziaUisie der Geschwomen war in 
der Schweiz von Anfang an kontrovers, indem die Frage der 
direkten YolTcswahl bezw. der Auslosung bestritten blieb, 

^) Wie dies ziir Zeit der Helvetik deklamatorisch zum Aus- 
druck kam, zeigt nachfolgende Stelle aus einem Kommissionsgut- 
achten von 1790 (S. 48): Die Kompetenz eines Gerichtshofes 

zerstört die Freiheit, sie ordnet die Sicherheit des Bürgers der Laune 
und den Leidenschaften des Richters unter; sie öffnet dem über- 
wiesenen Verbrecher einen Ausweg zur Straflosigkeit; sie setzt das 
schuldlose Opfer der Kache und des Hasses der Grefahr einer gewis- 
fcen Verurteilung bloss Akten der helvet. Republik, 4. Bd., S. 418. 
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wenn man nicht, vrie der Bundesrat 1849 (S. 69), diese 
Klippe umgehen und ein Chaos von Beetimmungsarten zu- 
lassen wollte. Die Anhänger der Auslosung konnten sich 
auf keinen Geringeren als Montesquieu berufen, der durch 
sein Werk Esprit des lois der Einführung der Jury vorge- 
arbeitet hatte, jedoch den Charakter der Demokratie völlig 
verkannte, indem er mit ihr das Lossystem in prinzipielle 
Übereinstimmung brachte: T^e suf frage par le sort est de la 
nature de la domocratie, le suffrage (universel) par le choix 
est de Celle de Varisfocratie {l\\Te II. chap. II). 

Oenf ausgenommen, führten alle Kantone nach dem 
Vorbilde von Waadt 1846, Bern 1847 und des Bundes 1849 
die direkte Volkswahl ein; indessen adoptierte Waadt 1852 
infolge lässiger Wahlbeteiligung vorübergehend das lios- 
system. Renaud (Professor in Bern) hatte 1847 in einer 
Besprechung der Waadtländer Jury erklärt, er zerschneide 
»den gordischen Knoten«: die Jury sei in aufgeregten Zei- 
ten für die Demokratie überhaupt nicht tauglich; von den 
beiden Systemen der Bildung der Spezialliste gebe er dem 
Minden Lose den Vorzag, da durch das Wahlsystem die be- 
s-ondem Garantien verloren gingen, welche die Jury für po- 
litische und Pressvergehen gewähren soUe^). Auch Dubs 
anerkannte (1868) nur als »Volks- oder Geschwomenge- 
richte. . . ., die nicht ein Mensch, nicht eine Partei, sondern 
das unparteiische Los, dessen Zufälligkeiten aber bis zu ei- 
nem gewissen Grade korrigiert werden dürfen (!), heraus- 
gesucht hat«...*). — Hätten die blinden Losverehrer die 
Entwicklung der Jury nicht bloss während einer, sondern 2 
Generationen verfolgen können, so wären sie mit ihrer Per- 
horrescierung alles »Menschlichen« notwendig zu einer 
Skepsis an der Skepsis gelangt. 

Die Analogie für die Bestellung der gesetzgebenden 
und Exekutivgewalt ist natürlich keine zwingende, dennoch 
besteht in der Demokratie eine Ähnlichkeit; ja in vielen 
Kantonen ist die pas^iive Wahlfähigkeit für die richterliche 
Gewalt eine beschränktere als für die beiden andern: wer 



^) Krit. Zeitschr. f. Rechtswiss. und Gesetzgebung des Auslan- 
des, 19. Bd., S. 198. 

■) J. Dubs, Die schweizerißche Demokratie in ihrer Fortent- 
v/icklung, S. 55. 
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hätte aber für diese letztem je das Lossystem postulieren 
wollen ! 

Die Jury wird doch als das Volksgericht ausgegeben, 
es. soll aus dem Volke genommen und für das Volk bestimmt 
sein, nur nicht durch das Volk bestellt werden -— eine Kon- 
sequenz, die an die philosophische Aufklärung des 18. Jahr- 
hunderts erinnert, die aber beweist, daas die Jniy in der 
Schweiz von oben aufgestellt, nicht aber aus dem Volke her'- 
aus verlangt wurde: politische Aufklärer führten sie als Mo- 
deartikel ein und vaccinierten schweizerische Eechtsanschau- 
ungen mit fremder Lymphe^). 

Nicht anzutreffend ist die ausgeloste Jury sogar offi- 
ziell, in der Botschaft des Bundesrates zur Militär-Strafge- 
richtsordnung als Lotterie bezeichnet worden. Aber die An- 
hänger des Lossystems mögen aus der Wahl keinen Prüfstein 
für die Volkssanktion des Instituts machen. Es ist nämlich 
sehr charakteristisch, dass gerade die Senioren der Juit- 
Kantone, M'elche an diesem Institut als einer kostbaren Er- 
rungenschaft der französischen Revolution festhalten, eine 
beispiellose Gleichgültigkeit für die Bestellung der Jury 
durch die Wahl an den Tag legten. Im Kanton Waadt kam 
es um die Mitt^ des 19. Jahrhunderts — also im Zeitalter 
der Jungfräulichkeit der kantonalen Jury — vor, dass ein 
Wahlbureau von 3 Bürgern die Wahl der Geschwomen für 
ca. 2000 Einwohner allein vorzunehmen hatte (S. 127). Und 
50 Jahre später steht es in dieser, Beziehung im E.anton 
Genf verhältnismässig noch schlechter, indem Ende Oktober 
1899 nur 96 Bürger die Wahlen der eidg. Geschwomen für 
die bald 100,000 Einwohner zählende Stadt Genf besorgten! 
Diese Zahl wird noch in ein anderes Licht gerückt, wenn 
man bedenkt, dass bei der gleichzeitigen politischen Wahl 
der Nationalräte die Beteiligung 100 Mal stärker war. 

Übereinstimmend wird die durch Wahl oder Auslosung 
gebildete Spezialliste mittelst Los-Ziehung auf die Dienst- 
liste reduziert. Richtiger wäre die Bildung der letztem 
selbst durch direkte Volkswah], so dass nichts der Blindheit 
des Loses überlassen und kein Hasardspiel getrieben würde; 



*) RichtifiT sagt daher Picot, La rMorme judiciaire en France, 
p. 181 : TjCS Suisses n'appeUent pas» le Jury le paUadium des libert^a 
publiques. 
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die Urteils-Jury müsste wie üblich durch gleichmässige lie- 
kusationen beider Parteien gebildet werden. Eine durch 
direkte Wahl bestellte Dienstliste würde fähigere Elemente 
aufweisen; denn wie es deren nach der geltenden Art der 
Bildung der Jury gebricht, zeigt eine offizielle Klage aus 
Neuenbui^ vom Jahre 1893^): . . . .Texercice des recusations 
a pour resultat d'61iminer quelquefois les jures les plus in- 
telligents, en sorte qu'il devient plus difficile de trouver 
parmi les jures non recuses un homme porticulierement ca- 
pable de presider convenablement les Operations du juiy®). 
Die Jury^- Anhänger machen kein Hehl daraus, dass ihr 
Institut ein Gefühlsgeschöpf, ein etre de Sensation*^) sei, 
durch welches nur an daß Urteil des Gefühls, im Gegensatze 
zu dem des Verstandes appelliert werde. Es ist bezeichnend^ 
dass imter Napoleon der Volksmund die 12 Geschwonien les 
douze commissaires du gouvernement nannte. — Mitter- 
maier^) selbst gesteht bei der Besprechiing der beiden Me- 
thoden'^), dass es »leider« auf die Gefühlsseite ankomme*^). 
Diese Basis zur letzten Konsequenz verfolgt, müssen die 
Jury-Anhänger notgedrungen für das 20. Jahrhundert das 
Postulat aufstellen, dass die Funktionen der Jury den be- 
gabteren Gefühlsmenschen — den Frauen — zugewiesen 
werden und ihnen daher nicht nur die aktive, sondern auch 
die passive Wahlfähigkeit eingeräumt werde ! 

*) Expose des motifs ä Pappui du Code de proe§dure pönale, 
p. 222 f (S6p. p. 70 f). 

^) über das Jury- Institut, s<:»weit dessen Verfahren in Betracht 
kommt (siehe hiemach 2). 

') Bulletin de la Soc. de I6gisl. comp. 17. Bd., p. 582. 

") Daher kann bei der Jury der Einheimische günstiger ge- 
stellt sein als der Fremde, der beliebtere Bekannte besser als der 
gehasste; diese Seite des Gefühlsgericlits stimmt schlecht überein 
mit unserem Zeitalter des Verkehrs. 

•) Erfahrungen S. 094; vergl. Mittennaier, Das Volksgericht in 
(Gestalt der Schwur- und Schöffengerichte, S. 13. 

^") Desoer, Oonf6rence du jeune barreau, p. 14; bei Mitter- 
maier, Erfahrungen, S. 694. 

") Als Beweis hiefür aus der jüngsten Zeit erinnern wir daran, 
dass die Genfer Jurj^ 1889 annähernd zweimal weniger Freisprechun- 
gen aussprach als vorher, weil die öffentliche Meinung sich infolge 
skandalöser Wahrsprüche (S. 148 ff) 1888 sehr aufgebracht gegen 
die Jury gezeigt hatte. Vergl. E. Picot, Zeitschr. f. Schweiz. Strafr., 
2. Bd., S. 345 ff; Wuchter ?i. Zürcher, Die Gesetzesentwtirfe betr. 
die Rechtspflege Zürichs 1901, S. 269. 
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2. Zum Schwurgerichts-Prozesse. 

a) Das akkusatorische Prinzip, die Grundsätze der (Hfentlicb- 

keit und Mündlichkeit. 

Es gab eine Zeit, wo diese 3 Prinzipien moderner Pro- 
zessformen ausschliesslich mit dem Geschwomeninstitiit 
identifiziert wurden. Man glaubte, dass dieselben sich — ^ 
wie auch die freie Beweiswürdigung — nicht mit dem stän- 
digen Kiehtertum vereinbaren liessen, das ja als verwachsen 
gehalten wurde mit dem inquisitorischen, geheimen und 
schriftlichen Verfahren, der gesetzlichen Beweistheorie, der 
J^abinettsjustiz und einer weitgehenden, geheimen Admini- 
strativgerichtsbarkeit. Die Eichterwahl durch das Volk — 
an Stelle der faktischen oder üblichen Unabsetzbarkeit — 
war meist erst sehr kurze Zeit und nur spärlich eingeführt 
worden, ohne jedoch das Strafverfahren zu ändern. Die 
neuen Prinzipien, denen politische Umwälzungen in den 
Kantonen zum Durchbruch verhelfen sollten, waren da, wo 
sie bestanden — in England, Nordamerika (Frankreich) — 
mit dem Jurv-Institut verbimden, so dass die Reformer der- 
Straf Justiz die prozesöualischen und gerichtsorganisatori- 
sehen Neuerungen nicht an die bisher geltenden Institutio- 
nen anzuknüpfen vermochten. Die politischen Revolutionen 
kannten weder ein historisches Entwicklungsprinzip noch 
die Methode des Kompromisses imd da sie sich andererseits 
für die Justizpflege nicht mit der destruktiven Rolle allein 
allfinden durften, waren die Revolutionäre darauf angewie- 
sen, statt c!er alten Institutionen andere, statt der überlie- 
ferten Formen deren neue zu postulieren und einzuführen: 
eine Reformation an Haupt und Gliedern (Funktionen). 
Mochte die Reorganisation gewaltsamer oder doktrinärer 
Art sein, ilire Anstifter suchten dem Volke eine Beteiligung 
an der Justizpflege weniger auf tiefer, dafür aber auf um so 
breiterer Grundlage zu sichern. 

Nach Tind nach brach sich indessen die Einsicht Bahn 
(S. 297 f), dass auch die frühere Organisation und das alte 
materielle und fonnelle Strafrecht der lleformen fähig sei: 
der inqiüsitorische Prozess w^irde durch daß akkusatorische 
Verfahren ersetzt, die Gewaltentrennung strenger durchge- 
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lührt, die Strafgesetze gemildert, Spezial- und Generalpra- 
ventionen begründet, die gesetzliehe Beweistheorie beseitigt, 
die Öffentlichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit ange- 
nommen. Indem mehrere Kantone diese Reformen dvirch- 
führten, ohne das Schwurgericht anzunehmen, können wir 
heute nach einem Rückblick auf eine 50jährige Entwicklung 
sagen : Eher wird ein Jury-Kanton nach dem andern dieses 
Institut beseitigen, als dass ein einziger der übrigen Kan- 
tone es nachträglich noch einführte. 

Das akkusatorigche Prinzip ist durchaus kein der Jury 
zufallendes privilegiertes System; ce steht in besserer innerer 
Harmonie mit den ständigei^ Gerichten ; denn auf die Durch- 
fühnjng durch die Organe, deren es bedarf, hat die Jury bei 
uns auch nicht den mindesten Einfluss auszuüben vermocht. 
Die in jüngster Zeit angestrebte Reform in Bezug auf die 
Anklageakte würde zudem gegenüber der Jury schwer durch- 
zuführen sein. 

Die OejfentlicJikeif des schwurgerichtlichen Verfahrens 
ist in keiner Beziehung weitergehend als bei ständigen Ge- 
richten; auch beim ersteren wurde die Möglichkeit ihres 
x\u?schlui?sos aufgenommen (S. ?58, 268). — Fasst man aber 
die Erweiierung dieses Gnmdsatzes für die Zukunft ins 
Auge, so fällt der Vergleich zu Ungunsten der Jury aus. 
Denn das ständige Gericht wird eine Ausdehnung der Oef- 
fentlicl'keit auf die Beratungen ertragen, während die An- 
wendung dieses Grundsatzes auf die Jury sie vollends dis- 
kreditieren müsste. 

In da:f Prinzip der ausschliesslichen Mündlichkeit der 
Parteiverhandlungen und Verdiktsberatung (Bundes-Straf- 
prozesa Art. 88, 103) ist im Laufe von 50 Jahren eine 
Bresche nach der andern gelegt worden durch wesentliche 
Ausdehnung der ursprünglichen 2 Ausnahmen: so Aargau 
1858, Zürich 1866, Thurgau 1867/68, Solothurn 1874 (s. 
dort). — Die Ausdehnung war bedingt durch die zuneh- 
mende Urkundenverwendung der neueren Verkehrsverhält- 
nisse. Sobald aber diesen Umstönden vor Schwurgericht 
Rechnung getragen werden masste, zeigte sich die Xlnlialt- 
barkeit der Jury (S.. 287) und man entriss ihr wieder ein 
Gebiet ihrer Jurisdiktion. 

Wenn man dennoch der Jurv ihr relatives Verdienst 
um die beschleunigte Durchführung der genannten Grund- 
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sätze einräuioen will, so igt die merkwürdige Erscheinung 
nicht ausser Acht zu lassen, dass sie andererseits eine Ver- 
nachlässigung der Reformen des polizeirichterlichen und 
korrektionellen Verfahrens veranlasste; man braucht in die- 
ser Beziehung nur auf die Legaltheorie in Bern und Frei- 
burg zu verweisen. 



b) Zur Theorie der Trennung der That- und Rechtsfrage. 

Mit der Zulässigkeit oder Tlnziilässigkeit einer organi- 
schen Trennurg von Eechts- und Thatfrage^) steht oder 
fällt die Jury. Denn die einmalige Ausübung richterlicher 
Funktionen mit dem so gepriesenen Zurücktreten in das 
Volk imd ihrer »Frische« des Urteilens, sowie das andere 
Extrem — die Aufstellung ständiger Geschwomen^) — ist 
kein absoluter, sondern nur ein relativer Unterschied vom 
ständigen Gerichte. Dies würde auch gelten, wenn zufälli- 
gerweise einmal alle Urteilsge*=?chwomen Eechtskundige 
wären. 

Die Genesis der Jury als richterliches Institut in der 
Schweiz ist zu einem wesentlichen Teile aus der Beseitigung 
der gesetzlichen Beweistheorie zu erklären. Die vorrevolu- 
tionäre »richterliche Gewalt«, teils als Seitenstück, teils; als 
Inbegriff de» Absolutismus betrachtet, musste mit dem letz- 
teren selbst durch die politischen Umwälzimgen fallen. 
Waren auch diese Gegensätze in den Kantonen weniger 
schroff als im Auslande, so bestand sogar bis 1848 in deren 
Instruktionen an die Gesandtschaften für die Tagsatzung 
eine gewisse Analogie zur Beweistheorie. Für die Beseiti- 
gung der letztem war erfreulicherweise selbst vor 1848 bei 
uns nicht nur die politische, sondern auch die juristische 
Seite massgebend (S. 208 f). 



^) Solche schlug schon Canard vor-j vergl. Feuerbach, Betrach- 
ti;ngen über das Geschworneugericht 1813, S. 139. 

') Einschliesslich der Nichtmotivierung. über die Entscheidung 
der letztem. — Die lange, von Mittermaier (Die Mündlichkeit, das 
Anklageprinzip, die Öffentlichkeit und das Geschwornengericht, S. 
3(M)) gegebene Definition der Jury kann als aufgegeben betrachtet 
werden. 

21 
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Nachdem Fraoikreich für die Kriminalrechtspflege 
durch die Einführung der Jury .1791 mit der Reweistheorie 
aufgeräimit hatte, kam diese Frage anderw'ärts zu keiner ent- 
scheidenderen Lösung bis 1848. Die Doktrin bemächtigte 
^ich ihrer jedoch in Deutschland schon yor der Julirevo^u- 
tion. Kein Geringerer als der Philosoph Hegel konstruierte 
1820 rechtsphilosophisch die (Theorie der) Trennung der 
That- und Kechtsfrage. »In dem Geschäfte des Kechtspre- 
chens als der Anwendung des Gesetzes auf den einzelnen Fall 
imtersoheiden sich die 2 Seiten, 1. die Erkenntnis der Be- 
schaffenheit des Falles nach seiner unmiUelbaren Einzelheit 
die Eeflexion als Bestimmung der Handlung nach ihrem 
substanziellen, verbrecherischen Charakter — 2. die Subsum- 
tion des Falles unter das Gesetz der Wiederherstellung des 
Rechts (Strafe). Die Entscheidungen über diese beiden ver- 
schiedenen Seiten sind verscliiedene Funktionen«^), Die 
erstere derselben, die für sich kein Kechtsprechen enthalte, 
sei eine Erkenntnis, wie sie jedem gebildeten Menschen zu- 
stehe kraft der subjektiven Überzeugung und des Gewissens 
Canimi sententia § 227). Die 2. Funktion, sowie die TJnter- 
suchuugs- und Verhandlungsleitung sei dagegen ein »eigen- 
tümliches Geschäft des juristischen Kichters« (§ 22'6). — 
Auf Hegels Deduktionen haben ohne Zweifel Montesquieu 
und die historische Rechtsschule*), soAvie die Prinzipien der 
englischen und französischen Jmy (§ 228) eingewirkt; es 
ist bei seinen philosophischen Trichotomien nur zu verwun- 
dem, dass er nicht die Trennung der Funktionen nach der 
That-, Schuld- und Rechtsfrage durchführte. 

• Hegels Doktrin und die übertriebene Auslegung von 
Montesquieu's- Prinzipien der Gewalten trennung erleichter- 
ten den Jury- Anhängern den Sieg. Dieser Erfolg ist frei- 
lich begreiflich, wenn Logiker wie Hegel, einen falschen 
Syllogismus aufstellten; zum Unlogischen gesellte sieh das 
Unhistorische: keine geschichtliche Anknüpfung des.n,euen 
Instituts und irrige Auffassung des alten deutschen Gerichts- 

■ • . . . • , . - ' ■ - - » , ■ 

') Hegel, Grundlinien der Plülosophie des Hechts. Naturrecht 

uud Staatswissenschaft (Ausg. Nicolai) §§ 225— 228, S. 220 f, 222 ff 

(Rechtspflege, Gerieht). 

*) Vergl. über dieselbe in Beziehung zur J\xry lOsenhrüggenf 
Das Kriminalreöht und der Zeitgeist. Archiv des Ktlminalrechts 
1855, S. 286 ff. 
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\^^esens wie der antiken Greriehte*) und des romischen E^oi*- 
miilarprozesses. — Die mittelalt^rliclie Beweistheorie miisste 
faJlen, dabei würde der Schlag gewissermassen von einem 
abstrakten auf ein konkretes Objekt übertragen und für das 
«ichlechte Prozessrecht hatte die reformfähige Gerichtsorga- 
nisation zu büssen. Die freie Beweiswürdigung wollte man 
nur einem neuen Elemente zuerkennen, aus Furcht, die ge- 
lehrten Eichter würden sonst noch in praxi gewohnheitsr 
-massig Beweistheoretiker bleiben. Wie billige Vorwürfe 
ihnen gemacht wurden, zeigt das vom Zürcher Regierungs- 
rat 11. Escher^) 1838 gebrauchte Bild: Die gelehrten Juris- 
ten seien für die Praxis vom Tageslicht geblendete Fleder- 
mäuse (!). 

Die beschleunigtere Beseitigung der Beweistheorie ist das 
einzige Verdienst^ welches man in der Schweiz der Jury zu- 
schreiben kann. Da die Richter bei uns der Wiederwahl 
unterworfen waren und unter ihnen daß Laienelement ver- 
treten war, so ist nicht einzusehen, warum die freie Beweis^ 
Würdigung nicht ihnen hätte übertragen werden können. 
Die Nachahmung der Jury wäje allerdings dadurch vereitelt 
worden. Die Inkonsequenz illustriert deutlich das Vorgehen 
Berns, wo bis heule die Geschwomen nach »inniger Über- 
j^eugungrt, die ständigen (korrektionellen) Richter dagegen 
nach der Beweistheorie urteilen''). 

Gegenüber den Prinzipien des alten Strafverfahrens 
liorrschte für die destruktive Rolle der Refonn volle Über- 
einstimmung, dagegen eine fundamentale Divergenz für den 
Aufbau. 

Die Jury hätte ihre Berechtigung gehabt zu einer Zeit, 
wo viele Kantone des geschriebenen materiellen und formel- 
len Rechts nouh entbehrten^); sobald aber hierin die Kodi- 



^) Frühzeitig von Köstlin bekämpft. Brunner, Die Entstehung 
der Schwurgerichte, S. 22, 

•) Op, cit (s. S. C) S. 31. 

'') E. MüHer, Die Reform des bern. Strafverfahrens, Zeitschr. 
des berri. Juristenvereins, 11. Bd., S. 114, hat diese Anomalie 1875 
ohne Erfolg bekämpft. 

*) Dieser Gedanke wurde schon in einer 1819 in Lausanne er" 
schienenen Broschüre von M*** Jurisconsulte, Si Institution du 
Jury eonvient ä la Suisse, ausgesprochen, später wurde ihm keine 
Beachtung mehr geschenkt. 
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fikation durchgeführt war, galt ee, deren gesetzliche, positive 
Normen — »einen Sinn, einen Willen« — als alleinige Richte 
schnnr anzuwenden. Es zeugt daher von einer starken Vet- 
kennunsr des bindenden Rechtes der Kodifikationen, die an 
die Einseitigkeit der Savigny'schen historischen Schule er- 
innert, wenn Orelli^) 1856 einer verständigen, gewissenhaf- 
ten Jury die Macht vindizierte, »mit vollem Rechte einen 
Angeklagten freizusprechen, wenn die allgemeine Volksan- 
schauung die ihm zur Last gelegte Handlung nicht als Ver- 
brechen ansieht, während nach dem- strengen Buchstaben 
des Gesetzes Strafe eintreten müsstc«. Man muss als über- 
zeugungsvoller Demokrat eine edlere Auffassung der öffent- 
lichen Meinung haben als Biuding^^), aber eine Rechtsbeu- 
gung darf man ihr nicht zum Opfer bringen, umso weniger, 
als ihr Niederschlag für jeden einzelnen Fall nicht leicht 
unbestritten festzulegen ist. Eine Verdichtung so hetero- 
gener Anschauungen zu einem einheitlichen Begriffe auf 
plebiscitärem Wege ist für die liegislatur berechtigt, nicht 
aber für die Justizpflege. Sind Gesetze und Beschlüsse des 
Schweiz. Bundesrechtes nach der Bundesverfassung Art. 113 
sogar für die Berufsrichter des Bundesgerichts schlechthin 
massgebend, wieviel mehr müssen dann materielle und for- 
melle Rechtsnormen für Laien verbindlich erklärt werden. 
Mit Recht sagt Jhering, wenn die Geschwomen befugt sein 
sollen, die Schuld des Angeklagten nach ihrem subjektiveri 
Gefühl statt nach dem Gesetze zu bestimmen, so solle man 
ihnen diese Befugnis verfassungsmässig einräumen, sonst 
bleibe »jeder derartige Akt ein schnöder Willkürakt, ein 
offener Justizmord o^^). 

Wer aber vernünftigerweise der Jury heutzutage nicht 
mehr die Txorrektur des Gesetzes gestatten will, wird für 
die richterliche Funktion auch die juristisch-technische 
Seite anerkennen: das deliktische Thatsächliche kann nur 
nach den juristischen Begriffen des Strafgesetzbuches beur- 

*) Zeitschr. der Ztirch. Keclitspflege, 3. Bd., S. 6. 

") Die 3 Grundfragen der Organisation des Strafgerichts, S. 51. 

") Ihering, Der Zweck im Kecht, 1. Bd., S. 406. Die Korrek- 
tur des Gesetzes durch die Geschwomen ist ein zweischneidiges 
Schwert, das unter Umständen nach einer ganz andern Seite hin 
treffen kann, als gar manche seiner Anhänger wüiischen und er- 
warten. S. 408. 
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teilt werden, da »die verbrecherischen Händlungen« seihst 
ßich ans »lauter Keclitsheffriffen« zusammensetzen. Es he- 
steht — was dem Laien meist entgeht — zwischen den kon- 
ventionellen Begriffen des Sprachschatzes und denjenigen 
der strafrechtlichen Terminologie nur eine formelle, keine 
materielle Kongruenz; dieselbe ist »eine technische Sprache« 
mit »scharf zugehauenen Kechtsbegriffen«^^), die der ge- 
wöhnliche Laie dagegen nach Inhalt und TJmfang im Wider- 
spruche zum objektiven, positiven Bechte mit subjektivem 
Massstnbe auf den speziellen Fall projiziert, so z. B. die 
l^echtsTsddrigkeit, Zurechnungsfähigkeit, dolus und culpa., 
Vollendung und Versuch, Tliäterschaft und Teilnahme, die 
Kategorien der Körperverietzungen, der Vermögensdelikte 
etc. 

Geiren die tJieoretisch konstruierte Trennung der That- 
nnd Eechtsfrage sprechen nicht nur diese grundsätzlichen 
Erwägungen, sondern auch ihre Durchführung in praxi 
selbst. 

a) Das Resumey 
die RechUbelehrung und die Frctgenstellung. 

Von den geltenden 10 schwurgerichtlichen Prozessge- 
setzen verlegen 7 die Frfigenstellung nach der Schlussver- 
handlung bezw. dem Resume; eine Ausnahme machen näm- 
lich nur Waadt seit 1853, Solothurn seit 1886 und N'euen- 
burg seit 1893. Kein Ue.svme kennen Waadt, Bern, Neuen- 
bürgs sowie Genf seit 1884 und Solothurn beschränkt seit 
1874; die Rechtsheiehrung adoptierten Zürich, Thurgau, 
Aargau, Solothurn (Freiburg). 

Eesume und Eechtsbelehrung, ein Surrogat der rich- 
terlichen Erkenntnis und (anticipando) eine Anweisung auf 
das Schuldurteil, waren zu jeder Zeit bestrittene Punkte; 
das erstere an das französische, das letztere an das' englische 
Recht angelehnt. Aber das Kesume fiel endlich in Frank- 
reich durch die Loi du 19 Juin 1881, während die Voraus- 
setzungen der (bindenden) Eechtsbelehrung im englischen 
Rechte — Charge; law of eoidence — nie den schweizerischen 
Verhältnissen entsprachen. 

") Bozeichmmgsweise von Binding, Die 3 Grundformen, S. 
29, 31. Vergl. ferner Wächter u. Zürcher, Die Gesetzesentwürfe 
betr. die zürch. Rechtspflege 1001, S. 268. 
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Die systematische Verarbeitung der Fragenstellung im 
sehwnrgerichlichen Verfahren der Schweiz (die Einzeldar- 
stelhmg des geechiehtlichen Teiles) \^Tirde eine besondere 
Studie erheischeai. Das Verfahren ist seit den ersten Zeiten 
in keinem Punkte so mannigfach variert und kombiniert 
worden, wie in der Fragenstellung, die bald mehr dem eng- 
lischen, bald dem französischen Rechte^^) nachgebildet 
wurde, in letzterer Beziehung sowohl dem Verfahren vom 
16. September 1791 (Waadt, Neuenburg) als dem Code d'in- 
struction criminelle. 

In den Zusammenhang richterlicher Funktionen, aus 
dem sie der Dualismus der Jury herausgerissen, wieder hin- 
eingedacht, erweist sich die Fragen Stellung selbst als eine 
anficipierfe Beurteilung^^) durch den xlssisenpräsidenten 
bezw. Assisenhop^),. wenn auch nicht im vollen Umfange, 
wo die Stellung gewisser Fragen und ihrer Form gesetzlich 
fixiert und den Richtern mit Unrecht das System der mil- 
dernden Umstände heute noch vorenthalten ist: ad quaes- 
tionem juris non respondent juratoreg. 

ß) Die Verdiktsberatung, Abstimmung, Vberpriifung, 
dds Moniturverfahren und die Verweisung, 

Die Geschwomen werden als die berufensten Scliuld- 
richter gepriesen und dennoch müssen sie das Licht der Öf- 
fentlichkeit scheuen für ihre Funktionen. Wäre von An- 
fang an die Öffentlichkeit konsequent auf die Verdiktshera- 
tung ausgedehnt worden, so würden wir die Jury längst zu 
den eidgenös«?ischen und kantonalen Antiquitäten zählen. 
Wir wollen nicht unbillig sein, vom Geschwomeninstitut zu 
verlangen, was für die ständigen Gerichte auch nicht besteht. 
Hingegen könnte für letztere — vorab für ein Kriminalge- 
richt — dieses Postulat verwirklicht werden, sobald die Ein- 



") Vergl. J. Glaser, Die Fragenstellung im Schwurgerichtsver- 
fahren, S. 27 ff. 

") Vergl. Binding, S. 89. 

") Über die vom Präsidenten gestellten, beantworteten Fragen 
entscheidet bekanntlich der Assisenhof; in den Kantonen Thurgau 
und Solothurn werden die Fragen direkt durch den Assisenhof fest- 
gestellt. 
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Sricht der Wahl «tändiger Benifsrichter sich Bahn gebrochen 
haben Avird^®). 

Die Verdiktsberatung ist der dunkelste Punkt im 
schwurgerichtlichen Verfahren^ ^). Da in Genf seit 1891 der 
Assisenpräsident derselben beratend beiwohnt j ist über die- 
selbe mit grösserer Gewähr berichtet worden. Die Beratung 
geht regelMddrig vor sich, viele sprechen zustimmend den- 
jenigen nach, die decidiert ihre Meinung äussern: . , .com- 
l)ien certaines circonstunces exterieures et sans importance 
peuvent impressionnjer les jures, quelle influence exercent 
{^ur le verdict le carayctere des jures, leurs prejuges de clause, 
leur education; combien le» questions personn elles, l^appa- 
rence, le milieu auquel iis appartiennent, Fhabilete de Tac- 
cusation ou de la defense peuvent modifier la Solution d'une 
poursuite. — Ces defauts n'ont pas disparu^^). 

Angesichts solcher Misstände ist es bezeichnend, dass 
anfänglich »Leitfaden für Geschwomew auftauchten (Masse; 
Hotz S. HO, 236) und dass lUittimann schon 1852 vorschlug, 
den Obmann, durch den Assisenhof wählen zu lassen. Auch 
Neuenburg empfand 1893 den Mangel dieser tüchtigeren 
Leistung der Jury bei ihrer Beratung (S. 318), sprach sich 
aber gegen die von Genf eingeführte Neuerung aus: »in 
diesem Durcheinander falle der Einfluss natürlich gänzlich 
auf die Seite der Kichter; besser werde die Jurv einfach be- 
seitigt, statt zu dieser Bastardschöpfung die Zuflucht zu 
nehmen^®). 

In Bezug auf die Ahsiimmung enthalten die Gesetze 
eine Lücke, wenn sie, wie der Bundes-Strafprozess (Art. 
108), einfach vorschreiben: Jeden Wahrspruch fassen die 
Geschwomen mit Stimmenmehrheit. Vereinigt sich weder 

^«) Vergl. F. Meili, Der Zivil- und Strafprozess, 1. iVd., 8. 47 ff 
(contra) und Verhandlungen des Schweiz. Juristenvereins 1892, S. 
132—147. 

") Dieses Urteil eines deutschen Geschwornengerichtspräsiden- 
ten, selbst von einem tüchtigen Verteidiger der" Jury anerkannt 
(Heinze, Ein deutsches Geschwornengericht, S. 6; s. Binding, S. 90, 
105 f), lassen wir hier durch einen Gerichtspräsidenten aus dem 
Kt. Genf bestätigen. 

") E. Pwot (President de la cöur de justice), La nouvelle loi 
genevoise sur le jury dans son application. Zeitachr. f. schweizer. 
Strafr., 6. Bd. (1893), p. 62 ff. 

"•) Expose des motifö, p. 222 (S6p. p. 70). 
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auf die Schuld noch auf die Nichtsohuld die vorgeschriebene 
Stimmenzahl, so besteht kein Anhaltspunkt, ob die Parömie 
in dubio mitixis oder das anrüchige schottische not proven 
bezw. die absolutio ab instantia Anwendung finde. Mag 
Stimmenenthaltung nach antiker Auffassung als Feigheit 
gelten, so kann andererseits auch der Siimmzwang, wie ihn 
Zürich 1866 einführte, dennoch versagen. Bei der richter- 
lichen Abmehrung, v/onaxjh die für die schwerere Eventual- 
anklage gegebenen Vota implicite die Bejahung der leich- 
teren involvieren, würden die Geschwomen sich in Wider- 
sprüche verwickeln. -- Die gesetzlichen Vorschriften über 
die Stimmenmehrheit sind in der Schweiz weniger oft geän- 
dert worden als in Frankreich, wo dieselbe in verhältnismäs- 
sig kurzer Zeit 9 Mal verändert wurde (S. 333). 

Das dem englisch-französischen Verfahren nachgeahmte 
Aushülfsmittel der Einsperrung der Geschwomen ist ein 
Armutszeugnis für das Jury-Institut. Dieselbe ist nach ei- 
nigen Gesetzen nicht beschränkt, so dass man nicht weiss, 
ob die Geschwomen in Permanenz bleiben müssen, bis die 
Minderheit — der Not gehorchend, nicht dem eigenen 
Triebe — sich dazu bequemt, die vorgeschriebene Mehrheit 
zu bilden. Der Angeklagte verdankt alsdann seine Befrei- 
ung oder Verurteilung dem Bedürfnis der Selbstbefreiung 
der Geschwomen, sind letztere doch nach Rüttimanns Zeug- 
nis selbst »ziemlich geneigt, die schwerere Anklage zu ver- 
werfen, sobald der Angeklagte nur nicht ganz leer von Strafe 
ausgeht (!)«^^). Andere Gesetze, ^vie das zürcherische, be- 
stimmen eine Normalberatungsfrist von 10 (bis 1874 von 
1?) Stunden. Lässt der Staatsanwalt bei einem nicht zu 
stände gekommenen Verdikt die Klage bezw. Überweisung 
fallen, so besteht mangels Freisprechung oder Verurteilung 
eine Strafinstanz-Entlassung, eine absolutio ab instantia. — 
Das ist die bessere Rechtsprechung der Jury, die Jurispru- 
denz des TTnbewussten ! Andererseits mag es freilich Fälle 
geben, bei denen die Stimmenmehrheit schneller erzielt 
wird, wo der einzelne Geschwome nach dem Motto funk- 
tioniert: veni — vidi — judicavi. 

Ein kontroverser Punkt bei der Jury liegt in der Wür- 
digung der Expertengutachten. Die jüngste Zeit liefert uns 



^) Rüttimann,^ Die zUrch. Gesetze, S. 207. 
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Beispiele für beide Extreme: aus dem Kanton Waadt (1890) 
ein Seluildisrverdikt sreoren (i-ntachten von 4 Ärzten auf Un- 

ZT» . CT C 

ztirechnungsfähigkeit^^); aus d.em Kanton Zürich (1897), wo 
clie Jurv »alle Verantwortlichkeit und das AVesentliche der 

« 

Urteilsfunktion« von sich ah-^^) und auf die Experten^^) 
wälzte^^). — Diese einander widersprechende Beurteilung hat 
ihre Ursache nicht zuletzt darin, da^^^s die Geschwomen nur 
Gefühlsrichter sind (S. 318). Der Code d'instruction crimi- 
nelle (Art. 342) und viele ihm nachgebildete Geschwomen- 
instniktionen kennen ja gerade das Verbot der Denkfrei- 
heit: ... .ils manquent ä lour premier deVÖir, lorsque pen- 
«ant aux dispositions des lois pönales, ils considerent les 
suites que pourra avoir par rapport ä Paccuse, la declaration 
au^ils ont ä faire. ... 

Verschieden geregelt wurde die üeberprüfiing des Ver- 
dikts lind das damit zusammenhängende BericJitigungs- oder 
..¥^ont7?irverfahren. Eine tjberprüfungsari; kennen nämlich 
der Bund, Waadt, Bern, Thurgau und Aärgau (keine Genfj 
5. dort), zwei Zürich und Solothurn, drei Freiburg und Neu- 
enbürg: Jcein Moniturverfahren Waadt und Bern (Genf), 
einen Fall desselben der Bund, Zürich, Thurgau, Aargau 
and Solothurn; Verweisung vor eine neue Jury durch den 
Assisenhof Bern, Freiburg, Zürich, Solothurn mid Neuen- 
burg. Die Verbindlichkeit der bereits gegebenen Antworten 
für das Moniturverfaliren setzen ausdrücklich nur Freiburg 
und Neuenbürg fest. 

Die Konsequenz der dunkelsten Seite der Jury deckt 
die grellen Widersprüche des Instituts auf. Durch den Dua- 
lismus sollen die Geschwomen in ihrer Sphäre souverän sein ; 
ihr Wahrspruch »kann unter keinen Umständen als that- 

^•) A. Gautior, L'af faire Blanc, Zeitschr. f.. Schweiz. Straf r., 
4. Bd., p. 45 ff. 

=") Fall Peter, vergl. Basler Nachrichten No. 249 und 252 v. 14. 
u. 17. Sept. 1897; Zeitschr. f. scJiweiz. Strafr., 10. Bd., 8. 323 ff. 

^) Vers^]. hiezu C, Emmei^t, Die Erscheinung der medizinischen 
Sachverständigen vor den Gerichten, Zeitschr. f. Schweiz. Strafr., 2, 
Bd., S. 125 — 138; A. Lenz, Die geisteskranken Verbrecher im Straf- 
verfahren und Straf Vollzüge, Verhandlungen des Schweiz. Juristen- 
vereins 1899, S. 161—229; 281—297; Gretener, Die Zurechnungs- 
flihigkeit als Frage der Gesetzgebung; Lautcrhurg, Zeitschr. d. bern. 
Juristen Vereins, 33. Bd., S. 164 ff; Zürcher, Zeitschr. f. schweizer. 
Strafi-., 10. Bd., S. 17. 
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j-iichlich unrichtig angefochten werden«, allein die Über- 
prüfung desselben auf seine Vollständigkeit, Legalität, auf 
Widersprüche und materiellen Irrtum ist den ständigen Rich- 
tern gesetzlich vorbehalten. Wenn jedoch bei Verweisung 
eines Falles die neue Jury denselben Wahrspruch fällt, so 
mnss ein Rechtsbnich sanktioniert werden, der gegen posi- 
tives Recht sowohl als die Überzeugung der höchsten (Be- 
rufs-) Richter verstösst. 

y) Fällung des Endwrteils. 

Der schwurgerichtliche Dualismus zertrümmert die ein- 
heitliche richterliche Funktion. Nach der Fragenstellung, 
der Verdiktsfällung, ihrer Ül)erprüfung und Korrektur er- 
weist sich die richterliche Strafausmessung sogar als viertes 
Urteil innerhalb derselben Instanz^*). Die Urteile sind je- 
doch keineswegs kausal aufgebaut; ihre heterogenen Teile 
greifen willkürlich ineinander, für deren Kombinationen 
findet wechselseitig eine Vorcnthaltung imd Vorwegnahme, 
soAvie nachträglich eine Korrektur statt. Die absolute Tren- 
nung der That- und Rechtsfrage ist deshalb in praxi un- 
durchführbar und deshalb deren These falsch: ....point 
d'intertention du juriste dans l'examen des faits concmts; 
point d^immixtion du laique dans Fapplication du droit-*^). 

Die Motivierung des Endurteils muss sich für den 
grundlegenden Teil einfach auf einen bejahenden oder ver- 
neinenden Orakelspnich berufen, der selbst keine Entschei- 
dungsgründe erträgt. Als man den vSchritt von der Beweis- 
iheorie zur freien Beweis Würdigung that, schoss man über 
das Ziel hinaus von einem Extrem ins andere. Denn die 
letztere bedingt, für die Übertragung an ein besonderes Or- 
gan, wl}1 sie nicht dem Gefühl allein die Zügel schiessen 
Lispen, ein KoiTektiv — die Motivierung. Diesen Grundsatz 
nahm Baselland sogar in die Verfassung vom 6. März 1863 
(Art. 72) auf, mit dem das gleichzeitige Jury-Postulat (Art. 
78) freilich nicht ganz im Einklänge stand! Welche Schwie- 
rigkeiten aber die Motivierung dem Laienelement bietet, 



24^ 



^) Binding a. a. 0., 8. 91 f, berücksichtigt die tJbei'prüfung und 
Verweisung nicht. 

^) Expose des motifs, cit., p. 227 (S6p. p. 74). 
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darüber besteht bei ixiisern Benifsrichtem volle Überein- 
stiTQmung. 

Da" die Zivil-Jiirv für die Schweiz in Theorie verworfen 
wird und sich in der Praxis nicht bewährt hat, so folgt, dass 
man gerade beim sch^v urgerichtlichen Verfahren für den 
AdhäßionsprozesB die privilegierte Stellung der französischen 
Zi\dlpartei nicht zulassen darf. 

d) Die Rechtsmittel. 

Mit Recht schleudert F. MeiW^) gegen den Jury-Pro- 
zesp den Vorwurf, da«s er die Appellaiion, »ein Kleinod der 
Rechtsprechung«, unmöglich mache^*'). Mag dieee Präge für 
das Strafverfahren im allgemeinen nicht ganz unbestritten 
sein, so ist die Appellation nach schweizerischem Strafpro- 
zessrechte (ausser der »Tury) sozusagen einstimmig anerkannt. 
Sie wird zur gebieterischen Notwendigkeit gerade für die- 
jenisren Verbrechier, welche dem schwursrerichtlichen Kom- 
petenzkreise entsprechen, wenn in ersterlnstanz die rechts- 
kundigen Richter in Minderheit sind. So sind denn Kassa- 
tion und Revision selbst auf breiter Basis noch lange kein 
Ersatz für jeglichen Mangel der Appellation^^). Die letztere 
teilweise möglich zu machen, schwebte offenbar Walther vor, 
indem er vorschlug, »dass von den Geschwornen im Falle 
eines ^nzlich verneinenden Wahrspniches verlangt werde, 
anzugeben, aus welchen Gründen sie die an sie gestellte 
Frage verneint haben ((^*). — Diese fundamentalen Mängel 
der schwurgerichtlichen Rechtsprechung sind auch schuld 
daran, dass durch dieselbe nicht die mindeste fruchtbrin- 
gende Wirkung auf die Wissenschaft des Straf rechtes: aus- 
geübt wird, während doch gerade von der richterlichen Pra- 

'•) Der Zivil- und Straf piozess, S. 16. 

") Auch Falk hielt es für einen grossen Nachteil, dass jedes 
von Schwurgerichten gefällte Urteil inappellabel sei. C. v. Steraann, 
Die Jury in Strafsachen, S. 376. 

^) Art. 350 des Code d'instr. crim. und seine Nachbildungen 
bestimmen: La d^claration du Jury ne pourra jamais Hre soumise 
•\ aucun recours; wie es dennoch nötig wurde, schwurgerichtlichen 
Urteilen beizukommen, das beweisen die zahllosen Nichtigkeitserklä- 
rnnjren des französischen Kassationshofes. 
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*) Zur Juryfrage, Krit. Viertel jahrschrift f. Gesetzgebung und 
Rechtswiss., 3. Bd., S. 476. 
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xis indirekt »die Fülle des Lebens ihr Gesetz« zu empfangen 
angewiesen ist^®). 

Gegen eine fehlerhafte Eechtsprechung ständiger Ge- 
richte gibt es 3 Verb(isserungen: die Bechtsmittel, die Kor- 
rektur des Strafreehts und — die Nichtwiederwahl der be- 
ireffenden Ricliter. Bei der Juir aber sind mangels moti- 
vierter Verdikt? urteile die Rechtsmittel beschränkt, die Kor- 
rektur des Strafrechts infolge einer nicht konstanten Recht- 
sprechung unmöglich und die Nicht Wiederwahl der Ge- 
«chwornen versagt, weil sie »einerseits zu spät käme, ande- 
rerseits das »TTnbewusste« bestehen lässt: Die Jury-Justitia 
niisst auf ihrer Wage Recht gegen Gnade aus (S. 115, 
236, -268 etc.). 

e) Die Kosten. 

Die Gegner der Jury haben zu allen Zeiten gegen dieses 
Institut die hohen Kosten geltend gemacht und die Anhän- 
ger zu Konzessionen veranlasste^). Dieselben sollen an ei- 
nem Beispiel illustriert werden. Bei eingeklagtem Diebstahl 
oder Betrug von 51 Fr. im Kanton Ztirich^^) können sich 
die Kosten des Verfahrens unter Benutzung der Rechtsmit- 
tel (Kassation) auf ca. 500 Fr. belauf en®^), wobei für die 
Staatsgebühren nicht die maxima, sondern das Mittel be- 
lechnet ist und in Berücksichtigung gezogen wird, dass die 
Schwurgerichtsverhandlung nicht wegen eines solchen Falles 
allein stattfinden würde. 

Zu dem Vor\mrfe der hohen Kosten des Verfahrens 
erheben wir den neuen der Kostspieligkeit der Gesetzgebung. 



wy 



*) Verßfl. P. Speiser, Verhandlungen des Schweiz. Juristenver- 
eins 1884, S. 6 (Sohm, Institutionen, 4. Aufl., S. 20) ; Binding, S. 91. 

'^) Rijttiniann, Die zürch. Gesetze, S. 182, begründete die Aner- 
kennung des Autoverdikts damit, »den Geschwornen und den Zeu- 
gen Zeit und dem Staate oder dem Angeklagten Kosten zu ersparend. 
A^ergl. hiezu S. 116; Botschaft des Bundesrates v. 2. Juni 1851; 
Bundesbl. 1851, 1. Bd., S. 643, 648. — Die Ersparnis zeigt sich auch 
in der Reduktion der Urteilsgeschwomen, in der Einberufung der 
Geschwornen der Spruchliste statt der Dienstliste. 

*-*) Vergl. Gesetz betr. die zttrch. Rechtspflege v. 2. Dez. 1874, 
Art. 93, Ziff~ 9 (s. S. 240), Art. 1133, 1148, 1150 etc. 

^) Bei Verweisung des Falles vor eine neue Jury auf annä- 
hernd 1000 Fr. 
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Der Kanton Waadt z. B. verbrauchte innerhalb 40 Jahren 
(1846—1886, S. 138) 10 Gesetze über die Jury, wozu noch 
T)utzende von Beschlüssen, Verfügungen, Zirkulare, Tarife, 
Tabellen etc. des Staatsrates hinzuzufügen sind. Waadt 
fcteht übrigens mit dieser kostspieligen Jury-Legislatur nicht 
fillein, so hatte z. B. I>anlcreich in einem nicht viel längeren 
Zeiträume die Gesetzgebung über die Bildung der Jury 11 
MaP^) und für deren Pestsetzung der Stimmenmehrheit 9 
Mal gewechselte'^). 

Bei dieser doppelten Kostspieligheit kann der volkstüm- 
liche Masstab der Wertschätzung einer Sache an deren Ko- 
sten schlechterdings keine Anwendung finden; spricht man 
nun einmal von »Rechenfichaftsberichten« der Gerichte, so 
innss man bekennen: die Qualität und Quantität der richter- 
lichen Arbeit der Jury steht im umgekehrten Verhältnis zu 
den aufzuwendenden Kosten für deren Gesetzgebung und Ver-r 
fahren. 



3. Schiassbetrachtung. 

Der fnihere Bundesiut Emil Welti suchte die Jury-Geg- 
nor im Äargau mit dem Einwände zu widerlegen, dass die 
Laien zur Rechtspflege zugezogen werden dürfen, weil ihnen 
für die gesetzgebende und Exekutivgewalt nichts vorenthal- 
len sei. Wer nicht mit Louis Ruchonnet die letztere Be- 
fähigung überhaupt nur bedingt zugestehen will, wird diese 
für die Schweiz speziell geltende, bestrickende Einwendung 
von der staatsrechtlichen Seite aus entkräften müssen: es 
Ist zu unterscheiden zwischen der aktiven und passiven 
Wahlfähigkeit (Stimmberechtigung und Wahlfähigkeit). 
Dil? Schweizer\'olk hat denn auch gerade für die letztere im 
nilgemeinen stets den gesunden Sinn sich gewahrt und jenen 
Unterschied durch eine Art freier Selektion in der Praxis 
bestätigte 



'*). Aus. diesem Grunde wurde im geschichtlichen Teile die Dar- 
sitellung der Organisation der Juiy nicht in so weitgehendem Masse 
v/ie das Verfahren auf Fi-ankreich bezogen. 

*^) Üitiermaier, Erlahrungen, S. 135; Ch, KarcheTj'LB jury, 
p. 56. 
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Eine sonderbare Begründung der Jury hatte 1854 ein 
Berner Begierungsstatthalter aufgestellt, der zu ihrer Ein- 
f ühmng mit^virkte, obschon er an die spätere Preisgabe dieser 
))Modeeinriohtung« glaubte: alle ihre Reformen hätten stän- 
dige Gerichte auch zu bringen vermocht, nur nicht — »den 
Vorteil dev Teilung der Arheita^). 

Es hat den Anschein, als ob dieser moderne Grundsatz 
der x\rbeiisteilung — nicht nur für die richterlichen Punk- 
tionen — auch Solothum 1885 und Neuenburg seit 1891 
•rorgessichwebt habe. Ihre extreme Instanzenzersplitterung 
erklärt sich beim ersten nur teilweise durch dessen histori- 
sche und geographische Verhältnisse und seine gerichtsor- 
ganisatorischen Keformen (S. 387 f); beim letztem ist sie 
{S. 182 ff) auf die dem romanischen ^Charakter eigentüm- 
liche analytische Methode zurückzuführen, die sich im ma- 
teriellen und formellen Strafrechte zeigt: daher die franzö- 
sische Trichotomie, die Aufstellung differenzierter Gerichts- 
barkeiten, die Trennung der That- und Bechtsfrage, die Se- 
iierung des Thatbestandes, das System der mildernden 
Umstände. 

Auch Dvis wollte die Juiy durch eine Instanzenzer- 
splittenmg retten, indem er einerseits die fäkuUßtive Zivil- 
Jury, andererseits neben der Kriminal-Jury »besondere 
Bo.nlcerottsgerichtshöffÄi kreieren wollte: »Wo es sich darum 
lumdelt, eine grosse Beihe vereinzelter, einzeln nicht gerade 
entscheidender, aber in ihrer Verbindung dem geübten 
Blicke doch ein deutliches Bild der rechtswidrigen Absicht 
gewährender Akte zu beurteilen, da reicht die Kraft einer 
^\\vy nicht aus«^). 

Mit Dubs anerkennen noch andere Anhänger der Jury 
deren Nachteile, nicht zuletzt einer von ihren tüchtigsten 
ausländischen Vertretern, Glaser \ nach ihm ist sie »mehr als 
ein wohl besetztes Kollegium ständiger, unabhängiger, ge- 
schäftskundiger Eichter der Gefahr ausgesetzt, durch poli- 
tische, nationale, reli^öse Leidenschaften fortgerissen, durch 
Deklamation und Sophismen einerseits, andererseits' durch 



^) Zeitsclir. v. Sehauberg, Beitiäge zur zürch. Rechtspflege, 19. 
Bd., S. 401 f. 

-) J. Dubs, Die Schweiz. Demokratie in ilurer Fortentwicklung, 
S. 56 f. 
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das Ansehen der Staatsanwaltschaft oder eines voreingenom- 
menen Präsidenten vom richtigen Wege abgelenkt zu wer- 
den«^). 

In der Frage iim Sein oder Nichtsein der Jury kommt 
speziell dem Urteil der Fachleute, den praktizierenden Ju- 
risten doppelte Bedeutimg zu. Sie sind sozusagen einstim- 
mig gegen die Jury; sie müssten jedoch fiir sie einstehen, 
wollten sie auf ihr eigenes Interesse schauen. Denn es ist 
eine unbestrittene Thatsache, dass es den Anwälten leichter 
gelingt, ihre Klienten vor dem Schwurgerichte, als vor stän- 
digen. Gerichten »durchzubiingen (f. 

Nicht uninteressant ist der Vergleich, dass gerade die 
Jury-Kantone der deutschen Schweiz die weitestgehende 
»Freigebung der richterlichen Funktionen durchführen, da- 
gegen nach Art. 33 der Bundesverfassung die Ausübung der 
Advokatur an einen besondern Ausweis der Befähigung knü- 
pfen. — Nach Büttimann^) wäre dies namentlich durch die 
ßücksicht auf die Gescliwornen zu erklären, um sie nicht 
»zu verwirren und irre zu leiten«. 

Unser Zeitalter steht seit einem halben Jahrhundert in 
einer imaufhaltsamen Entwicklung der Konzentration, Diese 
vollzieht sich jedoch nicht in den starren Formen früherer 
Zeiten; sie erfolgt unter Verwendung der durch den voraus- 
gegangenen Differenzierungsprozess erreichten Resultate; 
Auf dem Gebiete der Justiz ist die Organisation und das 
Verfahren (Formen) nach und nach demokratisiert worden: 
Die differenzierende Entwicklung vollzog sich bis zum äus^ 
sersten Ende, in welchem. Stadium sie dem von der Justiz- 
pflege lange enterbt gebliebenen Volke als Dogma erschien. 
\^ie kräftig einsetzende Konzentration wird sich an diese 
differenzierten Produkte anschliessen ; ihr Prozess bedingt 
wieder die Vereinheitlichung der innerlich untrennbaren 
Funktion richterlicher Beurteilung, jedoch imter Aufnahme 
der gerichtsorganisatorisch und prozessualisch reformierten 
Punkte. 



') Sehwurgerichtliche Erörteiningen, S. 79. (Zur Juryfrage). 
*) Die zürch. Gesetze, S. 194 f. 
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L Antecedenzien. 

In der Begründinig seiner Mciiov zur Vereinheitlichung 
dos Strafrechis erklärte alt Nationalrat Forrer am 8. März 
j S88, dass die Kodifikation des Strafprozesses deshalb nicht 
erfolge, »weil diese zweite Aufgabe viel, viel schwieriger ist, 
ziimal man da nun in der That mit verschiedener Yolkssitte 
und verschiedenem Volksbewusstsein zu rechnen haben 
würde — der Jurya, In der Beantwortung der Motion teilte 
Ixuchonnet diese Befürchtung: ....Et le jur}^? Voilä en- 
fore un point oü le desaccord est profond . . . . ^) 

Die Partialrevision der Bundesverfassung vom 21. De- 
zember 1898 ist, allzu ängstlich, in diesem Sinne vorgenom- 
men worden (S. 67). Dagegen hat A, Lenz^) 1899 mit Eecht 
erklärt, dass noch mehr als ein Gesetzbuch zur vollen Ver^ 
wirklichung der Eechtseinheit erforderlich sei. die Einheit 
der Rechtsprechung. Ständerat Freuler sprach die Hoffnung 
auf diese Yerwirklichung schon auf dem Jusistenta^e 1881 
a\is, wobei dann »die Jury schon im Interesse der gleich-, 
massigen Handhabung des Instanzenzuges ans Bundesgericht 
verschwinden müsse<(^). 

Als die Vereinheitlichung des Strafrechts 1869 im 
Schweiz. Juristenverein zur Diskussion stand, hielt A. v. 
Orelli ein dieselbe verneinendes Referat; sie sei nur »in Ver- 
bindung mit einem genieinsamen Straf prazessverfahren und 
diirch einheitliche Organisation der Straf gerichte^ durch eidg. 
Untersuchungsbehörden und .... eine gleichmässige Voll- 
ziehung der Straf urteile« auszuführen. Es ist begreiflich, 
wenn sich ein Föderalist vor mehr als 30 Jahren diese 
liechtsvereinheitlichung nicht anders denken konnte, als 

') Vergl. Zeitsciir. f. 5cli\5^eiz. Straf r., 1. Bd., S. 203: 208. 

*) Zur Vereinheitlichung des Schweiz. Strafrechts, Verhandlun- 
gen des Schweiz. Juristenvereins 1899, S. 243. 

') Ebenso Ottensoser, Verhandlungen des Schweiz. Juristen- 
Vereins 1881, 
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durch die Unantastbarkeit der Jury; die Mehrheit der Kan- 
tone dagegen sollte »ein StraiVerfahren nach dem Vorbilde 
von St. Gallen und Basel-Stadt adoptieren«*), die grosse 
Mehrzahl nnter Fallenlassen der Appellation die Kassation 
der Minderheit der Kantone annehmen^). 

F. Meili^) — hoffend, »dass der Schweiz die Einfüh- 
ning dieses Instituts im kommenden Strafprozesse erspart 
bleibe« — schlug 1881 vor, die Beurteilung der wichtigeren 
Verbrechenskategorien mit ^^jury-mässigem Verfahrens den 
Icantonalen Appellationsgerichten zuzuweisen unter Zulas- 
sung der Appellation an das Bundesgericht in besonders wich- 
tigen Fällen und nach Massgabe eines formell umschriebe- 
nen, der Kassation sich nähernden Eahmens. 

Das Studium der Geschichte des Schwurgerichts- Ver- 
fahrens der Schweiz, insbesondere der Gesetzgebung dessel- 
l?en mit der unaufhaltsamen Abrüstung der schwurgericht- 
lichen Jurisdiktion, stellt uns vor die kategorische Entschei- 
dung der Beseitigung für das zu vereinheitlichende Straf- 
prozessrecht. Es gilt heute keine Konzessionen mehr zu 
jnachen, die Jury ist kein Stein des Anstosses mehr, denn 
die Befürchtungen von Forrer und Euchonnet im Jahre 
1888 haben mehr als ein Decennium später vollständig ihre 
Grundlage verloren. Das ä^cAi^t^rgericht, dessen Terminus 
nach seiner etymologischen Bedeutung selbst nicht mehr 
zutrifft, ist auf der ganzen Linie zum. Eückzuge gedrängt, 
um kurz zai rekapitidieren : Beseitigung der Jury im Tessin 
1883^); für den Militär-Strafprozess des Bundes 1889; pro- 
jelctieri für Zürich 1003; der korrektioneilen Jury im Kan- 
ton "Waadt 1886; Be^ision unter Anlehnung an das Schöf- 

*) J. Dubs, Die Schweiz. Demokratie, S. 57, wollte gar für den 
ZivUprozess die Zivil-Jury und ständige Gerichte aufstellen und dem 
Beklagten die Wahl derselben anheimstellen ! 

') A. V. Orelli, Verhandlungen des Schweiz. Juristen Vereins 
1869, S. 72, 68. 

•) Der Zivil- und Strafprozess des Kts. Zürich und des Bundes, 
S. 280. 

'•) Der Kommissionsentwurf der YerfaHBuny Aargaus v. 24. 
Sept. 1884 enthielt in Art. 62 ebenfalls die Beseitigung des Schwur- 
gerichts, ersetzt durch das Schöffengericht. Der Verfassungsrat be- 
hielt jedoch das Schwurgericht bei mit nur 80 gegen 67 Stimmen; 
'^0 stimmten nicht (zum Teil abwesend). Vergl. Protokoll der Ver- 
fassungsrevision 1884, S. 49, 136; Stenogr. Bericht der Verfassungs- 
revision 1884—1885, S. 347—388, 1002 f. 

22 
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fengericht in Genf 1890; forl-währende weitgehende Be- 
schränkung ihrer Zuständigkeit im Bunde und in den Kan- 
tonen^). 

Wir hehaupten, dass ein schweizerisches Recht ohne 
J\iry grössere Üherein Stimmung hieten kann für die Glieder 
eines Staates sowohl als zwischen dem Straf rechte und dem 
Strafprozesse, haben doch — um ein Beispiel anzuführen — 
Waadt und Freihurg ihr materielles Strafrecht dem deut- 
schen^ ihr formelles Straf recht dagegen dem französischen 
liechte entlehnt. 

Die treuesten Verehrer der Jury werden sich auf die 
andern Länder mit Schwurgerichten, vor allem Frankreich 
und Deutschland, herufen. Beide sind für die Schweiz in 
dieser Hinsicht keine Vorbilder; die einst treffliche Gesetz- 
gebuug Frankreichs ist heute vielfach überholt. Ein Ver- 
gleich mit Deutschland zeigt ims — ^vie wir hiefür ausrech- 
neten — ganz aridere Verhältnisse. Unmittelbar vor dem 
Erlass des Gerichtsverfaßsungsgesetzes vom 27. Januar 1877 
hatten «ias Schwurgericht im deutschen Eeiche 77 % der 
Einzelstaaten bezw. 97 % des Staatsgebietes oder 98 % der 
Bevölkerung. In der Schweiz haben die Jury gegenwärtig 
62 % der Bevölkerung oder 4^ % des Bundesgebietes bezw. 
nur 86 % der Kantone; die letztere Ziffer — % — ist bei 
dem Abringen von der kantonalen Souveränetät zur Rechts- 
vereinheitlichung wesentlich ausschlaggebend. 



IL Zur Vereinheitlichung des Strafprozess- 
rechtes und der Qerichtsorganisation. 

Xach Massgabe der Partialrevision der Bundesverfas- 
sung vom ?1. Dezember 1898 erhalten wir die Kodifikation 
des materiellen Strafrechts vor derjenigen des formellen; 

*) Iherings Prophezeiung beginnt sich zu erfüllen: »Ich bin 
der Überzeugung, dass eine Zeit kommen wird, die im sichern Besitz 
der gewonnenen Rechtssicherheit dem Greschwornengerichte zurufen 
wird: der Mohr hat seine Schuldigkeit gethan, der Mohr kann ge- 
hen. Denn ein Mohr ist er und bleibt er, und alle Kunst seiner An- 
hänger wird nicht im stände sein, ihn weiss zu waschen — es wird 
aber noch viel Seife darauf gehen, bevor man sich davon allgemein 
überzeugt«. Der Zweck im Rechte 1. Bd., S. 411, 409. 
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ja, der Fall wäre denkbar, dass zwar ein einheitliches Straf- 
gesetzbuch zu stände käme, dagegen schon die prinzipielle 
Entscheidung über die Vereinheitlichung des Strafprozess- 
rechtes verneinend ausfallen könnte. Auf jeden Fall be- 
schreiten wir den umgekehrten Weg y,ie vor einem halben 
Jahrhundert, wo der Bundes-Strafprozess 2 Jahre vor dem 
Bundes-Strafrecht erlassen wurde. 

Der positive Teil des Bundes Verfassungsartikels 64^1^ 
wäre auch ohne Garantie des negativen sanktioniert worden 
und hätte alsdann, gestützt aui Art. 114, die Erla^sung eines 
Bundesgesetzes betreffend die ))einheiiKc}ie Anwendung^ des 
kodifizierten achweiz. Strafrechts für die Übergangsperiode 
bis zur Vereinheitlichung des Strafprozessrechtes ermöglicht. 
Art. 64l>is^ al. 2, stösst dieser Befugnis der Bundesgesetz- 
gebnng einen EiegeP). Man schafft ein einheitliches mate- 
rielles Eecht und lässt sich die Hände binden, um es nicht 
auch einheitlich anzuwenden. Durch Aufnahme des negati- 
ven Teiles in Art. 64bis ist eine neue Partialrevision zur Ko- 
difikation des ProzessrecJUes erschwert worden; denn sie be- 
zieht sich wieder auf den Bundesverfaßsungsartikel vom 21. 
jJezember 189S und nicht auf denjenigen vom 20. Dezem- 
ber 1887 (29. Mai 1874). 

Man wird hiegegen einwenden, dass unmittelbar nach 
der Kodifikation des materiellen Bechtes derjenigen des for- 
mellen eher zugestimmt werde. Dabei bleibt aber immerhin 
noch ein allzu langes Interregnum: nimmt doch die Ver- 
einheitlichung des Strafreehts von der Motionsstellung an 
bis zum event. Inkrafttreten nahezu 20 Jahre in Anspruch. 

Die beförderlich vorzunehmende Partialrevision der 
Bundesverfassung hat sich auf folgende Punkte zu erstre- 
cken: 

Art. 64bi8^ al. 2 erhält folgende neue Fassung: Der Bund 
ist befugt, den Zivil- und Straf prozess zu vereinheitlichen. 
Die erstinstanzliche Rechtsprechung, mit Ausnahme der 
Straffälle in Art. 112, verbleibt den Kantonen. Mit dem 
Inkrafttreten des neuen schweizerischen Strafprozesses tritt 
Art. 106, al. 2 ausser Kraft und Art. 112, al. 1 erhält fol- 



') A. Lenz, Zur Vereinheitlichung des Schweiz. Strafrechtes, 
Verhandlungen des Schweiz. JuristenvereiuB 1899, S. 244, lässt Art. 
114 dieselbe Machtstellung gegenüber Art. 64 wie gegenüber Art. 64. 
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j/ende neue Fabßnng: Das Bundesgerieht urteilt erst- tind 
hfztinstanzlich in Straffällen. . . . 

Wer nicht unbedingt Gegner der Beseitigung der Jury 
bezw. der Unifikation des formellen Rechtes ist, kann dieser 
Iievision zustimmen, denn er behält sich dadurch gleichwohl 
/reie Hand vor für die später zur Abstimmung kommenden 
Bundesgesetze in dieser Materie. 

Für dns einheitliche Strafprozessrecht machen wir fol- 
gende allgemeine 'Voi^ichläge (als Grundsätze): 

1. Einleitung der Strafverfolgung und Ermittlungsver- 
fahren (Voruntersuchung) im wegentliehen nach den 
12 Postulaten von Karl Meyer^). 

2. Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Ilauptverhand- 
lungen. 

3. Vorbereitung zur Hauptverhandlung, Partei- und 
Schlussverhandlungen auf Grundlage des Verfahrens 
nach dem 3. eidg. Organisationsgesetze vom 22. März 
1893, Art. 128, 130 ff bezw. der Militär-Strafge- 
richtsordnung vom 28. Juni 1889, Art. 134 ff. 

4. Einheitliche Beurteilung der That-, Schuld- und 
Straf frage entsprechend der Militär-Strafgerichtsord- 
nung, Art. 161 A, B, Ziff. 1 und 2, Art. 162—165. 

5. Eegelung des Adhäsionsprozesses entsprechend dem 
Bundes-Strafprozess vom 27. August 1851. 

6. Zulassung der Bechtsmittel an das Bundesgerieht. 

a) der Appellation in gesetzlich bestimmten Fällen, 

b) der Kassation in den übrigen Fällen, 

c) der Bevision. 

Gerichtsorganisatorisch wären für die Revision des Or- 
ganisationsgesetzes wegen der Eechtsvereinheitlichung zu 
regeln: 

1. Die erst- und letztinstanzliche Beurteilung (inkl. 
Rechtsmittel) der Straffälle in Art. 112 der Bundes- 
verfassung ist dem Bundesgerichte zuzuweisen, wobei 
ein erweitertes Rekusntionsrecht zulässig ist. 

=*) Kritische und vergleichende DarsteHung der Strafverfolgung 
und Voruntersuchung nach den kantonalen (^richtsorganisationen 
und Strafprozessordnungen 1897, S. 194 t 
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2. Für die übrige erstinstanzliche Strafrechtspflege sind 
bezüglich der Zuständigkeit die Kantone massge- 
bend, wobei mehrere Kantone sich auf dem Kon- 
kordatswege zu einem grösseren Gerichtssprengel 
vereinigen können. 

3. Jeder Kanton stellt ein oder mehrere Strafgerichte 
erster Instanz auf, wobei der Gerichtspräsident ein 
Rechtskundiger sein musB. 

4. Das Bundesgericht bildet die Appellations- (s. oben 
Ziff. 6, Litt, a), Kassations- und Revisionsinstanz. 
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